
Handbuch
far die

Schweizerische Bundesversammlung

Herausgegeben von der Bundeskanzlei
1929

12396



H.A\'DBLiCH
FUR DIE

SCHWEIZERISCHE

BUNDESVERSAMMLUNG

,^ . r
1929.

HERAUSGEGEBEN VON I)ER IIUNUFSKAN"I.I.t:I



Verzeichnis
der im Handbuch für die Schweizerische Bundesversammlung

veröffentlichten Gesetze und Beschlüsse.

1. Bundesverfassung der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, mit den bis Ende
1928 erfolgten Abänderungen . . . 	 1-119

2. Bundesgesetz über das Verfahren bei
Volksbegehren und Abstimmungen
betreffend Revision der Bundesver-
fassung (vorn 27. Januar 1892) . . . 120-125

3. Bundesgesetz betreffend Volks-Ab -

stimmung über Bundesgesetze und
Bundesbeschlüsse (vom 17. Juni 1874) 126-130

4. Verordnung betreffend Begehren um
Volksabstimmung über Bundesgesetze
und Bundesbeschlüsse (vom 2. Mai
1879) 	  131-133

5. Bundesgesetz betreffend die eidgenös-
sischen Wahlen und Abstimmungen,
mit den bis Ende 1928 erfolgten Abän-
derungen (vom 19. Juli 1872) . . . 134-141

6. Bundesgesetz betreffend Erleichterung
der Ausübung des Stimmrechtes und
Vereinfachung des Wahlverfahrens
(vom 30. März 1900) 	  142-143



7. Bundesgesetz betreffend die Wahl des
Nationalrates (vom 14. Februar 1919) 144-153

B. Bundesgesetz über den Geschäfts-
verkehr zwischen Nationalrat, Stände-
rat und Bundesrat, sowie über die Form
des Erlasses und der Bekanntmachung
von Gesetzen und Beschlüssen (vorn
9. Oktober 1902)   151-174

9. Geschäftsreglement des Nationalrates
(vom 17. Dezember 1920) . . . . 175-198

10. Geschäftsreglement des Ständerates
(vorn 14. Dezember 1927) . . . . 199-224

11. Wahlreglement für die schweizerische
Bundesversammlung (vom 27. Januar
1859)  	 225

12. Reglement über den Verkehr der Bun-
deskanzlei mit den Kommissionen und
Mitgliedern der eidgenössischen Räte
(vom 5. November 1903) 	 . • • . 226-228

13. Regulativ für die Finanzkommissionen
der eidgenössischen Räte (vorn 22. No-
vember 1907) 	  229-230

14. Regulativ für die gemeinsame Finanz-
delegation der eidgenössischen Räte
(vom 25. September 1907) . . • • 231-233

15. Regulativ der ständigen Alkohol -
kommissionen (vom 10. Juli 1903) . 234-236

16. Reglement für die Geschäftsprüfungs-
kommission des Nationalrates (vom
21. Februar 1924) 	  237-24Q



III

17. Bundesgesetz iiber die Organisation der
Bundesverwaltung (vom 26. März 191.1) 241-270

18. Bundesgesetz über die eidgenössische
Verwaltungs - und Disziplinarrechts -
pflege (vom 11. Juni 1928) . . . . 271-295

19. Bundesgesetz Tiber die Verantwort -
lichkeit der eidgenössischen Behörden
und Beamten (vom 9. Dezember 1850) 296 - 306

20. Bundesgesetz Biber die politischen und
polizeilichen Garantien zugunsten der
Eidgenossenschaft (vom 23. Dezember -

	

1851) 	  307 -- 311
21. Auszug aus dem Bundesgesetz Tiber

die Organisation der Bundesrechts-
pflege (vom 22.Miirz1893,/25.Juni 1921) 312-319

22. Bundesgesetz betreffend die Taggelder
und Reiseentschädigungen des Natio-
nalrates und der Kommissionen der
eidgenössischen Röte (vom 6. Oktober

	

1923) 	  320 —323
23. Vorschriften über die Portofreiheit 324 326



I.
Bundesverfassung

tier

Schweizerischen Eidgenossenschaft
om 29. Mai 1874

(mit den bis Ende 1928 erfolgten Abänderungen).

A.—Verfassung
Im Namen Gottes des Allmächtigen!

Die schweizerische Eidgenossen-
-	 schaft,
in der Absicht, den Bund der Eidgenossen zu be-

festigen, die Einheit, Kraft und Ehre der schweize-
rischen Nation zu erhalten und zu fördern, hat nach-
stehende Bundesverfassung angenommen:

ERSTER ABSCHNITT.
Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Die durch gegenwärtigen Bund vereinig-
ten Völkerschaften der zweiundzwanzig souveränen
Kantone, als: Zürich, Bern. Luzern. Uri.
Schwyz, Unterwalden (ob und nid dem
Wald), Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn.
Basel (Stadt und Landschaft), Schaffhausen.
Appenzell beider Rhoden), S t. Gallen.
Graubünden, Aargau, Thurgau, Tessin.
Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf, bil-
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den in ihrer Gesamtheit die s c h w e i z e r i s c h e
Eidgenossenschaft.

Art. 2. Der Bund hat zum Zweck: Behauptung
der Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen aussen,
Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern,
Schutz der Freiheit und der Rechte der Eidgenossen
und Beförderung ihrer gemeinsamen Wohlfahrt.

Art. 3. Die Kantone sind souverän, soweit ihre
Souveränität nicht durch die Bundesverfassung be-
schränkt ist, und üben als solche alle Rechte aus,
welche nicht der Bundesgewalt übertragen sind.

Art. 4. Alle Schweizer sind vor dem Gesetze
gleich. Es gibt in der Schweiz keine Untertanenver-
hältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der
Familien oder Personen.

Art. 5. Der Bund gewährleistet den Kantonen ihr
Gebiet, ihre Souveränität innert den Schranken des
Artikels 3, ihre Verfassungen, die Freiheit, die
Rechte des Volkes und die verfassungsmässigen
Rechte der Bürger gleich den Rechten und Befug-
nissen, welche das Volk den Behörden übertragen
hat.

Art. 6. 1 Die Kantone sind verpflichtet, für ihre
Verfassungen die Gewährleistung des Bundes nach-
zusuchen.

2 Der Bund übernimmt diese Gewährleistung in-
sofern

a) sie nichts den Vorschriften der Bundesver-
fassung Zuwiderlaufendes enthalten;

b) sie die Ausübung der politischen Rechte
nach republikanischen (repräsentativen oder
demokratischen) Formen sichern;

c) sie vom Volke angenommen worden sind
und revidiert werden können, wenn die ab-
solute Mehrheit der Bürger es verlangt.
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Art. 7. 1 Besondere Bündnisse und Verträge poli-
tischen Inhalts zwischen den Kantonen sind unter-
sagt

2 Dagegen steht ihnen das Recht zu, Verkomm-
nisse über Gegenstände der Gesetzgebung, des Ge-
richtswesens und der Verwaltung unter sich abzu-
schliessen; jedoch haben sie dieselben der Bundesbf:-
hürde zur Einsicht vorzulegen, welche, wenn diese
Verkommnisse etwas dem Bunde oder den Rechten
anderer Kantone Zuwiderlaufendes enthalten, deren
Vollziehung zu hindern befugt ist. Im entgegenge-
setzten Falle sind die betreffenden Kantone berech-
tigt, zur Vollziehung die Mitwirkung der Bundes-
behörden anzusprechen.

Art. B. Dem Bunde allein steht das Recht zu.
Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bünd-
nisse und Staatsverträge, namentlich Zoll- und  Han-
delsverträge mit dem Auslande, einzugehen.

Art. 9. Ausnahmsweise bleibt den Kantonen die
Befugnis, Verträge über Gegenstände der Staatswirt-
schaft, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei
mit dem Auslande abzuschliessen; jedoch dürfen die-
selben nichts dem Bunde oder den Rechten anderer
Kantone Zuwiderlaufendes enthalten.

Art. 10. 1 Der amtliche Verkehr zwischen Kan-
tonen und auswärtigen Staatsregierungen. sowie
ihren Stellvertretern, findet durch Vermittlung des
Bundesrates statt.

2 Ucber die min Art. 9 bezeichneten Gegenstände
können jedoch die Kantone mit den untergeordneten
Behörden und Beamten eines auswärtigen Staates in
unmittelbaren Verkehr treten.

Art. 11. Es dürfen keine Militärkapitulationen
abgeschlossen werden.
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Art. 12. 1 Die Mitglieder der Bundesbehörden, die
eidgenössischen Zivil- und Militärbeamten und die
eidgenössischen Repräsentanten oder Kommissarien
dürfen von auswärtigen Regierungen weder Pen-
sionen oder Gehalte, noch Titel, Geschenke oder
Orden annehmen.

2 Sind sie bereits im Besitze von Pensionen,
Titeln oder Orden, so haben sie für ihre Amtsdauer
auf den Genuss der Pensionen und das 'Tragen der
Titel und Orden zu verzichten.

3 Untergeordneten Beamten und Angestellten
kann jedoch vom Bundesrat der Fortbezug von Pen-
sionen bewilligt werden.

4 Im schweizerischen Heere dürfen weder Orden
getragen, noch von auswärtigen Regierungen ver-
liehene Titel geltend gemacht werden.

Das Annehmen solcher Auszeichnungen ist allen
Offizieren, Unteroffizieren und Soldaten untersagt.

Art. 13. 1 Der Bund ist nicht berechtigt, stehende
Truppen zu halten.

2 Ohne Bewilligung der Bundesbehörde darf kein
Kanton oder in geteilten Kantonen kein Landesteil
mehr als 300 Mann stehende Truppen halten, die
Landjägerkorps nicht inbegriffen.

Art. 14. Die Kantone sind verpflichtet, wend
Streitigkeiten unter ihnen vorfallen, sich jeder
Selbsthilfe, sowie jeder Bewaffnung zu enthalten
und sich der bundesmüssigen Entscheidung zu unter-
ziehen.

Art. 15. Wenn einem Kantone vorn Ausland plötz-
lich Gefahr droht, so ist die Regierung des bedroh-
ten Kantons verpflichtet, andere Kantone zur Hilfe
zu mahnen, unter gleichzeitiger Anzeige an die Bun-
desbehörde und unvorgreiflich den spätere Ver-
fügnngen dieser letztem. Die gemahnten Kantone
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sind zum Zuzuge verpflichtet. Die Kosten trägt die
Lidgenossenschaft.

Art. 16. 1 Bei gestörter Ordnung im Innern, oder
wenn von*) einem andern Kantone Gefahr droht.
hat die Regierung des bedrohten Kantons dem Bun-
desrate sogleich Kenntnis zu geben, damit dieser
innert den Schranken seiner Kompetenz (Art. 102,
Ziff. 3. 10 und 11) die erforderlichen Massregeln
treffen oder die Bundesversammlung einberufen
kann. In dringenden Füllen ist die betreffende Re-
gierung befugt, unter sofortiger Anzeige an den
Bundesrat, andere Kantone zur Hilfe zu mahnen, und
die gemahnten Stände sind zur Hilfeleistung ver-
pflichtet.

2 Wenn die Kantonsregierung ausserstande ist.
Hilfe anzusprechen, so k a n n, und wenn die Sicher-
heit der Schweiz gefährdet wird, so s o 11 die kom-
petente Bundesbehörde von sich aus einschreiten.

S In Fällen eidgenössischer Intervention sorgen
die Bundesbehörden für Beachtung der Vorschriften
von Art. 5.

9 Die Kosten trägt der mahnende oder die eid-
genössische Intervention veranlassende Kanton. wenn
nicht die Bundesversammlung wegen besonderer Um-
stünde etwas anderes beschliesst.

Art. 17. In den durch die Artikel 15 und 1G be-
zeichneten Füllen ist jeder Kanton verpflichtet, den
Truppen freien Durchzug zu gestatten. Diese sind
sofort unter eidgenössische Leitung zu stellen.

Art. 18. 1 Jeder Schweizer ist wehrpflichtig.
2 Wehrmänner, welche infolge des eidgenössi-

a) Das Wort „von" fehlt in der amtlichen Ausgabe. Dass die Auslassung
auf einen Druckfehler zurückzufiihren ist, geht nicht nur aus dem Sinn der Stelle.
sondern auch aus dem französischen und dein italienischen Text hervor. (Vgl. auch
Art. 16 der 11V von 1848, der unverändert in die BV von 1874 hinübergenommen
wurde.)
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schen 111i1iturdienstes ihr Leben verlieren oder
dauernden Schaden an ihrer Gesundheit erleiden,
haben für sich oder ihre Familien im Falle des Be-
diirfnisses Anspruch auf Unterstützung des Bundes.

3 Die Wehrmänner sollen ihre erste Ausrüstung,
Bekleidung und Bewaffnung unentgeltlich erhalten.
Die Waffe bleibt unter den durch die Bundesgesetz-
gebung aufzustellenden Bedingungen in den Hunden
des Wehrmannes.

4 Der Bund wird über den Milituirpflichtersatz
einheitliche Bestimmungen aufstellen.

Art. 19. 1 Das Bundesheer besteht:
a) aus den Truppenkörpern der Kantone;
b) aus allen Schweizern, welche zwar nicht zu

diesen Truppenkörpern gehören, aber
nichtsdestoweniger milituirpf1ichtig sind.

Die Verfügung über das Bundesheer mit Inbe-
griff des gesetzlich dazu gehörigen Kriegsmaterials
steht der Eidgenossenschaft zu.

3 In Zeiten der Gefahr hat der Bund das aus-
schliessliche und unmittelbare Verfügungsrecht auch
Tiber die nicht in das Bundesheer eingeteilte Mann-
schaft und alle übrigen Streitmittel der Kantone.

4 Die Kantone verfügen über die Wehrkraft
ihres Gebietes, soweit sie nicht durch verfassungs-
mässig, oder gesetzliche Anordnungen des Bundes
beschriinkt sind.

Art. 20. 1 Die Gesetzgebung über das Heerwesen
ist Sache des Bundes. Die Ausführung der bezug-
lichen Gesetze in den Kantonen geschieht innerhalb
der durch die Bundesgesetzgebung festzusetzenden
Grenzen und unter Aufsicht des Bundes durch die
kantonalen Behörden.

2 Der gesamte Militiirunterricht und ebenso die
Bewaffnung ist Sache des Bundes.
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3 Die Beschaffung der Bekleidung und Aus-
rüstung und die Sorge für deren Unterhalt ist Sache
der Kantone; die daherigen Kosten werden jedoch
den Kantonen vom Bunde nach einer von ihm auf-
zustellenden Norm vergütet.

Art. 21. 1 Soweit nicht militiirische Gründe ent-
gegenstellen, sollen (lie Truppenkörper aus der
Mannschaft desselben Kantons gebildet werden.

2 Die Zusammensetzung dieser Truppenkörper.
die Fürsorge für die Erhaltung ihres Bestandes und
die Ernennung m n l Beförderung ihrer Offiziere ist.
unter Beachtnug der durch den Bund aufzustellen-
den allgemeinen Vorschriften, Sache der Kantone.

Art. 22. 1 Der Bund hat das Recht, die in den
Kantonen vorhandenen Waffenplätze und die zu
nlilitiirischen Zwecken bestimmten Gebäude saint Zu-
gehören gegen billige Entschädigung zur Benutzung
oder als Eigentum zu übernehmen.

2 Die Normen für die daherige Entschädigung
werden durch die Bundesgesetzgebung geregelt.

Art. 23. 1 Dem Bunde steht das Recht zu. im In-
teresse der Eidgenossenschaft oder eines grossen
Teiles derselben auf Kosten der Eidgenossenschaft
öffentliche Werke zu errichten oder die Errichtung
derselben zu unterstützen.

2 Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen
volle Entschädigung das Recht der Expropriation
geltend zu machen. Die nähern Bestimmungen hier-
über bleiben der Bundesgesetzgebung vorbehalten.

Die Bundesversammlung kann (lie Errichtung
öffentlicher Werke untersagen, welche die militäri-
schen Interessen der Eidgenossenschaft verletzen.

Art. 24. 1 Der Bund hat das Recht der Oberauf-
sicht Tiber (lie Wasserbau- und Forstpolizei. 1 )

t) pbge.iinJerter Absatz. Vollsabstimmung vom li. Juli 1897.
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2 Er wird die Korrektion und V'erbauun_ der_
Wildwasser, sowie die Aufforstung ihrer Qúellen-
gebiete unterstützen und die nötigen schützenden
Bestimmungen zur Erhaltung dieser Werke und der
schon vorhandenen Waldungen aufstellen.

Art. 2-Ibis. 1j 1 Die Nutzbarmachung der Wasser-
kräfte steht unter der Oberaufsicht des Bundes.

2 Die Bundesgesetzgebung stellt die zur Wah-
rung der öffentlichen lnteressen und zur Sicherung
der zweckmässigen Nutzbarmachung der Wasser-
kräfte erforderlichen allgemeinen Vorschriften auf.
Dabei ist auch die Binnenschiffahrt nach Möglich-
keit zu berücksichtigen.

3 Unter diesem Vorbehalt steht die Regelung der
Nutzbarmachung der Wasserkräfte den Kantonen zu.

* Wenn jedoch eine Gewässerstrecke, die für die
Gewinnung einer Wasserkraft in Anspruch genom-
men wird, unter der Roheit mehrerer Kantone steht
und sich diese nicht über eine gemeinsame Kon-
zession verständigen können, so ist die Erteilung der
Konzession Sache des Bundes. Ebenso steht dem
Bunde unter Beiziehung der beteiligten Kantone die
Konzessionserteilung an Gewässerstrecken zu, die die
Landesgrenze bilden.

5 Die Gebühren und Abgaben für die Benutzung
der Wasserkräfte gehören den Kantonen oder den
nach der kantonalen Gesetzgebung Berechtigten.

6 Sie werden für die vom Bunde ausgehenden
Konzessionen von diesem nach Anhörung der be-
teiligten Kantone und in billiger Riicksichtnahme
auf ihre Gesetzgebung bestimmt. Für die übrigen
Konzessionen werden die Abgaben und Gebühren
von den Kantonen innert den durch die Bundes-

t) Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 25. Oktober 1908.
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gesetzgebung zu bestimmenden Schranken festge-
setzt.

Die Abgabe der durch Wasserkraft erzeugten
Energie ins Ausland darf nur mit Bewilligung des
Bundes erfolgen. •

8 In allen Wasserrechtskonzessionen, die nach
Inkrafttreten dieses Artikels erteilt werden, ist die
künftige Bundesgesetzgebung vorzubehalten.

8 Der Bund ist befugt. gesetzliche Bestimmungen
über die Fortleitung und die Abgabe der elektrischen
Energie zu erlassen.

Art. 2-Per. 1) Die Gesetzgebung iiber die Schiff-
fahrt ist Bundessache.

Art. 25. Der Bund ist befugt, gesetzliche Be-
stimmungen über die Ausiibung der Fischerei und
Jagd, namentlich zur Erhaltung des Hochwildes.
sowie zum Schutze der für die Land- und Forstwirt-
schaft niitzlichen Vögel zu treffen.

Art. 25bis. 2) Das Schlachten der Tiere ohne vor-
herige Betäubung vor dem Blutentzuge ist bei jeder
Schlachtart und Viehgattung ausnahmslos untersagt.

Art. 28. Die Gesetzgebung über den Bau und Be-
trieb der Eisenbahnen ist Bundessache.

Art. 27. Der Bund ist befugt, ausser der be-
stehenden polytechnischen Schule. eine Universitiit
und andere höhere Unterrichtsanstalten zu errichten
oder solche Anstalten zu unterstützen.

2 Die Kantone sorgen für genügenden Primar-
unterricht, welcher ausschliesslich unter staatlicher
Leitung stehen soll. Derselbe ist ohligatorisch und
in den öffentlichen Schulen unentgeltlich.

3 Die öffentlichen Schulen sollen von den Ange-
hörigen aller Bekenntnisse ohne Beeintriichtigunr

t) Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 4. Mai 1919.
°) Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 20. August 1893.
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ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit besucht wer-
den können.

Gegen Kantone, welche diesen Verpflichtungen
nicht nachkommen, wird der Bund die nötigen Ver-
fügungen treffen').

Art. 27bis. 2) 1 Den Kantonen werden zur Unter-
stützung in der Erfüllung der ihnen auf dem Gebiete
des Primarunterrichtes obliegenden Pflichten Bei-
träge geleistet.

2 Das Nähere bestimmt das Gesetz.
3 Die Organisation, Leitung und Beaufsichtigung

des Primarschulwesens bleibt Sache der Kantone,
vorbehalten die Bestimmungen des Art. 27.

Art. 28. Das Zollwesen ist Sache des Bundes.
Derselbe hat das Recht, Ein- und Ausfuhrzölle zu
erheben.

Art. 29. ' Bei Erhebung der Zölle sollen folgende
Grundsätze beachtet werden:

1. Eingangsgebiihren:
a) I)ie für die inländische Industrie und Land-

wirtschaft erforderlichen Stoffe sind im
Zolltarife möglichst gering zu taxieren.

b) Ebenso die zum nötigen Lebensbedarf er-
forderlichen Gegenstände.

c) Die Gegenstände des Luxus unterliegen den
höchsten Taxen.

Diese Grundsätze sind, wenn nicht zwingende
Grande entgegenstehen. auch bei Abschliessung von
Handelsverträgen mit dem Auslande zu befolgen.

2. Die Ausgaugsgebiihren sind möglichst mässigb aua
festzusetzen.

1) Vgl. Art. 4 der ribergangebertimmungen.
°) Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 23. November 1902.



3. Durch die Zollgesetzgebung sind zur Sicherung
des Grenz- und Marktverkehrs geeignete Bestim-
mungen zu treffen.

2 Dem Binde bleibt immerhin das Recht vorbe-
halten. unter ausserordentlichen Umständen. in Ab-
weichung von vorstehenden Bestimmungen, vorüber-
gehend besondere Massnahmen zu treffen.

Art. 30. 1) 1 Der Ertrag der Zölle lullt in die
Bundeskasse.

2 Die den Kantonen bisher bezahlten Entschädi-
gungen für die losgekauften Zölle. Weg- und Brük-
kengelder, Kaufhaus- und andern Gebühren dieser
Art fallen weg.

" Ausnahmsweise erhalten die Kantone Uri, Grau-
bünden, Tessin und Wallis, mit Rücksicht auf ihre
internationalen Alpenstrassen, eine jährliche Ent-
schädigung, die mit Wirkung vom 1. Januar 1925 au
festgestellt wird wie folgt:

für Uri  Fr 160  000
Graubünden . . . » 400.000
Tessin   » 400,000
Wallis   » 100,000

Art. 31. 1 Die Freiheit des Handels und der Ge-
werbe ist im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft
gewährleistet.

Vorbehalten sind:
a) Das Salz- und Pulverregal, die eidgenössi-

schen Zölle, die Eingangsgebühren von
Wein und andern geistigen Getränken, so-
wie andere vom Bunde ausdrücklich aner-
kannte Verbrauchssteuern, nach Massgabe
des Art. 32').

') Abgeänderter Artikel. Volksabstimmung tom 15. Mai 1927.
2) Vgl. Fussnote zu Art. 6 der l2bergangsbestin uuungen.
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b) Die Fabrikation und der Verkauf gebrann-
ter Wasser, nach Massgabe der Art. 32b s
und 32tcr. 1 )

c) Das Wirtscliaftswesen und der Kleinhandel
mit geistigen Getränken, in dem Sinne, dass
die Kantone auf dem Wege der Gesetz-
gebung die Ausiihnn!r des Wirtschaftsge-
werbes und des Kleinhandels mit geistigen
Getränken den durch das öffentliche Wohl
geforderten Beschrüukungen unterwerfen
können ).

d) Sanitütspolizeiliche Massregeln zur Be-
kümpfung übertragbarer oder stark ver-
breiteter oder bösartiger Krankheiten Von
Menschen und Tieren').

e) Verfügungen über Ausübung von Handel
und Gewerben, Tiber Besteuerung des Ge-
werbebetriebes und Tiber die Benutzung der
Strassen. Diese Verfügungen dürfen den
Grundsatz der Handels- und Gewerbefrei-
heit selbst nicht beeintriichtigen.

Art. 32. 1 Die Kantone sind befugt, die im Ar-
tikel 31, lit. a, erwähnten Eingangsgebühren von
Wein und andern geistigen Getränken unter folgen-
den Beschränkungen zu erheben:

a) Bei den] Bezug derselben soll der Transit
in keiner Weise belästigt und der Verkehr
überhaupt so wenig als möglich gehemmt
und mit keinen andern Gebühren belegt
werden.

b) Werden die für den Verbrauch eingeführten
Gegenstände wieder aus dem Kanton aus-

t) Abgeänderter Paragrapb.Volk abstimtnungen v. 25. Okt. 1185 u. 5. Juli 1908.
') Abgeänderter Paragraph. Volksabstimmung vom 25. Oktober 1885.
r) Abgeänderter Paragraph. Volksabstimmung vom 1. \lai 1913.
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geführt, so sind die bezahlten Eingangsge-
bühren ohne weitere Belästigung zurück-
zuerstatten.

e) Die Erzeugnisse schweizerischen Ursprungs
sind mit niedrigem Gebühren zu belegen
als diejenigen des Auslandes.

d) Eingangsgebühren von Wein und andern
geistigen Getränken schweizerischen Ur-
sprungs dürfen da, wo solche schon be-
stehen, nicht erhöht, und in Kantonen.
welche noch keine beziehen, nicht einge-
führt werden.

e) Die Gesetze und Verordnungen der Kan-
tone über den Bezug der Eingangsgebühren
sind der Bundesbehiirde vor Vollziehung
derselben zur Gutheissung vorzulegen, da-
mit die Nichtbeachtung vorstehender
Grundsätze verhindert werden kann.

" Mit Ablauf des Jahres 1890 sollen alle Ein-
gangsgebühren, welche dermalen von den Kantonen)
erhoben werden, sowie ähnliche, von einzelnen Ge-
meinden bezogene Gebühren ohne Entschädigung
dahinfallen t).

Art. 32b1s. 2) 1 Der Bund ist befugt. im Wege der
Gesetzgebung Vorschriften über die Fabrikation und
den Verkauf gebrannter Wasser zu erlassen. Bei
dieser Gesetzgebung sollen diejenigen Erzeugnisse,
welche entweder ausgeführt werden oder eine den
oenuss ausschliessende Zubereitung erfahren haben.
keiner Besteuerung unterworfen werden. Das Bren-
nen von Wein, Obst und deren Abfällen. von En-
zianw•urzeln, Wachhnlderbeeren und ähnlichen Stof-

^ l Vgl. Art. 6 der (1Aergang+beatimmm ^gen.
ol Neuer Artikel. VulA.ab.timmung ■ 	  '-'.i. OitoLor 1885.
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fen fällt betreffend die Fabrikation und Besteuerung
nicht unter die Bundesgesetzgebung.

2 Nach dem Wegfall der im Artikel 32 der Bun-
desverfassung erwähnten Eingangsgebühren auf
geistigen Getränken kann der Handel mit solchen.
welche nicht gebrannt sind, von den Kantonen keinen
besondern Steuern unterworfen werden. noch andern
Beschränkungen als denjenigen, welche zum Schutze
vor gefälschten oder gesundheitsschädlichen Geträn-
ken notwendig sind. Jedoch bleiben hiebei in betreff
des Betriebs von Wirtschaften und des Kleinverkaufs
von Quantitäten unter zwei Liter die den Kantonen
nach Artikel 31 zustehenden Kompetenzen vorhe-
ha lt en.

1 Die aus der Besteuerung des Verkaufs ge-
brannter Wasser erzielten Reineinnahmen verbleiben
den Kantonen, in welchen sie zum Beznge gelangen.

4 Die Reineinnahmen des Bundes aus der inlän-
dischen Fabrikation und aus dem entsprechenden
Zollzuschlag auf eingeführte gebrannte Wasser wer-
den unter die sämtlichen Kantone nach Verhältnis
der durch die jeweilige letzte eidgenössische Volks-
zählung ermittelten faktischen Bevölkerung verteilt.
Von den daherigen Einnahmen haben die Kantone
wenigstens 10 % zur Bekämpfung des Alkoholismus
in seinen Ursachen und Wirkungen zu verwenden.') •

Art. 321er. 2)
 1 Fabrikation, Einfuhr, Transport,

Verkauf und Aufbewahrung zum Zwecke des Ver-
kaufs des unter dem Namen Absinth bekannten Li-
queurs sind im ganzen Umfange der Eidgenossen-
schaft verboten. Dieses Verbot bezieht sich auch auf
alle Getränke, die unter irgendwelcher Bezeichnung

t) Vgl. Art. 6 der Cberg.ngsbestimmungen.
') Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 5. Juli 1908.
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eine Nachahmung dieses Liqueurs darstellen. Vor-
behalten bleiben der Durchgangstransport und die
Verwendung zu pharmazeutischen Zwecken.

2 Das Verbot tritt zwei Jahre nach seiner An-
nahme in Kraft. Die Bundesgesetzgebung wird die
infolge des Verbotes notwendig werdenden Bestim-
mungen treffen.

g Der Bund hat das Recht, dasselbe Verbot auf
den] Wege der Gesetzgebung in bezug auf alle an-
dern absintllhaltigen Getriinke zu erlassen, welche
eine Öffentliche Gefahr bilden.

Art. 33. 1 Den Kantonen bleibt es anheimgestellt.
die Ausübung der wissenschaftlichen Berufsarten
von einem Ausweise der Befiihigung abhiingig zu
machen.

2 Auf dem Wege der Bundesgesetzgebung ist
dafiir zu sorgen, dass derartige Ausweise für die
ganze Eidgenossenschaft gültig erworben werden
können.

 34.1 Der Bund ist befugt, einheitliche Be-
stimmungen über die Verwendung von Kindern in
den Fabriken und Tiber die Dauer der Arbeit erwach-
sener Personell in denselben aufzustellen. Ebenso ist
er berechtigt, Vorschriften zum Schutze der Arbeiter
gegen einen die Gesundheit und Sicherheit gefähr-
denden Gewerbebetrieb zu erlassen.

2 Der Geschäftsbetrieb von Auswanderungsagen-
turen und von Privatunternehmungen im Gebiete des
Versicherungswesens unterliegt der Aufsicht und
Gesetzgebung des Bundes.
• Art. 3tbis, ^) 1 Der Bund wird auf dem Wege der
Gesetzgebung die Kranken- und Unfallversicherung

I) Vgl. Art. 5 der Ubergang ,brxtimmungen.
') Neuer Artikel Volknab•timmong vom 26. Oktober 1890.
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einrichten, unter Berücksichtigung der bestehenden
Krankenkassen.

2 Er kann den Beitritt allgemein oder für ein-
zelne Bevölker ulgsklassei obligatorisch erklären.

Art. 34ter.') Der Bund ist befugt, auf dem Ge-
biete des Gewerbewesens einheitliche Bestimmungen
aufzustellen.

Art. 34quater. 2) 1 Der Bund wird auf dem Wege der
Gesetzgebung die Alters- und Ilinterlassenenver-
sicherung einrichten; er ist befugt, auf einen spä-
tern Zeitpunkt auch die Invalidenversicherung ein-
zuführen.

2 Er kann diese Versicherungszweige allgemein
oder für einzelne Bevölkerungsklassen obligatorisch
erklären.

3 Die Durchführung erfolgt unter Mitwirkung
der Kantone; es können öffentliche und private
Versicllerungskassen beigezogen werden.

Die beiden ersten Versicherungszweige sind
gleichzeitig einzuführen.

• Die finanziellen Leistungen des Bundes und
der Kantone dürfen sich zusammen auf nicht mehr
als die Hälfte des Gesamtbedarfes der Versicherung
belaufen.

o Vom 1. Januar 192G an leistet der Bund einen
Beitrag in der Höhe der gesamten Einnahmen aus
der fiskalischen Belastung des Tabaks an die Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung.

• Der Anteil des Bundes an den Reineinnahmeu
aus einer künftigen fiskalischen Belastung gebrann-
ter Wasser wird für die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung verwendet.

t) Neuer Artikel. wolkeabetimmung vom 3. Juli 1908.
°) Netter Artikel. Volksabstimmung vom 6. Derember 1925.
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Art. 35. 1) 1 Die Errichtung un d der Betrieb von

Spielbanken sind verboten.
2 Die Kantonsregierungen können unter den von]

iffentlichen Nold geforderten Beschr:inkungen den
3etrieb der bis zum Frühjahr 1925 in den Kursälen
iblicl] gewesenen Unterhaltungsspiele gestatten, so-
'ern ein solcher Betrieb nach dem Ermessen der Be-
,villigungsbehörde zur Erhaltung oder Förderung des
?remdenverkehrs als notwendig erscheint und durch
eine Kursaalunternehmung geschieht, welche diesem
:wecke dient. Die Kantone können auch Spiele
fieser Art verbieten.

3 Ueber die vom öffentlichen Wohl geforderten
3eschriinkungen wird der Bundesrat eine Verord-
nung erlassen. Der Einsatz darf zwei Franken
licht übersteigen.

' Jede kantonale Bewilligung unterliegt der bun-
lesrätlichen Genehmigung.

• Ein Viertel der Roheinnahmen aus dem Spiel-
)etrieb ist dem Bunde abzuliefern, der diesen An-
eil ohne Anrechnung auf seine eigenen Leistungen
len Opfern von Elementarschäden, sowie gemein-
]ützigen Fürsorgeeinrichtungen zuwenden soll.

e Der Bund kann auch in Beziehung auf die
_,otterien geeignete Massnahmen treffen.

Art. 36. 1 Das Post- und Telegraphenwesen im
;•anzen Umfange der Eidgenossenschaft ist Bundes-
;ache.

2 Der Ertrag der Post- und Telegraphenverwal-
ung fällt in die eidgenössische Kasse.

3 Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eid-
;enossenschaft nach den gleichen, möglichst billigen
lrnndsützen bestimmt.

,) Abgeänderter Artikel. Volksabstimmung vom 2. Dezember 1928.
9
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A Die Unverletzlichkeit des Post- und Telegra-
phengeheimnisses ist gewiihrleistet.

Art. 37. 1 Der Bund übt die Oberaufsicht fiber
die Strassen und Brücken, an deren Erhaltung die
Eidgenossenschaft ein Interesse hat.

2 Die Summen, welche den im Art. 30 bezeich-
neten Kantonen mit Rücksicht auf ihre internatio-
nalen Alpenstrassen zukommen, werden von der
Bundesbehörde zurückbehalten, wenn diese Strassen
von den betreffenden Kantonen nicht in gehörigem
Zustand unterhalten werden.

Art. 37b1s, 1) 1 Der Bund ist befugt, Vorschriften
liber Automobile und Fahrriider aufzustellen.

2 Den Kantonen bleibt das Recht gewahrt, den
Automobil- u n ll Fahrradverkehr zu beschrünkeu oder
zu untersagen. Der Bund kann indessen bestimmte.
für den allgemeinen Durchgangsverkehr notwendige
Strassen in vollem oder beschränktem Umfange of-
fen erklären. Die Benützung der Strassen im Dienste
des Bundes bleibt vorbehalten.

Art. 371er. 2) Die Gesetzgebung über die Luft-
schiffahrt ist Sache des Bundes.

Art. 38. 1 Dem Bunde steht (lie Ausübung aller
im Münzregale begriffenen Rechte zu.

2 Die Vünzpriigung geht einzig vom Bunde aus.
3 Er bestimmt den Miinzfuss und erliisst anfäl-

lige Vorschriften über die Tarifierung fremder _Münz-
sorten.

Art. 39. 3) 1 Das Recht zur Ausgabe von Bank-
noten und andern gleichartigen Geldzeichen steht
ausschliesslich dem Bunde zu.

t) Neuer Artikel. Volksab.timmung vorn 22. Mai 1921.
') Neuer Artikel. Volksabstimmung vorn 22. Mai 1921.
') Abgeänderter Artikel. Volkaabttimmung vom 18. Oktober 1891.
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2 Der Blind kann das ausschliessliche Recht zur
Ausgabe von Banknoten durch eine unter gesonder-
ter Verwaltung stehende Staatsbank ausüben oder
es, vorbehiiltlich des hückkatfsrechtes, einer zu
errichtenden zentralen Aktienbank iibertragen. die
unter seiner Mitwirkung und Aufsicht verwaltet
wird.

3 Die mit dem Notenmonopol ausgestattete Bank
hat die IIaiptaufgabe, den Geldumlauf des Landes
zu regeln und den 'Zahlungsverkehr zu erleichtern.

' Der Beingewinn der Bank über eine angemes-
sene Verzinsung, beziehungsweise eine angemessene
Dividende des Dotations- oder Aktienkapitals und
die ndtigen Einlagen in den Reservefonds hinaus
kommt wenigstens zu zwei Dritteilen den Kantonen
zu.

S Die Bank und ihre Zweiganstalten dürfen in
den" Kantonen keiner Besteuerung unterzogen wer-
den.

8 Eine Rechtsverbindlichkeit für die Annahme
von Banknoten und andern gleichartigen Geldzei-
chen kann der Bund, ausser bei Notlagen in Kriegs-
zeiten, nicht aussprechen.

' I)ie Bundesgesetzgebung wird über den Sitz
der Bank, deren Grundlagen und Organisation. sowie
über die Ausführung dieses Artikels überhaupt das
Niihere bestimmen.

Art. 40. 1 I)ie Festsetzung von Mass und Ge-
wicht ist Bundessache.

2 Die Ausführung der bezüglichen Gesetze ge-
schieht durch die Kant one unter Aufsieht des Bun-
des.

Art. 41. ' Fabrikation und Verkauf des Schiess-
pulvers im Umfange der Eidgenossenschaft stehen
ausschliesslich dem Bunde zu.
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" Als Schiesspulver nicht brauchbare Spreng-
fabrikate sind im Rega1 nicht inbegriffen.

Art. 41bis. 1) 1 Der Bund ist befugt, Stempel-
abgaben auf Wertpapieren, Quittungen für Ver-
sicherungspriimien, Wechseln und wechseliihnlichen
Papieren, auf Frachturkunden und andern Urkun-
den des Handelsverkehrs zu erheben; diese Befugnis
erstreckt sich nicht auf die Urkunden des Grund-
stiickverkehrs und des Grundpfandverkehrs. Urkun-
den, für die der Bund die Abgabepflicht oder die
Abgabefreiheit festsetzt, dürfen von den Kantonen
nicht mit Stempelabgaben oder Registrierungsgebüh-
ren belastet werden.

2 Vom Reinertrag der Stempelabgaben füllt ein
Fünftel den Kantonen zu.

" Der Vollzug dieser Bestimmungen erfolgt
durch die Bundesgesetzgebung.

Art. 41 1er. 2) Der Bund ist befugt, den rohen und
den verarbeiteten Tabak zu besteuern.

Art. 42. Die Ausgaben des Bundes werden be-
stritten:

a) aus dem Ertrag des Bundesvermögens;
b) aus dem Ertrag der schweizerischen Grenz-

zölle;
c) aus dem Ertrag der Post- und Telegraphen-

verwaltung;
d) aus dem Ertrag der Pulververwaltung;
e) aus der Hälfte des Bruttoertrages der von

den Kantonen bezogenen Ai1itürpf1icht-
ersatzsteuere;

f) aus den Beitrügen der Kantone, deren nii-
here Regulierung, vorzugsweise nach Mass-

t) Neuer Artikel. Volkeabstimmuno vom 13. Mai 1917.
t) Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 6. Dezember 1925.
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habe der Steuerkraft derselben, der Bun-
desgesetzgebung vorbehalten ist;

g) aus dem Ertrag der Stempelabgaben. 1)
Art. 43. 1 Jeder Kantonsbürger ist Schweizer-

burger.
I Als solcher kann er bei allen eidgenössischen

Wahlen und Abstimmungen an seinem Wohnsitze
Anteil nehmen, nachdem er sieh über seine Stimm-
berechtigung gehörig ausgewiesen hat.

3 Niemand darf in mehr als einem Kanton poli-
tische Rechte ausüben.

Der niedergelassene Schweizerbürger geniesst
an seinem Wohnsitze alle Rechte der Kantonsbürger
und mit diesen auch alle Rechte der Gemeindsbür-
ger. Der Mitanteü an Bürger- und Korporations-
gütern, sowie das Stimmrecht in rein bürgerlichen
Angelegenheiten sind jedoch hievon ausgenommen.
es wäre denn. dass die Kantonalgesetzgebung etwas
anderes bestimmen vviirde.

s In kantonalen und Gemeindeangelegenheiten
erwirbt er das Stimmrecht nach einer Niederlassung
von drei Monaten.

8 Die kantonalen Gesetze über die Niederlassung
und das Stimmrecht der Niedergelassenen in den
Gemeinden unterliegen der Genehmigung des Bun-
desrates.

Art. 44. 2) 1 Ein Schweizerbiirger darf weder aus
der Schweiz noch aus seinem Heimatkanton ausge-
wiesen werden.

2 Die Bedingungen für die Erteilung und den
Verlust des Schweizerhürgerrechtes werden durch
die Bundesgesetzgebung aufgestellt.

t ) Neuer Paragraph. ColL.ab.timmung vom 13. Mai 1917.°) Abgeänderter Artikel. \ olkeebatimmung co nt 20. Mai 1928.
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3 Sie kann bestimmen. dass das Kind auslän-
discher Eltern von Geburt an Schweizerbürger ist.
wenn seine Mutter von Abstammung Schweizerbür-
gerin war und die Eltern zur Zeit der Geburt in der
Schweiz ihren Wohnsitz haben. Die Einbürgerung
erfolgt in der früheren lleimatgemeinde der Mutter.

a Die Bundesgesetzgebun■r stellt die Grundsätze
für die Wiederaufnahme in das Bürgerrecht auf.

Die auf Grund dieser Bestimmungen eingebür-
gerten Personen haben die Rechte eines Gemeinde-
bürgers, mit der Einsebr;uwleung, dass sie keinen An-
teil an den Burger- oder Korhorationsgütern erhalten,
soweit die kantonale Gesetzgebung es nicht anders
ordnet. Der Bund iibernimmt bei den Einbürgerungen.
die bei der Geburt erfolgt sind, bis zum vollendeten
achtzehnten Altersjahr der Eingebürgerten wenig-
stens die hä lfte der den Kantonen und Gemeinden
erwachsenden Unterstützungskosten. Einen gleichen
Anteil übernimmt er bei Wiederaufnahmen in das
Bürgerrecht während der ersten zehn Jahre nach der
Aufnahme.

6 Die Bundesgesetzgebung bestimmt, in welchen
Füllen bei Einbürgerungen heimatloser eine Bei-
tragsleistung an die den Kantonen und den Gemein-
den erwachsenden Kosten stattfindet.

Art. 15. Jeder Schweizer hat das Recht, sich
innerhalb des schweizerischen Gebietes an jedem
Orte niederzulassen, wenn er einen Heimatschein
oder eine andere gleichbedeutende Ausweisschrift
besitzt.

Ausnahmsweise kann die Niederlassung den-
jenigen, welche infolge eines strafgerichtlichen Ur-
teils nicht im Besitze der bürgerlichen Rechte und
Ehren sind, verweigert oder entzogen wer-
den.
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Weiterhin kann die Niederlassung denjenigen
entzogen werden, welche wegen schwerer Ver-
gehen wiederholt gerichtlich bestraft worden sind,
sowie denjenigen, welche dauernd der öffentlichen
Vi ohltütigkeit zur Last fallen und deren Heimat-
gemeinde, beziehungsweise Ileimatkanton, eine an-
gemessene Unterstützung trotz amtlicher Auffor-
derung nicht gewährt.

o In Kantonen, wo die örtliche Armenpflege
besteht, darf die G e s t a t t u n g der Niederlassung
für Kantonsangellürige an die Bedingung geknüpft
werden, dass dieselben arbeitsfähig 11111 an ihrem
bisherigen Wohnorte im Ileimatkauton nicht bereits
in dauernder Weise der öffentlichen \Vohltätigkeit
zur Last gefallen seien.

S Jede Ausweisung wegen Verarmung muss von
Seite der Regierung des A iederlassungskantons ge-
nehmigt und der heimatlichen Regierung zum vor-
aus angezeigt werden.

B Der niedergelassene Schweizerbürger darf von
Seite des die Niederlassung gestattenden Kantons
mit keiner Bürgschaft und mit keinen andern beson-
dern Lasten l elntfs der Niederlassung belegt werden.
Ebenso darf lie Gemeinde. in welcher er seinen
Wohnsitz ninnnt, ihn nicht an fers besteuern als den
Ortsburger.

' Ein Bundesgesetz wird das Maximum der für
'lie Niederlassungsbewilligung zu entrichtenden
hanzleigebülir bestimmen.

Art. 46. ' In Beziehung auf die zivilrechtlicfien
V'erh:iltnisse stehen die Niedergelassenen in der Re-
gel unter dem Rechte und der Gesetzgebung des
Wohnsitzes.

2 Die Bundesgesetzgebung wird Tiber die An-
11'endung dieses Grundsatzes. sowie gegen Dop-
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pelbesteuerung die erforderlichen Bestimmungen
treffen.

Art. 47. Ein Bundesgesetz wird den Unterschied
zwischen Niederlassung und Aufenthalt bestimmen
und dabei gleichzeitig über die politischen und bür-
gerlichen Rechte der schweizerischen Aufenthalter
die nähern Vorschriften aufstellen.

Art. 48. Ein Bundesgesetz wird fiber die Kosten
der Verpflegung und Beerdigung armer Angehöriger
eines Kantons, welche in einem andern Kanton
krank werden oder sterben, die nötigen Bestimmun-
gen treffen.

Art. 49. 1 Die Glaubens- und Gewissensfreiheit
ist unverletzlich.

2 Niemand darf zur Teilnahme an einer Reli-
gionsgenossenschaft, oder an einem religiösen Unter-
richt, oder zur Vornahme einer religiösen Handlung
gezwungen, oder wegen Glaubensansichten mit
Strafen irgendwelcher Art belegt werden.

S Ueber die religiöse Erziehung der Kinder bis
zum erfiillten 16. Altersjahr verfügt im Sinne vor-
stehender Grundsätze der Inhaber der väterlichen
oder vormundschaftlichen Gewalt.

Die Ausübung bürgerlicher oder politischer
Rechte darf durch keinerlei Vorschriften oder Be-
dingungen kirchlicher oder religiöser Natur be-
schränkt werden.

Die Glaubensansichten entbinden nicht von
der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten.

6 Niemand ist gehalten. Steuern zu bezahlen.
welche speziell für eigentliche Kultuszwecke einer
Religionsgenossenschaft, der er nicht angehört, auf-
erlegt werden. Die nähere Ausführung dieses
Grundsatzes ist der Bundesgesetzgebung vorbehalten.
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Art. 50.	 Die freie Ausübung gottesdienstlicher
ilandlungen ist innerhalb der Schranken der Sitt-
, ichkeit und der öffentlichen Ordnung gewiihrleistet.

• Den Kantonen. sowie Bern Bunde bleibt vor-
behalten, zur Handhabung der Ordnung und des
öffentlichen Friedens unter den Angehörigen der
verschiedenen Religionsgenossenschaften, sowie ge-
hen Eingriffe kirchlicher Behörden in die Rechte der
Bürger und des Staates, die geeigneten Massnahmen
zu treffen.

• Anstünde aus dem öffentlichen oder Privat-
rechte welche über die Bildung oder Trennung von
Religionsgenossenschaften entstehen, können auf
dem Wege der Beschwerdeführung der Entscheidung
der zuständigen Bundesbehörden unterstellt werden.

• Die Errichtung von Bistümern auf schwei-
zerischem Gebiete unterliegt der Genehmigung des
Bundes.

Art. 51. Der Orden der Jesuiten und die ihm
affiliierten Gesellschaften dürfen in keinem Teile
der Schweiz Aufnahme finden. und es ist ihren Glie-
dern jede \Virksamkeit in Kirche und Schule unter-
sagt.

2 Dieses Verbot kann durch Bundesbeschluss
auch auf andere geistliche Orden ausgedehnt wer-
den, deren Wirksamkeit staatsgefährlich ist oder
den Frieden der Konfessionen stört.

Art. 52. Die Errichtung neuer und die Wieder-
herstellung aufgehobener Klöster oder religiöser Or-
den ist unzulässig.

Art. 53. 1 Die Feststellung und die Beurkundung
des Zivilstandes ist Sache der bürgerlichen Behör-
den. Die Bundesgesetzgebung wird hierüber die nä-
hern Bestimmungen treffen.
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Die Verfügung über die Begrübnisplütze steh
den bürgerlichen Behörden zu. Sie haben dafür z
sorgen, dass jeder Verstorbene schicklich heerdib
werden kann.

Art. 5-1. I Das Recht zur Ehe steht unter de
Schutze des Bundes.

2 Dieses Recht darf weder aus kirchlichen ode +
ökonomischen Rücksichten, noch wegen bisherige nf!
Verhaltens oder aus andern polizeilichen Gründet
beschrünkt werden.

3 Die in einem Kanton oder im Auslande nach.
der dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene'
Ehe soll im Gebiete der Eidgenossenschaft als Ehe;
anerkannt werden.

• Durch den Abschluss der Ehe erwirbt diel
Tran das Heimatrecht des _Mannes.

• Durch die nachfolgende Ehe der Eltern wer-
den vorehelich geborene Kinder derselben legitimiert.

Jede Erhebung von Brauteinzugsgebühren oder ,
andern ähnlichen Abgaben ist unzuliissig.

Art. 55. 1 Die Pressfreiheit ist gewiührleistet.
2 Ueber den Missbrauch derselben trifft dic

Kantonalgesetzgebung die erforderlichen Bestim-I
inungen, welche jedoch der Genehmigung des Bun-
desrates bedürfen.

' Dem Bunde steht das Recht zu, Strafbestim-
uiungen gegen den Missbrauch der Presse zu erlas-
sen, der gegen die Eidgenossenschaft und ihre Be-
hörden gerichtet ist.

Art. 56. Die Bürger haben das Recht, Vereine zu
bilden, sofern solche weder in ihrem Zweck. noch in
den dafür bestimmten Mitteln rechtswidrig oder
staatsgeführlich sind. Ueber den Missbrauch dieses'
Rechtes trifft die Kvrtonalgesetzgebung die erfor-
derlichen Bestimmungen.
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Art. 57. Das Petitionsrecht ist gewährleistet.
Art. 58. 1  Niemand darf seinem verfassungsmüs-

sigen Richter entzogen. und es dürfen daher keine
Ausnahmsgerichte eingeführt werden.

2 Die geistliche Gerichtsbarkeit ist abgeschafft.
Art. 59. 1 Der aufrechtstehende Selutldner, wel-

cher in der Schweiz einen festen Wohnsitz hat, muss
für persönliche Ansprachen vor dem Richter seines
Wohnortes gesucht und es darf daher für Forderun-
-1n auf das 'Vermögen eines solchen ausser deinn
Kanton, in welchem er wohnt, kein Arrest gelegt
werden.

2 Vorbehalten bleiben mit Bezug auf Ausilinder
'l 1 e Bestimmungen bezüglicher Staatsverträge.

3 Der Schublverhaft ist abgeschafft.
Art. 60. Sütntliche Kantone sind verpflichtet. alle

Se llweizerhiirger in der Gesetzgebung sowohl als lin
gerichtlichen Verfahren den Bürgern des eigenen
I■antons gleich zu halten.

Art. 61. Die rechtskrüftigett Zivilurteile. die in
einem Kanton gefüllt sind, sollen in der ganzen
Schweiz vollzogen werden können.

Art. 62. Alle Abzugsrechte im Innern der
Schweiz, sowie die Zugrechte von bürgern des einen
Kantons gegen Bürger anderer Kantone sind abge-
schafft.

Art. 63. Gegen die auswärtigen Staaten besteht
Freiziigigkeit, unter Vorbehalt des Gegenrechtes.

Art. 6-1. 1 Dem Bunde steht die Gesetzgebung zu:
über die persönliche llvtdlungsfühigkcit:
über alle auf den Handel und Mobiliarverkehr

bezüglichen Rechtsverhältnisse (Obligatio-
nenrecht, mit Inbegriff des Handels- und
Wechselrechts);
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Tiber das Urheberrecht an Werken der Lite r.
tur und Kunst;

über den Schutz gewerblich verwertbarer E
findungen, mit Einschluss der Muster u n
Modelle 1);

über das Betreibungsverfahren und das Kon
kursrecht.

2 Der Bund ist zur Gesetzgebung auch in del
übrigen Gebieten des Zivilrechts befugt').

3 Die Organisation der Gerichte. das gericht
liehe Verfahren und die Rechtsprechung verbleiben
wie bis anhin, den Kantonen.

Art. 64b13. 3) ' Der Bund ist zur Gesetzgebung
Gebiete des Strafrechts befugt.

2 Die Organisation der Gerichte, das gerichtlich%
Verfahren und die Rechtsprechung verbleiben, wie
bis anhin, den Kantonen.

3 Der Bund ist befugt, den Kantonen zur Er;
richtung von Straf-, Arbeits- und Besserungsanstali
ten und für Verbesserungen im Strafvollzuge Beil
träge zu gewähren. Er ist auch_ befugt, sich an Eint
richtungen zum Schutze verwahrloster Kinder zt
beteiligen.

Art. 65. 1 Wegen politischer Vergehen darf keii:.
Todesurteil gefällt werden ').

2 Körperliche Strafen sind untersagt.

Art. 66. Die Bundesgesetzgebung bestimmt die'
Schranken. innerhalb welcher ein Schweizerbürger
seiner politischen Hechte verlustig erklärt wellen '
kann.

') Abgeänderter Paragraph. Volk.ab.timmunpens.10Juii1887u.19.111ra1903.
') Neuer Ah-atz. Voll.ab.timmung rom 13. November 1898.
°) Neuer Artikel. Voll.ab.timmung 'ran 13. November 1898.
') Abge3nderter Ao.atr. Volkaab.timmung rom 18. filai 1879.
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Art. 67. Die Bundesgesetzgebung trifft die er-
jforderlielnen Bestimmungen über die Auslieferung
`.der Angeklagten von einem Kanton an den andern;
die Auslieferung kann jedoch für politische Vergehen
und für Pressvergehen nicht verbindlich gemacht
«'erden.

Art. 68. Die Ausmittlung von Biirgerrechten für
heimatlose und die Massregeln zur Verhinderung
der Entstehung (l e tter Heimatlosen sind Gegenstand

t der Bundesgesetzgebung.

Art. 69. 1 ) Der Bund ist befugt. zur Bekiimpfung
iibertragbarer oder stark verbreiteter oder bösartiger
Krankheiten von Menschen und Tieren gesetzliche

l' Bestimnnnngen zu treffen.

Art. 69bis. 2) I Der Bund ist befugt, gesetzliche
Bestimmungen zu erlassen:

a) über den Verkehr mit Nahrungs- und Ge-
nussmitteln;

b) über den Verkehr mit andern Gebrauchs-
und Verbrauchsgegenstüuden, soweit solche
das Leben oder die Gesundheit gefährden
können.

2 Die Ausführung der bezüglichen Bestinnmun-
nen geschieht durch die Kantone. unter Aufsicht und
mit der finanziellen Unterstützung des Bundes.

Dagegen liegt die Kontrolle der Einfuhr an der
Landesgrenze dem Blinde ob.

Art. G9ter 3) 1 Die Gesetzgebung über Ein- und
Ausreise, Aufenthalt und Niederlassung der Ausliin-
der steht denn Bunde zu.

Abgeäntlerter Artikel. \'nikaabatimmmng ,out I. Mai 1913.
rn Neuer Artikel. \'olksgC..tinuoung vom 11. Joli 1897.
') Neuer Artikel. Vollab..timmung vom 25. Oktoher 1925.
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2 Die Entscheidung über Aufenthalt und Nieder-
lassung treffen nach Massgabe des Bundesrechtes die
Kantone. Dem Bunde steht jedoch das endgiilti•e
Entscheidungsrecht zu gegenüber:

a) kantonalen Bewilligungen für länger dau-
ernden Aufenthalt. für Niederlassung und
gegenüber Toleranzbewilligungen;

b) Verletzung von Niederlassungsverträgen:
e) kantonalen Ausweisungen aus dem Gebiete

der Eidgenossenschaft;
d) Verweigerung des Asyls.

Art. 70. Dem Bunde steht das Recht zu, Fremde.
welche die innere oder äussere Sicherheit der Eid-
genossenschaft gefährden, aus dem schweizerischen
Gebiete wegzuweisen.

ZWEITER ABSCHNITT.

Bundesbehörden,
1. Bundesversammlung.

Art. 71. Unter Vorbehalt der Rechte des Volkes
und der Kantone (Art. 89 und 121) wird die oberste
Gewalt des Bundes durch die Bundesversammlung
ausgeübt, welche aus zwei Abteilungen besteht:

A. aus dem Nationalrat.
B. aus dem Ständerat.

A. Nationalrat.

Art. 72. 1 Der Nationalrat wird aus Abgeord-
neten des schweizerischen Volkes gebildet. Auf je
20.000 Seelen der Gesamtbevölkerung wird ein Mit-
glied gewählt.
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2 Eine Bruchzahl über 10.000 Seelen wird für
20,000 Seelen berechnet.

3 Jeder Kanton und bei geteilten Kantonen jeder
der beiden Landesteile hat wenigstens ein Mitglied
zn wühlen.

Art. 73. 1 ) Die Wahlen in den Nationalrat sind
direkte. Sie finden nach dem Grundsatze der Pro-
portionalität statt, wobei jeder Kanton und jeder
Italbkanton einen Wahlkreis bildet.

2 Die Bundesgesetzgebung trifft über die Ausfüh-
rung dieses Grundsatzes die näheren Bestimmungen.

Art. 74. Stimmberechtigt bei Wahlen und Ab-
stimniungen ist jeder Schweizer. der das 20. Alters-
jahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Ge-
setzgebung des Kantons, in welchem er seinen Wohn-
sitz hat, nicht vom Aktivbürgerrechte ausgeschlos-
sen ist.

2 Es bleibt jedoch der Gesetzgebung des Bundes
vorbehalten, über diese Stimmberechtigung einheit-
liche Vorschriften aufzustellen.

Art. 75. Wahlfähig als Mitglied des National-
rates ist jeder stimmberechtigte Schweizerbürger
weltlichen Standes.

t) Abgeänderter Artikel. Volksabstimmung sonn 13. Oktober 1918.
*) Übergongsbestinnttungen at Art. 73. Votksabstitotttttng r. 10. Aug. 1919.
Art. 1. Am letzten Sonntag im Oktober 1919 findet eine Ge,arnterneuerung

des Nationalistes nach Massgabe des Bundesgesetzes betreffend die Wahl de-
Nationalrates nach dem Grundsatze der Proportionalität statt.

Der neugewählte Nationalrat tritt am ersten Montag de, Monats Dezember
1919 zur konstituierenden Sitzung in der Bnnde.stadt zusammen. An dem dieseut
rage vorhergehenden Sonntag endigt die Amtsdauer des gegenwärtigen National-
rates.

I)ie Amtsdauer des neuen Nationalrates endigt an dem dem ersten Montag
des Monats Dezember 1922 vorangehenden Sonntag.

Art. 2. In der Dezembersession 1919 findet eine Gesamterneuerung de.
Bundesrates statt. I)ie Amtsdauer des neugewählten Bundesrates endigt im De-
zember 1922.
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Art. 76. Der Nationalrat wird auf die Dauer von
drei Jahren gewählt, und es findet jeweilen Gesamt-
erneuerung statt.

Art. 77. Die Mitglieder des Ständerates, des Bun-
desrates und von letzterem gewählte Beamte können
nicht zugleich Mitglieder des Nationalrates sein.

Art. 78. 1 Der Nationalrat wählt aus seiner Mitte
für jede ordentliche oder ausserordentliche Sitzung
einen Präsidenten und Vizepräsidenten.

2 Dasjenige Mitglied, welches während einer
ordentlichen Sitzung die Stelle eines Präsidenten
bekleidete, ist für die nächstfolgende ordentliche
Sitzung weder als Präsident noch als Vizepräsident
wählbar. Das gleiche Mitglied kann nicht während
zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden ordentlichen
Sitzungen Vizepräsident sein.

S Der Präsident hat bei gleich geteilten Stimmen
zu entscheiden; bei Wahlen übt er das Stimmrecht
aus wie jedes Mitglied.

Art. 79. Die Mitglieder des Nationalrates werden
aus der Bundeskasse entschädigt.

B. Ständerat.

Art. 80. Der Ständerat besteht aus 44 Abgeord-
neten der Kantone. Jeder Kanton wählt zwei Ab-
geordnete, in den geteilten Kantonen jeder Landes-
teil einen Abgeordneten.

Art. 81. Die Mitglieder des Nationalrates und des
Bundesrates können nicht zugleich Mitglieder des
Ständerates sein.

Art. 82. Der Ständerat wählt für jede ordent-
liche oder ausserordentliche Sitzung aus seiner Mitte
einen Präsidenten und Vizepräsidenten.
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2 Aus den Abgeordneten desjenigen Kantons,
aus welchem für eine ordentliche Sitzung der Prä-
sident gewühlt worden ist, kann für die niichstfol-
gende ordentliche Sitzung weder der Präsident noch
der Vizepräsident gewählt werden.

Abgeordnete des gleichen Kantons können
nicht während zwei unmittelbar aufeinanderfolgen-
den ordentlichen Sitzungen die Stelle eines Vize-
präsidenten bekleiden.

° Der Präsident hat bei gleich geteilten Stim-
men zu entscheiden; bei «'allen übt er das Stimm-
recht aus wie jedes Mitglied.

Art. 83. Die Mitglieder des Ständerates werden
von den Kantonen entschädigt.

C. Befugnisse der Bundesversammlun g.
Art. 84. Der Nationalrat und der Ständerat haben

alle Gegenstände zu behandeln, welche nach Inhalt
der gegenwärtigen Verfassung in die Kompetenz des
Bundes gehören und nicht einer andern Bundes-
behörde zugeschieden sind.

Art. 85. Die Gegenstände, welche in den Ge-
schäftskreis beider Rute fallen, sind insbesondere
folgende:

1. Gesetze über die Organisation und die Wahl-
art der Bundesbehörden.

2. Gesetze und Beschlüsse fiber diejenigen Gegen-
stände, zu deren Regelung der Bund nach Massgabe
der Bundesverfassung befugt ist.

3. Besoldung und Entschädigung der Mitglieder
der Bundesbehörden und der Bundeskanzlei; Errich-
tung bleibender Beamtungen und Bestimmung ihrer
Gehalte.

3
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4. Wahl des Bundesrates, des Bundesgerichtes.
des Kanzlers, sowie des Generals der eidgenössischen
Armee.

Der Bundesgesetzgebung bleibt vorbehalten, auch
die Vornahme oder Bestätigung weiterer Wahlen der
Bundesversammlung zu übertragen.

5. Bündnisse und Verträge mit dem Auslande. so-
wie die Gutheissung von Verträgen der Kantone
unter sich oder mit dem Auslande. Solche Verträge
der Kantone gelangen jedoch nur dann an die Bun-
desversammlung, wenn vom Bundesrat oder einem
andern Kanton Einsprache erhoben wird.

6. Massregeln für die äussere Sicherheit. für Be-
hauptung der Unabhängigkeit und Neutralität der
Schweiz, Kriegserklärungen und Friedensschlüsse.

7. Garantie der Verfassungen und des Gebietes
der Kantone; Intervention infolge der Garantie;
Massregeln für die innere Sicherheit, für Handhabung
von Ruhe und Ordnung; Amnestie und Begnadigung.

B. Massregeln, welche die Handhabung der Bun-
desverfassung, die Garantie der Kantonalverfas-
sungen, die Erfiillung der bundesmüssigen Verpflich-
tungen zum Zwecke haben.

9. Verfügungen über das Bundesheer.
10. Aufstellung des jährlichen Voranschlages und

Abnahme der Staatsrechnung, sowie Beschlüsse über
Aufnahme von Anlehen.

11. Die Oberaufsicht Tiber die eidgenössische Ver-
waltung und Rechtspflege.

12. Beschwerden gegen Entscheidungen des Bun-
desrates über Administrativstreitigkeiten (Art.113).

13. Kompetenzstreitigkeiten zwischen Bundesbe-
hörden.

14. Revision der Bundesverfassung.
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Art. 86. i Die beiden Iüite versammeln sich j;ilir-
lich einmal zur ordentlichen Sitzung an einem durch
das Reglement festzusetzenden Tage.

2 Sie werden ausserordentlich einberufen durch
Beschluss des Bundesrates, oder wenn ein Vierteil
der Mitglieder des Nationalrates oder fünf Kantone
es verlangen.

Art. 87. Uni gültig verhandeln zu können, ist die
Anwesenheit der absoluten Mehrheit der Mitglieder
des betreffenden Rates erforderlich.

Art. 88. Im Nationalrat und Stiinderat entschei-
det die absolute Mehrheit der Stimmenden.

Ar t. 89. Für Bundesgesetze und Bundesbe-
schlüsse ist die Zustimmung beider Ihite erforderlich.

Bundesgesetze. sowie allgemein verbindliche
Biuu lesbesehliisse, die Rieht dringlicher Natur sind.
sollen überdies dem Volke zur Annahme oder Ver-
werfung vorgelegt werden, wenn es von 30.000
stimmberechtigten Schweizerbiirgern oder von acht
Kantonen verlangt wind.

3 Staatsverträge mit dem Auslande. welche u1
befristet oder für eine Dauer von mehr als fünfzehn
Jahren abgeschlossen sind, sollen ebenfalls dem
Volke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt wer-
den, wenn es von 30.000 stimmberechtigten Schwei-
zerbiirgern oder von acht Kantonen verlangt wird 1 ).

Art. 90. Die Bundesgesetzgebung wind bezüglich
der Formen und Fristen der Volksabstimmung das
Erforderliche feststellen.

Art. 91. Die Mitglieder beider l fite stimmen ohne
Instruktion en.

I) Neuer Abeatz. \ - oll.abatimmung rom 30. Januar 1921.
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Art. 92. Jeder Rat verhandelt abgesondert. Bei
Wahlen (Art. 85, Ziffer 4), bei Ausübung des Be-
gnadigungsrechtes und für Entscheidung von Kom-
petenzstreitigkeiten (Art. 85, Ziffer 13) vereinigen
sich jedoch beide Mite miter der Leitung des Präsi-
denten des Nationalrates zu einer gemeinschaftlichen
Verhandlung, so dass die absolute Mehrheit der
stimmenden Mitglieder beider Rüte entscheidet.

Art. 93. 1 Jedem der beiden Riite und jedem
.\l itgliede derselben steht das Vorschlagsrecht (die
Initiative) zu.

2 Das gleiche Recht können die Kantone durch
Korrespondenz ausüben.

Art. 94. Die Sitzungen der beiden ■te sind iu
der Regel öffentlich.

H. Bundesrat.

Art. 95. Die oberste vollziehende und leitende
Behörde der Eidgenossenschaft ist ein Bundesrat,
welcher aus sieben Mitgliedern besteht.

Art. 96. 1 Die Mitglieder des Bundesrates werden
von der Bundesversammlung aus allen Schweizer-
bürgern, welche als Mitglieder des Nationalrates
wählbar sind, auf die Dauer von drei Jahren er-
nannt. Es darf jedoch nicht mehr als ein Mitglied
aus dem nämlichen Kanton gewählt werden.

2 Nach jeder Gesamterneueruug des National-
rates findet auch eine Gesamterneuerung des Bun-
desrates statt.

3 Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen
Stellen werden bei der nächstfolgenden Sitzung der
Bundesversammlung für den Rest der Amtsdauer
wieder besetzt.
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Art. 97. Die Mitglieder des Bundesrates dürfen
keine andere Beamtung. sei es im Dienste der Eid-
genossenschaft, sei es in einem Kantone, bekleiden,
noch irgendeinen andern Beruf oder Gewerbe treiben.

Art. 98. Den Vorsitz im Bundesrat führt der
Bmidespriisident, welcher, sowie auch der Vizepriisi-
dent, von den vereinigten Riiten aus den Mitgliedern
desselben für die Dauer eines Jahres g ewiihlt wird.

2 Der abtretende Präsident ist für das nächst-
folgende .Jahr weder als Priisident noch als Vizeprii-
sident wiihlbar. Das gleiche Mitglied kann nicht
wiihrend zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Jain-
ren die Stelle eines Vizepräsidenten bekleiden.

Art. 99. Der Bimdespriisident und die übrigen
Mitglieder des Bundesrates beziehen einen jiihrlichen
Gehalt aus der Bundeskasse.

Art. 100. Um gültig verhandeln zu können, müs-
sen wenigstens vier Mitglieder des Bundesrates an-
wesend sein.

Art. 101. Die Mitglieder des Bundesrates haben
bei den Verhandlungen der beiden Abteilungen der
Bundesversammlung beratende Stimme und auch das
Recht, über einen in Beratung liegenden Gegenstand
Antriige zu stellen.

Art. 102. Der Bundesrat hat innert den Schran-
ken der gegenwärtigen Verfassung vorzüglich fol-
gende Befugnisse und Obliegenheiten:

1. Er leitet die eidgenössischen Angelegenheiten.
gemiiss den Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen.

2. Er hat für Beobachtung der Verfassung, der
Gesetze und Beschlüsse des Bundes, sowie der Vor-
schriften eidgenössischer Konkordate zu wachen; er
trifft zur Handhabung derselben von sich aus oder
auf eingegangene Beschwerde, soweit die Beurteilung
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solcher Rekurse nicht nach Art. 113 dem Bundesge-
richte übertragen ist. die erforderlichen Verfügungen.

3. Er wacht für die Garantie der Kantonalver-
fassuugen.

4. Er schlägt der Bundesversammlung Gesetze und
Beschlüsse vor und begutachtet die Anträge, welche
von den Räten des Bundes oder von den Kantonen
an ihn gelangen.

5. Er vollzieht die Bundesgesetze und Bundesbe-
schlüsse, die Urteile des Bundesgerichts, sowie die
Vergleiche oder schiedsrichterlichen Sprüche über
Streitigkeiten zwischen Kantonen.

6. Er hat diejenigen Wahlen zu treffen, welche
nicht der Bundesversammlung und dem Bundesge-
richte oder einer andern Behörde übertragen werden.

7. Er prüft die Verträge der Kantone unter sich
oder mit dem Auslande und genehmigt dieselben, so-
fern sie zulässig sind (Art. 85, Ziffer 5).

B. Er wahrt die Interessen der Eidgenossenschaft
nach aussen, wie namentlich ihre völkerrechtlichen
Beziehungen, und besorgt die auswärtigen Ange-
legenheiten überhaupt. •

9. Er wacht für die äussere Sicherheit, für die
Behauptung der Unabhängigkeit und Neutralität der
Schweiz.

10. Er sorgt für die innere Sicherheit der Eid-
genossenschaft, für Handhabung von Ruhe und Ord-
nung.

11. In Fällen von Dringlichkeit ist der Bundesrat
befugt, sofern die Rte nicht versammelt sind, die
erforderliche Truppenzahl aufzubieten und über
solche zu verfügen, unter Vorbehalt unverzüglicher
Einberufung der Bundesversammlung, sofern die auf-
gebotenen Truppen zweitausend Mann übersteigen
oder das Aufgebot länger als drei Wochen dauert.
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12. Er besorgt das eidgenössische Militärwesen
und alle Zweige der Verwaltung, welche dem Bunde
angohoren.

13. Er prüft die Gesetze und Verordnungen der
Kantone, welche seiner Genehmigung bedürfen; er
überwacht diejenigen Zweige der Kantonalverwal-
tung, welche seiner Aufsicht unterstellt sind.

14. Er sorgt für die Verwaltung der Finanzen des
Bundes, für die Entwerfung des Voranschlages und
die Stellung der Rechnungen über die Einnahmen
und Ausgaben des Bundes.

15. Er hat die Aufsicht über die Geschäftsfiihrung
aller Beamten und Angestellten der eidgenössischen
Verwaltung.

16. Er erstattet der Bundesversammlung jeweilen
bei ihrer ordentlichen Sitzung Rechenschaft über
seine Verrichtungen, sowie Bericht über den Zustand
der Eidgenossenschaft im Innern sowohl als nach
aussen, und wird ihrer Aufmerksamkeit diejenigen
Massregeln empfehlen, welche er zur Beförderung ge-
meinsamer Wohlfahrt für dienlich erachtet.

Er hat auch besondere Berichte zu erstatten.
wenn die Bundesversammlung oder eine Abteilung
derselben es verlangt.

Art. 103. 1) 1 Die Geschäfte des Bundesrates wer-
den nach Departementen unter die einzelnen Mit-
glieder verteilt. Der Entscheid über die Geschiffte
geht vom Bundesrat als Behörde aus.

Durch die Bundesgesetzgebung können be-
stimmte Geschiffte den Departementen oder ihnen
untergeordneten Amtsstellen unter Vorbehalt des
Beschwerderechtes zur Erledigung ölerwiesen wer-
den.

') Abge4inderter Artikel. Voll.ab=timmunê vom 25. Oktober 1914.



— 40 —

• Die Bundesgesetzgebung bezeichnet die Fäll .
in denen ein eidgenössisches Verwaltungsgericht f ür
die Behandlung der Beschwerde zuständig ist.

Art. 104. Der Bundesrat und seine Departemente
sind befugt, für besondere Geschäfte Sachkundige
beizuziehen.

111. Bundeskanzlei.

Art. 105. 1 Eine Bundeskanzlei, welcher ein Kanz-
ler vorsteht, besorgt die Kanzleigeschäfte bei der
Bundesversammlung und beim Bundesrat.

2 Der Kanzler wird von der Bundesversammlung
auf die Dauer von drei Jahren jeweilen gleichzeitig
mit dem Bundesrat gewählt.

• Die Bundeskanzlei steht unter der besondern
Aufsicht des Bundesrates.

' Die nähere Organisation der Bundeskanzlei
bleibt der Bundesgesetzgebung vorbehalten.

IV. Organisation und Befugnisse des Bundesgerichts.

Art. 106. 1 Zur Ausübung der Rechtspflege, so-
weit dieselbe in den Bereich des Bundes fällt, wird
ein Bundesgericht aufgestellt.

2 Für Beurteilung von Straffällen (Art. 1121
werden Schwurgerichte (Jury) gebildet.

Art. 107. 1 Die Mitglieder des Bundesgerichts
und die Ersatzmänner werden von der Bundesver-
sammlung gewählt. Bei der Wahl derselben soll
darauf Bedacht genommen werden, dass alle drei
Nationalsprachen vertreten seien.

2 Das Gesetz bestimmt die Organisation des
Bundesgerichtes und seiner Abteilungen, die Zahl
der Mitglieder und Ersatzmänner, deren Amtsdauer
und Besoldung.
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Art. 108. 1 In das Bundesgericht kann jeder
Schweizerbürger ernannt werden, der in den Natio-
nalrat wählbar ist.

Die Mitglieder der Bundesversammlung und
des Bundesrates und die von diesen Behörden ge-
wählten Beamten können nicht gleichzeitig Mitglie-
der des Bundesgerichtes sein.

3 Die Mitglieder des Bundesgerichtes dürfen
keine andere Beamtung, sei es im Dienste der Eid-
genossenschaft, sei es in einem Kantone, bekleiden,
noch irgendeinen andern Beruf oder Gewerbe treiben.

Art. 109. Das Bundesgericht bestellt seine
Kanzlei.

Art. 110. 1 Das Bundesgericht beurteilt zivil-
rechtliche Streitigkeiten:

1. zwischen dem Bunde und den Kantonen;
2. zwischen dem Bunde einerseits und Korpo-

rationen oder Privaten andererseits, wenn
der Streitgegenstand eine durch die Bundes-
gesetzgebung zu bestimmende Bedeutung
hat und wenn diese Korporationen oder
Privaten Kläger sind:

3. zwischen den Kantonen unter sich;
4. zwischen den Kantonen einerseits und Kor-

porationen oder Privaten andererseits, wenn
der Streitgegenstand von einer durch die
Bundesgesetzgebung zu bestimmenden Be-
deutung ist und eine Partei es verlangt.

2 Das Bundesgericht urteilt ferner Tiber Anstände
betreffend Heimatlosigkeit. sowie über Bürgerrechts-
streitigkeiten zwischen Gemeinden verschiedener
Kantone.

Art. 111. Das Bundesgericht ist verpflichtet, die
Beurteilung auch anderer Fälle zu übernehmen, wenn
dasselbe von beiden Parteien angerufen wird und der
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Streitgegenstand von einer durch die Bundesgesetz-
gebung zu bestimmenden Bedeutung ist. -

Art. 112. Das Bundesgericht urteilt mit Zu-
ziehung. von Geschwornen, welche über die Tatfrage
absprechen, in Straffüllen:

1. über Hochverrat gegen die Eidgenossenschaft,
Aufruhr und Gewalttat gegen die Bundes-
behörden:

2. über Verbrechen und Vergehen gegen das
Völkerrecht;

3. über politische Verbrechen und Vergehen, die
Ursache oder Folge derjenigen Unruhen sind,
durch welche eine bewaffnete eidgenössische
Intervention veranlasst wird, und

4. in Fallen, wo von einer Bundesbehörde die von
ihr ernannten Beamten ihm zur strafrechtlichen
Beurteilung überwiesen werden.

Art. 113. 1 Das Bundesgericht urteilt ferner:
1. Tiber Kompetenzkonflikte zwischen Bundes-

behörden einerseits und Kantonalbehörden
andererseits ;

2. über Streitigkeiten staatsrechtlicher Natur
zwischen Kantonen;

3. Tiber Beschwerden betreffend Verletzung
verfassungsmässiger Rechte der Bürger, so-
wie über solche von Privaten wegen Ver-
letzung von Konkordaten und Staatsver-
trügen.

2 Vorbehalten sind die (lurch die Bundesgesetz-
gebung näher festzustellenden Administrativstreitig-
keiten.

3 In allen diesen Füllen sind jedoch die von der
Bundesversammlung erlassenen Gesetze und allge-
mein verbindlichen Beschlüsse, sowie die von ihr
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genehmigten Staatsvertriige für das Bundesgericht
massgebend.

Art. 114. Es bleibt der Bundesgesetzgebung iiber-
lassen, ausser den in den Artikeln 110, 112 und 113
bezeichneten Gegenständen auch noch andere Fülle
in die Kompetenz des Bundesgerichtes zu legen,  ins-
besondere die Befugnisse festzustellen, welche ihm
nach Erlassung der im Artikel 64 vorgesehenen eid-
genössischen Gesetze behufs einheitlicher Anwendung
derselben zu übertragen sind.

IVIl.. Eidgenössische Verwaltungs- und Disziplinar-
gerichtsbarkeit. 1 )

Art. 114bis 1 Das eidgenössische Verwaltungsge-
richt beurteilt die in den Bereich des Bundes fallen-
den Administrativstreitigkeiten, die die Bundes-
gesetzgebung ihm zuweist.

Dem Verwaltungsgericht steht auch die Beur-
teilung von Disziplinarfällen der Bundesverwaltung
zu, die ihm durch die Bundesgesetzgebung zuge-
wiesen werden, soweit dafür nicht eine besondere
Gerichtsbarkeit geschaffen wird.

Die Bundesgesetzgebung und die von der Bun-
desversammlung genehmigten ti taatsvertrüge sind
für das eidgenössische Verwaltungsgericht mass-
gebend.

4 Die Kantone sind mit Genehmigung der Bun-
desversammlung befugt, Administrativstreitigkeiten.
die in ihren Bereich fallen, dem eidgenössischen
Verwaltungsgericht zur Beurteilung zuzuweisen.

5 Die Organisation der eidgenössischen Verwal-
tungs- und Disziplinargerichtsbarkeit, sowie das Ver-
fahren wird durch das Gesetz bestimmt.

9 Neuer Unterabsehniu. Volksabstimmung cons 2 3 . Oktober 1914.
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V. Verschiedene Bestimmungen.

Art. 115. Alles, was sich auf den Sitz der Bun-
desbehörden bezieht, ist Gegenstand der Bundes-
gesetzgebung.

Art. 116. Die drei Hauptsprachen der Schweiz,
die deutsche, französische und italienische, sind Na-
tionalsprachen des Bundes.

Art. 117. Die Beamten der Eidgenossenschaft sind
für ihre Geschiiftsfiihrung verantwortlich. Ein Bun-
desgesetz wird diese Verantwortlichkeit näher be-
stimmen.

DRITTER ABSCHNITT.')

Revision der Bundesverfassung:

Art. 118. Die Bundesverfassung kann jederzeit
ganz oder teilweise revidiert werden.

Art. 119. Die Totalrevision geschieht auf dem
Wege der Bundesgesetzgebung.

Art. 120. 1 Wenn eine Abteilung der Bundesver-
sammlung die Totalrevision beschliesst und die
andere nicht zustimmt. oder wenn fiinfzigtausend
stimmberechtigte Schweizerbürger die Totalrevision
der Bundesverfassung verlangen, so muss im einen
wie im andern Falle die Frage, ob eine solche statt-
finden soll oder nicht, dem schweizerischen Volke
zur Abstimmung vorgelegt werden.

Sofern in einem dieser Fülle die Mehrheit der
stimmenden Schweizerbürger fiber die Frage sich be-

t) Abgelnderter Abechnitt. Volkeab,timmung vom 5. Juli 1891.
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jahend ausspricht, so sind beide Rate neu zu wäh-
len, um die Totalrevision an die Hand zu nehmen.

Art. 121. Die Partialrevision kann sowohl auf
dem Wege der Volksanregung (Initiative) als der
Bundesgesetzgebung vorgenommen werden.

2 Die Volksanregung umfasst das von fiinfzig-
tausend stimmberechtigten Schweizerbürgern ge-
stellte Begehren auf Erlass, Aufhebung oder Ab-
änderung bestimmter Artikel der Bundesverfassung.

3 Wenn auf dein Wege der Volksanregung
mehrere verschiedene Materien zur Revision oder zur
Aufnahme in die Bundesverfassung vorgeschlagen
werden, so hat jede derselben den Gegenstand eines
besonderen Iuitiativbegehrens zu bilden.

' Die Initiativbegehren können in der Form der
allgemeinen Anregung oder des ausgearbeiteten Ent-
wurfs gestellt werden.

S Wenn ein solches Begehren in Form der allge-
meinen Anregung gestellt wird und die eidgenössi-
schen Räte mit demselben einverstanden sind, so
haben sie die Partialrevision im Sinne der Initianten
auszuarbeiten und dieselbe deni Volke und den Stän-
den zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen.
Stimmen die eidgenössischen Rate dem Begehren
nicht zu, so ist die Frage der Partialrevision dem
Volke zur Abstimmung zu unterbreiten und, sofern
die Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger sich
bejahend ausspricht, die Revision von der Bundes-
versammlung im Sinne des Volksbeschlusses an die
Hand zu nehmen.

▪ Wird das Begehren in Form eines ausgearbei-
teten Entwurfs gestellt und stimmt die Bundesver-
sammlung demselben zu, so ist der Entwurf deni
Volke und den Ständen zur Annahme oder Verwer-
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fung vorzulegen. Im Falle der Nichtzustimmung
kann die Bundesversammlung einen eigenen Entwurf
ausarbeiten oder die Verwerfen; des Vorschlages
beantragen und ihren Entwurf oder Verwerfungs-
antrag gleichzeitig mit dem Initiativbegehren der
Abstimmung des Volkes und der Stünde unterbreiten.

Art. 122. Ueber das Verfahren bei den Volksbe-
gehren und den Abstimmungen betreffend Revision
der Bundesverfassung wird ein Bundesgesetz das
Nähere bestimmen.

Art. 123. ' Die revidierte Bundesverfassung, be-
ziehungsweise der revidierte Teil derselben, treten in
Kraft, 'wenn sie von der Mehrheit der an der Ab-
stimmung teilnehmenden Bürger und von der Mehr-
heit der Kantone angenommen sind.

2 Bei Ausmittlung der Mehrheit der Kantone
wird die Stimme eines Ilalbkantons als halbe
Stimme gezählt.

3 Das Ergebnis der Volksabstimmung - in jedem
Kantone gilt als Standesstimme desselben.

Übergangsbestimmungen.

Art. 1. 'In betreff der Verwendung der Zoll- und
Posteinnahmen bleiben die bisherigen Verhältnisse
unverändert, bis der Uebergang der bis jetzt von
den Kantonen getragenen Militärlasten auf den Bund
sich vollzieht.

2 Ausserdem ist auf dem Wege der Bundes-
gesetzgebung zu bewirken, dass denjenigen Kan-
tonen, für welche die durch die Artikel 20, 30, 3ü,
zweites Alinea, und 42 e herbeigeführten Verände-
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rungen im Gesamtergebnisse eine fiskalische Ein-
busse zur Folge haben, diese Einbusse nicht auf ein-
mal in ihrem vollen Umfange, sondern nur allmäh-
lich wiihrend einer Uebergangsperiode von einigen
Jahren erwachse.

3 Diejenigen Kantone, welche sich bis zum Zeit-
punkte. in welchem der Artikel 20 in Kraft tritt, mit
den ihnen durch die bisherige Bundesverfassung und
die Bundesgesetze obliegenden militärischen Leist-
ungen im lliickstande befinden, sind verpflichtet.
diese Leistungen auf eigene Kosten nachzuholen.

Art. 2. Diejenigen Bestimunmgen der eidgenös-
sischen Gesetzgebung, der Konkordate, der kantona-
len Verfassungen und Gesetze, welche mit der neuen
Bundesverfassung im Widerspruch stehen, treten mit
Annahme derselben, beziehungsweise der Erlassung
der darin in Aussicht genommenen Bundesgesetze.
ausser Kraft.

Art. 3. Die neuen Bestimmungen betreffend die
Organisation und die Befugnisse des Bundesgerichts
treten erst nach Erlassung der bezüglichen Bundes-
gesetze in Kraft.

Art. 4. Den Kantonen wird zur Einführung der
Unentgeltlichkcit des öffenlichen Primarunterrichts
(Art. 27) eine Frist von fünf Jahren eingeräumt.

Art. 5. Personen, welche den wissenschaftlichen
Berufsarten angehören und welche bis zum Erlasse
der im Artikel 33 vorgesehenen Bundesgesetzgebung
von einem Kanton oder von einer, mehrere Kantone
repräsentierenden Konkordatsbehörde den Ausweis
der Befähigung erlangt haben, sind befugt. ihren Be-
ruf in der ganzen Eidgenossenschaft auszuüben.
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Art. 6. 1) 1 'Wenn vor Ende des Jahres 1890 ein
Bundesgesetz im Sinne des Artikels 32bis eingeführt
wird, so fallen schon mit dessen Inkrafttreten die
von den Kantonen und Gemeinden nach Artikel 32
bezogenen Eingangsgebühren auf geistigen Geträn-
ken dahin. 2)

2 Wenn in diesem Falle die auf die einzelnen
Kantone und Gemeinden berechneten Anteile an der
zur Verteilung. kommenden Summe nicht hinreichen
würden, um die dahingefallenen Gebühren auf geisti-
gen Getränken nach dem durchschnittlichen jähr-
lichen Nettoertrage in den Jahren 1880 bis und mit
1884 zu ersetzen, so wird den betroffenen Kantonen
und Gemeinden bis Ende des Jahres 1890 der da-
herige Ausfall aus derjenigen Summe gedeckt,
welche den übrigen Kantonen nach der Volkszahl zu-
kommen würde, und erst der Pest auf die letzteren
nach ihrer Volkszahl verteilt.

3 Ausserdem ist auf dem Wege der Bundesge-
setzgebung zu bewirken, dass denjenigen Kantonen
oder Gemeinden, für welche das Inkrafttreten dieses
Beschlusses eine fiskalische Einbusse zur Folge
haben kann, diese Einbusse nicht auf einmal in
ihrem vollen Umfange, solidern nur allmählich bis
zum Jahre 1895 erwachse. Die hierzu erforderlichen
Entschädigungssummen sind vorweg aus den im
Artikel 32bis, Alinea 4, bezeichneten Peineinnahmen
zu entnehmen.

t) Neuer Artikel. Volksabstimmung vom 25. Oktober 1885.

2) Durch den Bundesratsbeschluss vom 15. Juli 1887 über den sukzessiven
Vollzug der einzelnen Teile des Bundesgesetzes vom 23. Dezember 1886 betreffend
gebrannte Wasser (AS. X 115) sind die erwähnten Eingangsgebühren mit dem
1. September 1887 dahingefallen und damit Art. 32 und Art. 31 lit. u der 11V.
soweit sie sich auf Eingangsgebühren für Wein und für andere geistige Getränke
beziehen, ausser Kraft getreten.
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Also dem Volke und den Ständen vorzulegen be-
schlossen vom Nationalrate,

B e r n, den 31. Jänner 1874.

Der Präsident: Ziegler.
Der Protokollführer: Schiess.

Also dem Volke und den Ständen vorzulegen be-
schlossen vom Ständerate.

B e r n. den 31. Jänner 1874.

Der Präsident: A. Kopp.
Der Protokollführer: J. L. Lutscher.

Die Bundesversammlung hat unterm 28./29. Mai 1874
die am 19. April 1874 sowohl von der Mehrheit der
stimmenden Bürger als von der Mehrheit der Kan-
tone angenommene abgeänderte Bundesverfassung
mit Datum vom 29. Mai 1874 feierlich in Kraft er

-klärt (AS. I 38).

4
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B.— Bundesbeschluss
betreffend

Erlass eines Artikels der Bundesverfassung
über die Erhebung einer neuen ausser-

ordentlichen Kriegssteuer.
(\Tom 14. Februar 1919.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

sehaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 5. August 1918;
in Anwendung des Art. 121 der Bundesverfas-

sung,
beschliesst:

a .

Der Bundesverfassung wird folgender Artikel
beigefügt:

Ziffer 1. Der Bund erhebt eine ausserordentliche
Steuer zum Zwecke der Deckung der Kapitalaus-
gaben, die für das Truppenaufgebot während des
Weltkrieges bis Ende 1918 aufgewendet worden
sind.

Ziffer 2. Die Steuer wird in vierjahrigen Pe-
rioden so oft erhoben, bis der dem Bunde zukom-
mende Ertrag zusammen mit den Ergebnissen der
ersten Kriegssteuer und der Kriegsgewinnsteuern die



— 51 ---

Kapitalausgaben für das Truppenaufgebot deckt.
Bleibt zuletzt noch ein Betrag zu decken, der gerin-
ger ist als das voraussichtliche Ergebnis einer noch-
maligen Wiederholung der Steuer. so entscheidet die
Bundesversammlung endgültig darüber, ob die Steuer
auch noch bis zur Höhe dieses Restes zu erheben ist.

Ziffer :3. Die natiirlichen Personen ent-
richten die Steuer von ihrem Vermögen und ihrem
Erwerb. Von dieser Steuer gehen die Betreffiiisse
ab, welche Steuerpflichtige in der Eigenschaft als
Teilhaber und Kommanditiire von Kollektiv- und
Kommanditgesellschaften nach Ziffer 5 zu entrichten
haben.

Die Vermögenssteuerpflicht beginnt bei einem
Vermögen, das zehntausend Franken übersteigt. Für
Personen ohne ausreichenden Erwerb ist dieser An-
satz angemessen zu erhöhen.

Die Erwerbssteuerpflicht beginnt:
a) für Personen mit einem zwanzigtausend

Franken übersteigenden Vermögen bei
einem Erwerb von mehr als zweitausend
Franken;

b) für Personen. deren Vermögen mehr als
zehntausend Franken betrügt, aber zwan-
zigtausend Franken nicht übersteigt, bei
einem Erwerb von mehr als dreitausend
Franken;

c) für Personen ohne Vermögen oder mit
einem zehntausend Franken nicht über-
steigenden Vermögen bei einem Erwerb
von mehr als viertausend Franken.

Die unter a—c genannten Ansiitze für den Be-
ginn der Erwerbssteuerpflicht erhöhen sich um je
vierhundert Franken für jedes Kind unter achtzehn
Jahren und für jede Person, der gegeniiher der Er-
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werbende unterstützungspflichtig ist, sofern er für
diese Person tatsiichlich sorgt.

Soweit auf Grund dieser Bestimmungen eine
Steuerpflicht besteht, bezieht sie sich auf den gan-
zen Umfang des Vermögens und des Erwerbs.

Die Steuersiitze sind progressiv und steigen in
Klassen von ein bis fünfundzwanzig Promille des
Reinvermögens und von vier Zehntel Prozent bis
zwanzig Prozent des Reinerwerbs, nach Massgabe
der diesem Beschlusse beigefügten Tabellen I und II.

Ziffer 4. Für Erwerb aus Tantièmen, sofern de-
ren Gesamtbetrag zweitausend Franken übersteigt,
wird eine Zuschlagsteuer erhoben, die nach Tabelle
lI zu berechnen ist, aber mindestens zwei Prozent
der Tantièmen betriigt.

Ziffer 5. Die Kollektiv- und Komman-
d i t g e s e l l s c h a f t e n entrichten die Steuer von
ihrem Vermögen (Gesellschaftskapital und Reser-
ven) und ihrem Erwerb. Die Steuerpflicht beginnt
bei einem Vermögen, das zehntausend Franken, und
bei einem Erwerb, der dreitausend Franken über-
steigt. Die Steuersätze sind die nlimlichen wie für
die natürlichen Personen.

Ziffer G. Die Aktiengesellschaften und
Kommanditaktiengeselischaften ent-
richten eine Steuer vom einbezahlten Aktienkapital
und von den Reserven, sowie eine Steuer vom nicht
einbezahlten Aktienkapital. Die Steuersiitze sind
progressiv und steigen in Klassen von ein Promille
bis hundert Promille des einbezahlten Aktienkapi-
tals und der Reserven und von ein Viertel Promille
bis fünfundzwanzig Promille des nichteinbezahlten
Aktienkapitals. Innert dieser Grenzen richten sie
sich nach dem Verhältnis des iiihrlichen Rein-
gewinns zum einbezahlten Aktienkapital und zu den
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Reserven, nach Massgabe der diesem Beschlusse
beigefügten Tabelle III.

Ziffer 7. Die Genossenschaften des
schweizerischen Obligationenrechtes, mit Ausnahme
der konzessionierten Versicherungsgenossenschaften,
entrichten die Steuer von ihrem Reingewinn; der
Steuersatz betrügt vier Prozent der den Mitgliedern
und Kunden gewiihrten Rückvergütungen und Ra-
batte und acht Prozent des übrigen Reingewinns.

Ferner bezahlen die Genossenschaften vom eige-
nen Vermögen der Genossenschaft (Genossen-
schaftskapital und Reserven) zweieinhalb Promille.
Das nicht einbezahlte Genossenschaftskapital bezahlt
ein halbes Promille.

Die konzessionierten Versicherungsgenossenschaf-
ten entrichten die Steuer von ihrer schweizerischen
Prämieneinnahme; der Steuersatz betrügt sechs Pro-
mille der Prämieneinnahme.

Ziffer B. Die übrigen juristischen Per-
sonen entrichten die Steuer von ihrem Vermögen.
Die Steuerpflicht beginnt bei einem Vermögen, das
zehntausend Franken übersteigt. Die Steuersitze
sind die niimlichen wie für die natürlichen Personen,
steigen jedoch nur bis zu zehn Promille.

Ziffer 9. Von der Entrichtung der Steuer sind
befreit:

a) der Bund und die Kantone und ihre An-
stalten und Betriebe, sowie die unter ihrer
Verwaltung stehenden Spezialfonds. die

' schweizerische	 Unfallversicherungsanstalt
in Luzern und die schweizerische Alkohol-
verwaltung:

b) die Gemeinden, sowie die andern öffentlich-
rechtlichen und kirchlichen Körperschaf-
ten und Anstalten für das Vermögen, das
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als solches oder mit seinem Ertrag öffent-
lichen Zwecken dient;

c) die übrigen Körperschaften und Anstalten
für das Vermögen, das als solches oder mit
seinem Ertrag Kultus- oder Unterrichts-
zwecken oder der Fürsorge für Arme und
Kranke, sowie für Alter und Invalidität.
oder andern ausschliesslich gemeinnützigen
Zwecken dient;

(1) die als Aktiengesellschaft im Jahre 1917
gegründete ,,schweizerische Kohlenzentrale"
in Basel.

Bei den konzessionierten Transportanstalten füllt
dasjenige Aktienkapital. für das keine Dividende
bezahlt wird, bei der Steuerberecl uung ausser Be-
tracht.

I)en Steuerpflichtigen, die infolge des Krieges iii
Not geraten sind oder die sich sonst in einer Lage be-
finden, in welcher die Bezahlung der Kriegssteuer
für sie zur grossen Wirte wurde, kann die Steuer
ganz oder teilweise erlassen werden.

Ziffer 10. Für jede vierjührige Periode wird die
Steuer neu veranlagt. Veranlagung und Bezug er-
folgen durch die Kantone unter der Aufsicht des
Bundes. Die Selbsttaxation ist obligatorisch. Die
Steuer wird in Raten eingezogen. Die Kantone ha-
ben vier Fünftel der eingehenden Steuerbetrüge dem
Bunde abzuliefern.

Ziffer 11. Die Bundesversammlung wird'endgiil-
tig die Vorschriften über die Ausführung dieses Ver-
fassungsartikels, sowie zur Sicherstellung der gleich-
miissigen Durchführung der Steuer aufstellen und
nnch Bereinigung der Rechnung die Höl le der Ka-

. pitalausgaben für das 'I'ruppenaufgebot bestimmen.
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Die so festgestellten Kapitalausgaben und die Er-
tr3gnisse der Kriegssteuer sollen auf einer

g

beson-
dern von der ordentlichen titaatsrecbuuuetrenn-
ten R ^gRechnung gebucht werden. b

b.
Dieser Buudesbesehluss ist der Abstimmung des

Volkes und der Stände zu unterbreiten.

c.

Der Bundesrat ist mit der Vollziehung beauf-
tragt.

d.

Nach Erhebung der neuen ausserordentlichen
Kriegssteuer tritt dieser Verfassungsartikel wieder
ausser Kraft.

Tabelle I.

Vermögenssteuer.
Die Steuerklassen, Steuersätze und Steuerbeträge

der Vermögenssteuer werden festgesetzt wie folgt:
(Der Steuerbetrag ist lìir jede Klase von der untern bis zur obern Grenze

derselbe.)

Klasse
Vermögen

von liber

Fr.

bis und mit

Fr.

Steuersatz 	 Steuerbetrag
pro Mille
für die vierjährige Periode

Fr.
1 10,000 15,000 1 10. —
2 15,000 20,000 1 15.-
3 20,000 25,000 1 20. —
4 25,000 30,000 1 25.-
5 30,000 35,000 1 30.-
5 35,000 40,000 1,i 38.50
7 40,000 45,000 1.2 48.-
8 45,0(0 50,000 1,3 58.50



- 56 -

Klasse
Vermögen

von über

Fr.

bis und mit

Fr.

Steuersatz 	 Steuerbetrag
pro Mille
lür die vierl'3brige Periode

Fr.
9 50,000 55,000 1,+ 70.-

10 55,000 60,000 1,3 82.50
11 60,000 65,000 1,6 96.-
12 65,000 70,000 1,7 110.50
13 70,000 75,000 1,s 126. -
14 75,000 80,000 1,9 142.50
15 80,000 85,000 2 160.-
16 85,000 90,000 2,15 182.75
17 90,000 95,000 2 ,30 207.-
18 95,000 100,000 2 ,13 232.75

19 100,000 110,000 2,co 260.-
20 110,000 120,000 2,73 302.50
21 120,000 130,000 2,90 348.-
22 130,000 140,000 3,03 396.50
23 140,000 150,000 3 , ., 448.-

24 150,000 160,000 3,35 502.50
25 160,000 170,000 3,,0 560,-
26 170,000 180,000 3,6 620.50
27 180,000 190,000 3,so 684.-
28 190,000 200,000 3,95 750.50

29 200,000 210,000 4, 1 0 820.-
30 210,000 220,000 4,2 5 892.50
31 220,000 230,000 4,4o 968.-
32 230,000 240,000 4,55 1,046.50
33 240,000 250,000 4,7o 1,128.-
34 250,000 260,000 4,s5 1,212.50
35 260,000 270,000 5 1,300.-
36 270,000 280,000 5,2 1,404. -
37 280,000 300,000 5,4 1,512.-

38 300,000 320,000 5,0 1,680.-
39 320,000 340,000 5,s 1,856.-
40 340,000 360,000 6 2,040.-
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Klasse von liber

Fr.

Vermögen
bis und mit

Fr.

Steuersatz 	 Steuerbetrag
pro Mille
für die vierjährige Periode

Fr.
41 360,000 380,000 6,2 2,232. -
42 380,000 400,000 6.4 2,432.-

43 400,000 420,000 6,6 2,640.-
44 420,000 440,000 6,s 2,856.-
45 440,000 460,000 7 3,080.-
46 460,000 480,000 7,25 3,335. -
47 480,000 500,000 7,50 3,600.-

48 500,000 520,000 7,75 3,875.--
49 520,000 540,000 8 4,160. -
50 540,000 560,000 8,25 4,455.- -

51 560,000 580,000 8,50 4,760. -
52 580,000 600,000 8,75 5,075.-

53 600,000 620,000 9 5,400.-
54 620,000 640,000 9,3 5,766.-
55 640,000 660,000 9,c 6,144. -
56 660,000 680,000 9,s 6,534.-
57 680,000 700,000 10,2 6,936.-
58 700,000 720,000 10,5 7.350.-
59 720,000 740,000 10,8 7,776. -
60 740,000 760,000 11,E 8,214.-
61 760,000 780,000 11,4 8,664. -
62 780,000 800,000 11,7 9,126.-

63 800,000 820,000 12 9,600. -
64 820,000 840,000 12,s 10,168.-
65 840,000 860,000 12,, 10,752.-
66 860,000 880,000 13,2 11.352.-
67 880,000 900,000 13,6 11,968.-

68 900,000 920,000 14 12,600. -
69 920,000 940,000 14,4 13,2.48. -
70 940,000 960,000 14,s 13,912.-
71 960,000 980,000 15,2 14,592. -
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Klasse von über

Fr.

Vermögen
bis und mit

Fr.

Steuersatz 	 Steuerbetrag
pro Mille

für die vierjährige Periode
Fr.

72 980,000 1,000,000 15.0 13,288.--
73 1,000,000 1,050,000 16 16,000.-
74 1,050,000 1,100,000 16, 5 17,325.-

7 5 1.100,000 1,150,000 17 18,700. —
76 1,150,000 1,200,000 17,5 20,125.-
77 1,200,000 1,250,000 18 21,600.-
78 1,250,000 1,300.000 18,; 23,125. - --
79 1,300,000 1,350,000 19 24,700.-
80 1,330,000 1,400,000 19,5 26,325.-
81 1,400,000 1,450,000 20 28,000.
82 1,450,000 1,500,000 20.5 29,725.—

83 1,500,000 1,600,000 21 31,500.-
84 1,600,000 1,700,000 21,5 34,400.-
85 1,700,000 1,800,000 22 37,400.-
86 1,800,000 1,900,000 22,;. 40,500.-
87 1,900,000 2,000,00(1 23 43,700.—
88 2,000 000 2,100,000 23,:, 47,000.—
89 2,100,000 2,200,000 24 50,400.-
90 2,200,000 2,300,000 24,5 53,900.-
91 2,300,000 2,400,000 25 57,500.—

Vermögen von je 100,000 Franken mehr bilden
eine nette Klasse zum Steuersatze von 25 pro Mille
für die vierjührige Periode.
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Tabelle 11.

Erwerbssteuer.

Die Steuerklassen, Steuersitze und Steuerbeträge
für die Erwerbssteuer werden festgesetzt wie folgt:

(I)er Steuerbetrag ist für jede Klasse von der untern his zur obern Grenze
der. __ •

Klasse
Jährlicher Erwerb

von über 	 bis und mit

Fr.	 Fr.

Steuersatz in 	 Steuerbetrag
Prozente«
für die vierjährige Periode

Fr.
1 2,000 9,500 0,1 8.-
2 2,500 3,000 0,3 12.511
3 3,000 3,500 0,9 18.-
4 3,500 4,000 0,9 28.--
5 4,000 4,500 1 40.-
6 4,500 5,000 1,2 54.-

7 5,000 5,500 1,i 70.-
8 5,500 6,000 1,, 82.50
9 6,000 6,500 1,., 96.-

10 6,500 7,000 1,; 110.50
11 7,000 1,2 126.-
12. 7,500 8,0008,000 1,9 142.50
13 8,000 8,500 2 160.-
14 8,500 9,000 _)., 178.51115 9,000 9,500 2 ^ 198. -
16 9,500 10,000 9, ^ 218.50

17 10,000 11,000 2, t5 245.-
18 11,000 12,000 2,GP 286.-
19 12,000 13,000 2,75 330.-
20 13,000 14,000 2 ,90 377.-
21 14,000 15,000 3,9:, 427.--
22 15,000 16,000 3,2,. 480.-
23 16,000 17,000 3,75 536.-
24 17,0(0 1S,000 3 . :,1, 595.-
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J3hrlicher Erwerb
von Eber 	 bis und mit

Fr. 	 Fr.

Steuersatz in 	 Steuerbetrag
Prozenten

tir die vierj.hrige Periode
Fr.25 18,000 19,000 3,; 666.-26 19,000 20,000 3,0 741.-

27 20,000 21,000 4,1 820.-28 21,000 22,000 4,3 903.-29 22,000 23,000 4,5 990.-30 23,000 24,000 4,; 1,081.-31 24,000 25,000 4,0 1 176.-32 23,000 26,000 5, 1 1,275.-33 26,000 27,000 5,3 1,378.-34 27,000 28,000 5,; 1,485,-35 28 , 000 30,000 5, 1,624.-

36 30,000 32,000 6,, 1,830.-37 32,000 34,000 6,4 2 048.-38 34,000 36,000 6,; 2,278.-39 36,000 38,000 7 2,520.-40 38,000 40,000 7,3 2,774,-

41 40,000 42,000 7,o 3,040.-42 42,000 44,000 7,0 3,318.-43 44,000 46,000 8,2 3,608.-44 46,000 48,000 8,5 3,910.-45 48,000 50,000 8,0 4,272.-

46 50,000 52,000 	 • 9,3 4,650.--
47 52,000 54,1100 9,; 5,044.-48 54,000 56,000 10, 1 5,454. - --49 56,000 58,000 10,5 5,880,-
50 58,000 60,000 10,0 6,322.-

51 60,000 62,000 11,3 6,780.-52 62.000 64,000 11,; 7,254.-
5 3 64,000 66 000 12,1 7,744,- -54 66,000 68,000 12,5 8,250.-35 68,000 70,000 13 8,840.-
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J3hrlidier Erwerb
von aber 	 bis und mit

Fr.	 Fr.

Steuersatz ln 	 Steuerbetrag
Prozenten

far die vierjdhrige Periode
Fr.

56 70,000 72,000 13 3 9,450.-
57 72,000 74,000 14 10,080.-
58 74,000 76,000 14,5 10,730.-
59 76,000 78,000 15 11.400.-
60 78,000 80,000 15,:, 12,090.-

61 80,000 82,000 16 12,800.-
62 82,000 84,100 16,5 13,530.-
63 84,000 86,000 17 14,280.-
74 86,000 88,000 17,5 15,050.-
65 88,000 90,000 18 15,840.--

66 90,000 92,000 18,, 16,650.-
67 92,000 94,000 19 17,480.-
68 94,000 96,000 19.5 18,330.-
69 96,000 98,000 20 19,200.-
70 98,000 100,000 20 19,600.-

71 100,000 105,000 20 20,000.-
72 105,000 110,000 20 21,000,-
73 110,000 115,000 20 22,000.-
74 115,000 120,000 20 23,000.-
7 5 120,000 125,000 20 24,000.-
7 6 125,000 130,000 20 25,000.-
77 130,000 135,000 20 26,000.-
78 135,000 140,000 20 27,000.--
79 140,000 145,000 20 28,000.-
80 145,000 150,000 20 29,000.-
81 150,000 160,000 20 30,000.-

Erwerb von je 10,000 Franken mehr bildet eine
neue Klasse zum Steuersatze von 20 Prozent für die
vierjährige Periode.
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Tabelle Ill.

Aktiengesellschaften und Kommandit-
Aktiengesellschaften.

Die Steuerklassen und Steuerbetrilge werden fest-
gesetzt wie folgt:

Klasse

Verhältnis des
jährlichen Reingewinns

zum einbezahlten
Aktienkapital und den

Reserven
in Prozenten

von liber bis und mit

Steuerbetrag [Er die
%ierjOhrige Periode:

je 1000 Franken
des einbezahlten

Aktienkapitals und
der Reserven und
je 4000 Franken

des nicht einbezahlten
Aktienkapitals

bezahlen

I7r.
1 	 1 1. --
2 	 1 •2 1.50
; 	 2 3
4 	 3 4 4. 50
5 	 4 5 6.—
6 	 5 6 7. 50
7 	 6 7 9.--
8 	 7 8 l0. 50`) 8 9 1'-'. —

10 	 9 10 13. 50
11 	 10 11 15. —
12 	 11 1 2 t 6.50
13 	 1 2 13 18. —
14 	 13 14 19. 50
15 	 14 15 21. —
16 	 15 1 6 22. 51)
17 	 1 6 17 24. —
18 	 17 1 8 25. 50
1 9	 18 19 27. —
20 	 19 20 28. 50
2 1 	 20 21 30. —
'22 	 21 22 31. 50
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Verhältnis des
jährlichen Reingewinns

zum einbezahlten
Aktienkapital und den

Reserven
in Prozenten

von über bis und mit

Steuerbetrag lür die
vierjdhrige Periode:

je 1000 Franken
des einbezahlten

Aktienkapitals und
der Reserven und
je 4000 Franken

des nicht einbezahlten
Aktienkapitals

bezahlen
Fr.

23 	 22 23 33. —
24 	 23 24 34.50
25 	 24 25 36. —
26 	 25 26 37.50
27 	 26 27 39. —
28 	 27 28 40. 50
29 	 28 29 42. —
30 	 29 30 43.30
31 	 30 31 45. —
32 	 31 32 46.50
33 	 32 33 48. —

— 	 34 	 33 34 49.50
35 	 34 35 51. —
36 	 35 36 52. 50
37 	 36 37 54. —
38 	 37 38 55. 51 i
39   38 39 57. —
40 	 39 40 58.50
41 	 40 41 60. —
42 	 41 42 61.:,0
43 	 42 43 63. —
44 	 43 44 64.50
45 	 44 45 66. —
46 	 45 46 67.50
47 	 46 47 69. —
48	 .	 .	 .	 . 	 . 	 .	 .	 . 47 48 70.50
49	 48 49 72. —
50 	 49 50 73.50
51 	 . 	 50 51 75. —
59 	 31 52 76.00
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Verhältnis des
jährlichen Reingewinns

zum einbezahlten
Aktienkapital und den

Reserven
in Prozenten

von über bis und mit

Steuerbetrag für die
vierjährige Periode:

je 1000 Franken
des einbezahlten

Aktienkapitals und
der Reserven und
je 4000 Franken

des nicht einbezahlten
Aktienkapitals

bezahlen

Fr.
53 	 52 53 78. —
54 	 53 54 79.50
55 	 54 55 81. —
56 	 55 56 82.50
57 	 56 57 84. —
58 	 57 58 85.50
59 	 58 59 87. —
60 	 59 60 88. 50
61 	 60 61 90. —
62 	 61 62 92. —
63 	 62 63 94.—
64 	 63 64 96. —
65 	 64 65 98. —
66 	 65 100. --

Also beschlossen vom \ationalrate,

Bern, den 13. Februar 1919.

Der Priisident: H. Häberlin.
Der Protokollfiihrer: Steiger.

Also beschlossen vom Stiinderate,

Bern , den 1.1. Februar 1919.

Der Priisident: Friedrich Briigger.
Der Protokollfiihrer: Kaeslin.
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Nach Einsicht einer Boschaft des Bundesrates
vom 7. Juni 1919, aus der hervorgeht, dass der vor-
stehende Bundesbeschluss vom 14. Februar 1919 be-
treffend Erlass eines Artikels der Bundesverfassung
Tiber die Erhebung einer neuen ausserordentlichen
Kriegssteuer in der Volksabstimmung vom 4. Mai
1919 sowohl vom Volke als von der Mehrheit der
Stiinde angenommen worden ist (s. BB1. 1919 III
487), hat die Bundesversammlung, und zwar der
Ständerat am 24. Juni 1919 und der Nationalrat am
27. Juni 1919, von dem Ergebnis dieser Volks-
abstimmung in zustimmenden Sinne Vormerk ge-
nommen.

C. — Bundesbeschluss
betreffend

den Beitritt der Schweiz zum Völkerbund.
(Vom 5. März 1920.1

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 4. August 1919 sowie einer Zusatzbotschaft
vom 17. Februar 1920

und unter ausdrücklicher Feststellung, dass die
immerwiihrende Neutralität der Schweiz, die ins-
besondere in der Akte vom 20. November 1815 an-
erkannt worden ist, in Art. 435 des zwischen den
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alliierten und assoziierten Mächten und Deutschland
am 28. Juni 1919 abgeschlossenen Friedensvertrages
als ein Abkommen zur Aufrechterhaltung des Frie-
dens anerkannt und dass sie nach Art. 21 des Völ-
kerbundsvertrages als mit keiner Bestimmung dieses
Vertrages unvereinbar anzusehen ist, wie dies der
Rat des Völkerbundes in seiner am 13. Februar 1920
in London abgegebenen Erklärung feierlich an-
erkannt hat,

im Vertrauen darauf, dass der jetzige Völker-
bund sich in nicht ferner Zeit zu einem allgemeinen
Völkerbund erweitere,

beschliesst:
I. Die Schweiz tritt dem Völkerbundsvertrag vom

28. April/28. Juni 1919 bei.
Für die Ratifikation der Abänderung des Völker-

bundsvertrages • sowie für die Genehmigung von mit
dem Völkerbund zusammenhängenden Uebereinkünf-
ten jeder Art kommen die von der Bundesverfassung
für den Erlass von Bundesgesetzen aufgestellten Be-
stimmungen zur Anwendung.

Beschlüsse über Kündigung des Völkerbundsver-
trages oder über Rücktritt von diesem sind dem
Volk und den Stünden zur Abstimmung vorzulegen.

Art. 121 der Bundesverfassung betreffend die
Volksanregung (Initiative) ist auch für die Kün-
digung des Völkerbundsvertrages und den Rücktritt
von diesem anwendbar.

II. Der vorliegende Bundesbeschluss ist der Ab-
stimmung des Volkes und der Stände zu unter-
breiten.

III. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses
Beschlusses beauftragt.
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Also beschlossen vom \ationalrate,

Bern, den 3. März 1920.

Der Präsident: E. Blumer.
Der Protokollfihrer: Steiger.

Also beschlossen vom Ständerate,

Bern, den 5. März 1920.

1)er Präsident: Dr. Pettavel.
Der Protokollführer: Kaeslin.

Nach Einsicht eines Berichtes des Bundesrates
vom 21. Juni 1920, aus dem hervorgeht, dass der
vorstehende Bundesbeschluss vom 5. März 1920 be-
treffend den Beitritt der Schweiz zum Völkerbund
in der Volksabstimmung vom 16. Mai 1920 sowohl
vom Volke als von der Mehrheit der Stände an-
genommen worden ist (s. BB1. 1920 III 791), .hat die
Bundesversammlung, und zwar der Nationalrat am
22. September 1920, der Ständerat am 7. Oktober
1920, von dem Ergebnis dieser Volksabstimmung in
zustimmendem Sinne Vormerk genommen.
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Sachregister zur Bundesverfassung
(Die Zahlen verweisen auf die Artikel der ßunde.v erfas,ung.)

Aargau 1.
Abgaben für Benutzung der

\Vasserkriifte 2.lbis,
Absinthverbot 32ter,
Abstimmungen, eidgenös-

sische, s. auch Volksab-
stimmungen. Berechti-
gung zur Teilnahme 13.
Totalrevision der Bun-
desverfassung 120.

— Partialrevision der Bun-
desverfassung 121.

— Bundesgesetzliche Rege-
lung des Verfahrens bei
Abstimmungen betref-
fend Revision der Bun-
desverfassung 122.

Abzugsrechte, Abschaffung
in der Schweiz 62.

Administrativstreitigkeiten,
Beschwerden gegen Ent-
scheidungen des Bun-
desrates S5' .

— Beurteilung durch das
Verwaltungsgericht
ll0lbis,

Atfilii.ertc der Jesuiten 51.
Aktivbürgerrecht, Erfor-

dernis zur Stimmbcrech-

tigung bei eidgen. Wah-
len und Abstimmungen
74.

Alkohol, s. Gebrannte Was-
ser und Geistige Ge-
tränke.

Alkoholismus, Bekämpfung
32bis,

Alkoholmonopol 32bis,
Uebergangsbestittunun-
gen 6.

Alpenstrassen, internatio-
hale, Oberaufsicht 37.

— Entschädigung an die Kan-
tone 30.

— — Zurückbehalten bei
schlechtem unterhalt

37.
Altersversicherung
Amnestie, Befugnis

wällrung 85 7 .
Amtsdauer des National-

rates 76 und Ueber-
.Tangsbestimmungen zu
/0.

des Bundesrates 96.
— des Bundeskanzlers 105.
— der Mitglieder des Bun-

desgerichts 107.

3.lquater,

zur Ge-
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Anerkennung einer Ehe 54.
Angehörige, arme, anderer

Kantone, Verpflegung
und Beerdigung 48.

Angelegenheiten, eidgenös-
sische, Leitung durch
den Bundesrat 102 1 .

Angestellte, eidgenössische,
s. Beamte.

- Anlehen, eidgenössische,
Beschlüsse über Auf-
nahme 85 10

Annahme von Banknoten
und Geldzeichen, Rechts-
verbindlichkeit 39.

— von Titeln und Orden
auswiirtiger Regierun-
gen 12.

Anregung, allgemeine, bei
Volksbegehren auf Par-
tialrevision der Bundes-
verfassung 121.

Antragsrecht der Mitglie-
der des Bundesrates in
der Bundesversammlung
101.

Appenzell (beider Rhoden)
1.

Arbeitsanstalten, kanto-
nale, Bundesbeiträge an
solche frlbis.

Arbeitsdauer in Fabriken
34.

Armenpflege, örtliche, Vor-
behalt betr. NieJerlas-
sung 45.

Armenunterstützung, Ein-
wirkung auf die Nieder-
lassung 45.

Arrest auf Vermögen des
auf rechtstehenden
Schuldners in der
Schweiz 59.

Asyl, Verweigerung, Ent-
scheidungsrecht des
Bundes 69ter.

Aufenthalt,
— bundesgesetzliche Rege-

lung über Aufenthalt
und Niederlassung.

— — der Schweizer Fï.
— — der Ausländer 69tcr.
Aufenthalter, schweize-

rische, politische und
bürgerliche Rechte 47.

Aufforstung der Wildwas-
serquellengebiete 2 1.

Aufrechtstehender Schuld-
ner, Gerichtsstand 59.

Aufruhr gegen die Bundes-
behörden, Kompetenz
des Bundesgerichts zur
Beurteilung 112'.

Aufsicht des Bundes, s.
Bund.

— des Bundesrates
— — Tiber Zweige der

Kantonalverwaltung
102 13 .
über die Geschäfts-
führung der eidgen.
Beamten 102 1 s
über die 	 Bundes-
kanzlei 105.
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Ausfuhrzölle 28.
Ausgaben des Bundes, Be-

streitung derselben 42.
Ausgangsgebühren, Fest-

setzung 29.
Ausgearbeiteter Entwurf

bei Volksbegehren auf
Partialrevision der Bun-
desverfassung 121.

Ausland, Zoll- und Han-
delsverträge, Recht zum
Abschluss B.
Verkehr der Eidgenos-
senschaft und der Kan-
tone mit dem Ausland
8-11.
Beziehungen zum Aus-
land 8-12, 102e.
Bedrohung eines Kan-
tons 15.
Abgabe	 elektrischer
Energie 24bis.
Zölle, zu beobachtende
Grundsätze beim Ab-
schluss von Handels-
verträgen 29.
Anerkennung im Aus-
land abgeschlossener
Ehen 54.
Freizügigkeit gegen das
Ausland 63.
Genehmigung der Bünd-
nisse	 und	 Verträge
durch Bundesversamm-
lung und Bundesrat 85 5,
102 7 .

Ausland,
— Referendum beim Ab-

schluss von Staatsver-
trägen 89.

Ausländer, Erteilung des
Bürgerrechts 41.

— Gerichtsstand 59.
— Ein- und Ausreise, Auf-

enthalt und Niederlas-
sung 69tcr.

— Ausweisung wegen Ge-
fährdung der innern
oder äussern Sicherheit
70.

Ausländische	 Behörden.
amtlicher Verkehr der
Kantone 10.

Auslieferung, interkanto-
nale, der Angeklagten
67.

Ausnahmsgeriehte, Verbot
der Einführung 58.

Ausreise der Ausländer,
Gesetzgebungsrecht des
Bundes 69ter.

Ausrüstung der Wehrmän-
ner 18.

— Beschaffung 20.
Auswanderungsagenturen.

Aufsicht und Gesetzge-
bungsrecht des Bundes
31.

Ausweise für wissenschaft-
liche Berufsarten 33.

Ausweissehrift, s. Heimat-
schein.

Ausweisung von Kantons-
bürgern 44.
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Bekämpfung
— übertragbarer oder stark

verbreiteter oder bös-
artiger Krankheiten,

- — Einschränkung der
Handels- und Gewer-
befreiheit 31 d.

— — Gesetzgebungsrecht
des Bundes 69.

Bekleidung der WVehrmiin-
ncr 18.

- Beschaffung 20.
Bern 1.
Beruf,
— Unvereinbarkeit mit der

Mitgliedschaft
— — im Bundesrat 97.
- — im Bundesgericht 108.
Berufsarten, wissenschaft-

liche, Fähigkeitsausweis
33, Uebergangsbestim-
mungen 5.

- Ausübung in der gan-
zen Schweiz 33, Ueber-
gangsbestimmungen 5.

Beschwerden bei der Bun-
desversammlung gegen
Entscheidungen des Bun-
desrates über Admini-
strativstreitigkeiten 85".

— beim Bundesrat gegen
Entscheide der Departe-
mente 103.

Besoldung der Mitglieder
der Bundesbehörden und
der Bundeskanzlei 85 3 .

— des Bundesrates 99.

Besoldung der Mitglieder
des Bundesgerichts 107.

Besserungsanstalten. kan-
tonale, Bundesbeitrüge
an solche Glbis.

Besteuerung des Gewerbe-
betriebes 31 e.

— gebrannter Wasser 32bis.
— Verbot der Besteuerung

der Nationalbank und
ihrer 	 Zweiganstalten
durch die Kantone 39.

— des Tabaks 41ter.
— der Niedergelassenen 45.
Betreibungsverfahren, Ge-

setzgebungsrecht 	 des
Bundes 64.

— Rechtsprechung 	 der
Kantone 64.

Betrieb von Spielbanken 35.
Beurkundung des Zivil-

standes 53.
Bewaffnung der Kantone

bei Streitigkeiten, Ver-
bot 14.

— der Wehrmänner 18, 20.
Binnenschiffahrt 24bis.
Bistümer in der Schweiz,

Errichtung 50.
Brauteinzugsgebiihren oder

ähnliche Abgaben, Ver-
bot der Erhebung 54.

Brennen von Wein, Obst,
Enzianwurzeln 	 und
Wachholderbeeren 32bis.

Brücken, Oberaufsicht des
Bundes 37.
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Ausweisung
— von Schweizern 45.
— kantonale Verfügungen

gegenüber Ausländern,
Entscheidungsrecht des
Bundes 69ter,

— Fremder wegen Gefiihr-
dung der innern oder
äussern Sicherheit 70.

Auszeichnungen auswär-
tiger Regierungen, Ver-
bot der Annahme für
Offiziere, Unteroffiziere
und Soldaten 12.

Automobilverkehr 37bís.

Banknoten, Recht des Bun-
des zur Ausgabe 39.

— Hechtsverbindlichkeit
für deren Annahme 39.

Banknotenmonopol 	 des
Bundes 39.

Basel (Stadt und Land-
schaft) 1.

Beamte, 	 eidgenössische,
Aufsicht des Bundes-
rates über ihre Ge-
schäftsführung 102"

— Unvereinbarkeit
— mit einem Nctional-

ratsmandat 77.
— — mit 	 der Jtitglied-

schaft im Bundesge-
richt 108.

— Verantwortlichkeit 117.

Beamte,
— Verbot der Annahme

von Pensionen, Gehal-
ten, Titeln, Geschenken
oder Orden auswärtiger
Regierungen 12.

— Verbrechen und Verge-
hen derselben, Kompe-
tenz des Bundesgerichts
zur Beurteilung 112'.

Beanrtungen, eidgenössi-
sche, bleibende, Befug-
nis zur Errichtung und
Bestimmung der Ge-
halte S5'.

— und kantonale, Unverein-
barkeit mit der Mit-
gliedschaft

— —. im Bundesrat 97.
— — im Bundesgericht 108.
Bedrohung eines Kantons

vom Ausland 15.
— von einem andern Kan-

ton 16.
Beerdigung armer Ange-

höriger eines andern
Kantons 48.

Beerdigung, schickliche.
Sorge hiefür durch die
bürgerlichen Behörden
53.

Begnadigung 85', 92.
Begräbnisplätze, Verfügung

darüber 53.
Bekämpfung des Alkoholis-

mus 32bís,



—7d—

Briickengelder, losgekaufte,
Wegfall der Entschädi-
gung an die Kantone 30.

Budget, Aufstellung 85 10

Bund, Zweck 2.
— Gewährleistung des Ge-

bietes, der Souveränität
der Kantone, der Frei-
heit, der Rechte des Vol-
kes, der verfassungs-
mässigen Rechte der
Bürger durch densel-
ben 5.

— Bestreitung der Ausga-
ben 42.

— Ausübung der obersten
Gewalt 71.
zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Bund
und Kantonen 1101 .

— zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Bund
und Korporationen oder
Privaten 1102 .

— Nationalsprachen 116.
— Befugnisse allgemeiner Art,
— — Gewährleistung kan-

tonaler Verfassungen
5, 6.

— Verhinderung der
Vollziehung kanto-
naler Verkommnisse
7.

— Kriegserklärungen
und Friedensschlüs-
se B.

Bund,
— Befugnisse allgemeiner Art,
— — Abschluss von Bünd-

nissen und Staats-
verträgen mit dem
Ausland B.

— — stehende 	 'Truppen,
Verbot 113.

— — Verfügung über das
Bundesheer und die
nicht eingeteilte
Mannschaft 19.

— — Uebernahme von
Waffenplätzen in den
Kantonen 22.

— — Errichtung 	 öffent-
licher Werke 23.

— -- Konzessionserteilung
an Grenzgewässern
2-Ibis

— Bewilligung zur Ab-
gabe elektrischer
Energie ins Ausland
2.lbis

— Errichtung einer eid-
genössischen Univer-
sität 27.

_ — Massnahmen im In-
teresse der Ordnung
und des öffentlichen
Friedens in konfes-
sionellen Angelegen-
heiten 50.
Genehmigung der Er-
richtung von Bistii-
mern 50.

— Geistliche 	 Orden ,
Verbot der Aufnah-
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— Befugnisse allgemeiner Art,
me und der Wirk-
samkeit 51.

— Rontrolle der Ein-
fuhr über Lebensmit-
tel, Gebrauchs- und
Verbrauchsgegen-
stände 69bis.

— — letztinstanzliche Ent-
scheidung über Auf-
enthalt und Nieder-
lassung der Auslän-
der 69teL.

- — Recht zur Auswei-
sung Fremder wegen
Gefährdung • der in-
nern oder äussern
Sicherheit 70.

Gesetzgebungskompetenz,
— — Enteignung 23.
— —'Vildwasserv- erbau-

ung und Aufforstung
24.

- — Primarunterricht
2jbis

- — Zoll 28, 29.
- Fabrikation und Ver-

kauf gebrannter Was-
ser 32bis.

- — Absinth und absinth-
haltige Getränke 32ter.

— Fähigkeitsausweis f.
wissenschaftliche Be-
rufsarten, Anerken-
nung in der ganzen
Schweiz 33.

— Gewerbewesen 3-fiter.

Bund,
— Gesetzgebungskompetenz,
— — Stempelabgaben auf

\Vertpapieren 41bis.
– — Tabaksteuer -liter.

— — Beitragsleistung der
Kantone an die Aus-
gaben d. Bundes 42 f.

— — lloppelbesteuerung46.
— — Kultussteuern 49.
— — Verlust politischer

Rechte 66.
— — Militärwesen,
— — — Militärpflichter-

satz 18.
— — — IIeerwesen 20.
— — — kantonale Waffen-

plätze, Entschädi-
gung bei 3. t;eber-
nahme 22.

— — Schiesspulver 41.
— — Wasserkräfte,
— — — Nutzbarmachung

der Wasserkräfte
24bis,

— — — Abgaben und Ge-
bühren für die
Konzessionserlei -
lung an Gewässer-
strecken 2- ibis.

— -- — Fortleitung und
Abgabe elektri-
scher Energie
2_lbis,

— — Verkehr,
— — — Schiffahrt 2lter.
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Bund,
— Gesetzgebungskompetenz,
— — Verkehr,

— — Bau und Betrieb
der Eisenbahnen
26.

—-- -Post 36.
— — — Telegraph 36.
— — — Automobilverkehr

3ibis,
— — — Fahrradverkehr

37bis,
— — — Luftschiffahrt3itei.
— — — Münzwesen 38.
-- — — Ausgabe von Bank-

noten 39.
— — -- Nationalbank 39.
— — — Mass und Gewicht

40.
— — Versicherungswesen,
— — — Privatunterneh-

mungen 31.
Kranken- und Un-
fallversicherung
3 Ibis,

— — — Altersversicher-
ung 3-4 p ter.

- — ---• IIinterlassenen-
versicherung
3.1 quater.

— — — Invalidenversi-
cherung 3 lqueter.

— — Fürsorge und Polizei,
— — -- Verwendung von

Kindern in Fabri-
ken 34.

— Arbeitsdauer	 in
Fabriken 34.

Bund,
— Gesetzgebungskompetenz,
— — Fürsorge und Polizei,

Schutz der Arbei-
ter in Fabriken 34.
Auswanderungs-
agenturen 34.

— — Kosten der Ver-
pflegung armer
und kranker Kan-
tonsfremder 48.
Kosten der Beer-
digung armer Kan-
tonsfremder 48.
Bekämpfung von
Krankheiten 69.
Verkehr mit Nah-
rungs- und Ge-
nussmitteln ó9bis.
Verkehr mit geL
sundheitsgefiihr-
denden Gebrauchs-
und Verbrauchs -
gegenstünden69bis

— — — Lotterien 35.
— — — Fischerei und

Jagd 25.
— -- Schutz der Vögel

25.
— — NiederlassungundAuf-,

enthalt,
— Schweizerbürger -

recht , Erteilung
und Verzicht 14.

— Kanzleigebühr für,
Niederlassungsbe -'
willigungen 45. •
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Bund,
— Gesetzgebungskompetenz,

— NiederlassungundAuf-
enthalt,

— — — zivilrechtlicheVer-
hältnisse der Nie-
dergelassenen 46.

- — — Unterschied zwi-
schen Niederlas-
sung und Aufent-
halt 47.

- — — politische und biir-
gerliche 	 Hechte
der 	 schweizeri -
schen Aufenthal-
ter 47.

— — — Aufenthalt 	 und
Niederlassung der
Ausländer 69ter.

— Ileimatlosigkeit68.
— — Rechtspflege

Feststellung und
Beurkundung des
Zivilstandes 53.

-

	

	 - -- persönliche Iland-
lungsfähigkcit 64.

— ltechtsverhiltnisse
in bezug auf Han-
del und Mobiliar-
verkehr 64.

- — — Urheberrecht an
'Werken der Lite-
ratur und Kunst
641.

— — Erfindungsschutz
64.

— — Zivilrecht, übrige
Gebiete Gl.

Bund,
— Gesetzgebungskompetenz.
— — Rechtspflege,
— — Bezeichnung des

Streitwertes vor
Bundesgericht in
Zivilsachen 	 1102

und °, 111.
Strafrecht 64bis.

— — — Strafbestimmun-
gen gegen den
Missbrauch 	 der
Presse 55.

— -- interkant. Auslie-
ferung der Ange-
klagten 67.

- Betreibungsver-
fahren und Kon-
kursrecht 61.
Administrativ-
streitigkeiten vor
Bundesgericht 113.

— — --- eidg. 	 Verwal -
tungs- und Diszi-
piinargerichtsbar -
keit 11-Ibis, 103.

- — — Ausdehnung der
Kompetenz 	 des
Bundesgerichts
114.

— — Eidgenössische Wahlen
und Abstimmungen,
Proportionalwahl
des Nationalrates
73.

- — Wahlart der Bun-
desbehörden 851.
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Bund,
— Gesetzgebungskompetenz,

— — Eidgenössische Wahlen
und Abstimmungen,
Erweiterung der
Wahlkompetenz d.
Bundesversamm -

lung 85'.= Stimmberechti -
gung in eidgenös-
sischen 	 Wahlen
und Abstimmun -
gen 74.

— — Volksabstimmung
Tiber Bundesge -
setze und Bun -
desbeschlüsse 90.

— — Bundesbehörden,
— — — Sitz 115.
— — — Organisation 85i.— — — Delegation von

Geschäften an De-
partemente 103.

— — — Organisation der
Bundeskanzlei105.
Organisation des
Bundesgerichtsl07.
Verantwortlich-
keit der eidgenös-
sischen Beamten
117.

— — Revision der Bundes-
verfassung,

— — — 'Totalrevision 119,
- — — Partialrevision

121.
— — — Verfahren 	 bei

Volksbegehren und

Bind,
— -- Abstimmungen be-,

treffend Revision'
der 	 Bundesver-
fassung 122.

— Aufsicht oder Oberaufsicht,'
— — Heerwesen 20.
— — Wasserbaupolizei 24.
— — Forstpolizei 24.

— Nutzbarmachung der
Wasserkräfte 24bis,
Auswanderungsagen-
turen 34.
Versicherungswesen,

privates 34.
Strassen 37.
Brücken 37.
Staatsbank 39.
Mass und Gewicht 40.
Lebensmittelkontrolle
69bis,

— Beiträge, finanzielle Lei-
stungen und Vergütungen.

Tragung der Kosten
bei drohender Gefahr
vom Ausland 15,
eidgenössische Inter-
vention 16.

- -- an Wehrmänner oder
deren Familien 18. ,

— — Errichtung öffentli•F
cher Werke 23.

— — an eidgenössische
Hochschulen 27. 	 Í

— -- an die Alters- und
Hinterlassenenver-
sicherung 34quater.
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Bund,
— Beiträge, finanzielle Lei-

stungen und Vergiftungen,
— — an Kantone,

— für Bekleidung und
Ausrüstung der
\Vehrmänner 20.

— — -- für Benutzung od.
Uebernahme der
Waffenplätze 22.

— — — für die Wildwas-
serverbauung 24.

— — — für Primarunter-
richt 27bis.

— — — für internationale
Alpenstrassen 30.

— — — Reineinnahmen
aus 	 Fabrikation
und Zoll gebrann-
ter Wasser 32bis.

— — — ein Fünftel vorn
Reinertrag	 der
Stempelabgaben
41bis.

— — — für Strafanstalten,
Besserungsanstal-
ten etc. und zur
Verbesserung des
Strafvollzuges6i4bis,

- — — für die Lebensmit-
telkontrolle 69bis.

Bund der Eidgenossen, In-
gress.

Bundesassisen, Kompetenz
112.

Bundesbank, s. National-
bank.

Bundesbehörden 71-117.
— Annahme von Pensio-

nen, Gehalten, Titeln, Ge-
schenken oder Orden
auswärtiger Regierun-
gen, Verbot 12.

— Anzeige an sie bei dro-
hender Gefahr

— vorn Ausland 15.
— — von einem Kanton 16.
-- Gesetzgebung über ihre

Organisation und Wahl-
art 85 1 .

— Festsetzung der Besol-
dung ihrer Mitglieder
853

Kompetenzstreitigkeiten
unter solchen, Beurtei-
lung durch die Bundes-
versammlung 85 13

— Aufruhr und Gewalttat
gegen dieselben, Kom-
petenzen des Bundesge-
richts zur Beurteilung
112t.

— Kompetenzkonflikte mit
Kantonalbehörden, Be-
urteilung 	 durch 	 das
Bundesgericht 113'.

— Sitz 115.
— Befugnisse und Pflichten,
— — Mitwirkung bei der

Vollziehung von Ver-
kommnissen zwi-
schen Kantonen 7.

— Beobachtung 3er ga-
rantierten Rechte bei
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Bundesbehörden,
— Befugnisse und Pflichten,

eidgenössischer 	 in-
tervention 1G.

— — kantonale 	 Erlasse
über den Bezug der
Eingangsgebühren,
Genehmigungsrecht
32 e.

— — Entscheidung in An-
ständen über Bil-
dung oder Trennung
von Religionsgenos -
senschaften 50.

Bundesbeitriige s. Bund.
Bundesbeschlüsse, Erfor-

dernis zum Zustandekom-
men 89.

-- Abstimmung Tiber sol-
che 89.

— Ueberwachung der Be-
obachtung durch den
Bundesrat 1022 .

— Vorschlagsrecht 	 des
Bundesrates 102'.

— Vollziehung durch den
Bundesrat 102 5 .

— Verbindlichkeit
— — für das Bundesge-

richt 113.
— — für das Verwaltungs-

gericht 114bis,
Bundesgericht,
— Stellung und Organisation,

— Aufgabe 100.
— -- Organisation 107 bis

109, Uebergangsbe-
stimmungen 3.

Bundesgericht,
— Stellung und Organisation,
— — Unvereinbarkeit l08.
— — Wählbarkeit l08.
— — Wahl 85', 92, 107.

— Amtsdauer der Mit-
glieder 107.

- — Besoldung der Mit-
glieder 107.
Bildung von Schwur-
gerichten 10G.

- — Kanzlei 109.
— Kompetenzen,
— — Zivilrechtspflege 110,

111.
— — Beurteilung der An-

stände
— — — betr. Heimatlosig-

keit 110.
über 	 Bürger -
rechtsstreitigkei -
ten zwischen Ge-
meinden verschie-
dener Kantone 110.

— — Staatsrechtspflege113.
- Strafrechtspflege 112.
- -- - - Ausdehnung 	 durch

die Bundesgesetzge-
bung 11.1.

- Vollziehung seiner Ur-
teile durch den Bundes-
rat 1025 .

—

- 

Verbindlichkeit 	 der

	

Bundesgesetze , 	 allge -
mein verbindlichen Bun-
desbeschlüsse und
Staatsverträge für das-
selbe 113.
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Bundesgesetze, Erfordernis
zum Zustandekommen 89.

— Abstimmung über sol-
che 89.

-- Ueberwachung der Be-
obachtung durch den
Bundesrat 102_.

— Vorschlagsrecht des
Bundesrates 102°.

-- Vollziehung durch den
Bundesrat 102'.

— Verbindlichkeit
, —  -- für das Bundesge-

richt 113.
— — für das Verwaltungs-

gericht 114bis,
, Bundesgesetzgebung s. Bund.
Bundesgewalt, Beschrän -

kung der Souveränität
der Rantone 3.

Bundesheer, s. Heer.
Bundesintervention, s. In-

tervention, eidgenössi -
sehe.

Bundeskanzlei, Festsetzung
der Besoldung 85 2 .

— Obliegenheiten 105.
— Aufsicht über dieselbe

• 105.I — Organisation 105.
Bundeskanzler, Wahl 85°.

92, 105.
— als Vorsteher der Bun-

deskanzlei 105.1 -- Besoldung 85 3 ,
1— Amtsdauer 105.

Bundespräsident, Wahl 98.
- - Amtsdauer 98.
— Gehalt 99.

Wahlfähigkeit 98.
Bundesrat,
— Stellung und Organisation,
- — oberste vollziehende

und leitende Behör-
de der Eidgenossen-
schaft 95.

— Zusammensetzung 95.
- — Wählbarkeit 96.
— — Unvereinbarkeit mit

andern Beamtungen.
Berufen oder Gewer-
ben 77, 81, 97.

— — Wahl der Mitglieder
96, 85 1, 92.

- Amtsdauer der Mit-
glieder 96.

— — Vorsitz 98.
- — Wahl des Präsiden-

ten und des Vizeprä-
sidenten 98.

— — Besoldung 99.
— --- Neubesetzung ledig

gewordener Stellen
während der Amts-
dauer 96.
Gesamterneuerung96.
Erfordernis zur Ver-
handlungsfähigkeit
100.

— Verteilung der Ge-
schäfte nach Depar-
tementen 103.

6
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Bundesrat,
— Befugnisse und Pflichten

im allgemeinen,
Vermittlung des amt-
lichen Verkehrs zwi-
schen Kantonen und
auswärtigen Staats-
regierungen 10.
Einberufung der Bun-
desversammlung 86.
beratende 	 Stimme
und Antragsrecht in
der Bundesversamm-
lung 101.
Leitung der eidge-
nössischen Angele-
genheiten 1021 .
Ueberwachung
— der Bundesverfas-

sung 102 2 .
der Bundesgesetze
1022,
der 	 Bundesbe -
schlüsse 1022 .

— der 	 eidgenössi-
sischen Konkor-
date 1022 .

Garantie der Kanto-
nalverfassungen 1023 .
Vorschlagsrecht für
Gesetze u. Beschlüsse
102'.
Vollziehung der Bun-
desgesetze, Bundes-
beschlüsse, der bun-
desgerichtlichen Ur-
teile, der Vergleiche
oder Schiedssprüche

Bundesrat.
— Befugnisse und Pflichten

im allgemeinen,
zwischen Kantonen
1025 .
als Wahlbehörde 102".
Wahrung	 völker -
rechtlicher 	 Interes-
sen 102 9 .
Ueberwachung der
äussern Sicherheit
102°.
Neutralität 102°.
Unabhängigkeit 102 ° .
innere 	 Sicherheit
102 10

Handhabung 	 von
Ruhe und Ordnung
10210

Truppenaufgebote
102' 1

Besorgung des eidge-
nössischen Militär-
wesens und der üb-
rigen Bundesverwal- ;

tung 102 12 .
Prüfung kantonaler
Gesetze und Verord-
nungen, die seinen
Genehmigung bedür-
fen 1021 a
Voranschlag 	 und
Rechnung des Bun-
des 102 1 '.
Verwaltung der Fi;
nanzen 1021!.
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Bundesrat,
— Befugnisse und Pflichten

im allgemeinen,
— — Berichterstattung an

die Bundesversamm-
lung 102 16 .

— - Entscheid über Ge-
schäfte durch den
Bundesrat als Be-
hörde 103.
Beiziehung von Sach-
verständigen 10-1.

Genehmigung
kantonaler Gesetze

über die Niederlas-
sung und das Stimm-
recht der Niederge-
lassenen 43.
kantonaler	 Gesetze
über den Missbrauch
der Pressfreiheit 55.
interkantonaler Ver-
träge 102'.

— Aufsicht
— — über kantonale Ver-

waltungen 102".
über die Geschäfts-
führung der Beam-
ten der eidgenössi-
sc
ch
hen Verwaltung

102 15 .

über	 die Bundes-
kanzlei 105.

— Anzeige an denselben
bei gestörter Ordnung
oder drohender Gefahr
seitens eines Kantons 16.

Bundesrat,
— Aufsicht
— Beschwerden gegen sei-

ne Entscheidungen über
Administrativstreitigkei-
ten 85 12 .

Bundesrecht bricht kanto-
nales Becht, Ueber-
gangsbestimmungen 2.

— Verbindlichkeit für das
Bundesgericht bei staats-

rechtlichen Entscheidun-
gen 113.

Bundesreehtspfle„ e, Ober-
aufsicht 85".

— Ausübung durch das
Bundesgericht 106.

Bundessitz 115.

Bundesverfassung, Zweck,
Ingress.

— Beschränkung der Sou-
veränität der Kantone
J.

— Massregeln zu ihrer
Handhabung 85`.

— Ueberwachung der Voll-
ziehung 102 2 .

— Verletzung verfassungs-
mässiger Rechte, Be-
schwerde ans Bundes-
gericht 113.
Inkrafterklärung	 der
geltenden Bundesverfas-
sung: Seite -19.

— Revision 118-123.
— Zulässigkeit 118.
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Bundesverfassung,
— Revision,
— — Befugnis der Bun-

desversammlung 85 1 '.
Totalrevision 119, 120.

- — Partialrevision 121.
Verfahren bei Volks-
begehren und Ab-
stimmungen, bundes-
gesetzliche Regelung
122.

- — Voraussetzungen für
das Inkrafttreten der
Revisionsvorlagen
123.

Bundesvermögen, Verwen-
dung des Ertrages 42.

Bundesversammlung,
— Einberufung wegen ge-

störter Ordnung im In-
nern 1G.
Ausserordentliche Ein-
berufung bei Truppen-
aufgebot 	 durch den
Bundesrat 102 11

— beratende Stimme und
Antragsrecht der Mit-
glieder des Bundesrates
ei den Verhandlungen
101.

- Vorschläge des Bundes-
rates für die Gesetzge-
bung und Begutachtung
von Anträgen 1021 .

— Geschäftsbericht 	 des
Bundesrates 10216 .

- Totalrevision der Bun-
desverfassung, Vorge-

Bundesversanunlung,
hen bei abweichenden
Beschlüssen der Räte
120.

-- Neuwahl bei verlangter
Totalrevision der Bun-
desverfassung 120.
Partialrevision der Bun-
desverfassung, 	 Vorge-
hen bei Initiativbegeh-
ren des Volkes 121.

— Stellung und Organisation,
Unvereinbarkeit 108.
Ausübung der ober-
sten Gewalt des Bun-
des 71.
Abteilungen 71.
Verhandlungsfähig-
keit 87.
Beschlussfassung SS.
89.

— — Abstimmungen der
Räte 91.
Verhandlungsart der
Rate 92.
Gemeinschaftliche
Verhandlung der Ra-
te 92.

— — Vorschlagsrecht 93.
— — Besorgung der Kanz-

leigeschäfte 105.
— — Sitzungen,

— — oruentliche 8G.
— — ausserordentliche

8G.
— -- — Oeffentlichkeit 91.
— Befugnisse,
— — Ausdehnung des
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Bundesversammlung,
Befugnisse,

Jesuitenverbots auf
andere staatsgefiihr-
liche oder den kon-
fessionellen Frieden
störende	 geistliche
Orden 51.
Geschäftskreis 8-1, 85.
Organisation der
Bundesbehörden 85 1 .
Wahlart der Bundes-
behörden 85 1 .

- Besoldung der Mit-
glieder der Bundes-
behörden und der
Bundeskanzlei. 85'.

-- Errichtung bleiben-
der Beamtungen S5'.

-- Ausdehnung des
Wahlrechts 85°.
Bündnisse und Ver-
träge mit dem Aus-
lande 855 .
Massregeln für lic
äussereSicherheit 85°.
Unabhängigkeit der
Schweiz 85°.
Kriegserklärungen
und Friedensschlüsse
850 .

— Neutralität der
Schweiz 850 .

— Garantie der Kan-
tonsverfassungen S5 7,
85°.
Garantie des Gebie-
tes der Kantone 85 7 .

Bundesversammlung,
— Befugnisse,

Intervention infolge
Garantie der Verfas-
sungen und des Ge-
bietes der Kantone
857 .
Massregeln für die
innere Sicherheit 857 .
Handhabung von
Ruhe und Ordnung im
Innern 85 7 .
Amnestie Si'

- Begnadigung 85 7 .
-- Massnahmen zur

Ilandhabung der
Bundesverfassung 85°
Verfiigungen über
das Bundesheer 85°.
Aufstellung des Vor-
anschlages 8510 .

-	 Abnahme der Staats-
rechnung 85 10

— Aufnahme von An-
lehen 8í 10 .

—	 Administrativstreiti
keiten, Beschwerden
gegen Entscheidun-
gen des Bundesrates

Kompetenzstreitig-
keiten zwischen Bun-
desbehörden 85 1 '.
Revision der Bundes-
verfassung 851 °.
Genehmigungsrecht
für die Zuweisung
kantonaler Admini-
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Bundesversammlung,
— Befugnisse,

strativstreitigkeiten
an das Verwaltungs-
gericht 114bis.

— — Oberaufsicht,
— -- — R_echtspllege, eidg.

5511 .
— — Verwaltung, eid-

genössische 85".
— — Wahlen

des Bundesrates
85e, 96.

— — — des Kanzlers 85',
105.

— -- -- des Bupn^desge-
richts 85 1, 107.

— — — des Generals 85'.
Bundesversammlung

üt	
(Ver-

einigte he), Kompe-
tenz 92.

Bundesvizepräsident, Wahl
98.

— Wahlfähigkeit 98.
— Amtsdauer 98,
Bundeszwecke 2.
Biindnisse, besondere, zwi-

schen Kantonen 7.
Bündnisse mit dem Aus-

lande, Abschluss 8, 85 5 .
Bürgergüter, Anteil daran

43.
Bürgerliche Pflichten,Glau-

bensansichten entbinden
nicht von deren Erfiil-
lung 49.

Biirgerliche Rechte der
schweizerischen Aufent-
halter 47.

— Verbot der Beschrän-
kung durch kirchliche
oder religiöse Vorschrif-
ten 49.

— und Ehren als Voraus-
setzung der Niederlas-
sung 45.

Bürgerrecht. schweize-
risches 43.

— Verbot des Entzuges 44.
— Erteilung an Ausländer

41.
— Verzicht auf schweize-

risches 44.
Ausmittlung für IIeimat-
lose 68.

Biirgerrechtsstreitigkeiten
zwischen Gemeinden ver-
schiedener Kantone, Be-
urteilung durch das Bun-
desgericht 110.

Bürgschaft als Niederlas-
sungsbedingung, Ver-
bot 45.

Demokratische Staatsform.
Erfordernis für die Ge-
währleistung der kan-
tonalen Verfassungen
6 b.

Departemente des Bundes-
rates 103.

— selbständige Erledigung
von Geschäften 103.

— Beiziehung von Sach.
verständigen 101.



— 87 —

Derogatorische Kraft des
Bundesrechts, 	 Ueber-
gangsbestinunungen 2.

Deutsch als National-
sprache des Bundes 116.

, Disziplinarfiille 	 in	 der
Bundesverwaltung, Be-
urteilung 	 durch 	 das
Bundesgericht 114bis,

Disziplinargerichtsbarkeit,
eidgenössische 114bis.

Doppelbesteuerung 46.
Durchzug eidg. Truppen 17.

Ehe, Recht zur Ehe 5-1.
— Schutz und Anerken-

nung 5 1.
— Einfluss auf das Hei-

matrecht der Frau 54.
Ehefrau, Heimatrecht 54.
Ehelicherklärung vorehe-

licher Kinder 54,
Ehrenfähigkeit, als Vor-

aussetzung der Nieder-
lassung 45,

Eidgenossen. Schutz ihrer
Freiheit und Rechte als
Zweck des Bundes 2,

Eidgenossenschaft, schwei-
zerische, Ingress.

— Bildung 1.
- Verfügungsrecht über

das Bundesheer 19.
— Wahrung ihrer Inter-

essen durch den Bun-
desrat 1028 .

— Sorge für ihre äussere
Sicherheit 102'.

Eidgenossenschaft, schwei-
zerische,

— Sorge für ihre innere
Sicherheit 102 10

Eidgenössische Technische
Hochschule 27.

Einbürgerung 44.
Einfuhrzölle 28.
Eingangsgebühren, eidge-

nössische, Grundsätze
bei der Erhebung der
Zölle 29.

— kantonale, von Wein und
andern geistigen Geträn-
ken,

- — Vorbehalt gegenüber
der Handels- und Ge-
werbefreiheit 31 a.

— Beschränkung	 für
deren Erhebung 32.

— Wegfall 32 i. f.,
Uebergangsbestim-
mungen 6.

Einheit der Schweizerischen
Nation, Ingress.

Einnahmen der Zollverwal-
tung 30.

-- der Postverwaltung 30.
-- der Telegraphenverwal-

tung 36.
— der Pulververwaltung-11.
— aus der Besteuerung ge-

brannter Wasser 32bis.
- aus der fiskalischen Be-

lastung gebrannter Was-
ser, Verwendung 34 g118tr.

— Stempelabgaben auf
Wertpapieren etc. 41bis.

— Tabaksteuer fiter.
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Einreise der Ausländer
69ter,

Eisenbahnen, Bau und Be-
trieb 26.

Elektrische Energie 24bis,
Enteignung 23,
Entschädigung an Wehr-

männer oder deren An-
gehörige bei Tod oder
dauerndem Schaden 18.

— bei Uebernahme von
Waffenplätzen 22.

— für internationale Al-
penstrassen 30.

-- keine, für den Wegfall
der kantonalen Ein-
gangsgebühren 32 i. f.

— der Mitglieder
— des Nationalrates 79.

—— des Ständerates 83.
- — der Bundesbehörden

und der Bundeskanz-
lei 85 3 .

Entwurf, ausgearbeiteter,
bei Volksbegehren auf
Partialrevision der Bun-
desverfassung 121.

Enzianwurzeln, Brennen
32bis,

Epidemien, s. Krankheiten.
Erfindungsschutz, Gesetz-

gebungsrecht des Bun-
des 64.
Rechtsprechung der Kan-
tone 61.

Ernennung der Offiziere 21.

Errichtung von Spielban-
ken 35.

Erzeugnisse schweizer. Ur-
sprungs, Eingangsge-
bühren der Kantone auf
Wein und andern geisti-
gen Getränken 32c, 32d.

Erziehung, religiöse, Ver-
fügung hierüber 49.

Expropriation, s. Enteig-
nung.

Fabriken, Arbeit in 34.
Fähigkeitsausweis zur Aus-

übung wissenschaftlicher
Berufsarten 33.

Fahrradverkehr 37bis,
Familienvorrechte, Unzu-

lässigkeit 4.
Finanzverwaltung, eidge-

nössische, Kompetenz
des Bundesrates 102 14 .

Fischerei, Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes
25,

Forstpolizei, Oberaufsicht
des Bundes 24.

Frachturkunden,Stempelab-
gaben 41bis

Französisch als National-
sprache des Bundes 116.

Freiburg 1.
Freiheit der Eidgenossen,

Schutz 2.
— der Kantone, Gewähr-

leistung durch den
Bund 5.

Freiheitsrechte, s. Rechte.
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Freizügigkeit im Innern der
Schweiz 62.

— gegenüber dem Aus-
lande 63.

fremde, Ausweisung WC-
gen Gefährdung der in-
nern oder äussern

• Sicherheit 70.
Frieden unter den Konfes-

sionen 50, 51.
Friedensschlüsse des Bun-

des 8, 856 .

Garantie der Verfassungen
und des Gebietes der
Kantone 85 7 , 85s.

Gebäude zu militärischen
Zwecken, Uebernahme
oder Benutzung durch

- den Bund 22.
Gebiet der Kantone, Ge-

währleistung durch den
Bund 5.
Garantie'S57 .

Gebrannte Wasser,
Fabrikation und Verkauf,

— — Vorbehalt gegenüber
der Handels- und Ge-
werbefreiheit 31b.

— — Gesetzgebungsrecht
des Bundes 32bis,

— Verwendung der Rein-
einnahmen aus der fis-
kalischen Belastung
3.1 quater.

Gebrauchsgegenstände, ge-
sundheitsgefährdende.
Gesetzgebungsrecht des
Bundes über den Ver-
kehr G9bis.

Gebühren für Benutzung
der \Wasserkräfte

Geburtsvorrechte, Unzuläs-
sigkeit 4.

Gegenreeht in der Frei-
zügigkeit gegenüber dem
Auslande 63.

Gehalte auswärtiger Regie-
rungen, Verbot der An-
nahme derselben für
Mitglieder der Bundes-
behörden, die eidg. Zi-
vil- und Militärbeamten,
die eidg. Repräsentanten
und Kommissarien 12.

Geistige Getränke, s. Ge-
tränke.

Geistliche, nicht wahlfähig
in den Nationalrat 75.

Geistliche Gerichtsbarkeit
5S.

Geistliche Orden 51.
Geldumlauf. Regelung 39.
Geldzeichen, Recht zur Aus-

gabe 39.
Gemeinden, Wegfall der

Eingangsgebühren auf
Wein und geistigen Ge-
tränken 32.

— Bürgerrechtsstreitig-
keiten, Beurteilungdurch
das Bundesgericht 110.
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Genehmigungsrecht
— des Bundes,

— Verkommnisse zwi-
schen Kantonen 7.

— — Errichtung von Bis-
tümern 50.

— des Bundesrates,
— kantonale Gesetze

über die Niederlas-
sung und das Stimm-
recht der Niederge-
lassenen 43.

— — kant. Gesetze über
den Missbrauch der
Pressfreiheit 55.

General der eidgenössischen
Armee, Wahl 85', 92.

Genf 1.
Genussmittel, Gesetz-

gebungsrecht des Bun-
des über den Verkehr
G9bis,

Gerichte, s. Zivil- u. Straf-
recht.

Gerichtsbarkeit, geistliche,
Abschaffung 58.

Gerichtsstand, verfassungs-
mässiger, Verbot des
Entzuges 58.

-- des Wohnortes 59.
Gerichtswesen, Verkomm-

nisse zwischen den Kan-
tonen 7.

Gesamterneuerung des Na-
tionalrates 76.

-- des Bundesrates 96.

Geschäftsbericht des Bun-
desrates an die Bundes-
versammlung 102".

Geschworne, eidgenössische,
s. auch Schwurgerichte,
eidgenössische.

— Kompetenz 112.
Gesetze, Befugnis der Bun-

desversammlung zum Er-
lass von Bundesgesetzen
85 2 .

Gesetzgebungskompetenz
— des Bundesrates 9G.
Getränke, geistige, Be-

schränkung des Klein-
handels 31 c.

— Verbot der Besteuerung
des Handels 32bis,

— Eingangsgebühren,	 •
- — Vorbehalt gegenüber

der Handels- und Ge-
werbefreiheit 31a.

— — Beschränkungen für
deren Erhebung 32.

— -- Wegfall ' 31,	 32bis,
Uebergangsbestim-
mungen G.

Gewährleistung,
— kantonale Verfassungen 5.
— — Bedingungen 6.
— Freiheit der Rechte des

Volkes 5.
- verfassungsmässige

Rechte der Bürger 5.
Handels- unl Gewerbe-
freiheit 31.

-- Postgeheimnis 36.



Gewährleistung,
— Telegraphengeheimnis

36,
— Glaubens- und Gewis-

sensfreiheit 49.
— Gottesdienst, freie Aus-

übung 50.
— Pressfreiheit 55.
- Petitionsrecht 57.
Gewalt des Bundes, ober-

ste, Ausübung 71.
Gewalttat gegen die Bun-

desbehörden, Kompetenz
des Bundesgerichtes zur
Beurteilung 112 1.

Gewerbe,
— Unvereinbarkeit mit der

Mitgliedschaft
— — im Bundesrat 97.
• — im Bundesgericht 108.
Gewerbebetrieb, Schutz der

Arbeiter, 	 Gesetzge -
bungsrecht des Bundes
34.

Gewerbefreiheit 31.
Gewerbewesen 3 4tcr.
Gewicht, Festsetzung durch

den Bund 40.
Gewissensfreiheit, s. Glau-

bensfreiheit.
Glarus 1.
Glaubensansichten, Verbot

von Strafen wegen
Glaubens-Ansichten 49.

— entbinden nicht von den
Bürgerpflichten 49.
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Glaubens- tutd Gewissens-
freiheit in öffentlichen
Schulen 27.

— Unverletzlichkeit 49.
Gleichheit aller Schweizer

vor dem Gesetze 4. G0.
— politische der niederge-

lassenen Bürger 43.
hinsichtlich der Gemein-
desteuern 45.
verfassungsmässiger
Richter und Verbot der
Ausnahmegerichte 58.

Glücksspiele, Verbot 35.
Gott der Allmächtige, In-

gress.
Gottesdienstliche Ilandlun-

gen, Gewährleistung der
freien Ausübung 50.

Graubünden 1.
— Entschädigung für in-

ternationale Alpenstras-
sen 30.

Grenzverkehr, Sicherung
durch die Zollgesetzge-
bung 29'.

Grenzzölle, Verwendung des
Ertrages 42.

Mandel und Gewerbe, Ver-
fügungen über deren
Ausübung 31 e.

llandels- und Gewerbefrei-
heit, Gewährleistung 31.

Handelsrecht. Gesetzge-
bungsrecht des Bundes
64.
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Handelsrecht,
— Rechtsprechung der

Kantone 6-1.
Handelsverträge mit dem

Auslsnde, Befugnis zum
Abschluss B.
Grundsätze bei Erhe-
bung der Zölle 29.

Ilandlungsfühiaheit, per-
sönliche, Gesetzgebungs-
recht des Bundes 6-1.

— Rechtsprechung	 der
Kantone 64.

Ileer, schweizerisches, Ver-
bot des Tragens von Or-
den auswärtiger Regie-
rungen 12.

— Bestand 19.
— Verfügung über das

Bundesheer 19, 85e.
Heerwesen, Gesetzgebungs-

recht des Bundes 20.
Heimatlosigkeit, Gesetzge-

bungsrecht des Bundes
68.

— Beurteilung der Anstän-
de durch das Bundes-
gericht 110.

Heimatrecht der Ehefrau
54.

Ileimatschein, Erfordernis
zur Niederlassung 45.

Hilfeleistung der Kantone
bei Bedrohung eines
Kantons seitens des
Auslandes 15.

— bei gestörter Ordnung
im Innern 16.

Hinterlassenenversicherung
3_lquater .

Hochschule ,	 eidgenössi-
sche, Errichtung oder
Unterstützung durch den
Bund 27.

Hochverrat gegen die Eid-
genossenschaft. Kompe-
tenz des Bundesgerichts
zur Beurteilung 112 1 .

Ilochwild, Gesetzgebungs-
recht des Bundes zur
Erhaltung 25.

Individualrechte, s. Rechte.
Industrie, inländische Zoll-

Vergünstigung auf Roh-
stoffen 29.

Initiative in der Bundes-
versammlung 93.

— des Volkes
— — auf 'Totalrevision der

BV 120.
- auf	 Partialrevision

der BV 121.
— betreffend Revision

der BV, bundesge-
setzliche	 Regelung
des Verfahrens 122.

Inkompatibilität, s. Unver-
einbarkeit.

Inkrafttreten von revidier-
ten Verfassungsbestint-
mungen 123.

Instruktionen an Mitglie-
der der eidgenössischen
Räte 91.
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Internationale Alpenstras-
sen, s. Alpenstrassen.

Intervention, eidgenössi-
sche, Sorge der Bundes-
behörden für die Beo-
bachtung der garantier-
ten Rechte 16.

— freier Durchzug der
Truppen 17.

— infolge der Garantie der
Verfassungen und des
Gebietes der Kantone
85'.

— bewaffnete, als Folge
politischer Verbrechen
und Vergehen, Beurtei-
lung durch das Bundes-
gericht 112 3 .

Invalidenversicherung
3lquater.

Italienisch als National-
sprache des Bundes 116.

Jagd, Gesetzgebungsrecht
des Bundes 25.

Jesuiten und affiliierte Ge-
sellschaften, Verbot der
Aufnahme und der
Wirksamkeit in Kirche
und Schule 51.

tiantonc,
Souveränität und deren

Einschränkungen,
Umfang 3.
Gewährleistung durch
den Bund 5.

Kantone,
— Souveränität und deren

Einschränkungen,
Amtlicher 	 Verkehr
mit auswärtigen
Staatsregierungen 10.

— Verbot der Selbst-
hilfe und Bewaffnung
bei Streitigkeiten un-
ter Kantonen 11.
Abschaffung der Ab-
zugs- und Zugrechte
62.

— Stellung im Bundesstaat,
- - als Glied des Bun-

desstaates 1.
- Aufzählung und Zahl

1.
— — Garantie ihres Ge-

bietes 5, 85'.
Garantie ihrer Ver-
fassungen 5. 85'.102 3 .

— Anteil an der Bundesge-
walt,

Beteiligung an den
Wahlen in den Na-
tionalrat 72, 73.

— — Abgeordnete in den
Ständerat SO.

- — Einberufung der Bun-
desversammlung auf
Verlangen 86.
Vorbehalt ihrer
Rechte in der Aus-
übung der obersten
Gewalt durch den
Bund 71.
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Kantone,
- - Anteil an der Bundesge-

wal t,
— — Referendum bei Bun-

desgesetzen, Bundes-
beschlüssen u. Staats-
verträgen 89.

— — Vorschlagsrecht in
der Bundesversamm-
lung 93.

- — Berücksichtigung bei
Wahlen in den Bun-
•3esrat 96.

— — Obligatorisches Refe-
rendum bei Volksbe-
gehren auf Revision
der BV 121.

— — Ständemehr als Er-
fordernis bei Revi-
sionen der BV 123.

— Bündnisse und Verträge,
— — mit dem Auslande,
- — Abschluss über

Gegenstände der
Staatswirtschaft,
des nachbarlichen
Verkehrs und der
Polizei 9.
Prüfung und Ge-
nehmigung durch
den Bundesrat
1027 .

— — — Prüfung durch die
Bundesversamm-
lung bei Einspra-
chen 85 5 .

Kantone,
— Bündnisse und Verträge,
— — mit dem Auslande,
— — — Beschwerden we-

gen Verletzung
113 5 .

— -- unter sich
— — — erlaubte Vertrags-

gegenstände 7.
— -- — Verbot des Ab-

schlusses	 politi-
seher Verträge 7.

—	 Prüfung und Ge-
nehmigung durch
den Bundesrat
1027 .

— — — Prüfung durch die
Bundesversamm-
lung bei Einspra-
chen S5.

— — — Beschwerden we-
gen Verletzung

1133 .
- Stimmrecht und Nieder-!

lassung,
— — Schweizerbürger-

recht ihrer Bürger u.!
Teilnahme an eidge
nössischen Wahlen
und Abstimmungen:
43.

— — Vorlage der Gesetze
 Niederlassung

und Stimmrecht der;
Niedergelassenen 43•

— — Verbot des Entzuges^
des Bürgerrechts 441
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Kantone,
Stimmrecht und Nieder-

lassung,
— — Verbot der Auswei-

sung von Kantons-
bürgern 44.

— — Niederlassungsbewil-
ligung an Kantons-
fremde 45.

— Entscheidung Tiber
Aufenthalt und Nie-
derlassung der Aus-
länder Gi9ter.

— — Aktivbürgerrecht als
Voraussetzung der
Stimmberechtigung in
eidgenössischen Wah-
len und Abstimmun-
gen 74.

— Rechte und Pflichten im
allgemeinen,

— — Nachsuchen der Ge-
währleistung	 des
Bundes für ihre Ver-
fassungen G.

— — Mitteilung an Bun-
desrat u. Verpflich-
tung zum Zuzuge bei
drohender Gefahr
vom Ausland 15.

— Hilfeleistung an an-
dere Kantone bei ge-
störter Ordnung im
Innern 16.

— Gewährung des freien
Durchzugs für Trup-
pen 17.

Kantone,
— Rechte und Pflichten im

allgemeinen,
— — Befugnis zur Be-

schränkung des Wirt-
schaftswesens u. des
Kleinhandels mit gei-
stigen Getränken 31e.

- Befugnis zur Erhe-
bung der Eingangs-
gebiihren auf Wein
und andern geistigen
Getränken 32.

— — Ausweise fürdie Aus-
iibung wissenschaft-
licher Berufsarten 33.

-- Beschränkung des
Automobil- u. Fahr-
radverkehrs 37bis,

- — Massnahmen in kon-
fessionellen Ange-
legenheiten im Inter-
esse der Ordnung u.
des öffentlichen Frie-
dens 50.
Anerkennung der in
andern Kantonen ab-
geschlossenen Ehen
54.

— -- Gleichbehandlung der
Schweizer	 anderer
Kantone in Gesetz-
gebung und im ge-
richtlichen	 Verfah-
ren 60.

- - - Kontrolle von Mass
und Gewicht 40.
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Kantone,
— Rechte und Pflichten im

allgemeinen,
Lebensmittelkontrolle
69bis,

— Befugnis zur Zuwei-
sung von Admini-
strativstreitigkeiten
an das eidgenössische
Verwaltungsgericht
114 b i s,

- — Entschädigung	 der
Mitglieder des Stän-
derates 83.

— Gesetzgebung,
— — Genehmigung kanto-

naler Gesetze u. Ver-
ordnungen durch den
Bundesrat 102"
Regelung der Nutz-
barmachung der Was-
serkräfte 2 ibis,

— -- Missbrauch der Press-
freiheit 55.
Missbrauch des Ver-
einsrechts 56.
Organisation der Ge-
richte und das ge-
richtliche Verfahren
GI, &ibis,

— Rechtsprechung,
- - -- in Zivilsachen Gl.

--- in Straffällen Gibis.
— Rechtshilfe,
- - — Vollziehung der kan-

tonalen	 Zivilurteile
61.

hantone,
— Rechtshilfe,

— interkantonale Aus-
lieferung 67.

— Militärwesen,
Verbot stehender
Truppen 13.
Truppenkörper	 als
Bestandteil des Bun-
desheeres 19.
Verfügungsrechtfiber
ihre Wehrkraft 19.
Ausführung der Bun-
desgesetze Tiber das
HIeerwesen 20.

— Beschaffung der Be-
kleidung und Aus-
rüstung der Wehr-
männer 20.

- Truppenkörper, Zu-
sammensetzung und
Fürsorge 21.

— Schulwesen,
Primarunterricht 27.
Organisation, Lei-
tung und Beaufsich-
tigung des Primar-
schulwesens 27bis.

• - — Bundesbeiträge 27bis.
— Finanzielle Beteiligungen,

— Primarunterricht.
Bundesbeitriige 27bis.
internationale Alpen-
strassen, Bundesbei-
träge 30.
Lebensmittelkon-
trolle,Bundesbeitrüge
69bis,
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Kautone,
— Finanzielle Beteiligungen,
- — Anteil an den Bein-

einnahmen aus der
Besteuerungdes Ver-
kaufs und der Fabri-
kation gebrannter
Wasser 32bis,

— — Anteil am Reinertrag
der Stempelabgaben
auf Wertpapieren u.
s. w. 4tbis,

- — Anteil am Reinge-
winn der National-
bank 39.

- — Beiträge an die Aus-
gaben des Bundes
42e und f.

— — Wegfall der Ent-
schädigung für die
losgekauften	 Zölle,
Weg- und Brücken-
gelder 30.

Streitigkeiten
unter Kantonen,
— Verbot der Selbst-

hilfe, Unterstel-
lung unter .die bun-
desmässige Ent-
scheidung 14.

-- — Kenntnisgabe an
den Bundesrat 1G.

- Vollzug der Ver-
gleiche u. schieds-
richterlichen
Sprüche durch den
Bundesrat 102'.

Rantone,
— Streitigkeiten
— — unter Kantonen,
— - - -- Handhabung von

Ruhe u. Ordnung
durch den Bun-
desrat 102 10

— — — zivilrechtliche, Be-
urteilung durch das
Bundesgericht
1103 .
staatsrechtliche,
Beurteilung durch
das Bundesgericht
11:1".

— — mit Dritten,
— 	 zivilrechtliche mit

dem Bund, Beur-
teilung durch das
Bundesgericht
11(1'.

- zivilrechtliche mit
Korporationen u.
Gemeinden, Beur-
teilung durch das
Bundesgericht
110'.

— Kompetenzkon-
flikte mit Bundes-
behörden, Beurtei-
lung durch das
Bundesgericht
113 1.

Kantonsbürger, Schweizer-
bürgerrecht 43.

— Teilnahme an eidgenös-
sischen Wahlen und Ab-
stimmungen 43.
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Kantonsbürger,
— Verbot der Verbannung

und des Entzuges des
Bürgerrechts 44.

Kantonsverfassung, s. Ver-
f assung.

Kanzlei, s. auch Bundes-
kanzlei.

— des Bundesgerichts 109.
Kanzleigebühr, Maximum,

für die Niederlassungs-
bewilligung, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 45.

Kanzler, s. Bundeskanzler.
Kaufhausgebühren, losge-

kaufte, Wegfall der Ent-
schä3igung an die Kan-
tone 30.

Kinder, Verwendung in
Fabriken 34.

— religiöse Erziehung 49.
— vorehelich geborene, Le-

gitimation 54.
— Beteiligung des Bundes

an Einrichtungen zum
Schutze verwahrloster
Kinder G1bis,

Kirche, Verbot jeder Wirk-
samkeit der Jesuiten 51.

Kirchliche Rücksichten,
Verbot der Einschrän-
kung des Eherechtes
54.

Kleinhandel mit geistigen
Getränken, Beschrän-
kung 31c.

Kleinverkauf von gebrann-
ten Wassern 32bis.

Klöster, Verbot der Errich-
tung und Wiederherstel-
lung 52.

Kommissäre, eidgenössi-
sche, Verbot der An-
nahme von Pensionen,
Gehalten, Titeln, Ge-
schenken oder Orden
auswärtiger Regierun-
gen 12.

Kompetenzstreitigkeiten
zwischen Bundesbehör-
den S5' , 92.

— zwischen Bundes- und
Kantonalbehörden 113`.

Konkordate, eidgenössische.
Ueberwachung durch den
Bundesrat 102 2 .

— Kompetenz des Bundes-
gerichts zur Beurteilung
von Verletzungen 113'1

Konkursverfahren, Gesetz ,
gebungsrecht des Bun-
des 64.

— Rechtsprechung der Kan
tone und des Bundesgei
richts 6-1.

Konzessionserteilung an
Gewässerstrecken 24bi ^

Körperliche Strafen, Ver
bot 65.

Körperschaften, s. Korpo
rationen.
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Korporationen,
— Beurteilung	 von	 zivil-

rechtlichen Streitigkei-
ten

— — mit dem Bund 110'.
— — mit den Kantonen

110'.
Korporationsgiiter, Anteil

daran 43.
Krankenkassen, Berück-

sichtigung bei der Ein-
richtung durch den Bund
und Unfallversicherung
34bis,

Krankenversicherung, Ein-
richtung durch den Bund
34bis,

Krankheiten,
— Bekämpfungübertragbarer,

stark verbreiteter oder
bösartiger 31 d.
— Gesetzgebungsrecht

des Bundes 69.
Kriegserkliirttngen 	 durch

den Bund 8, 858 .
Kriegsmaterial, Ver-

fügungsrecht darüber 19.
Kriegssteuer, BB. betref-

fend Erlass eines Ar-
tikels der BV über die
Erhebung einer neuen
ausserordentlichen
Kriegssteuer: Seite 50ff.

Kriegszeit, Rechtsverbind-
lichkeit für die An-
nahme von Banknoten
und Geldzeichen 39.

Kultusfreiheit 50.

Kultussteuern 19.
Kunstwerke, s. Urheber-

recht.
Kursaalspiele 35.

Landjögerkorps fallen nicht
unter das Verbot der
stehenden Truppen 13.

Landwirtschaft, Zölle auf
Stoffen für diese 29.

Lebensmittel, s. Nahrungs-
und Genussmittel.

Legitimation vorehelich ge-
borener Kinder durch
nachfolgende Ehe der
Eltern 54.

Liköre, absinthhaltige,
welche eine öffentliche
Gefahr bilden 32ter.

Literatur, Werke der, s.
Urheberrecht.

Lotterien, Gesetzgebungs-
recht des Bundes 35.

Luftschiffahrt, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 3îter,

Luxusgegenstände, Zö11e29.
Luzern 1.

Mahnung der Kantone zur
Hülfeleistun g 15.

Marktverkehr, Sicherung
durch Zollgesetzgebung
29.

Mass und Gewicht. Fest-
setzung durch den Blind
40.
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Mehrheit, absolute, der
Mitglieder, Erfordernis
zur V'erhandlungsfähig-
keit im National- und
Ständerat 87.

Mehrheit, absolute, der
Stimmenden, zur Be-
schlussfassung im Na-
tional- u. Ständerat SS.

— der stimmenden Mitglie-
der der vereinigten Rate
92.

Militärbeamte, Verbot der
Annahme von Pensio-
nen, Gehalten, Titeln,
Geschenken oder Orden
auswärtiger Regierun-
gen 12,

Militärische Interessen bei
Errichtung öffentlicher
Werke 23,

Militärkapitulationen 11.
Militärlasten, Uebergang

auf den Bund 20, Ueber-
gangsbestimmungen 1.

Militärpensionen 18.
Militiirpflichtersatz, bundes-

gesetzliche Regelung 18.
Militürpflichtersatzsteuer,

Verwendung des Ertra-
ges 42, Uebergangsbe-
stimmungen 1.

Militärwesen, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 20.

— Aufsicht des Bundes 20.

Militärwesen,
— eidgenössisches, Besor-

gung durch den Bun-
desrat 102' 2 .

— Bekleidung und Bewaff-
nung 18, 20.
Militärunterricht 20.
Bundesheer,Zusammen-
setzung und Verfügung
darüber 19.
Bildung der Truppen-
körper 21.
Uebernahme der \V'af-
fenplätze durch den
Bund 22
Unterstützung au Wehr-
männer oder deren Fa-
milien IS.

Modelle, gewerbliche,
Schutz, Gesetzgebungs-
recht des Bundes G1.

— Rechtsprechung derKan-
tone GI.

Monopole und Regale,
— eidgenössische,

Pulverregal 31a, 11.
gebrannte Wasser
31b, 32bis.

— — Postregal 36.
— — Telegraphenregal 36.

— Banknoten 39.
— — Münzregal 38.

— Kranken- u. Unfall-
versicherung
Alters- und IIinter-
lassenenversicherung
3 I quater.

3.Ibis,
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Monopole und Regale,
- kantonale,
- - Salzregal 31a.
Miinzfuss 38.
Miinzpriigung • 38.
Miinzregal 38.
Münzsorten, Tarifierung

fremder 38.
Muster und _Modelle, ge-

werbliche, Schutz, Ge-
setzgebungsrecht des
Bundes 6-1.

- Recntsprechung der Kan-
tone 61.

Nachbarlicher Verkehr, Be-
fugnis der Kantone zum
Abschluss von Verträ-
gen mit dem Auslande
9.

Nahrungsmittel, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des Tiber den Verkehr
ó9bis,

Nation, schweizerische, In-
gress.

Nationalbank 39.
Nationalrat 72-79.
- Abteilung der Bundes-

versammlung 71.
- Bildung und Vertre-

tungsverhältnis 72.
- Art und Wahl 73.

Einteilung der Wahl-
kreise 73.
Stimmberechtigung bei
Wahlen 71.
Wahlfähigkeit 75.

Nationalrat.
- Unvereinbarkeit 77. 81.
- Amtsdauer 76, Ueber-

gangsbestimmungen zu
73.

-- Wahl des Präsidenten
und des Vizepräsiden-
ten 78.

- Erneuerung 76, Ueber-
gangsbestimmungen zu
i3.

- Neuwahl bei verlangter
Totalrevision der BV
120.
Entschädigung der Mit-
glieder 79.

-- Stimmberechtigung des
Präsidenten 78.

- Geschäftskreis 84, 85.
- Sitzungen,

- - ordentliche 86.
- - ausserordentliche 86.

- Verhandlungsfähig-
keit 87.
Verhandlungsart 92.
Beschlussfassung 88,
89.
Abstimmungen 91.
Oeffentlichkeit 94.

- Vorschlagsrecht der
Mitglieder 93.

- Leitung des Präsidenten
bei gemeinschaftlichen
Verhandlungen beider
Räte 92.

Nationalsprachen des Bun-
des, Bezeichnung 116.
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Nationalsprachen d. Bundes,
- Berücksichtigung bei der

Wahl der Mitglieder des
Bundesgerichts 107.

Neuenburg 1.
Neutralität der Schweiz,

Massregeln zur Behaup-
tung 85 6, 102°.

Nidwalden 1.
Niedergelassene, Rechts-

stellung 43, 45.
— zivilrechtliche Verhält-

nisse 46.
Niederlassung als Voraus-

setzung der Stimmbe-
rechtigung 43.

— Genehmigung kanto-
naler Gesetze über die
Niederlassung und das
Stimmrecht der Nieder-
gelassenen 43

-- Freiheit 45.
— Bewilligung 45.
— Verweigerung und Ent-

zug 45.
Kanzleigebühr für Be-
willigung 45.

— Unterschied 	 zwischen
Niederlassung und Auf-
enthalt 47.

Niederlassungsverträge,
Entscheidungsrecht des
Bundes bei Verletzungen
69ter,

Notenmonopol 39.

Oberaufsicht des Bundes,
s. Bund.

Oberaufsicht,
— der Bundesversammlung

über die eidgenössische
Verwaltung und Rechts-
pflege 85 11

Obligationenrecht, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 64.

— RechtsprechungdesBun-
des und der Kantone 64.

Obst, Brennen 32bis.
Obwalden 1.
Oeffentliche Ordnung, Aus-

übung gottesdienstlicher
Handlungen 50.

Oeffentliche Werke,
— Errichtung 23.
— — Verbot aus mili-

tärischen Gründen 23.
Offiziere, Verbot der An-

nahme und des Tragens
von Auszeichnungen
auswärtiger Regierun-
gen 12.

- der kantonalen Trup-
penkörper, Ernennung
und Beförderung 21.

Orden, auswärtiger Regie-
rungen, Verbot der An- 1
nahme derselben für die
Mitglieder der Bundes-
behörden, die eidgen.
Zivil- und Militärbeam-1
ten, die eidgen, Re-
präsentanten und Kom-
missarien 12.

- auswärtiger Regierun-
gen, Verbot der An-
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Orden,
nahme und des Tra-
gens im schweizerischen
Heere 12.

Orden der Jesuiten, Verbot
der Aufnahme und der
Wirksamkeit 51.

— staatsgefährliche,
 Ausdehnung

des Verbots der Auf-
nahme und der Wirk-
samkeit 51.

— religiöse, Verbot der Er-
richtung und Wieder-
herstellung 52.

Ordnung im Innern, Bun-
deszweck 2.

-- Massregeln bei Störung
16, 857, 10210 .

— öffentliche, Beobachtung
bei Ausübung gottes-
dienstlicher Handlungen
50.

Organisation der Bundes-
behörden, Gesetz-
gebungsrecht 85'.

Ortsvorrecht, Unzulässig-
keit 4.

Partialrevision der Bun-
desverfassung 118, 121.

Pensionen auswärtiger Re-
gierungen.

— Verbot der Annahme
derselben für Mitglie-
der der Bundesbehör-
den, die eidgenössischen
Zivil- und Militärbeam-

Pensionen,
ten, die eidgenössischen
Repräsentanten u. Kom-
missarien 12.

Personenvorrechte, Unzu-
lässigkeit 4.

Persönliche Handlungs-
fähigkeit, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 64.

- Rechtsprechung der Kan-
tone 61.

Petitionsrecht, Gewähr-
leistung 57.

Pflichten, bürgerliche,
Glaubensansichten en t-
binden nicht davon 49.

Politische Rechte, s. Rechte.
Politische Verbrechen und

Vergehen,
-- Verbot der Anwendung

der Todesstrafe 65.
— Nichtauslieferung poli-

tischer Verbrecher, in-
terkantonale 67.

— Ausweisung Fremder 70.
— Kompetenz des Bundes-

gerichts zur Beurteilung
1123 .

Politische Verträge der
Kantone unter sich 7.

— des Bundes mit dem
Auslande B.

Politischer Wohnsitz 43.
Polizei, Gegenstand von

kantonalen 	 Verträgen
mit dem Auslande 9.
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I'oly technische Schule, Er-
richtung 27.

Post. Regal des Bundes 36.
-- Tarife 36.
- Verwendung des Ertra-

ges 42.
Wegfall der Entschädi-
gung an die Kantone,
Uebergangsbestimmun-
gen 1.

Postgeheimnis, Gewähr-
leistung durch den
Bund 36.

Pressfreiheit, Gewähr-
leistung 55.
Missbrauch 55.

Pressveigehen, Nichtaus-
lieferung der Angeklag-
ten, interkantonale 67.

I'rimarunterricht 27, 27bis
Uebergangsbestimmun-
gen 4.

- finanzielle 	 Unterstüt-
zung der Kantone durch
den Bund 27b;s,

Proportionalwahl des Na-
tionalrates 73, Ueber-
gangsbestimmungen zu
73.

Putverregal 41.
- Vorbehalt gegenüber der

Handels- und Gewerbe-
freiheit 31a.

Pulververwaltung, Ver-
wendung des Ertrages
42.

Quellengebiete der Wild-
wasser, Aufforstung 21

Quittungen für Versiche-
rungsprämien, Stempel-
abgaben 41bis.

Quorum, Bundesrat 100.

Rechte,
- der Eidgenossen, Schutz

durch Sen Bund 2.
-- der Kantone, Einschrän-

kung 3.
- des Volkes, Gewähr-

leistung durch den Bund
5.

- verfassungsmässige,
- - Gewährleistung durch

den Bund 5.
- Beschwerden bei Ver-

letzung 113.
- - Rechtsgleichheit 4.
- - Handels- und Ge-

werbefreiheit 31.
- - Wahrung des Post-

und Telegraphenge-
heimnisses 36.

- - Niederlassungsfrei-
heit 45.

- - Verbot der Doppel-
besteuerung 46.

- Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit 49.

- - Kultusfreiheit 50.
- - Schicklichkeit derBe-

erdigung 53. •
- - Recht zur Ehe 54.
- - Pressfreiheit 55.
- - Vereinsfreiheit 56.
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Rechte,
— verfassungsmässige,
— — Petitionsrecht 57.

— Becht auf V crfas-
Aungsmüssigen Rich-
ter 58.

— — Gerichtsstand 	 des
Wohnorts für den
aufrechtstehenden
Schuldner 59.

- — Nichtanwendung ge-
wisser Strafarten 65.

politische,
- — als Erfordernis zur

Gewährleistung der
kantonalen Verfas-
sungen Gb.

— — Ausübung 43.
-- — der schweizerischen

Aufenthalter, Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 47.

— — Verbot der Beschrän-
kung durch kirch-
liche oder religiöse
Vorschriften 49.

— Stimmrecht shed ing-
ung in eidgenöss i-
schen Wahlen u. Ab-
stimmungen 74.

- — Verlust infolge straf-
gerichtlichen Urteils,
Verweigerung 	 der
Niederlassung 45.
Schranken der Ver-
lustgründe, 	 Gesetz-
gebungsrecht des Bun-
des 66.

Rechtsgleichheit. 	 Grund-
satz 4.
Pflicht zur Gleichbe-
handlung aller Schwei-
zer 60.

-- politische 43.
— Besteuerung der Nie-

dergelassenen 45.
— verfassungsmässiger

Richter und Verbot der
Ausnahmegerichte 58.

Rechtshilfe, interkantonale,
in Zivilsachen 61.

— in Strafsachen 67.
Rechtspflege, eidgenössi-

sche, Oberaufsicht 85".
— Ausübung durch das

Bundesgericht 106.
Rechtsverbindlichkeit für

die Annahme von Bank-
noten und Geldzeichen
39.

Rechtsverweigerung 4.
Rechtsverzögerung 4.
Rechtswidrige Vereine 56.
Referendum,
— obligatorisches,
— — Revision der Bundes-

verfassung 120, 121,
123.

— — kantonale Verfassun-
gen 6c.

— fakultatives,
— Bundesgesetze und

Bundesbeschlüsse 89.
— — Staatsverträge 89.
Regale, s. Monopole.
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Reingewinn der National-
bank 39.

Rekurs, staatsrechtlicher,
an das Bundesgericht
113.

— (Administrativstreitig-
keiten) an den Bundes-
rat und die Bundesver-
sammlung 1022,85 1 ".

Religionsgenossenschaf ten,
Teilnahme an solchen
49.

— Kultussteuern 49.
— Anstände aus dem öf-

fentlichen oder Privat-
rechte bei Bildung oder
Trennung 50.

Religiöse Erziehung der
Kinder 49.

Religiöse Handlung, Verbot
des Zwangs zur Vor-
nahme einer solchen 49.

Religiöse Orden 52.
Religiöse Vorschriften,

Verbot bei Ausübung
bürgerlicher oder poli-
tischer Rechte 49.

Religiöser Unterricht, Ver-
bot des Zwangs zur
Teilnahme an solchem
49.

Repräsentanten, eidgenös-
sische, Verbot der An-
nahme von Pensionen,
Gehalten; Titeln Ge-
schenken oder Orden
auswärtiger Regierun-
gen 12.

Repräsentationsziffer,
— für die Wahlen der Mit-

glieder
— — des Nationalrates 72.
— — des Ständerates 80.
Repräsentative Staatsform,;

Bedingung für die Ge-
währleistung der kanto-
nalen Verfassungen 6b.

Republikanische Staats-
form, Bedingung für die!
Gewährleistung der kan-
tonalen	 Verfassungen
6h.

Revision kantonaler Ver-
fassungen 6 c.

— der Bundesverfassung
118-123 (Einzelheiten s.
Bundesverfassung).	 f

Richter,	 verfassungsmäs-I
siger 58.

Ruhe im Innern, Bundes-
zweck 2.

— Massregeln bei Störung
857, 1021e

Sachkundige des Bundes-
rates 104.

Salzregal, Vorbehalt gegen-
über der Handels- und
Gewerbefreiheit 31a.

Sanitätspolizeiliche Mass
regeln zur Bekämpfung
von Epidemien u. Vieh-
seuchen, Vorbehalt ge-
genüber der Ilandels-
und Gewerbefreiheit 31(1.

St. Gallen 1.
Schüchtverbot 25bis,

•
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Schaffhausen 1.
Schiedssprüche Tiber Strei-

tigkeiten zwischen Kan-
tonen, Vollziehung durch
den Bundesrat 102 5 .

r Schiesspulver Regal - des
Bundes 41.

Schiffahrt 24ter,
Schlachten der Tiere 2:ibis,
Schuldner, aufrechtstehen-

der, Gerichtsstand 59.
Sclwldverhaft 59.
Schulen, öffentliche, Unter-

'	 richt und Besuch 27.
— Glaubens- und Gewis-

sensfreiheit 27.
— Verbot jeder Wirksam-

keit der Jesuiten 51.
Schutz der Freiheit und

Rechte der Eidgenossen
2.

— des Ilochvvildes und der
Vögel 25.
der Arbeiter in Fabri-

ken 34.
— der Kinder in Fabriken

34.
---- verwahrloster 	 Kinder,

•

	

	 Beteiligung des Bundes
an Einrichtungen Gdbis,

Schutzwald 24.
Schweizer, Gleichheit vor

dem Gesetze 4.
- Gleichhaltung in der Ge-

setzgebung und im ge-
richtlichen Verfahren
der Kantone 60.

Schweizer,
— niedergelassene, 	 poli-

tische Rechte 43.
-- Erwerbung eines aus-

ländischen Bürgerrechts
44.

— Verzicht auf sein Bür-
gerrecht 44.

-- Verlust der politischen
Rechte, Gesetzgebungs-
recht des Bundes 66.

— Wahlfähigkeit in den
Nationalrat 74.

— Verlangen der Volksab-
stimmung über Bundes-
gesetze und Bundesbe-
schlüsse Si).

Schwurgerichte. eidgenös-
sische, s. auch Ge-
schworne, 	 eidgenössi-
sche, Bildung zur Beur-
teilung von Straffällen
10G.

Schwyz 1.
Selbsthilfe der Rantone,

Verbot 14.
Seuchen, s. Krankheiten.
Sicherheit der Schweiz,
— äussere,
— — eidgenössische Inter-

vention 15, 16.
— Ueberwachung durch

den Bundesrat 1029 .
— — Ausweisung Fremder

wegen Gefährdung 70.
— — Massregeln durch die

Bundesversammlung
85s
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Sicherheit der Schweiz,
— innere,

— eidgenössische Inter-
vention 16.

— — Ueberwachung durch
den Bundesrat 102'°

— Ausweisung Frem-
der wegen Gefähr-
dung 70.
Massregeln durch die
Bundesversammlung
85'.

Sitz der Bundesbehörden
115.

Sitzungen der eidgenössi-
schen Räte,

— ordentliche 86.
— ausserordentliche 86.
— Oeffentlichkeit 94.
Soldaten, Verbot der An-

nahme und des Tragens
von Auszeichnungen
auswärtiger Regierun-
gen 12.

Solothurn 1.
Souveränität der Kantone 3.
— Gewährleistung durch

den Bund 5.
Spielbanken, Verbot 35.
Sprachen des Bundes, s.

Nationalsprachen.
Sprengfabrikate 41,
Staatsgefährliche geistliche

Orden 51.
— Vereine 56.
Staatsrechnung, Stellung u.

Abnahme 102 14 , 85'0 .

Staatsrechtliche Streitig-
keiten, Beurteilung durch
das Bundesgericht 113,

Staatsverträge und Ver-
träge,
Abschluss mit dem Aus-1
land 8, 9, 85', 102'.
interkantonale 	 7, 855, '

102'.
-- Unterstellung unter das

Referendum 89.
Beurteilung von Be-1
schwerden wegen Ver-
letzung 113.
Verbindlichkeit
— für das Bundesge-

richt 113.
— für das Verwaltungsi

gericht 114bis.
Staatswirtscha.ft, kantonale

Verträge mit dem Aus-
lande 9.

Stand, weltlicher, Erforder-
nis zur Wahlfähigkeit ,

. in den Nationalrat 75.
Ständerat 80-83.
— Abteilung der Bundes-

versammlung 71.
-- Bildung u. Vertretungs-

verhältnis 80.
Unvereinbarkeit mit an-
dern Beamtungen 77, 81. ,

— Wahl des Präsidenten !

und des Vizepräsiden-
ten Si.

— Neuwahl bei verlangter
Totalrevision der Bun-
desverfassung 120.
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Ständerat,
- Entschädigung der Mit-

glieder 83.
• - Stimmberechtigung des

Präsidenten 82.
- Vorschlagsrecht der Mit-

glieder 93.
- Geschäftskreis 8-1, 85.
-- Sitzungen,
- - ordentliche 86,
- - ausserordentliche 86.
- - Verhandlungsfühig-

keit 87.
- Verhandlungsart 92.

- - Beschlussfassung 88,
89.

- - Abstimmungen 91.
- - Oeffentlichkeit 94.
Standesstinune 123.
Stempelabgaben auf Wert-

papieren etc. 41bis,
- Verwendung des Ertra-

ges 42.
Steuern für Kultuszwecke

49.
Stimmrecht, Erwerb 43, 74.
- Ausweis darüber 43.

bei eidgenössischen
Wahlen uni Abstim-
mungen 43, 74.
in rein bürgerlichen An-
gelegenheiten 43.
in kantonalen Angele-
genheiten 43.

- in Gemeindeangelegen-
heiten 43.

Stimmrecht der schweize-
rischen	 Aufenthalter.

Stimmrecht.
Gesetzgebungsrecht des
Bundes -17.

-- Verlust als Grund zur
Verweigerung der Nie-
derlassung 45.
Verbot kirchlicher oder
religiöser Ausschluss-
gründe 49.

- Ausschlussgründe, Ge-
setzgebungsrecht 	 des
Bundes 66.

- Genehmigung kantona-
ler Gesetze über die Nie-
derlassung	 und das
Stimmrecht der Nieder-
gelassenen 43.
des Nationalratspräsi-
denten 78.

- des Ständeratspräsiden-
ten 82.

Strafanstalten,	 kantonale,
Bundesbeiträge an sol-
che G-Ibis.

Strafen, verbotene Landes-
verweisung -14.

- Schuldverhaft 59.
Körperstrafe 65.

- Todesstrafe wegen poli-
tischer Verbrechen 65.

Strafrecht, Gesetzgebungs-
recht des Bundes 6-ibis.

- Organisation der Ge-
richte G1bis, 106.

- gerichtliches Verfahren
6ibis,

- Rechtsprechung der li an-
tone 6-ibis,
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Strafrecht,
— Rechtsprechung des Bun-

desgerichts 112.
Strafvollzug, Bundesbei-

träge für Verbesserun-
gen G4bis.

Strassen, Verfügungen über
die Benutzung 31e.

— Oberaufsicht des Bun-
des 37.

— Einschränkung in bezug
auf den Automobilver-
kehr 37bis.

— s. Alpenstrassen.
Streitigkeiten unter den

Kantonen, s. Kantone.
Streit-mittel der Kantone.

Verfügungsrecht 	 dar-
über 19.

Tabaksteuer 41ter,
— Beitrag an die Alters-

und Ilinterlassenenver-
sicherung 349uater

Tarife, Zoli 29.
— Post 36.
— Telegraph 36.
Telegraph, Regal des Bun-

des 36.
— Tarife 36.
-- Verwendung des Ertra-

ges 42.
Telegraphengeheimnis, Ge-

währleistung 36.
Tessin 1,
— Entschädigung für in-

ternationale Alpenstras-
sen 30.

Thurgau 1. 	 •
Tiere, Schlachten 25bis,
— Bekämpfung von Krank-

heiten 69.
Titel auswärtiger Regie-'

rungen, Verbot der An-1
nahme derselben für'
Mitglieder der Bundes-'
behörden, die •eidgenös-
sischen Zivil- und Mili-
tärbeamten, die eidge-
nössischen Repräsentan-
ten u. Kommissarien 12,

Todesstrafe, Verbot der An-
wendung wegen politi-
scher Vergehen 65.

Toleranzbewilligungen an
Ausländer G9ter.

Totalrevision der Bundes-
verfassung 118, 119,120

Transitgebiihren 32a.
Truppen, stehende, Verbot

13.
— freier Durchzug 17.
Truppenaufgebotedurch dett

Bundesrat 16, 102"
Truppenkörper der Kani

tone als Einheit des Bun-i
desheeres 19.

— Zusammensetzung 21.

Unabhängigkeit der Schwei)
gegen aussen 2.

— Massregeln für deren
Behauptung 102°, 35 6

Unfallversicherung 3-ibis.
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Universität, eidgenössische,
Errichtung oder Unter-
stützung durch den Bund97 .

Unruhen, Kompetenz des
Bundesgerichts zur Be-
urteilung nach einer be-
waffneten eidgenössi-
schen Intervention 112 3 .

Unterhalt der internatio-
nalen Alpensirassen,
Zurückbehalten des Bun-
desbeitrages 37.

Unterhaltungsspiele in
Kursälen 35.

Unteroffiziere, Verbot der
Annahme und des Tra-
gens von Auszeichnun-
gen auswärtiger Regie-
rungen 12.

Unterricht, religiöser, Teil-
nahme 49.

Unterrichtswesen, Befug-
nisse und Obliegenheiten
des Bundes und der
Kantone 27, 27bis,

Untertanenverhältnisse,
Unzulässigkeit 4.

Unterwalden 1.
Unvereinbarkeit eines Na-

tionalratsmandates mit
andern Beamtungen 77.

— eines Ständeratsman-
dates mit andern Aem-
tern 81.

— der Mitgliedschaft des
Bundesrates mit andern

Unvereinbarkeit,
Beamtungen, 	 Berufen
oder Gewerben 97.

— der Mitgliedschaft des
Bundesgerichts mit an-
dern Beamtungen. Be-
rufen oder Gewerben
108.

Unverletzlichkeit der Glau-
bens- und Gewissens-
freiheit 49.

Urheberrecht an Werken
der Literatur u. Kunst,
Gesetzgebungsrecht des
Bundes und Rechtspre-
chung der Kantone 6-1.

Uri 1.
— Entschädigung far inter-

nationale Alpenstrassen
30.

Urkunden des Handelsver-
kehrs, Stempelabgaben
41bis,

Urteile, kantonale, in Zivil-
sachen, Vollziehung 61.

— des Bundesgerichts,
Vollziehung 102 5 .

Väterliche Gewalt und re-
ligiöse Erziehung der
Kinder 49.

Verantwortlichkeit der eid-
genössischen Beamten
117.

Verarmung Niedergelasse-
ner, Ausweisung 45.

Verbannung, Verbot der-
selben 44.
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Verbrauchsgegenstände, ge-
sundheitsgefährdende,
Gesetzgebungsrecht des
Bundes über den Ver-
kehr 69bis

Verbrauchssteuern der Kan-
tone, Vorbehalt gegen-
über der Handels- und
Gewerbefreiheit 31a.

— Bezug 32.
Verbrechen, politische, Be-

urteilung durch das Bun-
desgericht 112.

Vereinigte Rate, Zusam-
mentritt	 zu	 gemein-
schaftlicher	 Verhand-
lung 92,

— Wahl des Präsidenten
und des Vizepräsidenten
des Bundesrates 93.

Vereinsrecht 56.
Verfassung, Bundesverfas-

sung, s. Bund.
— der Kantone,
— -- Gewährleistung durch

den Bund 5, 857 .
- — Bedingungen für die

Gewährleistung 6.
— Massregeln zur Ga-

rantie 85'.
Verfassungsmässige

Rechte, s. Rechte,
Verfassungsmässiger Rich-

ter 58.
Vergehen, schwere, Grund

zum Entzug der Nieder-
lassung 45.

Vergehen,	 1
— politische,

— — Beurteilung durch Glas
Bundesgericht 112.

— — Verbot von Todes-
urteilen 65.

— interkantonale Aus-
lieferung von Ange-
klagten 6i.

Vergleiche über Streitig-
keiten zwischen Kan-
tonen 1025 .

Verhandlungsfähigkeit des
 100.

Verkehr, amtlicher, zwi
schen Kantonen u. aus G
wärtigen 	 Staatsregie-
rungen 10.
nachbarlicher, kantonale
Verträge mit dem Aus-
lande 9.

Verkonunnisse zwischen den
Kantonen über Gegen-:

n

stände derGesotzgebung.j
des Gerichtswesens und:
der Verwaltung 7.

Verlust des Bürgerrechts 44.
Vermögen des aufrecht-

stehenden Schuldners,
Arrestlegung 59.

Verpflegung armer und
kranker Kantonsfrem-
der 48.

Versicherungskassen, Be-
rücksichtigung bei der
Einrichtung der Alters-
und Hinterlassenenver-
sicherung 34 4u8ter.
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Versicherungsprämien,
Stempelabgaben auf Quit-
tungen 41 13 1 s.

Versicherungswesen, Pri-
vatunternehmungen im
Gebiete desselben 34.

— Kranken- und Unfallver-
sicherung 3-Ibis.

— Alters- und Ilinterlasse-
nenversicherung 34quater.

— Invalidenversicherung
3.lquater.

Verträge, s.Staatsvertrüge.
Vertretungsverhiiltnis 	 im

Nationalrat 72.
im Ständerat 80.

Verwaltung, eidgenössische,
Besorgung 102 12 .
Oberaufsicht 85 1 i.

erwalt uigsgericht 103.
Kompetenzen 114bis,

Verwaltungs- und Diszipli-
nargerichtsbarkeit114bis.

Vieh, Schächtverbot 25bis.
Viehseuchen, sanitätspoli-

zeiliche Massregeln 31d.
Bekämpfung, Gesetz-
gebungsret des Bun-

1	
ch

 des 69.
Vogelschutz, Gesetz-

gebungsrecht des Bun-

!

des 25.
Völkerbund, Bundesbe-

schluss betreffend den
Beitritt 	 der	 Schweiz
zum Völkerbund: Seite
05ff.

Völkerrecht, Verbrechen u.
Vergehen gegen das-
selbe, Kompetenz des
Bundesgerichts zur Be-
urteilung 112 2 .

Völkerrechtliche Interes-
sen, Wahrung durch den
Bundesrat 102 8 .

Volksabstimmung, s. auch
Abstimmungen.

— Gesetzgebungsrecht des
Bundes mit Bezug auf
die Formen und Fristen
90.

Volksanregung, s. Initia-
tive.

Volksbegehren, s. Initia-
tive.

Volksrechte, 	 Gewährlei-
stung durch den Bund 5.
Vorbehalt gegenüber der
Bundesversammlung 71.

Volksvertretung 72.
Vollziehung kantonaler

Zivilurteile 61.
Voranschlag. Entwerfung

102"
— Aufstellung 55 10

Vorehelich geborene Kin-
der, Legitimation 5-1.

Vorne ndschaftliche Gewalt
und religiöse Erziehung
der Kinder 49.

Vorrechte des Orts, der
Geburt. der Familien
oder Personen, Unzu-
lässigkeit 4.

Y.
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Vorschlagsrecht in der Bun-
desversammlung 93.

Waadt 1,
Wachholderbeeren, Bren-

nen 32bis.
Waffe des 'Wehrmannes 18.
Waffenplätze, Uebernahme

durch den Bund 22.
Wahl des Nationalrates 73,

Uebergangsbestimmun-
gen zu 73.

— des Ständerates 80.
— des Bundesrates 85e, 92,

96,
Wahl des Bunlesgerichts

854, 92, 107.
-- des Kanzlers 85 4 , 92,105.
-- des Generals der eidge-

nössischen Armee 85 4, 92.
— des Präsidenten und des

Vizepräsidenten
— — im Nationalrat 78.
— — im Ständerat 82.
— — im Bundesrat 98.
Wahlart der Bundesbehör-

den, Gesetzgebungsrecht
des Bundes 85'.

Wählbarkeit in den Natio-
nalrat 75,

-- in den Bundesrat 96.
— in das Bundesgericht 108.
'Wahlen durch den Bundes-

rat 1026 .
— eidgenössische, Berech-

tigung zur Teilnahme 43.
Wahlkreise, Bildung bei

Wahlen in den Natio-
nalrat 73.

Waldungen, Schutz zur Er-1
haltung 24.

Wallis 1.
Entschädigung für inter-
nationale Alpenstrassen
30.

«Wasser, gebrannte, s. ge-
brannte Wasser.

Wasserbaupolizei, Oberauf-
sicht des Bundes 2-1.	 ,

Wasserkriifte, Nutzbar-
machung 2-lbis,

Wasserrechtskonzessionen
2Qbis

Wechsel, Stempelabgaben
4lbis,

Wechselrecht, Gesetz-
gebungsrecht des Bun- i

des 6-1.
- Rechtsprechung derKan- 1

tone 64.
«Weltgelder, AWegfall derb

Entschädigung an die ,

Kantone 30.
Wehrkraft der Kantone,

Verfügungsrecht 19.
Wehrmänner,	 finanzielle

Unterstützung 18.
— Ausrüstung 18.
Wehrpflicht 18.
Wein,
— Eingangsgebühren
— — der Kantone, Vorbei

halt gegenüber deu'
Handels- u. Gewerbe-
freiheit 31a.

— — Beschränkung für de ,

"en Erhebung 32.
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Wein,
- Eingangsgebühren
- - Wegfall 32 i, f.,

Uebergangsbestim-
mungen 6.

- Brennen 32bis.
Werke, öffentliche, Errich-

tung 23.
Wertpapiere, Stempelab-

gaben llbi.
Wiedereinbürgerung 44.
Wiederwählbarkeit
- des Präsidenten und des

Vizepräsidenten
- - im Nationalrat 78.

-- im Ständerat 81.
- im Bundesrat 98.

Wildwasser, Korrektion u.
Verbauung 24.

Wirtschaftsgewerbe, Be-
schränkung durch die
Kantone 31c, 32bis.

Wissenschaftliche Berufs-
arten, Fiihigkeitsaus-
weis 33, Ueteergangsbe-
stimmungen 5.
Ausübung in der ganzen
Schweiz 3,3, Uebergangs-
bestimmungen 5.

Wohlfahrt, gemeinsame,
Förderung 2, 102 16 .

Wohnsitz, politischer 43.
- in bezug auf Steuern 45.

ordentlicher Gerichts-
stand 59.

- zivilrechtliche Verhält-
nisse der Niedergelasse-
nen 46.

Zahlungsverkehr, s. Geld-
umlauf.

Zivilrecht, Gesetzgebungs-
recht des Bundes 64.

- Organisation der Ge-
richte GI, 109.

Zivilrecht, gerichtliches
Verfahren 64.

- kantonale Rechtspflege
64.

- eidgenössische Rechts-
pflege 106, 110, 111.

- der Niedergelassenen u.
Aufenthalter 46.

Zivilstand, Feststellung u.
Beurkundung 53.

Zivilurteile, kantonale,
Vollziehung 61.

Zölle. verfassungsrecht-
liche Grundlage 28.

- Grundsätze bei deren
Erhebung 29.
Ertrag,Anfall 30.

- Wegfall der Entschiidi-
digung für Loskäufe in
den Kantonen 30.

-- Vorbehalt gegenüber der
Handels- und Gewerbe-
freiheit 31a.

- Wegfall der Entschädi-
gung an die Kantone.
Uebergangsbestimmun-
gen 1.

Zollvertriige S.
Zug 1.
Zugreehto 62.
Zürich 1.
Zweck des Bundes 2.
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Zusammenstellung der
Abänderungen der Bundesverfassung.

bis 31. Dezember 1928.

1. Abiinderung von Art. 65, betr. die Todesstrafe.
Angenommen in der Volksabstimmungng vom

18. Mai 1879.
2. Abiinderung von Art. 31 und Einschalttrog

eines neuen Art. 32bis, sowie eines neuen Art. G
der Uebergangsbestimmungen, betr. Fabri-
kation und Verkauf gebrannter Wasser und
%Wirtschaftswesen.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
25. Oktober 1885.

3. Zusatz zu Art. 64, betr. Erfindungsschutz (ge-
werbliches Eigentum).

Angenommen in der Volksabstimmung vorn
10. Juli 1887.

4. Zusatz zu Art. 34, betr. Unfall- und Kranken-
versicherung.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
26.Oktober 1890.

5. Abiinderung des dritten Abschnittes (Art. 118
bis 121) (Einführung der Initiative).

Angenommen in der Volksabstimmung vom
5. Juli 1891.

G. Abiinderung von Art. 39 (Einführung des
Banknotenmonopols).

Angenommen in der Volksabstinunung vorn
18.

Angenommen
 1891.

7. Aufnahme eines Zusatzartikels 25bis, betr. das
Schlachten der Tiere.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
20. August 1893.

B. Abänderung von Art. 2-1 (Wasserbau- und
Forstpolizei).
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Angenommen in der Volksabstimmung vom
11. Juli 1897.

9. Aufnahme eines Zusatzartikels G9bis, betr.
Bundesgesetzgebung fiber den Verkehr mit
Nahrangs- und Genussmitteln und mit sol-
chen Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstän-
den, welche das Leben oder die Gesundheit ge-
fährden können.

- Angenommen in der Volksabstimmung vom
11. Juli 1897.

10. Aufnahme eines Zusatzes zu Art. 64 und eines
Zusatzartikels 64bis, betr. Rechtseinheit.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
13. NoVember 1898. 	 -

11. Aufnahme eines Zusatzartikels 27bis, betr.
Subvention der Primarschule.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
23. November 1902.

12. Abänderung von Art. 64, Ziffer 4 (Ausdeh-
nung des Erfindun(fsschutzes).

Angenommen in der Volksabstimmung vom
19. März 1905.

13. Aufnahme eines Zusatzartikels 32tcr, betr.
Verbot des Absinth und entsprechende Ab-
iinderung von Art. 31 b.

Angenommen in der Volksabstimmung voni
5. Juli 1908.

1-1. Aufnahme eines Zusatzartikels 34 1er, betr.
Gewerbegesetzgebung.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
5. Juli 1908.

15. Aufnahme eines 'Zusatzartikels 24bis, betr. Ge-
setzgebung fiber die Wasserkräfte.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
25. Oktober 1908.
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1G. Abänderung von Art. 31, Absatz 2, Buchstabe
d, und von Art. 69 (Bekämpfung menschlicher
und tierischer hrankheiten).

Angenommen in der Volksabstimmung vom
4. Mai 1913.

17. Abänderung von Art. 103 und Aufnahme eines
Art. 114bis (Errichtung eines eidgenössischen
Verwaltungsgerichts).

Angenommen in der Volksabstimmung vom
25. Oktober 1914.

18. Erlass eines Artikels der Bundesverfassung t )
zur Erhebung einer einmaligen hriegssteuer.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
G. Juni 1915.

19. Einfügung eines Art. 41bis und Abänderung
des Art. 42, betr. Stempelabgaben.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
13. Mai 1917.

20. Abänderung des Art. 73, betr. Verhältniswahl
des Nationalrates.

Angenommen in der Volksabstinunung vom
13. Oktober 1918.

21. Einführung eines Art. 24ter, betr. Schiffahrt.
Angenommen in der Volksabstimmung vorn

4. Mai 1919.
22. Erlass eines Artikels der Bundesverfassung

über die Erhebung einer neuen ausserordent-
lichen hriegssteuer. °)

Bundesbeschluss vom 14. Februar 1919,
angenommen in der Volksabstimmung vorn
4. Mai 1919.

23. Aufnahme von Uebergangsbestirnmungen zu
Art. 73, betr. Wahlen in den Nationalrat und
den Bundesrat.
t) Iat wieder ausser Kraft getreten. 	 t) Siehe Seite 50.
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Angenommen in der Volksabstimmung vorn
10. August 1919.

24. Abänderung des Art. 35, betr. Verbot der Er-
richtung von Spielbanken.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
21. März 1920.

25. Abänderung des Art. 89, betr. Unterstellung
von Staatsvertriigen unter das Referendum.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
30..Ianuar 1921.

2G. Aufnahme eines Art. 37 6 ;s (Automobil- und
Fahrradverkehr) und eines Art. 37tcr (Luft-
schiffahrt).

Angenommen in der Volksabstimmung vom
22. Mai 1921.

27. Aufnahme eines Art. 69ter, betr. Aufenthalt
und Niederlassung der Ausländer.

Angenommen in der Volksabstimmung vom
25. Oktober 1925.

28. Einfügung eines Art. 34quater, betr. Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung,
und eines Art. 41tcr, betr. Tabaksteuer.

Angenommen in tier Volksabstimmung vorn
G. Dezember 1923.

29. Abänderung des Art. 30, betr. Alpenstrassen.
Angenommen in der Volksabstinuuung vom

13. Mai 1927.
30. Abänderung des Art. 44, betr. Massnahmen ge-

gen die Ueberfremdung.
Angenommen in tier Volksabstimmung vorn

20. Mai 1928.
31. Abänderung des Art. 35 betr. Erhaltung der

Rursäle.
Angenommen in der Volksabstimmung vom

2. Dezember 1928.
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II.
Bundesgesetz

über
das Verfahren bei Volksbegehren und Ab-

stimmungen betreffend Revision der
Bundesverfassung.

(Vom 27. Januar 1892.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,

in Ausführung des Art. 122 der Bundesverfas-
sung,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates
vom 22. Juli 1891,

beschliesst:
Art. 1. Auf dem Wege des Volksbegehrens (Ini-

tiative) kann jederzeit die Revision der Bundesver-
fassung in ihrer Gesamtheit oder einzelner Teile der-
selben verlangt werden (Art. 118, 120, 121 BV).

Art. 2. Will von diesem Rechte Gebrauch ge-
macht werden, so ist an den Bundesrat zuhanden
der Bundesversammlung eine schriftliche von min-
destens fünfzigtausend stimmberechtigten Schweizer-
bürgern unterzeichnete Eingabe zu richten, in wel-
cher der Gegenstand des Begehrens bestimmt be-
zeichnet wird.
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Art. 3. Der Bürger, welcher das Begehren stellen
will, hat dasselbe eigenhändig zu unterzeichnen.

Wer unter eine Eingabe eine andere Unterschrift
als die seinige setzt, unterliegt strafrechtlicher Alin-
dung. (Art. 49 des Bundesgesetzes vom 4. Hornung
1853 über das Bundesstrafrecht, AS. III. 404.)

Art. 4. Jeder Unterschriftenbogen soll den Na-
men des Kantons und der politischen Gemeinde an
geben, wo die Unterschriften beigesetzt wurden.

Er muss, um gültig zu sein, enthalten:
1. den Wortlaut des Revisionsbegehrens;
2. den Wortlaut von Art. 3 dieses Gesetzes:
3. am Schlusse die mit Datum versehene Be-

scheinigung des Gemeindevorstandes oder sei-
nes Stellvertreters, dass die Unterzeichner in
eidgenössischen Angelegenheiten stimmberech-
tigt sind.und ihre politischen Rechte in der
betreffenden Gemeinde ausiiben. — Für diese
Amtsverrichtung dürfen keinerlei Taxen bezo-
gen werden.

Art. 5. Ist ein Revisionsbegehren eingelangt.
so ermittelt der Bundesrat die Zahl der gültigen Un-
terschriften.

Ausser Betracht fall en:
1. diejenigen Unterschriften. welche nicht inner-

halb der Frist von sechs Monaten, vom Tage
des Einganges des Revisionsbegehrens zu-
rückgerechnet, durch die zuständige Amts-
stelle (Art. 4, Ziff. 3) bescheinigt worden sind;

2. die auf einem ungiiltigen Bogen (Art. 4, Ziff.
1, 2 und 3) befindlichen Unterschriften;

3. diejenigen Unterschriften. bezüglich welcher
die in Art. 4, Ziff. 3, geforderte Bescheinigung
fehlt oder tmvollstündig oder unrichtig ist.
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Finden sich Unterschriften, welche offenbar von
einer und derselben Hand gezeichnet sind, so werden
sie als ungültig betrachtet und nicht gerechnet.

Der Bundesrat veröffentlicht über das Ergebnis
seiner Ermittlung im Bundesamtsblatt einen Bericht
und legt ihn mit sämtlichen Akten der Bundesver-
sammlung bei ihrem nächsten Zusammentritt vor.

Art. 6. Lautet das als gültig anerkannte Volks-
begehren auf Totalrevision der Bundesverfassung,
so ist ohne weiteres die Frage, ob eine solche statt-
finden soll, von der Bundesversammlung dem
Schweizervolke zur Abstimmung vorzulegen.

Spricht sich die Mehrheit der stimmenden
Schweizerbürger über die Frage bejahend aus, so
sind beide Räte neu zu wählen, um die Totalrevision
an die Hand zu nehmen (Art. 120 BV).

Art. 7. Verlangt das Revisionsbegehren Erlass,
Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel der
Bundesverfassung und ist dasselbe in der Form der
allgemeinen Anregung gestellt, so haben sich die
eidgenössischen Räte spätestens binnen Jahresfrist
darüber schlüssig zu machen, ob sie mit dem Begeh-
ren einverstanden sind oder nicht.

Stimmen die eidgenössischen Räte demselben bei,
so geben sie der Anregung in Gemässheit von Art.
121, Al. 5, der Bundesverfassung weitere Folge.

Lehnen sie dasselbe ab oder kommt ein Beschluss
binnen obiger Frist dariiber nicht zustande, so ord-
net der Bundesrat über das gestellte Begehren die
Vornahme der allgemeinen Volksabstimmung an.

Spricht sich die Mehrheit der stimmenden
Schweizerbürger bejahend aus, so ist die Revision
von der Bundesversammlung im Sinne des Volks-,
beschlusses unverzüglich an die Hand zu nehmen
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und sodann das Ergebnis ihrer Beratung in der ge-
wöhnlichen Form der Abstimmung des Volkes und
der Stünde zu unterbreiten (Art. 121, Al. a. BV).

Art. B. Ist das Partialrevisionsbegehren in der
Form eines ausgearbeiteten Entwurfes gestellt, so
haben die eidgenössischen Rüte spiitestens binnen
Jahresfrist darüber Beschluss zu fassen, ob sie dem
Initiativentwurf, so wie derselbe lautet, zustimmen
oder nicht.

Art. 9. Kommt ein übereinstimmender Beschluss
der beiden Riite hinsichtlich ihrer Stellungnahme zu
dem ausgearbeiteten Initiativentwurfe nicht zu-
stande, so wird der letztere oluie weiteres der Ab-
stimmung des Volkes und der Stünde unterbreitet.

Dasselbe ist der Fall, wenn die Bundesversamm-
lung beschliesst, dem Entwurfe zuzustimmen.

Art. 10. Beschliesst die Bundesversammlung.
dem Entwurfe nicht beizustimmen, so unterbreitet
sie denselben dem Volke und den Stünden zur Ab-
stimmung. Gleichzeitig kann sie einen Verwerfungs-
antrag stellen oder einen von ihr selbst ausgearbei-
teten, die niimliche Verfassungsmaterie beschlagen-
den Revisionsentwurf ebenfalls der Abstimmung des
Volkes und der Stünde unterbreiten.

Art. 11. Im Falle der Aufstellung eines beson-
deren Revisionsentwurfes durch die Bundesversamm-
lung weiden den Stimmberechtigten die zwei Fragen
zur Abstimmung vorgelegt:

Wollt Ihr den Revisionsentwurf der Initianten
annehmen? oder

Wollt Ihr den Revisionsentwurf der Bundesver-
sammlung annehmen?

Art. 12. Bei Ermittlung des - Abstinunungsergeb-
uisses fallen ausser Betracht alle leeren und ungül-
tigen Stimmzettel.
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Stimmzettel, welche nur eine der beiden Fragen',
mit .Ja oder Nein beantworten, und Stimmzettel.
welche beide Fragen verneinen, sind gültig.

Stimmzettel, welche beide Fragen bejahen, sind
ungültig.

Art. 13. Als angenommen gilt derjenige Entwurf.
welcher die _Mehrheit der stimmenden Bürger und'
die _Mehrheit der Stände auf sich vereinigt hat.

Art. 14. Die über die Abstimmungen aufzuneli-'
menden Protokolle haben anzugeben:

I)ie Zahl der Stimmberechtigten der Gemeinde:
die Zahl der eingelangten Stimmzettel: die Zahl der
ausser Betracht fallenden Stimmzettel; endlich die
Zahl der abgegebenen Ja und Nein, und zwar im
Falle eines eigenen Entwurfes der Bundesversamm-
lun g. die Zahl der abgegebenen Ja und Nein auf jede
der zwei in Art. 11 enthaltenen Fragen.

Art. 15. Sind in bezug auf die nämliche Verfas-
sungsmaterie eine Mehrzahl -von Initiativbegehren
bei der Bundeskanzlei eingereicht worden, so ist
zunächst das erst eingereichte Begehren durch die
Bundesversammlung zu behandeln und zur Volks-
abstimmung zu bringen.

Die übrigen Begehren werden in der Reihenfolge
ihres Einganges je nach Erledigung der friilier ein-
gereichten behandelt.

Art. 16. Im übrigen gelten bezüglich der Anord-
nung. und Vornahme der Volksabstimmung die Be-
stimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874
(AS. n. F. I, 116) betreffend Volksabstimmung Tiber
Bundesgesetze und Bundesbeschliisse.
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Art. 17. Das Bundesgesetz vorn 5. Uhristmonat
1867 (AS. IX, 205) betreffend die Begehren für
Revision der Bundesverfassung ist aufgehoben:
ebenso die Bundesratsverordnung vom 2. Mai 1879
(AS. n. F. IV, 81) 1) betreffend Begehren unì
Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundes-
beschltisse und um Revision der Bundesverfassung,
soweit dieselbe sich auf die letztere bezieht.

Art. 18. Der Bundesrat wird beauftragt, auf
Grundlage der Bestimmungen des Bundesgesetzes
vom 17. Juni 1874, betreffend die Volksabstimmung
über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, die Be-
kanntmachung dieses Gesetzes zu veranstalten und
den Beginn der Wirksamkeit desselben festzusetzen.

Also beschlossen vom \ationalrate,

Bern, den 27. Januar 1892.

Der Priisident: Adr. Lachenal.
Der Protokollführer: Ringier.

Also beschlossen vom Stünderate,

Bern, den 27. Januar 1892.

Der Priisident: Göttisheim.
Der Protokollführer: Schatzmann.

In Kraft getreten am 15. Mai 1892.

I) Diese Bundesratsverordnung wurde durch die IIundewatsbesehlösse vom
15. 11I5rz 1898 (AS. XVI, 603) und vom 13. Januar 1900 (AS. XVII, 818)
,euerdings in Kraft gesetzt.
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III.
Bundesgesetz

betreffend
Volksabstimmung über Bundesgesetze und

Bundesbeschlüsse.
(Vom 17. Juni 1874.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 29. Mai 1874,
in Vollziehung der Artikel 89 und 90 der Bundes-

verfassung vom 29. Mai 1874,
beschliesst:

Art. 1. Bundesgesetze, sowie allgemein verbind-
liche Bundesbeschlüsse, die nicht dringlicher Natur
sind, sollen dem Volke zur Annahme oder Verwer-
fung vorgelegt werden, wenn 30,000 stimmberech-
tigte Schweizerbürger oder 8 Kantone dies verlan-
gen. (BV Art. 89.)

Art. 2. Der Entscheid, dass ein Bundesbeschluss
entweder als nicht allgemein verbindlich oder als
dringlich zu behandeln sei, steht der Bundesver-
sammlung zu, und es ist derselbe dem Beschlusse
selbst jeweilen ausdriicklich beizufügen. In diesem
Falle ordnet der Bundesrat, unter Aufnahme des
Beschlusses in die amtliche Gesetzsammlung, dessen
Vollziehung an.
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Art. 3. Alle Bundesgesetze, sowie solche Bundes-
beschlüsse, welche nicht unter eine der beiden im
Art. 2 vorgesehenen Ausnahmen fallen, sind unmit-
telbar nach ihrem Erlass zu veröffentlichen und den
Kantonsregierungen in einer angemessenen Anzahl
von Exemplaren zuzustellen.

Art. 4. Das Verlangen der Volksabstimmung,
sei es, dass es von Bürgern oder von Kantonen aus-
geht, muss innerhalb 90 Tagen, vom Tage der Ver-
öffentlichung des fraglichen Gesetzes oder Bundes-
beschlusses im Bundesblatte an gerechnet, gestellt
werden.

Art. 5. Dis Verlangen wird auf dem Wege der
schriftlichen Eingabe an den Bundesrat gerichtet.

Der Bürger, welcher das Verlangen stellen oder
unterstützen will, hat dasselbe eigenhändig zu unter-
zeichnen. Wer unter eine solche Eingabe eine au-
dere Unterschrift als die seinige setzt, unterliegt der
Anwendung der Bestimmungen der Strafgesetze.

Die Stimmberechtigung der Unterzeichneten ist
vom Vorstand der Gemeinde, wo dieselben ihre poli-
tischen Rechte ausüben, zu bezeugen.

Für diese Amtsverrichtung dürfen keinerlei Ta-
xen bezogen werden.

Art. 6. Wenn Kantone das Verlangen um Volks-
abstimmung stellen, so hat dasselbe vom Grossen
Rate (Kantonsrat, Landrat) auszugehen. Vorbehal-
ten bleibt das nach der kantonalen Verfassung dem
Volke zustehende Recht zur Abiindernng solcher
Schlussnahmen.

Art. 7. Wenn innerhalb 90 Tagen nach Veröffent-
lichung eines Bundesgesetzes oder Bundesbeschlus-
ses im Bundesblatt ein Begehren um Volksabstim-
mung nicht gestellt ist, oder wenn solche Begehren
innerhalb genannter Frist zwar eingelangt sind, es
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sich aber infolge amtlicher Zusammenstellung und
Prüfung erweist, dass dieselben weder von 30,000
stimmberechtigten Schweizerbürgern, noch von 8
Kantonen unterstützt sind, so erklärt der Bundesrat
das betreffende Bundesgesetz oder den betreffenden
Bundesbeschluss als in Kraft getreten und ordnet
dessen Vollzug und Aufnahme in die amtliche Ge-
setzsammlung an.

Die Zahl der für Volksabstimmung eingelangten
Unterschriften wird nach Kantonen und Gemeinden
im Bundesblatt veröffentlicht, ebenso die von Kan-
tonen nach Art. G gestellten Begehren. Ueberdies
wird der Bundesrat der Bundesversammlung in
ihrer nächstfolgenden Sitzung unter Vorlegung der
Akten Bericht erstatten.

Art. B. Ergibt sich hingegen aus der Zusammen-
stellung und aus der Prüfung der Eingaben, dass
das Begehren um Volksabstimmung von der erfor-
derlichen Anzahl stimmberechtigter Schweizerbürger
oder Kantone unterstützt ist, so ordnet der Bundes-
rat die Vornahme der allgemeinen Volksabstimmung
an, setzt die Kantonsregierungen davon in Kennt-
nis, und sorgt für beförderliche und geeignete all-
gemeine Bekanntmachung des der Abstimmung zu
unterstellenden Bundesgesetzes oder Bundesbeschlus-
ses.

Art. 9. Die Stimmgebung des schweizerischen •
Volkes erfolgt auf dem ganzen Gebiete der Eidge-
nossenschaft an einem und demselben Tage 1). Die-
ser Tag wird durch den Bundesrat festgesetzt.

Es darf jedoch die Abstimmung nicht früher als
vier Wochen nach geschehener ausreichender Be-

t) Siehe auch Bundesgesetz vom 30. März 1900 betreffend Erleichterung der
Ausübung des Stimmrechtes, Seite 142 hiernach.
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kanntmachung des fraglichen Bundesbeschlusses ge-
schehen.

Art.- 10. Stimmberechtigt ist jeder Schweizer.
welcher (las zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat

- und im übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons,
in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vorn Ak-
tivhürgerrecht ausgeschlossen ist.

Art. 11. Jeder Kanton ordnet die Abstimmung
auf seinem Gebiete nach den bundesgesetzlichen
Vorschriften über eidgenössische Abstimmungen an.

Art. 12. Lieber die Abstimmung ist in jeder Ge-
nieiude, beziehungsweise in jedem Kreise, ein Pro-
tokoll aufzunehmen, in welchem genau anzugeben
ist: die Zahl der Stimmberechtigten, ferner wieviele
Stimmen das dem Volksentscheid unterworfene Bun-
desgesetz, beziehungsweise den Bundesbeschluss an-
genommen und wieviele ihn verworfen haben.

Art. 13. Die Kantonsregierungen haben die Prn-
tokolle über die Abstimmungen dem Bundesrate in-
nerhalb 10 'Pagen zu übersenden und halten die
Stimmkarten zu dessen Verfügung.

Der Bundesrat wird auf Grundlage derselben das
Ergebnis der Abstimmung erwahren.

Art. 11. Das Bundesgesetz oder der Bundes-
beschluss ist als angenommen zu betrachten, wenn
die Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger sich
dafür ausgesprochen hat.

In diesem Falle ordnet der Bundesrat dessen
Aufnahme in die amtliche Gesetzsammlung und
Vollziehung an.

Art. 15. Erzeigt sich dagegen, dass eine Mehr-
heit der stimmenden Schweizerbürger die Vorlage
verworfen hat, so ist .sie als dahingefallen zu be-
trachten, und es unterbleibt deren Vollziehung.

9
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Art. 16. In beiden Fällen veröffentlicht der Bun-
desrat die Resultate der Abstimmung und erstattet
der Bundesversammlung in ihrer nächsten Sitzung
Bericht.

Art. 17. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung
dieses Gesetzes beauftragt.

Uebergangsbestimmungen.
Art. 1. Vorstehendes Bundesgesetz ist im Bun-

desblatt zu veröffentlichen und den Kantonsregie-
rungen in einer angemessenen Anzahl von Exem-
plaren zuzustellen.

Art. 2. Sämtliche Bestimmungen desselben fin-
den auf dieses Gesetz selbst Anwendung.

Art. 3. Diese Uebergangsbestimmungen treten
sofort in Kraft.

Art. 4. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung
derselben beauftragt.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, den 10. Juni 1874.

Der Präsident: Feer-Herzog.
Der Protokollführer: Schiess.

Also beschlossen vom Ständerate,

Bern, den 17. Juni 1874.

Der Präsident: Kóchlin.
Der Protokollführer: J. L. Lútscher.

In Kraft getreten am 18. September 1874.
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VI.
Verordnung

betreffend
Begehren um Volksabstimmung über Bundes-
gesetze und Bundesbeschlüsse und um Revision

der Bundesverfassung 1).
(Vom 2. Mai 1879.)

Der schweizerische Bundesrat,
nach Einsicht eines Berichts seines Departements

des Innern Tiber Unregelmässigkeiten und Gesetz-
_widrigkeiten bei 1Zeferendumsbegehren;

in Anwendung und Ausführung von Art. 5 des
Bundesgesetzes betreffend Volksabstimmung über
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, vom 17. Juni
1874 2 )

beschliesst:
Art. 1. Jeder Bürger, welcher das Verlangen der

Volksabstimmung stellen oder unterstützen will, hat
dasselbe eigenhändig zu unterzeichnen (Art. 5,
Alinea 2, des Gesetzes).

Beschlüsse von Gemeinden oder andern Ver-
sammlungen haben nur als Begehren der einzelnen
Bürger Giiltigkeit, welche dieselben persönlich un-
terzeichnet haben.

t) Siehe die Bemerkung am Fume der Seite 125.
2) Siehe Seite 126 hierror.
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Die Beisetzung des Namens eines Dritten, .,im
Auftrage" oder mit „Zustimmung" desselben, ist
unstatthaft.

Art. 2. Die Stimmberechtigung der Unterzeich-
ner ist vom Vorstand der Gemeinde, wo dieselben
ihre politischen Fechte ausüben, zu bezeugen (Art.
5. Alinea 3, des Gesetzes).

Diese Bezeugung muss am Fusse jeder Liste an-
gebracht sein und im Wesentlichen folgendermassen
lauten:

«Der unterzeichnete Vorstand der Gemeinde
  bezeugt anmit, dass die obigen  
Bürger in eidgenössischen Angelegenheiten
stimmberechtigt sind und ihre politischen
Hechte in hiesiger Gemeinde ausüben.»

(Datum und Unterschrift.)

Art. 3. Die schriftlichen Eingaben sind an den
Bundesrat zu richten, welcher eine Prüfung darüber
veranstaltet, ob dieselben den Bestimmungen des Ge-
setzes entsprechen.

Ergibt es sich bei dieser Prüfung, dass das in
dem vorigen Artikel geforderte Zeugnis (Art. 5,
Alinea 3, des Gesetzes) in einer Eingabe gänzlich
fehlt, so sind alle darauf befindlichen Unterschriften
ungültig; ebenso wenn ein Zeugnis sich entweder
über die Stimmberechtigung oder den Ort der Aus-
übung derselben nicht ausspricht.

Ist ein Zeugnis in bezug auf die Stimmberechti-
gung oder das Domizil von einzelnen in der Liste
verzeichneten Bürgern unrichtig, so werden die be-
treffenden Unterschriften als ungültig gestrichen.

Wenn sich in einer Eingabe Unterschriften fin-
den, welche offenbar von einer und derselben Hand
gezeichnet sind, so werden diese Unterschriften
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mit Ausnahme einer einzigen ebenfalls als ungültig
beseitigt.

Art. 4. Nach vollzogener Prüfung und Erwah-
rung der innerhalb des gesetzlichen Termins ein-
gelangten Unterschriften wird der Bundesrat von
auffälligen Gesetzwidrigkeiten den betreffenden
Kantonsbehörden Kenntnis geben, welche gegen die
Schuldigbefundenen die Bestimmungen der Straf-
gesetze in Anwendung bringen werden.

Art. 5. Alle Bestimmungen. welche auf die Un-
terschriften für eine Volksabstimmung Tiber Bundes-
gesetze und Bundesbeschlüsse Bezug haben. gelten
auch für die Unterschriften für eine Revision der
Bundesverfassung, mit Ausnahme der hierfür verfas-
sungsmüssig festgesetzten hühern Zahl erforderlicher
Unterschriften.

Art. 6. Vorstehende Verordnung, nach welcher
das Departement des Innern) bei Begeh-
ren um Volksabstimmung tiber Bundesgesetze und
Bundesbeschlüsse, sowie für Verfassungs-
r e v i s i o n, die Erwahrung und Zusammenstellung
der Unterschriften vornehmen wird. tritt sofort in
Kraft.

B e r n, den 2. Mai 1879.

Im Namen des schweiz. Bundesrates.

Der Bundespräsident:
Hammer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schiess.

') Jetzt Bunde.kenzlei gemäss Bundesgesetz vorn 26. März 1914 über die
Organisation der Bundesverwaltung (S. 241).
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V.
Bundesgesetz

betreffend
die eidgenössischen Wahlen und

Abstimmungen.
(Vom 19. Juli 1872.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrates

vom 24. Juni 1872,
beschliesst:

Art. 1. Die Wahlen in den schweizerischen Na-
tionalrat (Art. 61-65, nun 72-76 BV), die Wah-
len der eidg. Geschwornen (Art. 104, nun 112) tunt
die Abstimmungen über die Revision der Bundes-
verfassung (Art. 113 und 114, nun 118 u. ff.) finden
nach den Vorschriften der kantonalen Gesetze statt,
miter Vorbehalt jedoch der nachstehenden Bestim-
mungen des vorliegenden Bundesgesetzes.

A. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 2. Stimmberechtigt ist jeder Schweizer, der

das zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat und  in'
übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons, in wel-
chem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbür-
gerrecht ausgeschlossen ist. (Art. 63, nun 74 BV).

Art. 3. Das Stimmrecht wird von jedem Schwei-
zerbürger da ausgeübt, wo er als Ortsbürger oder
als Niedergelassener oder Aufenthalter wohnt.
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In bezug auf die Mitglieder des Bundesrates und
den Kanzler der Eidgenossenschaft bleiben die Be-
stimmungen des Art. 2 im Bundesgesetze vom 16.
Mai 1849 über Organisation und Geschäftsgang des
Bundesrates vorbehalten 1).

Art. 4 2). Stimmberechtigten, welche sich bei eid-
genössischen Wahlen und Abstimmungen im Militär-
dienst befinden, sowie Beamten und Angestellten
der Post-, Telegraphen- und Zollverwaltung, der
Eisenbahnen und Dampfschiffe, kantonaler Anstal-
ten und Polizeikorps soll Gelegenheit gegeben wer-
den, sich an diesen Wahlen und Abstimmungen zu
beteiligen.

Die zu diesem Zwecke für die genannten Beam-
ten und Angestellten von den Kantonsbehörden zu
treffenden Einrichtungen dürfen indessen mit den
Vorschriften der Art. 3 und 8 dieses Gesetzes nicht
inn Widerspruch stehen und sind wenigstens vier-
zehn Tage vor einer eidgenössischen Wahl und Ab-
stimmung zu veröffentlichen.

Art. 5. Jeder in einer Gemeinde wohnende
Schweizerbürger (Art. 3) ist von Amtes wegen in
das Stilnmregister (Art. 1) einzutragen, insofern
nicht der betreffenden Behörde die Beweise dafür
vorliegen, dass er nach den Gesetzen des Kantons
von dem Aktivbürgerrecht ausgeschlossen sei.

Alle auf die Führung der Stimmregister bezüg-
lichen Vorschriften müssen für sämtliche Schweizer-
bürger dieselben sein.

t) Da das Bundesgesetz vom 16. Mai 1849 fiber die Organisa tion und den
Geschäftsgang des Bundesrates aufgehoben ist und die oben erwähnten Bestimmungen
nicht in das Bundesgesetz vom 26. März 1914 über die Organisation der Bundes-
verwaltung aufgenommen wurden, sind die analogen Bestimmungen des Artikel,
5 des Bundesgesetzes vom 23. Dezember 1831 über die politischen und poi ei.
liehen Garantien (siehe Seite 307) anwendbar.

') Abgeänderte Fassung (BG. vorn 20. Dezember 1888, AS. n. F. XI. 60).
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Art. 6. Die Stimmregister sollen NN - ihrend wenig-
stens 14 Tagen vor einer Wahl oder Abstimmung
zur Einsicht der Beteiligten öffentlich aufgelegt und
dürfen nicht früher als 3 Tage vor der Abstimmung
beschlossen werden.

Art. 7. Wegen Verletzung der in den Artikeln
2-6 enthaltenen Bestimmungen ist der Rekurs von
den kantonalen Behörden an den Bundesrat ge-
stattet.

Art. B. Die Nationalratswahlen und die Verfas-
sungsabstimmungen finden mittels schriftlicher und
geheimer Stimmgabe statt; die Wahl der Geschwor-
nen kann in offener Abstimmung vorgenommen
werden.

Stimmenabgabe durch Stellvertretung ist unter-
sagt.

Art. 9. Heber die Abstimmungs- und Wahlver-
handlung ist ein Protokoll aufzunehmen, dessen
Richtigkeit von dem betreffenden Bureau unter-
schriftlich zu bezeugen ist. Dieses Protokoll ist der
Kantonsregierung zu übermitteln, welche die Ergeb-
nisse der verschiedenen Versammlungen zusammen-
stellt und in angemessener Weise sofort öffentlich
bekannt macht.

Art. 10. Binnen einer Frist von G Tagen, die mit
dem Tage zu laufen beginnt, an welchem die im vo-
rigen Artikel genannte Bekanntmachung erlassen
worden ist, können Einsprachen gegen die Gültig-
keit einer zu Ende geführten Wahl oder einer Ab-
stimmung über die Revision der Bundesverfassung
erhoben werden. Dieses hat vermittelst schriftlicher
Eingabe bei der Kantonsregierung zuhanden der
Bundesbehörden zu geschehen. Nach Ablauf obiger
Frist erfolgende Eingaben werden nicht berück-
sichtigt.
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Zum Gegenstande solcher Einsprachen kann alles,
was während des ganzen Verlaufes der betreffenden
Wahl- oder Abstinlmungsverhandlung vorgefallen ist.
sachbezugliche Beschlüsse der Kantonalbehörden und
des Bundesrates (Art. 7 dieses Gesetzes) nicht aus-
geschlossen, gemacht werden.

Art. 11. Nach Ablauf der im vorigen Artikel ge-
nannten Frist haben die Kantonsregierungen die
sämtlichen auf die Wahlen oder Abstimmungen be-
züglichen Akten, samt den allfälligen Beschwerden
und ihrem Gutachten über die letztem, dem Bundes-
rate zu übermitteln.

Einzig die Stimmzettel bleiben unter Verwahrung
der Kantonsregierungen und sind von diesen nur auf
Verlangen einzusenden, nach Genehmigung der Ver-
handlungen aber zu vernichten.

B. Besondere Bestimmungen far die Nationalrats-
wahlen.

Art. 12. Die Wahlen für den Nationalrat sind
direkte. (Art. 62, nun 73 BV.)

Art. 13 1). Wahlfähig als Mitglied des National-
rates ist jeder stimmberechtigte Schweizerbürger
weltlichen Standes.

Art. 14. Die Mitglieder des Ständerates, des
Bundesrates und von letzterem gewählte Beamte
können nicht zugleich Mitglieder des Nationalrates
sein. (Art. GG, min 77 BV.)

Uebrigens sind dieselben doch in den National-
rat wählbar. Nach erfolgter Wahl haben sie aber
zwischen den beiden miteinander unvereinbaren
Stellen zu wählen.

1) Der 2. Absatz dieses Artikels ist seit der Annahme der Bundesverfas.una
von 1874 unwirksam geworden.
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Art. 15. Bei einer Gesamterneuerung des Natio-
nalrates können die infolge dieser Erneuerung ab-
tretenden Beamten, welche in den neuerwählten
Nationalrat ernannt worden sind, an den Verhand-
lungen dieses letztem teilnehmen, bis die ihre Beam-
tungen betreffenden Erneuerungswahlen stattgefun-
den haben.

Art. 1G').
Art. 17. Für Wahlverhandlungen, behufs Be-

setzung von Stellen im Nationalrate, welche im
Laufe einer Amtsdauer des letztern erledigt worden
sind, wird der Zeitpunkt von den betreffenden Kan-
tonsregierungen bestimmt.

Art. 18. Die Kantonsregierungen werden, soweit
sie den Zeitpunkt der Wahlverhandlungen zu be-
stimmen haben, auf möglichste Beförderung (1er letz-
tern hinwirken.

Sie werden überdies jeweilen, falls in ihren Kan-
tonen an mehreren Orten Wahlversammlungen statt-
zufinden haben, die tunlichst gleichzeitige Abhaltung
derselben anordnen.

Art. 19-23. 1)
Art. 24. Je am Schlusse der Wahlverhandlungen

eines Wahlkreises hat die betreffende Kantonsregie-
rung sofort:

a) den Gewühlten von der auf sie gefallenen
Wahl vermittelst Zuschrift Mitteilung zu
machen;

b) dem Bundesrate vorläufig einfach die Namen
der Gewählten noch ohne Einsendung der
Wahlakten zur Kenntnis zu bringen.

Art. 25. Wollen schon vor der öffentlichen Be-
kanntmachung des Ergebnisses einer zu Ende ge-

t) Dutch Gesetz vo rn 11, Februar 1919 (siehe Seite 1141 aufgehoben.



— 139 —

führten Wahl Einsprachen gegen Wahlverhandlungen
des ersten oder zweiten Wahlgangs erhoben werden,
so sind dieselben binnen 3 Tagen, von der bestrit-
tenen Wahlverhandlung an gerechnet, der betreffen-
den Kantonsregierung vermittelst einer schriftlichen
Eingabe zur Kenntnis zu bringen.

Haben die Wahlverhandlungen, die Gültigkeit
derselben vorausgesetzt, noch zu keinem abschliess-
lichen Ergebnisse geführt, so entscheidet die Kan-
tonsregierung, wobei übrigens das Recht späterer
Beschwerdeführung bei dem Nationalrate (Art. 10)
vorbehalten bleibt, im entgegengesetzten Falle der
Nationalrat über diese Einsprachen.

Art. 26 t).

Art. 27. Jedesmal nach einer Gesaùiterneuerung
des Nationalrates haben sich diejenigen, welchen
eine Kantonsregierung ihre Wahl in den National-
rat gemäss Art. 24, lit. a, angezeigt, ohne weitere

_Einladung am ersten Montage im Dezember vor-
mittags mit 10 Uhr zu der konstituierenden Sitzung
des Nationalrates in der Bundesstadt einzufinden.

Art. 28. Solche dagegen, welche im Laufe einer
Amtsdauer des Nationalrates gewählt worden, sind
von dem Bundesrate in der gewöhnlichen Form ein-
zuberufen, und zwar soll dieses, wenn der National-
rat gerade versammelt ist, sofort, sonst aber auf die
nächste Sitzung desselben geschehen.

Art. 29. In der nach der Gesamterneueruug des
Nationalrates stattfindenden konstituierenden Sitzung
(Art. 27) ist jeweilen vorerst über die Anerkennung
der in den Nationalrat getroffenen Wahlen einzu-
treten.

') Durch Gesetz vorn 14. Februar 1919 (siehe Seite 141) aufgehoben.
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Bei diesen Verhandlungen haben alle diejenigen,
welche mit einem ihre Wahl beurkundenden Schrei-
ben einer Kantonsregierung versehen sind, gleich-
viel ob ihre Wahl beanstandet ist oder nicht, Sitz
und Stimme.

Während der Behandlung von Wahleinsprachen,
bei denen sie selbst beteiligt sind, haben sie sich in-
(lessen in Ausstand zu begeben, und ist ihre Wahl
für ungültig erklärt worden, so haben sie sich jeder
weitern Teilnahme an den Verhandlungen zu ent-
halten.

Art. 30. Nach erfolgter Konstituierung des Natio-
nalrates ist ein neugewähltes Mitglied erst, nachdem
seine Wahl als gültig anerkannt worden, an den
Verhandlungen teilzunehmen berechtigt.

Art. 31. Der Nationalrat wird auf die Dauer von
drei Jahren gewählt, und es findet jeweilen Gesamt-
erneuerung statt. (Art. 65, nun 76 der BV.)

Art. 32. Die Amtsdauer des Nationalrates läuft ,
in dem Jahre, in welchem er in Gesamterneuerung
fällt, jedesmal mit dem, dem ersten Montage des 
Dezembers, vorhergehenden Sonntage ab.

Art. 33. 1) Wünscht ein Mitglied aus dem Na-
tionalrate auszutreten, so hat es eine sachbezügliche
Erklärung dem Nationalrate, wenn dieser eben ver-
sammelt ist, sonst aber dem Bundesrate einzureichen.

Art. 3-1. Ein Mitglied des Nationalrates, welches
den Austritt aus demselben erklärt hat, ist gleich-_
wohl verpflichtet, den Sitzungen noch beizuwohnen.
bis sein Nachfolger gewählt ist.

Art. 35. In allen Fällen, in welchen die Erledi-
gung einer Stelle im Nationalrate vor dem Ablaufe

t) Ein zweiter Satz wurde durch das Gesetz vorn 14. Februar 1919 (siehe
Seite 141) aufgehoben.
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der Amtsdauer des letztern eintritt, soll diese Ste lle
sofort wieder besetzt werden, es wäre denn, dass vor
der Gesamterneuerung des Nationalrates kein Zu-
sammentritt desselben mehr in Aussicht stünde.

C. Wahlen der eidgenössischen Geschwornen.
Art.:i6--.3 ' ).
Art. 44. Uebertretungen der Vorschriften dieses

Gesetzes werden nach den Bestimmungen des Bun-
desgesetzes vom 4. Hornung 1853 über das Bundes-
strafrecht bestraft. (AS. III, 404.)

Art. 45. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung
dieses Gesetzes beauftragt.

Also beschlossen vorn Nationalrate,

Bern, den 19. Juli 1872.

Der Priisident: Ch. Friderich.

Der Protokollfihrer: Schiess.

Also beschlossen vom Stiinderate,

B e r n, den 19. Juli 1872.

Der Präsident: C. Kappeler.

Der Protokollführer: J. L. Lutscher.

In hraft. getreten am 22. Juli 1872.

') Durch Art. 227, Zitf. 4, des Bundesgesetzes vom 22. März 1893 23. Juni 1921
über die Organisation der Bundesrechtspll ge •ufgehoben. Bezüglich der Wahl
der eidgenössischen Geschwornen vergl. Art. 109-114 des erwähnten Bundes-
gesetzes.
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VI.
Bundesgesetz

betreffend
Erleichterung der Ausübung des Stimmrechts

und Vereinfachung des Wahlverfahrens.
(Vom 30. März 1900.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 18. Mai 1899;
in Ergänzung und Abänderung des Bundesge-

setzes betreffend die eidgenössischen Wahlen und
Abstimmungen vom 19. Juli 1872 1) und des Bundes-
gesetzes betreffend Volksabstimmung Tiber Bundes-
gesetze und Bundesbeschlüsse vom 17. Juni 1874.')

beschliesst:
Art. 1. Die Kantone sind ermächtigt, bei eidge-

nössischen Wahlen und Abstimmungen die Stinun-
abgabe schon am Vorabend des Wahl- oder Ab-
stimmungstages zuzulassen.

Sie können diese Erleichterung der Ausübung des
Stimmrechtes für das ganze Kantonsgebiet oder nur
für einzelne Teile desselben einführen.

Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 20.
Dezember 1888 bleiben vorbehalten.

') Siehe Seite 134.
t) Siehe Seite 126.
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In den Kantonen, iu denen für kantonale An-
gelegenheiten die Stimmabgabe am Vorabend ein-
geführt ist, soll sie auch bei eidgenössischen Wah-
ien und Abstimmungen zur Anwendung kommen.

Die Ermittlung des Abstimmungsergebnisses darf
erst am Tage der Hauptabstimmung, zugleich mit
der Ermittlung des Gesamtergebnisses, erfolgen.

Für die Ausführung dieses Artikels, insbesondere
für die Sicherung der Stimmabgabe, haben die Kan-
tone die nötigen Vorschriften zu erlassen.

Art. 2. 1)
Art. 3. Der Bundesrat wird beauftragt, auf

Grundlage der Bestimmungen des Bundesgesetzes
.vom 17. Juni 1874, betreffend Volksabstimmung über
Bundesgesetze lind Bundesbeschlüsse, die Bekannt-
machung dieses Gesetzes zu veranstalten und den
Beginn der Wirksamkeit desselben festzusetzen.

Also beschlossen vom Nationalrate,

B e r n, den 30. März 1900.

Der Präsident: Geilinger.

Der Protokollführer: Ringier.

Also beschlossen vom Ständerate,

B e r n, den 30. März 1900.

Der Präsident: Arnold Robert.
Der Protokollführer: Schatzmann.

In Kraft getreten am 13. Juli 1900.
t) Artikel 2, durch den die Artikel 20 und 21 des Bundesgesetzen vom

19. Juli 1872 abgeändert wurden, ist infolge Aufhebung der beiden letztgenannten
Artikel durch das Gesetz Tont 14. Februar 1919 (siehe Seite 114) aufgehoben.
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VII.
Bundesgesetz

betreffend
die Wahl des Nationalrates.

(Vom 14. Februar 1919.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
in Ausführung von Art. 73 der Bundesverfassung,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 2G. November 1918,
beschliesst:

Art. 1. Die Wahlen für den Nationalrat finden
nach dem Grundsatze der - Proportionalität gemäss
den Bestimmungen dieses Gesetzes statt.

Jeder Kanton und jeder- Halbkanton bildet einen
Wahlkreis.

In Wahlkreisen, die nur einen Vertreter zu wüh-
len haben, findet die Wahl nach relativem Mehr
statt. Die Artikel 3-21, 22, Abs. 1 und 2, 24-2G
finden in diesen Wahlkreisen keine Anwendung.

Art. 2. Die Wahlen für die ordentliche Gesamt-
erneuerung des Nationalrates finden jeweilen am
letzten Sonntage im Oktober statt. Ersatzwahlen
setzt die Kantonsregierung an.

Art. 3. Die Wahlvorschläge sind bei der Kan-
tonsregierung spätestens 20 Tage (am drittletzten
Montag) vor dem Wahltage einzureichen.
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Art. 4. Die Wahlvorschläge dürfen höchstens so
Viele Namen wählbarer Personen enthalten, als Ver-
treter in dem Wahlkreis zu wählen sind, und keinen
Namen mehr als zweimal.

Enthält ein Wahlvorschlag mehr Namen als Ver-
treter in dem Wahlkreis zu wählen sind, so werden
die letzten Namen gestrichen.

Art. 5. Jeder Wahlvorschlag muss von minde-
stens 15 im Wahlkreis wohnhaften Stimmberechtig-
ten eigenhändig unterzeichnet sein und soll am Kopfe
zu seiner Unterscheidung von andern Wahlvor-
schlägen eine Bezeichnung tragen.

Ein Stimmberechtigter darf nicht mehr als einen
Wahlvorschlag unterzeichnen. Er kann nach Ein-
reichung des Wahlvorschlages seine Unterschrift
nicht zurückziehen.

Die Unterzeichner des Wahlvorschlages haben für
den Verkehr mit den Behörden einen Vertreter und
einen Stellvertreter zu bezeichnen. Geschieht dies
nicht, so gilt derjenige, dessen Name in der Reihen-
folge der Unterzeichner an erster Stelle steht, als
Vertreter und derjenige, dessen Name an zweiter
Stelle steht, als Stellvertreter.

Der Vertreter ist berechtigt und verpflichtet, im
Namen der Unterzeichner die zur Beseitigung von
Anständen erforderlichen Erklärungen rechtsver-
bindlich abzugeben.

Art. G. Steht der Name eines Vorgeschlagenen
auf mehr als einem Wahlvorschlag desselben Wahl-
kreises, so fordert die Kantonsregierung den Vor-
geschlagenen sofort auf, bis zum 16. Tage (dritt-
letzten Freitag) vor dem Wahltage zu erklären, auf
welchem von diesen Vorschlägen sein Name stehen
soll. Ist eine Erklärung innert dieser Frist nicht er-
hältlich, so entscheidet das Los, auf welchem \Vahl-

io
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vorschlag der Name des Vorgeschlagenen stehen
bleiben soll. Auf den andern Wahlvorschlägen - ist
der Name des Kandidaten zu streichen.

Art. 7. Zwei oder mehreren Wahlvorschlägen
kann bis spätestens am 13. Tage (zweitletzten Mon-
tag) vor dem Wahltage die übereinstimmende Er-
klärung der Unterzeichner oder ihrer Vertreter beige-
fügt werden, dass die Vorschläge miteinander ver-
bunden seien (verbundene Listen).

Eine Gruppe miteinander verbundener Listen gilt
gegenüber andern Listen als eine einzige Liste.

Art. B. Ein Vorgeschlagener kann bis spätestens
am 16. Tage (drittletzten Freitag) vor dem Wahltag
die schriftliche Erklärung abgeben, dass er eine
Wahl ablehne; in diesem Falle wird sein Name von
Amtes wegen auf dem Wahlvorschlag gestrichen.

Art. 9. Die Kantonsregierung oder die von ihr
bezeichnete Amtsstelle prüft jeden Wahlvorschlag,
streicht die Namen nicht wahlfähiger Kandidaten
und setzt dem Vertreter der Unterzeichner erforder-
lichen Falles Frist an, innert welcher er nachträg-
lich fehlende Unterschriftèn ergänzen. Ersatzvor-
schläge für amtlich gestrichene Vorgeschlagene ein-
reichen, die Bezeichnung von Vorgeschlagenen ver-
bessern oder die Bezeichnung des Wahlvorschlages
zum Zwecke einer bessern Unterscheidung von
andern Vorschlägen ändern kann.

Den Ersatzvorschlägen muss die schriftliche Er-
klärung der Vorgeschlagenen, dass sie die Kandida-
tur annehmen, beigelegt werden. Fehlt diese Erklä-
rung oder findet sich der betreffende Name schon
auf einer andern Liste, oder ist der Kandidat nicht
wahlfähig, so wird der Ersatzvorschlag gestrichen.

Sofern der Vertreter der Liste nichts anderes
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verlangt, werden die Ersatzvorschliige am Ende der
Liste angereiht.

Nach dem 13. Tage (zweitletzten Montag) vor
dem Wahltag dürfen an den Wahlvorschlägen keine
Aenderungen mehr vorgenommen werden.

Art. 10. Die bereinigten Wahlvorschliige heissen
Listen.

Die Listen werden nach der Reihenfolge ihres
Eingangs mit Ordnungsnummern versehen.

Die Kantonsregierung macht die Listen mit ihren
Bezeichnungen und Ordnungsnummern öffentlich be-
kannt. Bei verbundenen Listen wird die Listenver-
bindung mitgeteilt.

Art. 11. Die Kantonsregierungen werden ent-
weder gedruckte Wahlzettel gestatten, die je eine
der amtlich veröffentlichten Listen enthalten, oder
siimtliche Listen von Amtes wegen den Wählern zur
Benutzung als Wahlzettel spätestens am Freitag vor
dem Wahltag gedruckt zustellen.

Die Kantonsregierungen haben überdies den
Stimmberechtigten einen leeren Wahlzettel, ent-
haltend den nötigen Raum für eine Listenbezeich-
nnng und für die Namen der Kandidaten entweder
amtlich zu iibersendeu oder im Wahllokal zur Ver-
fü;•nng zu stellen.

Das Geheimnis der Abstimmung ist unter allen
Unistcinden zu wahren.

Art. 12. Ueber Beschwerden gegen die behörd-
lichen Verfügungen über das Vorverfahren (Art. 3
bis 11) entscheidet die Kantonsregierung unter Vor-
behalt der Befugnisse des Nationalrates.

Art. 13. Jeder Wühler ist berechtigt, mittels
eines gedruckten Wahlzettels oder durch ganzes
oder teilweises Ausfüllen des leeren Wahlzettels mit.
Namen von Vorgeschlagenen, welche auf irgend-
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einer der veröffentlichten Listen stehen, sein Wahl-
recht auszuüben. Es ist ihm gestattet, an dem ge-
druckten Wahlzettel Streichungen, Aenderungen oder
Ergänzungen handschriftlich vorzunehmen.

Auf mechanischem Wege vervielfältigte Wahl-
zettel mit Namen von Vorgeschlagenen aus ver-
schiedenen Listen sind ungültig.

Es ist nicht gestattet, den Namen eines Kan-
didaten mehr als zweimal auf einen Wahlzettel zu
setzen.

Art. 14. Enthält ein Wahlzettel weniger gültige
Kandidatenstimmen, als Mitglieder des Nationalrates
zu wählen sind, so gelten die fehlenden Stimmen als
Zusatzstimmen für diejenige Liste, deren Bezeich-
nung oder Ordnungsnummer auf dem Wahlzettel ge-
druckt oder geschrieben ist. Fehlt eine solche Be-
zeichnung, oder enthält der Wahlzettel mehr als eine
der eingereichten Listenbezeichnungen, so gelten die
fehlenden Stimmen als leer.

Enthält ein Wahlzettel mehr Namen, als Vertre-
ter zu wählen sind, so werden die letzten Namen ge-
strichen.

Namen, welche auf keiner Liste stehen, fallen
ausser Betracht; die auf sie gefallenen Stimmen wer-
den jedoch als Zusatzstimmen gezählt, wenn der
Wahlzettel eine Listenbezeichnung trägt.

Wahlzettel, die eine Listenbezeichnung, jedoch
keinen gültigen Kandidatennamen enthalten, sind
ungtltig.

Wahlzettel, die ehrverletzende Bemerkungen ent-
halten, sind ungültig.

Art. 15. Nach Schluss der Wahlverhandlung wird
durch die Kantonsregierung auf Grund der Proto-
kolle der Bureaux festgestellt:
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1. die Zahl der Stimmen, welche die einzelnen
Kandidaten jeder Liste erhalten haben (Kan-
didatenstimmen);

2. die Zahl der Stimmen nach Art. 14, Abs. 1
und 3, welche jede Liste erhalten hat (Zusatz-
stimmen);

3. die Summen der Kandidaten- und Zusatzstini-
men, welche den einzelnen Listen zugefallen
sind (Parteistimmenzahl);

4. für die verbundenen Listen die Gesamtzahl der
auf die Listengruppe vereinigten Stimmen.

Art. 10. Hierauf werden die zu wühlenden Mit-
glieder des Nationalrates auf die einzelnen Listen im
Verhüitnis ihrer Parteistimmenzahlen (Art. 15. Zif-
fer 3) so verteilt, dass auf die gleiche Verteilungs-
zahl bei allen Listen je ein Vertreter kommt.

Dabei wird nach Massgabe der Art. 17 bis 20 ver-
fahren.

Art. 17. Die Gesamtzahl der gültigen Stimmen
(Parteistimmenzahlen) wird durch die um eins ver-
mehrte Zahl der zu wühlenden Mitglieder des Natio-
nalrates geteilt. Die nüchsthühere ganze Zahl, welche
auf den so erhaltenen Quotienten folgt, ist die vor-
liiufige Verteilungszahl.

Jede Liste erhält soviel mal ein Mitglied des
Nationalrates zugeteilt, als die vorliiufige Ver-
teilungszahl in ihrer Stimmenzahl enthalten ist.

Wenn durch diese Verteilung nicht so viele Mit-
glieder des Nationalrates herauskommen, als zu
wühlen sind, so wird die Stimmenzahl jeder Liste
durch die um eins vermehrte Zahl der ihr schon zu-
gewiesenen Mitglieder geteilt und der erste noch zu
vergebende Sitz der Liste gegeben, welche hierbei
den grüssten Quotienten aufweist.



— 150 —

Das gleiche Verfahren wird wiederholt, solange
noch weitere freigebliebene Sitze zu vergeben sind.

Art. 18. Ergibt im Falle des Art. 17, Abs. 3 und 4,
die Teilung zwei oder mehr gleiche Quotienten, so
erhalt je diejenige Liste den Vorzug, welche bei der
Teilung mit der vorläufigen Verteilungszahl den
grössere P.est aufwies.

Sind auch die Parteistimmenzahlen dieser Listen
gleich, so erhält diejenige Liste den Vorzug, bei
welcher der in Betracht kommende Kandidat die
grössere Stimmenzahl aufweist.

Sind auch die Kandidatenstimmenzahlen gleich,
so entscheidet das Los.

Art. 19. Von jeder Liste sind entsprechend der
vorgenommenen Verteilung die Kandidaten gewühlt,
welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Reihenfolge der
Kandidaten auf der Liste.

Ist jedoch die Stimmenzahl eines Kandidaten ge-
ringer als die Hälfte der durchschnittlichen Stimmen-
zahl der Kandidaten der betreffenden Liste, wobei
bei kumulierten Kandidaten nur die einfache Stim-
menzahl gilt, so ist er nicht gewühlt. In diesem
Falle finden Ergänzungswahlen nach den für die
Hauptwahlen geltenden Vorschriften statt.

Art. 20. Werden einer oder mehreren Listen
mehr Sitze zugeteilt, als sie Namen enthalten, so
sind vorerst alle ihre Kandidaten gewühlt. Für die
überzähligen Sitze findet eine Ergänzungswahl nach
Art. 25 statt.

Art. 21. Jede Gruppe miteinander verbundener
Listen wird im Vollzug der Art. 17, 18 und 20 zu-
nächst als eine einzige Liste behandelt.

Die Gesamtzahl der auf sie entfallenden Sitze
wird sodann auf die Einzellisten der Gruppe unter
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entsprechender Anwendung der Art. 17 bis 20 ver-
teilt.

Art. 22. Ist nur eine Liste vorhanden oder über-
schreitet die Gesamtzahl der Kandidaten aller Listen
nicht die Zahl der zu wählenden Vertreter, so wer-
den alle Kandidaten oh mi c Wahlverhandlung von der
Kantonsregierung als • gewählt erklärt. vorbehältlich
Art. 23.

Ist die Gesamtzahl der Kandidaten aller Listen
geringer als die Zahl der zu wählenden Vertreter, so
erklärt die Kantonsregierung zunächst alle Kandi-
daten als gewählt. Für die unbesetzt gebliebenen
Sitze finden Ergänzungswahlen nach den für die
Hauptwahlen geltenden Vorschriften statt.

Sind keine Listen vorhanden, so können die
Wähler für beliebige wählbare Personen stimmen,
null es sind diejenigen gewählt, welche am meisten
Stimmen erhalten haben. Bei gleicher Stimmenzahl
entscheidet das Los.

Art. 23. Ist die Wahl in mehreren Wahlkreisen
auf die gleiche Person gefallen, so hat der Bundes-
rat den mehrfach Gewählten umgesäumt zu einer be-
förderlichen Erklärung, in welchem Wahlkreise er
die Wahl annehme, zu veranlassen. Geht eine Er-
klirung nicht ein, so wird der Wahlkreis vom Bun-
desrat durch das Los bestimmt.

Der Bundesrat lädt sofort die Kantonsregierung
des andern Wahlkreises ein, für Ersatz zu sorgen
und den Namen des Gewühlten  zu streichen.

Wird ein in mehreren Wahlkreisen Vorgeschla-
gener nur in einem Wahlkreis gewählt oder rückt er
nach, so wird sein Name in der Liste der andern
Wahlkreise gestrichen.

Art. 24. Die Wiederbesetzung von Stellen im
Nationalrat infolge von Doppelwahlen oder im Falle



— 152 —

der Erledigung während der Amtsdauer erfolgt in
der Weise, dass die Kantonsregierung von der Liste,
auf welcher das ausscheidende Mitglied gewählt
worden ist, denjenigen der nicht gewählten Kandi-
daten als gewählt erklärt, welcher am meisten Stim-
men erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl ent-
scheidet die Reihenfolge der. Kandidaten auf der
Liste.

Bei Tod oder Wahlunfähigkeit eines Ersatzman-
nes rückt der Nachfolgende an seine Stelle.

Art. 25. Ist auf der betreffenden Liste oder bei
verbundenen Listen auf der betreffenden Einzelliste
kein wählbarer Ersatzmann vorhanden, so findet eine
Ergänzungswahl statt.

Für die Ergänzungswahlen haben zunächst nur
die Unterzeichner derjenigen Liste, zu welcher die
ausgeschiedenen Mitglieder des Nationalrates gehör-
ten, das Recht auf Einreichung eines Vorschlages.
Sie sind ermächtigt, Mitunterzeichner der ursprüng-
lichen Liste, deren Unterschrift nicht erhältlich ist,
durch Zuzug anderer Stimmberechtigter zu ersetzen.

Machen die Unterzeichner der ursprünglichen
Liste von dem Vorschlagsrechte keinen Gebrauch
oder können sie sich nicht auf einen Vorschlag
einigen, so finden die Ergänzungswahlen nach den
für die Hauptwahlen geltenden Vorschriften statt,
wobei jedoch auf die Ersatzwahl für einen einzigen
freigewordenen Sitz Art. 1, Abs. 3, Anwendung
findet.

Artikel 22 gilt auch für die Erginzungswahlen.
Art. 26. Die Kantonsregierungen sind berechtigt.

nach Massgabe der besondern Verhältnisse des Kan-
tons mit Genehmigung des Bundesrates die in den
Art. 3, 6, 7, 8 und 9, Absatz 5 *), festgesetzten Fristen
zu verkürzen oder zu verlängern.

*) Es muss heissen,. Absatz4"; Art. 9 enthält übrigens bloss vier Absitze.
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Art. 27. Fristen, die dieses Gesetz vorschreibt,
oder die auf Grundlage desselben angesetzt werden,
gelten als innegehalten, wenn die verlangte Eingabe
bis spätestens G Uhr abends der Behörde oder der
Post übergeben wurde.

Art. 28. Schreibt das Gesetz die Ziehung des
Loses vor, so erfolgt sie durch den Präsidenten der
Kantonsregierung unter Kontrolle der letztern.
Art. 23 wird vorbehalten.

Art. 29. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung
dieses Gesetzes beauftragt. Er erlässt hierfür die
nötigen Vorschriften.

Art. 30. Die Art. 1G, 19 bis 23. 26 und 33.
Schlussatz, des Bundesgesetzes vom 19. Juli 1872
betreffend die eidgenössischen Wahlen und Abstim-
mungen, sowie das Bundesgesetz betreffend die Na-
tionalratswahlkreise vom 23. Juni 1911 werden auf-
gehoben.

Art. 31. Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Gesetzes; es findet erstmau
für die nächste Gesamterneuerung des Nationalrates
Anwendung.

Also beschlossen vom Nationalrate,
B e r n, den 14. Februar 1919.

Der Präsident: H. Hâberlin.
Der Protokollführer: Steiger.

Also beschlossen vom Ständerate,
B e r n, den 14. Februar 1919.

Der Präsident: Friedrich Brügger.
Der Protokollführer: Kaeslin.

In Kraft getreten am 28. Mai 1919.
(Ills zu den Gesamterneuerungswahlen vom 26. Oktober 1919 sind Ergan-

zungswahlen weiterhin nach der alten Gesetzgebung vorgenommen worden.)
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VIII.
Bundesgesetz

über
den Geschäftsverkehr zwischen Nationalrat,
Ständerat und Bundesrat, sowie über die Form
des Erlasses und der Bekanntmachung von

Gesetzen und Beschlüssen.
(Vom 9. Oktober 1902.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 30. Marz 1899,

beschliesst:

1. Geschäftsverkehr zwischen dem National- und
dem Ständerat.

Art. 1. Der Nationalrat, und der Stiinderat ver-
sammeln sich zur ersten Abteilung der ordentlichen
Session der Bundesversammlung am ersten Montag
des Monats Dezember, zur zweiten Abteilung der-
selben Session am ersten Montag des Monats Juni
des folgenden Jahres.

Sie werden ausserordentlich einberufen durch
Beschluss des Bundesrates oder wenn ein Viertel der
Mitglieder des Nationalrates oder fiinf Kantone es
verlangen.

Art. 2. Bei dem Zusammentritt der beiden Rate
verstiindigen sich die Priisidenten derselben darüber.
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von welchem Rate jedes Geschäft zuerst zu behan-
deln sei. In der ersten oder zweiten Sitzung legt
jeder von ihnen dem Rate, welchem er vorsteht, das
Resultat der Besprechung zum Entscheide vor.

Wenn vor dem Zusammentritt der Räte ein Ge-
schäft vom Bundesrate als ein besonders dringliches
bezeichnet wird, so haben sich die Präsidenten über
die Prioritätsverteilung vor Beginn der Session zu
verständigen, und es bedarf diese Vereinbarung der
Genehmigung der Räte nicht.

Die Präsidenten sind in diesem Falle befugt,
durch die Bureaus Kommissionen bestellen und diese
in Funktion treten zu lassen.

Art. 3. Wenn sich die Räte, oder im Falle des
Art. 2, Absatz 2, die Präsidenten, über die Frage der
Priorität nicht einigen können, so wird dieselbe
durch das von den Präsidenten zu ziehende Los ent-
schieden.

Art. 4 1). Die in bezug auf Gesetzes- und Be-
schlussesentwürfe gefassten Beschlüsse des einen
Rates sind nach Schluss der Beratung vom Präsiden-
ten und Protokollführer zu unterzeichnen und mit
einem Begleitschreiben in der Regel innerhalb zweier
Tage dem andern Rate mitzuteilen.

Ausnahmsweise kann bei umfangreichen Vor-
lagen, die sich dazu eignen, durch übereinstimmen-
den Beschluss der beiden Rute ein Gesetzesentwurf
für die erstmalige Beratung in Abschnitte zerlegt
und abschnittweise dem andern Rate zugeleitet wer-
den. In diesem Falle bleibt den Mitgliedern der bei-
den Rate das Recht zur Stellung von Rückkommens-
anträgen zur ganzen Vorlage bis zum Beginn der
Differenzenbereinigung gewahrt.

') AbgeAndert durch Bundesgesetz vom 21. Dezember 1929.
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Beschliesst ein Rat in seiner erstmaligen Be-
ratung, auf eine vom Bundesrate oder dem andern
Rate ausgehende Vorlage nicht einzutreten, so hat
er dem andern Rate hiervon Kenntnis zu geben.

Beschliesst dagegen ein Rat, auf einen in Form
einer Motion eingebrachten Gesetzes- oder Be-
schlussesentwurf nicht einzutreten, oder verwirft er
denselben nach erfolgter Durchberatung, so bleibt
die Sache auf sich beruhen, und es wird der betref-
fende Beschluss dem andern Rate nicht mitgeteilt.

Art. 5. Stimmen die Schlussnahmen des einen
Rates mit den vorher gefassten Beschlüssen des
andern Rates nicht überein, so gehen sie zur Be-
ratung der Differenzen an diesen zurück.

Die weitere Beratung hat sich auschliesslich auf
die Punkte zu beschränken, über welche eine Eini-
gung nicht zustande gekommen ist, es wäre denn,
dass ein neues Eintreten durch beschlossene Ah-
ünderungen erforderlich würde oder dass die Kom-
missionen beider Räte übereinstimmend einen bezüg-
lichen Antrag stellten.

Dieses Verfahren wird so lange fortgesetzt, bis
eine Einigung zwischen den beiden Räten erreicht
ist oder bis diese beschliessen, auf ihren abweichen-
den Schlussnahmen zu beharren.

Art. 6. Beschliessen die beiden Röte, auf ihren
abweichenden Schlussnahmen zu beharren, so sind
die Differenzen einer aus den vereinigten Kommis-
sionen beider Räte gebildeten Konferenz zu unter-
breiten, welche versuchen soll, eine Verständigung
herbeizuführen.

Wenn die Kommission des einen Rates weniger
Mitglieder zählt als diejenige des andern Rates, so
ist sie auf die gleiche Zahl zu ergänzen.
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Die Konferenz steht unter dem Vorsitz des Koi
missionspriisidenten desjenigen Rates, der für d
Behandlung des Geschäftes die Priorität besass.

Art. 7. Der die Beilegung der Differenzen be-
zweckende Antrag der Konferenz geht zunächst an
denjenigen Rat, welcher das Geschäft zuerst behan-
delt hat.

Wenn ein solcher Antrag nicht erzielt werden
kann oder wenn über denselben keine Einigung der
Räte zustande kommt — wobei jeder der beiden
Rate nur einmal Beschluss zu fassen hat — so gilt
die Vorlage als abgelehnt und kann nur auf die für
die Gesetzgebung vorgeschriebene Weise wieder zur
Behandlung gebracht werden.

Art. B. Nach Schluss der Beratung in beiden
Räten gehen die Gesetze und allgemein verbindlichen
Beschlüsse, sofern die Rate nichts anderes beschlies-
sen, an die Redaktionskommission. Diese hat deren
endgültigen deutschen und französischen Wortlaut
festzustellen, insbesondere die beiden Texte iu
Uebereinstimmung zu bringen und Widersprüche
formaler Art mit bestehenden Gesetzen zu beseitigen.
Zu sachlichen Aenderungen an den Schlussnahmen
der Rate ist sie nicht befugt.

Art. 9. Die Redaktionskommission besteht aus
den Berichterstattern der Kommissionen beider Rate,
dem zweiten Vizekanzler und den Uebersetzern bei-
der Räte. Sie kann auch andere Bundesbeamte oder
auch Experten zu ihren Beratungen beiziehen. Sie
wird einberufen und geleitet vom Berichterstatter
der Kommission desjenigen Rates, welchem die
Priorität zustand.

Die Protokollführer der beiden Räte sind den
Kommissionssitzungen beizuwohnen berechtigt; auch
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können sie ihre Bemerkungen und Anträge schrift-
Iich einreichen.

Art. 10. Der bereinigte Wortlaut geht an die bei-
den Räte zurück. Wird er von diesen übereinstim-
mend gutgeheissen, so findet in jedem derselben
noch eine Schlussabstimmung statt.

Art. 11. Eine Schlussabstimmuug findet über-
haupt in allen Fällen, also auch dann statt, wenn
eine Vorlage nicht an die Redaktionskommission
ilberwiesen worden ist.

Wird hierbei die Vorlage von dem einen oder
von beiden Räten verworfen, so gilt sie als nicht
zustande gekommen und kann nur auf die ffir die
Gesetzgebung vorgeschriebene Weise wieder zur Be-
handlung gebracht werden.

Art. 12. Der italienische Wortlaut der Gesetze
und allgemein verbindlichen Beschlüsse ist der
Durchsicht einer Kommission zu unterstellen, welche
aus je einem Mitgliede des Nationalrates und des
Ständerates italienischer Zunge, dem zweiten Vize-
kanzler oder einem andern des Italienischen mifch-
tigen höheren Beamten und dem Uebersetzer des
Entwurfes besteht.

Die dem National- und Stiinderate angehörenden
Kommissionsmitglieder sind von den Präsidenten die-
ser Räte jeweilen für die Dauer der laufenden
Amtsperiode zu bezeichnen.

Art. 13. Jeder der Hüte ist zu beförderlicher Be-
handlung der ihm von dem andern übermittelten Be-
ratungsgegenstünde verpflichtet.

Art. 14. Beschliisse, durch welche einer der bei-
den Hüte den Bundesrat einladet, Bericht und An-
trag vorzulegen, bedürfen der Zustimmung des an-
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dern Rates nicht. Die Zustimmung beider Räte aber
ist dann notwendig, wenn die Vorlage eines Ge-
setzes- oder Beschlussesentwurfes verlangt wird oder
wenn dem Bundesrate Weisungen erteilt werden, in
Welchem Sinne jene Antragstellung zu erfolgen habe,
oder wenn der Bundesrat zu einem bestimmten Han-
deln aufgefordert wird.

Art. 15. Wenn nach Art, 92 der Bundesverfassung
die beiden Räte zusammentreten, so besorgt der
Präsident des Nationalrates die Einladung und leitet
die Verhandlungen.

Für das bei den Beratungen und bei den Wahlen
der Bundesversammlung zu beobachtende Verfahren
gelten (lie Vorschriften des Geschäftsreglementes des
schweizerischen Nationalrates.

Art. 16. Keiner der beiden Räte kann sich auf-
liisen oder vertagen ohne die Zustimmung des
andern.

Das Ausfallen von drei Sitzungen gilt nicht als
Vertagung.

Art. 17. Die Verhandlungen über Bundesgesetze
mid allgemein verbindliche Bundesbeschlüsse sind in
beiden Räten stenographisch aufzunehmen.

.Jeder liat kann auch in andern Geschäften seine
Verhandlungen stenographieren lassen.

Das stenographische Bulletin ist jedem Redner
vor der Drucklegung zu unterbreiten, und es haben
dieselben das Recht, die Anbringung von stilistischen
Verbesserungen, die den Sinn der Rede nicht ändern
dürfen, zu verlangen.

Bei Anständen über die Richtigkeit der steno-
graphischen Redaktion entscheidet das Bureau des
betreffenden Rates.
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Il. Geschäftsverkehr mit dem Bundesrate.

Art. 18. Der Bundesrat erlässt für jede Session
an sämtliche Mitglieder der gesetzgebenden Rate be-
sondere Einladungsschreiben. Diesen ist ein Ver-
zeichnis der pendenten und neu hinzugekommenen
Geschäfte der Bundesversammlung beizufügen. Bei
jedem einzelnen Gegenstande soll das Stadium der
Behandlung angegeben sein, in welchen derselbe
sich zurzeit befindet.

Für die im Verlaufe einer Session weiter ein-
gehenden Geschäfte ist ein Nachtrag zum Verzeich-
nis vorzulegen.

In dem Einladungsschreiben des Bundesrates soll
auch die von den Präsidenten der beiden Ritte für
den ersten Sitzungstag festgesetzte Tagesordnung
angegeben sein.

Den Mitgliedern der Räte sollen die wichtigem
Botschaften, wenn immer möglich, acht Tage vor
Beginn der Session zugestellt werden.

Art. 19. Der Bundesrat übersendet alle Mitteilun-
gen, welche für die Beratung der Bundesversamm-
lung bestimmt sind, gleichzeitig an die Präsidenten
der beiden Rate.

Die Akten eines Geschäftes werden vorderhand
auf der Bundeskanzlei zur Verfügung desjenigen
Rates belassen, der das Geschäft zuerst in Behand-
lung nimmt.

Der Verkehr der Bundeskanzlei mit den Kommis-
sionen und Mitgliedern der Räte wird durch ein vom
Bundesrate zu erlassendes Reglement geregelt.

Art. 20. Jeder Beratungsgegenstand kann dem
Bundesrate vorerst zur Berichterstattung überwiesen
werden. Auch sind die Kommissionen der beiden
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Räte befugt, Mitglieder des Bundesrates behufs Er-
teilung von Aufschltissen in ihre Sitzungen einzu-
laden.

Art. 21. Beschwerden über Verfügungen und
Entscheidungen des Bundesrates sollen demselben
mitgeteilt werden, ehe sie zur Behandlung kommen.

Art. 22. Jedes Mitglied der gesetzgebenden Räte
hat das Recht, vom Bundesrat über jeden die Ange-
legenheiten des Bundes betreffenden Gegenstand
Auskunft zu verlangen (Interpellation). Wer von
diesem Rechte Gebrauch machen will, soll den Ge-
genstand der Interpellation dem Präsidenten schrift-
lich mitteilen. und es muss dieselbe im \ationalrate
durch wenigstens 10. im Stünderate durch wenig-
stens 3 Mitglieder unterstützt sein.

Der Präsident gibt hiervon der Versammlung wie
dem Bundesrate Kenntnis und bringt, falls letzterer
nicht die sofortige Beantwortung vorzieht, die Ver-
handlung auf die Tagesordnung einer der nächsten
Sitzungen.

Der Interpellant begründet seine Interpellation,
welche von dem Vertreter des Bundesrates beant-
wortet wird.

Nachdem die Interpellation beantwortet ist, kann
der Interpellant erklären, oh er durch die erhaltene
Auskunft befriedigt sei oder nicht. Eine weitere
Diskussion findet nur statt, wenn es von der Ver-
sammlung beschlossen wird.

Art. 23. Auf die Junisession unterbreitet der
Bundesrat der Bundesversammlung die Berichte
über seine Geschäftsführung und die Rechnungen
des vorhergehenden Jahres. auf die Dezembersession
die Voranschläge für das folgende Jahr. Diese Vor-
lagen sollen den Kommissionen spätestens einen Mo-
nat vor Beginn der Session gedruckt zugestellt werden.

1 1
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Die Wahl der Geschäftsprüfungskommissionen bei-
der Räte ist, gleichgültig welchem Rate die Priorität
zukomme, spätestens in der Dezembersession vor-
zunehmen.

Art. 24. Voranschläge, Nachtragskreditbegehren
und Staatsrechnungen einer Amtsperiode sind der
gleichen Kommission (Finanzkommission) zur Prii-
fung und Berichterstattung zuzuweisen.

Jeder Rat hat seine Finanzkommission selber zu
wählen. Kein Mitglied darf derselben länger als 6
Jahre ununterbrochen angehören. Im Laufe der
Amtsperiode austretende Mitglieder sind sobald als
möglich wieder zu ersetzen.

Die Finanzkommissionen bezeichnen ihre Prä-
sidenten.

Art. 25. Die Finanzkommissionen beider Rate
wählen aus ihrer Mitte für die betreffende Amts-
periode eine Delegation, in welche jede Kommission
3 Mitglieder abordnet und welche sich selbst kon-
stituiert.

Art. 26. Dieser Delegation liegt die nähere Prü-
fung und Ueberwachung des gesamten Finanzhaus-
haltes ob.

Sie versammelt sich mindestens einmal viertel-
jährlich, im übrigen nach Bedürfnis.

Sie hat das unbedingte und jederzeitige Recht
der Einsichtnahme in das Rechnungswesen der ver-
schiedenen Departemente und Verwaltungszweige.

Insbesondere ist ihr seitens der Finanzkontrolle
jeder mögliche Aufschluss zu erteilen, und es sind
ihr zu diesem Zwecke alle Protokolle und Zensuren.
alle Korrespondenzen zwischen dem Finanzdepar-
tement und den übrigen Departementen, der Bun-
deskanzlei und dem Bundesgericht, sowie alle Bun-
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desratsbeschliisse, welche sich auf die Ueberwachung
der Budgetkredite und den Finanzhaushalt im a ll

-gemeinen beziehen, zur Disposition zu stellen.
Ebenso ist ihr für besondere Prüfungen und Un-

tersuchungen das nötige Personal zur Verfügung zu
stellen; ausserdem kann sie zur Abklärung von Ver-
hältnissen, deren Beurteilung besondere Fachkennt-
nisse erfordert, das Gutachten von Sachverständigen
einholen.

Art. 27. Die Kommissionen des \ationalrates
und des Ständerates für Prüfung von Budget und
Rechnung der Alkoholverwaltung bestellen in glei-
cher Weise eine Delegation für Prüfung von Budget
und Rechnung der Alkoholverwaltung. Die Alkohol-
verwaltung hat der Delegation gedruckte Quartal-
berichte fiber den ganzen Geschäftsgang vorzulegen.

Art. 28. Den Räten steht die Befugnis zu, auch
noch andere Kommissionen für die ganze Dauer
einer Legislaturperiode zu bestellen.

Art. 29. Die vereinigten Bureaux der beiden
Riite sind ermächtigt, für dringliche oder weniger
wichtige Traktanden der vereinigten Bundesver-
sammlung, insbesondere auch für die Begnadigungs-
gesuche, Kommissionen von sich aus zu ernennen.

Art. 30. Die Präsidenten der beiden Rute sollen
dafür sorgen, dass die Kommissionen für jede Ses-
sion eine genügende Anzahl von Geschäften vor-
bereitet haben.

Art. 31. Alle Schlussnahnien der Riite sind dem
Bundesrate zur Kenntnisnahme und eventuellen
Vollziehung mitzuteilen.

Dies geschieht durch denjenigen Rat, welcher
das Geschäft zuerst behandelt hat.
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III. Form des Erlasses und der Bekanntmachung von
Gesetzen und Beschlüssen.

Art. 32. Nachdem ein Gesetz oder ein Beschluss
von beiden Abteilungen der Bundesversammlung
angenommen ist, wird durch die Bundeskanzlei eine
Originalausfertigung besorgt, namens der Bundes-
versammlung von den Präsidenten und Protokoll-
führern der beiden Röte mit Angabe des Datums der
Annahme unterzeichnet und dem Bundesrate zur
Bekanntmachung und eventuellen Vollziehung mit-
geteilt.

Art. 33. Alle Gesetze, wichtigen Beschliisse und
Verordnungen, ferner, nach stattgehabtem Aus-
tausch der Ratifikationen. die Staatsverträge, wer-
den in der amtlichen Sammlung der Bundesgesetze
und Verordnungen der schweizerischen Eidgenossen-
schaft veröffentlicht.

Im übrigen gelten für Erlasse, welche dem Refe-
rendum unterliegen, speziell die Vorschriften des
Bundesgesetzes vom 17. Juni 1S74.

Art. 34. Beschlüsse betreffend die Erteilung, Ab-
änderung oder Uebertragung von Eisenbahnkonzes-
sionen werden in der «Sammlung der auf das schwei-
zerische Eisenbahnwesen bezüglichen amtlichen Ak-
tenstücke» veröffentlicht.

Art. 35. Die amtliche Sammlung der Bundes-
gesetze und Verordnungen wird in deutscher, fran-
zösischer und italienischer Sprache möglichst gleich-
zeitig, die Sammlung der auf das schweizerische
Eisenbahnwesen beziiglichen amtlichen Aktenstücke
in deutscher und französischer Sprache herausgege-
ben.

Die erstgenannte Sammlung wird den kantonalen
Regierungen, ihren Departementen oder Direktionen,
den Regierungsstatthalter- oder Bezirksämtern, den
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kantonalen Gerichten und den politischen Gemein-
den in ,je einem Exemplar unentgeltlich zugesandt.

Die kantonalen Amtsstellen sind verpflichtet, sie
gebunden aufzubewahren. Die Bürger haben das
Recht, auf den Gemeindekanzleien von derselben
Einsicht zu nehmen.

Art. 36. Ist der Zeitpunkt des Beginnes der
Wirksamkeit eines Gesetzes, eines Bundesbeschlus-
ses oder einer Verordnung in denselben nicht fest-
gesetzt. so wird er vom Bundesrate bestimmt und
gleichzeitig mit denn Gesetze, denn Bundesbeschlusse
oder der Verordnung veröffentlicht.

Dieser Zeitpunkt soll in der Hegel nicht früher
angesetzt werden als fünf Tage nach der Veröffent-
lichung.

Sollte über den Zeitpunkt des Beginnes der
Wirksamkeit nichts bestimmt worden sein. so tritt
der betreffende Erlass fünf Tage nach seiner Ver-
öffentlichung in Wirksamkeit. Ist die Veröffent-
lichung der verschiedenen Texte nicht gleichzeitig
erfolgt, so hiuft die fünftügige Frist von der letzten
Veröffentlichung an.

Art. 37. Das Bundesgesetz über den Geschiifts-
Verkehr zwischen dem \ationalrate und dem Stünde-
rate, sowie über die Form der Erlassung und Be-
kanntmachung von Gesetzen und Beschlüssen, vom
22. Dezember 1849, sowie alle übrigen mit dem ge-
gen ürtigen Gesetze in Widerspruch stehenden Be-
stimmungen werden aufgehoben.

Art. 38. Der Bundesrat wird beauftragt, auf
Grundlage des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874.
betreffend die Volksabstimmung über Bundesgesetze
und Bundesbeschlüsse, die Ilekanntmachung dieses
Gesetzes zu veranstalten und den Beginn der Wirk-
samkeit desselben festzustellen.
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Also beschlossen vom Nationalrate.
Bern, den 7. Oktober 1902.

Der Präsident: Dr. Iten.

Der Protokollführer: Ringier.

Also beschlossen vom Ständerate,
Bern, den 9. Oktober 1902.

Der Präsident: Casimir von Arx.

Der Protokollführer: Schatzmann.

In Kraft getreten am 20. Januar 1903, ausgenom-
men Art. 17, dessen Wirksamkeit auf 1. Juni 1903,
und Art. 35 und 3G, deren Wirksamkeit auf 1. Januar
1904 festgesetzt wurde.
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Analytisches Sachregister
zum

Bundesgesetz fiber den Geschäftsverkehr
zwischen Nationalrat, Ständerat

und Bundesrat.

Ilie Zahlen verreisen auf die Artikel dea Bundesgesetzes.

Akten. Die — der Geschäfte befinden sich auf der
Bundeskanzlei 19. Sie stehen zur Verfügung

. desjenigen Bates, der das Geschäft zuerst in Be-
handlung nimmt 19.

Alkohol. Siehe Alkoholkommissionen.
Alkoholdelegation. Die — wird durch die Alko-

holkommissionen bestellt 27. Befugnis '27.
Alkoholkommissionen. Die — bestellen eine Dele-

gation 27. Siehe auch Alkoholdelegation.
Auflösung einer Session 16.

Begnadigung. Siehe Begnadigungskommission.
Begnadigungsgesuche. Siehe Begnadigungskom-

mission.
Begnadigungskommission. Die — kann von den

vereinigten Bureaus der beiden Itäte ernannt
werden 29.

Beratung. Verteilung der I:rstbehandlung der Ge-
schäfte 2. Verfahren bei Dringlichkeit 2. Mit-
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teilung der Ergebnisse der — von dem einen
Rate an den andern 4. Die — soll beförderlich
geführt werden 13. Siehe auch: Differenzen;
Eintreten; Stenogramm; Schlussabstinunung.

Beschlüsse, allgemein verbindliche. Siehe Gesetze
und Beschlüsse.

Botschaften. Die wichtigere — werden den Mil-
gliedern der Räte acht Tage vor Beginn der Ses-
sion zugestellt 18.

Budget. Siehe Voranschlag.
Bundesbeschlüsse. Siehe Gesetze und Beschlüsse.
Bundesgesetze. Siehe Gesetze und Beschlüsse.
Bundeskanzlei. Die — hält die Akten der Ge-

schäfte zur Verfügung der gesetzgebenden Rate
19. Ihr Verkehr mit den Kommissionen und
den Mitgliedern der Räte wird durch ein Regle-
ment geregelt 19. Sie besorgt die Originalaus-
fertigung der von den gesetzgebenden Räten an-
genommenen Gesetze und Beschlüsse 32.

Bundesrat. Der — kann die gesetzgebenden Räte
ausserordentlich einberufen 1. Er erlässt für
jede Session an die Mitglieder der gesetzgeben-
den Räte besondere Einladungsschreiben 18. Er
stellt ihnen ein Verzeichnis der zu behandeln-
den Geschäfte, die für den ersten Tag festge-
setzte Tagesordnung sowie die Botschaften zu
18. Er übersendet an die Präsidenten der beiden
Räte alle Mitteilungen, welche für die Beratung
bestimmt sind 19. Er kann eingeladen werden,
Tiber jeden Beratungsgegenstand Bericht zu er-
statten 20. Seine Mitglieder können in die Sit-
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zungen der Kommissionen eingeladen werden 20.
Beschwerdeei über Entscheidungen des — müs-
sen ihm, clie sie zur Behandlung kommen, mit-
geteilt werden '21. Alle Schlussnahmen der ge-
setzgebenden Räte sind ihm mitzuteilen 31. Er
ist mit deren Vollziehung beauftragt 31. Er be-
stimmt, wenn nichts anderes festgesetzt ist, den
Zeitpunkt des Beginnes der Wirksamkeit der
Gesetze und Bundesbeschlüsse 36. Siehe auch
Interpellationen.

Bundesversammlung (Vereinigte Kammern). Die
— wird durch den Präsidenten des National-
rates eingeladen und geleitet 13. Die Vorschrif-
ten des Geschüftsreglementes des Nationalrates
haben dabei Geltung 13. Die Kommissionen der
— können durch die vereinigten Bureaus der
gesetzgebenden Räte ernannt werden 29. Siehe
auch: Gesetzgebende Räte; Nationalrat; Stände-
rat.

Bureaus. I)ie — der gesetzgebenden Räte ernen-
nen von sich aus (lie Kommissionen für die
dringlichen Geschäfte 2. Sie entscheiden bei An-
ständen über die Richtigkeit der stenographi-
schen Redaktion 17. I)ie vereinigten — sind er-
mächtigt, Konunissionen der 13undesversamm-
lung zu ernennen 29.

Differenzen zwischen den beiden Riten: Beratung
der — 5. Die — sind einer aus den vereinigten
Kommissionen beider Räte gebildeten Konferenz
zu unterbreiten 6. Antrüge der Konferenz 7.
Unmöglichkeit einer Einigung 7.
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Dringlichkeit. Siehe Beratung.

Einberufung. Siehe: Bundesversammlung; Bun-
desrat; Gesetzgebende Röte.

Eintreten. Das Nichteintreten des einen Rates auf
eine Vorlage wird dein andern Rate mitgeteilt 4.

Eisenbahnaktensanunlung. Inhalt 34. Sprache 35.

Finanzdelegation. Die — wird von den Finanz-
kommissionen für die betreffende Amtsperiode
gewählt 25. Zusammensetzung 25. Befugnisse 26.

Finanzkommissionen. Zusammensetzung und
Konstituierung 21. Sie wählen die Finanzdele-
gation 25. Siehe auch: Rechnungen; Finanz-
delegation.

Fristen. Die wichtigen Botschaften sind den Mit-
gliedern der Bundesversammlung acht Tage vor
Beginn der Session zuzustellen 18. Der Ge-
schäftsbericht, die Staatsrechnung und der
Voranschlag sollen den Kommissionen einen
Monat vor Beginn der Session zugestellt werden
23. Die Beschlüsse des einen Rates sind inner-
halb zweier Tage dem andern Rate mitzuteilen
4. Die Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse tre-
ten, sofern nichts anderes bestimmt worden ist,
fünf Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft
36.

Geschäftsfiihrung. Der Geschäftsbericht wird auf
die Junisession der Bundesversammlung unter-
breitet 23. Er soll den Konmiissionen einen Mo-
nat vor Beginn der Session zugestellt werden 23.
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Die Wahl der Geschäftsprüfungskommissionen
ist spätestens in der Dezembersession vorzuneh-
men 23.

Gesetze und Beschliisse. Die in bezug auf Ge-
setzes- und Beschlussesentwürfe gefassten Be-
schlüsse des einen Rates sind nach Schluss der
Beratung dem andern Rate mitzuteilen 4. Ver-
fahren bei Differenzen 5-7. Die Vorlagen zu
Gesetzen und allgemein verbindlichen Be-
schlüssen gehen an die Redaktionskommission
B. Schlussabstimmung 10. 11. Italienischer
Wortlaut 12. Stenographische Aufnahme der
Verhandlungen 17. Die angenommenen — wer-
den dem Bundesrat mitgeteilt 32. Veröffent-
lichung 33. Inkrafttreten 3G.

Gesetzgebende Riite. Die — versammeln sich aus
ersten Montag des Monats Dezember und am er-
sten Montag des Monats Juni 1. Sie werden
ausserordentlich einberufen durch Beschluss
des Bundesrates oder wenn ein Viertel der Mit-
glieder des Nationalrates oder fünf Kantone es
verlangen 1. Siehe auch: Bundesversammlung.

Gesetzessammlung. Inhalt 33. Sprachen 35. Zu-
sendung 35.

Interpellationen. Die — müssen im Nationalrate
durch 10, im Ständerate durch 3 Mitglieder un-
terstützt sein 22. Begründung und Beantwor-
lung 22. Diskussion 22.

Italienisch. Siehe Wortlaut.

líantone. Font — können eine ausserordentliche
Session der gesetzgebenden Räte verlangen 1.
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Konnuissionen. Der Verkehr der — mit der Bun-

deskanzlei wird durch ein Reglement geregelt
19. Die — sind befugt, Mitglieder des Bundes-
rates in ihre Sitzungen einzuladen 20. Die Ge-
schäftsprilfungskominissionen müssen späte-
stens in der Dezembersession gewählt werden
23.

Motioncn. Die — des einen Rates werden dem an-
dern Rate nicht mitgeteilt 14. 1)as Nichteintre-
ten auf die in Form von — eingebrachten Ge-
setze und Beschlüsse wird dem andern Rate
nicht mitgeteilt 4.

Nationalrat. I)er Präsident des — besorgt die Ein-
ladung und leitet die Verhandlungen der Bun-
desversammlung 15. Das Geschüftsreglement
des Nationalrates gilt auch für die Bundesver-
salmnlung 15. Ein Viertel der Mitglieder des
\ationalrates kann die Einberufung einer aus-
serordentlichen Session der gesetzgebenden Räte
verlangen 1.

Postulate. Die — des einen Rates werden dem an-
dern nicht mitgeteilt 14.

Präsidenten der Finanzkonnnissionen. Sie wer-
den von den Konunissionen gewählt 2 -1.

Präsidenten der gesetzgebenden Käte. Die — ver-
ständigen sich über die Ersthehandlung der Ge-
schäfte 2. Sie lassen die Kommissionen für die
dringlichen Geschäfte bestellen 2. Sie bestim-
men die Tagesordnung für den ersten Sitzungs-
tag 18. Sie unterzeichnen (lie vom Rate ange-
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uonuuenen Gesetzes- und Beschlussesentwiirfe
4. Sie sorgen dafür, (lass die Kommissionen
eine genügende Anzahl von Geschäften vorbe-
reiten 30. Sie unterzeichnen die Gesetze und Be-
schlüsse, die von beiden Räten angenommen
worden sind 32. Siehe auch Bundesversamm-
luug.

Priorität. Die — für die zu behandelnden Ge-
schäfie wird von den gesetzgebenden Riiten be-
stimmt 2; ist das Geschiift dringlich, von den
Priisidenten2; wenn eine Einigung nicht mög-
lich ist, durch das Los 3. Der Bat, der die — für
ein Geschäft hat, teilt die Schlussnahme der ge-
setzgebenden Rute dem Bundesrate mit 31.

Protokollführer. Die — der gesetzgebenden Riite
unterzeichnen die in bezug auf Gesetzes- und
Beschlussesentwürfe gefassten Beschlüsse 4. Sie
wohnen den Sitzungen der Redaktionskommis-
sionen bei 9. Sie unterzeichnen die von den bei-
den Riiten angenommenen Gesetze und Be-
schliisse 32.

Rechnungen. Die — werden in der Junisession
unterbreitet 23. Sie sollen den Kommissionen
einen Monat vor Beginn der Session zugestellt
werden 23.

Redaktion. Siehe Stenogramm; Wortlaut.
13edaktionskonuuission. Zusammensetzung 9. Be-

fugnis B. 9.
Sessionen. Zeitpunkt der ordentlichen — 1. Ein-

berufung von ausserordentlichen — 1. I)as Aus-
fallen von drei Sitzungen gilt nicht als Verta-
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gung der — 16. Die Tagesordnung für den er-
sten Sitzungstag wird von den Präsidenten der
beiden Riite festgesetzt 18. Die Einladungs-
schreiben werden vorn Bundesrat erlassen 18.

Schlussabstimmung. Ueber Anträge der Redak-
tionskommission 10. Ueber Vorlagen, die nicht
an (lie Redaktionskonunission iiberwiesen Wor-
den sind 11.

Sitzungen der eidg. Riite 16.
Staatsrechnung. Siehe Rechnungen.
Stenogramm. Verhandlungen, die stenographiert

werden 17. Drucklegung 17. Anst finde über die
Richtigkeit der stenographischen Redaktion 17.

Verhandlungen, stenographische. Siehe Steno-
gramm.

Vertagung einer Session 16.
Voranschlag. Der — wird in der Dezembersession

unterbreitet 23. Er soll den Kommissionen
einen Monat vor Beginn der Session zugestellt
werden 23. Siehe auch Finanzkommissionen.

Wortlaut. Der — der Gesetze und allgemein ver-
bindlichen Beschlüsse wird von einer Kommis-
sion festgestellt B. Befugnis dieser Kommission
9. Italienischer \Vortlaut 12.
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IX.
Geschäftsreglement des Nationalrats.

(Vom 17. Dezember 1920.)

I. Einberufung und Konstituierung.
Art. 1. Der Nationalrat und der Ständerat ver-

sammeln sich zur ersten Abteilung der ordentlichen
Session der Bundesversammlung am ersten Montag
des Monats Dezember, zur zweiten Abteilung dersel-
ben Session am ersten Montag des Monats Juni des
folgenden Jahres.

Ausserordentliche Sessionen werden einberufen
durch Beschluss des Bundesrates oder wenn ein
Viertel der Mitglieder des Nationalrates oder fünf

-Kantone es verlangen (Art. 1 des Bundesgesetzes
vorn 9. Oktober 1902 über den Geschäftsverkehr
zwischen den Räten).

Art. 2. Der Nationalrat wird, abgesehen von der
auf die Integralerneuerung folgenden Session (Art.
27 des Bundesgesetzes vom 19. Juli 1872 betreffend
die eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen),
durch Einladungsschreiben des Bundesrates einberu-
fen. Dem Schreiben ist nebst der Tagesordnung für
die erste Sitzung das Verzeichnis a ller bei der Bun-
desversammlung hängigen Geschäfte beizulegen.

Art. 3. In der ersten auf die Integralerneuerung
folgenden Sitzung fuhrt das älteste Mitglied des Ra-
tes den Vorsitz; es bildet mit sechs von ihm zu be-
zeichnenden Stimmenzählern das provisorische Bu-
reau.
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Art. 4. Das provisorische Bureau hat vor Beginn
der Session eine provisorische Wahlprüfungskom-
mission zu bestellen, die die Prüfung der Wahlproto-
kolle an die Hand zu nehmen und dem Rate in der
ersten Sitzung über die unbeanstandeten Wahlen Be-
richt zu erstatten hat.

Art. 5. Der Rat beschliesst über die Gültigkeit
der Wahlen. Die Konstituierung des Rates erfolgt,
sofern wenigstens die Wahlen der absoluten Mehr-
heit der Mitglieder als gültig erklärt worden sind
(Art. 87 der Bundesverfassung).

Art. 6. Unmittelbar nach der Konstituierung des
Rates wird den Mitgliedern, deren Wahl gültig er-
klärt worden ist, der Eid oder das Gelübde abgenom-
men.

Art. 7. Die vom Protokollführer zu verlesende
Eidesformel lautet:

„Ich schwöre vor Gott, dem Allmiichtigen. die
Verfassung und die Gesetze des Bundes treu und
wahr zu halten; die Einheit, Kraft und Ehre der
schweizerischen Nation zu wahren; die Unabhiin-
gigkeit des Vaterlandes, die Freiheit und die
Rechte des Volkes und seiner Bürger zu schützen
und zu schirmen und überhaupt alle mir übertra-
genen Pflichten gewissenhaft zu erfüllen, so wahr
mir Gott helfe."
Die Mitglieder, die den Eid leisten, sprechen ste-

hend und mit erhobener Rechten die Worte „Ich
schwüre es."

Art. B. An die Stelle des Eides kann ein schrift-
liches Gelübde mit folgendem Inhalt treten:

„Ich gelobe, die Verfassung und die Gesetze
des Bundes treu und wahr zu halten; die Einheit,
Kraft und Ehre der schweizerischen Nation zu
wahren; die Unabhiingigkeit des Vaterlandes, die
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Freiheit und die Rechte des Volkes und seiner
Bürger zu schützen und zu schirmen und über-
haupt alle mir übertragenen Pflichten gewissen-
haft zu erfüllen."
Mitglieder, die das Gelübde abzulegen wünschen.

haben es, mit ihrer Unterschrift versehen, dem Prä-
sidenten zu übergeben.

Art. 9. Ein Mitglied, das Eid oder Gelübde ver-
weigert, darf an den Verhandlungen nicht teilneh-
men.

Art. 10. Die provisorische Wahlprüfungskommis-
Sion (Art. 4) hat über die zu Beginn der Session
noch nicht. genehmigten Wahlen befürderlichst Be-
richt zu erstatten. Die Leistung des Eides oder die
Ablegung des Gelübdes soll sofort nach der jewei-
ligen Gfiltigerklärung der Wahl stattfinden.

Art. 11. Die Vorschriften der Art. 6 bis 10 gel-
ten auch für die im Laufe der Legislaturperiode in
den Rat eintretenden Mitglieder.

II. Bureau und Kanzlei; Protokoll.
Art. 12. Der Nationalrat bestellt in der Dezem-

bersession sein Bureau; in der auf die Integral-
erneuerung folgenden Session wird es unmittelbar
nach der Leistung des Eides oder Ablegung des
Gelübdes bestellt.

Bei der Bestellung des Bureaus soll der Mitglie-
derzahl der Fraktionen Rechnung getragen werden.

Art. 13. Das Bureau besteht aus dem Präsiden-
ten, dem Vizepriisidenten und acht Stimmenziihlern.
Das Bureau ernennt, sofern der Rat nichts anderes
beschliesst. die Kommissionen und erledigt die an-
derweitigen ihre übertragenen Geschäfte.

12
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Art. 14. Die Amtsdauer des Präsidenten und des
Vizepräsidenten beträgt ein Jahr.

Der Präsident ist für das folgende Jahr weder
als Präsident noch als Vizepräsident, der Vizeprä-
sident nicht wieder als solcher wählbar.

Die Amtsdauer der Stimmenzähler beträgt drei
.Jahre und läuft mit der Amtsdauer des Rates ab;
wer während zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden
ganzen Amtsdauern das Amt eines Stimmenzählers
bekleidet hat, ist für die folgende Amtsdauer des
Hates -als solcher nicht wieder wählbar.

Im Falle von Ersatzwahlen treten die Gewählten
in die Amtsdauer ihrer Vorgänger ein.

Art. 15. Der Präsident leitet die Verhandlungen.
Er gibt dem Rate von den an ihn gerichteten Schrift-
stücken spätestens in der ersten Sitzung nach deren
Empfang Kenntnis.

Art. 16. Vor Beginn jeder Session versammelt
der Präsident die Fraktionspräsidenten und bespricht
mit ihnen die in der Session zu behandelnden Ge-
schäfte sowie die Reihenfolge der Beratung.

Die Vorschläge der Präsidentenkonferenz werden
sofort und vor Sessionseröffnung den Ratsmitglie-
dern durch das Sekretariat der Bundesversammlung
zur Kenntnis gebracht.

Der Präsident kann die Präsidentenkonferenz
auch im Verlaufe der Session einberufen.

Art. 17. Er wacht über die Befolgung dieses Re-
glementes und handhabt die Ordnung in der Ver-
sammlung.

Art. 18. Redner, die sich gegenüber dem Rate
oder einzelnen Mitgliedern beleidigende Aeusserun-
gen oder die Unterschiebung unlauterer Absichten
zuschulden kommen lassen, sowie Mitglieder. die
durch Bemerkungen, Zwischenrufe u. dgl. die Ord-
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nu ng stören, wird der Priisident zur Ordnung rufen,
bei fortgesetzten Ordnungswidrigkeiten wird er
ihnen das Wort entziehen. Im Falle der Einsprache
gegen den Ordnungsruf oder den Wortentzug ent-
scheidet der Rat ohne Diskussion durch Abstim-
mung. Bestiitigt er den Ordnungsruf oder den Wort-
entzug, so ist sein Beschluss zu Protokoll zu nehmen.

Art. 19. Bei Ruhestörungen kündigt der Prä-
sident an, dass er die Sitzung aufheben werde:
dauert die Störung fort, so hebt er die Sitzung für
die Dauer einer Stunde auf: nach Ablauf dieser
Stunde wird sie von rechts wegen wieder aufgenom-
men.

Art. 20. Der Vizepriisident übt die Verrichtungen
des Priisidenten aus, wenn dieser daran verhindert ist.

In Verhinderung des Priisidenten und des Vize-
präsidenten übernimmt der letzte Priisident oder sein
Vorgiinger im Amte den Vorsitz.

Art. 21. Die Stimmenziihler zählen bei Abstim-
mungen die Stimmen (Art. 82): bei Wahlen liegt
ihnen die Austeilung und die Zählung der Stimmzet-
tel, sowie die Feststellung des Wahlergebnisses ob.
Das Ergebnis wird durch den Priisidenten dem Rate
eröffnet.

Die Stimmenziihler prüfen das ihnen vom Proto-
kollführer vorzulegende Protokoll und bringen darin
ihre Bemerkungen an.

Art. 22. Die Kanzleigeschiifte des Rates besorgt
das Sekretariat der Bundesversammlung, das unmit-
telbar denn Bundeskanzler unterstellt ist.

Art. 23. Zwei vom Bundesrate gewiihlte Sekre-
tdire führen das Protokoll und haben zugleich den
Uebersetzerdienst zu besorgen. Sie sind für die Pro-
tokoliführung ausschliesslich dem Nationalrat ver-
antwortlich.
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Das Protokoll wird von einem der Sekretäre auf-
genomnien und von' andern übersetzt. Die Sekre-
täre haben die Mitteilungen und Vorschläge des
Präsidenten und die Anträge der Kommissionen, Be-
richterstatter und Redner zu übersetzen.

Art. 24. Das Protokoll wird in deutscher und
französischer Sprache abgefasst; es enthält die in
der Sitzung behandelten Geschäfte. die gestellten
Anträge und das Ergebnis der Abstimmungen und
Wahlgeschäfte.

Art. 25. Das Protokoll jeder Sitzung soll mit den
allfülligen Bemerkungen der Stimmenzähler (Art.
21) während der folgenden Sitzung im Sitzungssaale
aufliegen. Einsprachen sind während der Dauer der
Auflage anzubringen; bei Nichtberücksichtigung
durch den Protokollführer entscheidet Tiber die Ein-
sprachen das Bureau unter Vorbehalt der Berufung
an den Rat.

Nach Ablauf der Auflagefrist oder nach Er-
ledigung der Einsprachen wird das Protokoll vom
Präsidenten und vom Protokollführer zur Geneh-
migung unterzeichnet.

Art. 26. Das Protokoll der letzten Sitzung einer
Session wird oluie vorgüngige Auflage vom Präsi-
denten genehmigt.

Art. 27. Sämtliche Verhandlungen werden steno-
graphisch aufgenommen. Der Druck des Steno-
grammes wird in der Regel auf die Verhandlungen
über die Bundesgesetze und die allgemein verbind-
lichen Bundesbeschliisse beschränkt. Der Rat kann
jedoch auch den Druck seiner Verhandlungen über
andere Geschäfte beschliessen.

Art. 28. Jedem Redner ist das Stenogramm «•üh-
rend einer kurzen Frist zur Anbringung stilistischer
Verbesserungen zur Verfügung zu stellen.
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Art. 29. Anstände über die Richtigkeit der  steno-
graphischen Redaktion entscheidet das Bureau.

Durch Erledigung derartiger Anstände darf die
Drucklegung des stenographischen Bulletins nicht
aufgehalten werden.

Art. 30. Die Obliegenheiten des Sekretiirs der
Bundesversammlung werden gemiiss Bundesgesetz
vom 28. Juni 1919 über die Organisation der Bun-
deskanzlei durch ein vom Bundesrate zu erlassendes
Reglement, das der Genehmigung durch die eid-
genössischen Ritte unterliegt, festgestellt.

III. Sitzungen.
Art. 31. Sofern nichts anderes beschlossen wird,

hält der Nationalrat an den fünf ersten Wochen-
tagen Sitzungen ab, und es bleibt der Samstag frei.
Ist dies der Fall, so findet am Schlusse der Freitags-
sitzung ein zweiter Namensaufruf statt.

Für die erste Sitzung einer Session wird die Er-
öffnungsstunde im Einladungsschreiben festgesetzt.
Für die spiitern bestimmt sie der Rat.

Mit Ausnahme des Montags finden die Sitzungen
am Vormittag statt. Nachmittagssitzungen sollen
nur dann angesetzt werden, wenn die Geschäftslage
es verlangt.

Die durchschnittliche Sitzungsdauer beträgt fünf
Stunden.

Art. 32. Die Mitglieder sind verpflichtet, allen
Sitzungen beizuwohnen. Im Falle der Verhinderung
haben sie sich bei dem Präsidenten unter Angabe der
Verhinderungsgründe zu entschuldigen. Die Namen
der entschuldigten Mitglieder fallen zu Protokoll.

Art. 33. Die Mitglieder wohnen den Sitzungen in
dunkler hleidung bei.
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Art. 34. Zur festgesetzten Stunde eröffnet der
Präsident die Sitzung und lässt den Namensaufruf
vornehmen.

Mitglieder, die nach deni Namensaufruf erschei-
nen, haben sich nachträglich in die auf dem Tische
des Sekretariates aufliegende Liste einzutragen.

Um gültig verhandeln zu können, ist die Anwe-
senheit der absoluten Mehrheit der Mitglieder erfor-
derlich (Art. 87 der Bundesverfassung).

Art. 35. Der Präsident kann auch während der
Sitzung einen Namensaufruf anordnen.

Mitglieder, die bei dem in einer Freitagssitzung
stattfindenden zweiten Namensaufruf (Art. 31) un-
entschuldigt abwesend sind, verlieren den Anspruch
auf das Taggeld.

Gegen die Entscheidung des Präsidenten über die
I_Iiulänglichkeit der Entschuldigungsgründe kann der
Rekurs an das Bureau ergriffen werden.

Art. 36. Der Präsident legt am Schlusse jeder
Sitzung die Tagesordnung für die folgende Sitzung
dem Rate vor: sie wird durch Anschlagen im Sit-
zungssaale bekanntgemacht.

Art. 37. Die Sitzungen des Nationalrates sind in
der Regel öffentlich (Art 94 der Bundesverfassung . ).

Dem Publikum stehen Tribünen zur Verfügung.
Es hat sieh ruhig zu verhalten und jede Aeusserung
von Beifall oder Missbilligung zu unterlassen.

Den Vertretern der Presse sind besondere Tri-
bünen eingeräumt. Die Zulassung zur Journalisten-
tribüne ist an den Besitz einer Ausweiskarte ge-
knüpft, die von der ,Journalistenorganisation aus-
gestellt wird. Im Falle von Meinungsverschieden-
heiten über Erteilung und Entzug der Karte ent-
scheidet das Bureau des Rates.
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Die. zur Verüffentlichung geeigneten Drucksachen
werden den Vertretern der Presse zugestellt.

Art. 38. Der Präsident ist befugt, die Tribünen
im Falle von Manifestationen. Lärm oder Unordnung
räumen zu lassen, sofern eine Mahnung zur Ruhe
erfolglos geblieben ist; während der Räumung wird
die Sitzung unterbrochen.

Art. 39. Ein Antrag auf geheime Beratung
kommt nur dann zur Behandlung, wenn er vom
Bundesrate oder von zehn Mitgliedern gestellt wird.
Vor der Beratung über einen solchen Antrag sind
die sämtlichen Tribünen zu räumen. Wird geheime
Beratung beschlossen, so sind die Mitglieder ver-
pflichtet, über die Verhandlungen Stillschweigen
zu beobachten.

1V. Gegenstände der Beratung.
Art. 40. Die Beratungsgegenstände gelangen vor

den Nationalrat:
1. durch Botschaften oder Berichte des Bundes-

rates;
2. durch Motionen, Postulate, Interpellationen

und kleine Anfragen;
3. durch Mitteilungen des Ständerates;
4. durch Petitionen oder Rekurse;
5. durch Vorschläge der Kantone.
Art. 41. Die Botschaften und Berichte des Bun-

desrates werden, falls nicht aus besonderen Gründen,
z. B. wegen Dringlichkeit, sofortiges Eintreten be-
schlossen wird, an Kommissionen gewiesen und erst
auf Grund ihrer Berichterstattung in Beratung ge-
zogen.

Art. 42. Motionen sind selbständige Anträge, die
• den Bundesrat einladen, einen Gesetz- oder Be-
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schlussentvurf vorzulegen oder ihm verbindliche
Weisungen über eine zu treffende Massnahme oder
zu stellende Anträge erteilen.

Postulate sind selbständige Anträge, die den
Bundesrat einladen, Bericht zu erstatten oder An-
träge zu stellen.

Die erheblich erklärten Motionen werden dem
Ständerate überwiesen (Art. 14 des Bundesgesetzes
über den Geschäftsverkehr).

Art. 43. Motionen und Postulate sind schriftlich
und unterzeichnet dem Präsidenten einzureichen, der
sie dem Rate zur Kenntnis bringt.

Sie werden in einer spätern Sitzung behandelt,
sofern nicht der Rat mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Anwesenden sofortige Behandlung be-
schliesst.

Stehen Motionen oder Postulate mit einem bei
den Räten anhängigen Beratungsgegenstand in Zu-
sammenhang, so sind sie in der Regel mit diesem zu
erledigen und gleich gewöhnlichen Anträgen zu be-
handeln.

Art. 44. Jedes Ratsmitglied ist befugt, vom Bun-
desrate Tiber irgend einen Gegenstand der Bundes-
verwaltung durch Interpellation oder kleine Anfrage
Auskunft zu verlangen.

Art. 45. Interpellationen sind dem Präsidenten
schriftlich und unterzeichnet einzureichen und müs-
sen durch mindestens zehn Mitglieder des Rates un-
terstützt sein. Der Präsident gibt dem Rate und dem
Bundesrate von der Interpellation Kenntnis und
bringt, falls der Bundesrat nicht die sofortige Be-
antwortung vorzieht, die Verhandlung auf die Ta-
gesordnung einer der nächsten Sitzungen.

Der Interpellant begründet seine Interpellation,
die vom Vertreter des Bundesrates beantwortet
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Wird. Der Interpellant kann hierauf erklären, ob er
durch die erhaltene Auskunft befriedigt sei oder
nicht. Eine weitere Diskussion findet nur statt,
wenn der Rat eine solche beschliesst (Art. 22 des
Bundesgesetzes Tiber den Geschäftsverkehr).

Art. 48. Kleine Anfragen sind schriftlich und un-
terzeichnet dem Präsidenten einzureichen, der sie
dem Rate und dem Bundesrate zur Kenntnis bringt.
Eine mündliche Begründung ist ausgeschlossen; die
Beantwortung kann schriftlich oder miinrllich erfol-
gen. Eine Diskussion findet nicht statt.

Art. 47. Petitionen werden an die Petitionskom-
mission gewiesen, die eine Berichterstattung des
Bundesrates einfordern kann.

Art. 48. Rekurse und Vorschläge der Kantone
werden erst nach vorgüngiger Berichterstattung des
Bundesrates behandelt.

V. Kommissionen.
Art. 49. Der Rat bestimmt auf den Antrag des

Präsidenten die Zahl der Mitglieder der Kommis-
sionen.

Bei der Bestellung der Kommissionen soll der
Mitgliederzahl der Fraktionen Rechnung getragen
werden.

Art. 50. Folgende Kommissionen werden für die
ganze Dauer der Legislaturperiode in der ersten De-
zembersession gewählt:

1. die Wahlprüfungskommission;
2. die Finanzkommission:
3. die Geschäftsprüfungskommission;
4. die Alkoholkommission;
5. die Petitionskommission;
G. die Eisenbahnkonzessionskommission;
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7. die Bundesbahnkommission;
B. die Begnadigungskommission;
9. die Kommission für Zolltarif und Handelsver-

träge.
Auch andere Kommissionen können für die ganze

 der Legislaturperiode bestellt werden.
Kein Mitglied des Rates darf ein und derselben

Kommission mit Ausnahme der Finanzkommission
und der Kommission für Zolltarif und Handelsver-
träge länger als während drei Jahren angehören.

Art. 51. Die Kommissionsreisen sind auf das
Notwendigste zu beschränken.

Art. 52. Ein Mitglied darf in der Regel nicht
mehr als vier Kommissionen angehören. Niemand
ist gehalten, gleichzeitig Mitglied von mehr als zwei
Kommissionen zu sein.

Art. 53. Nach Schluss der Beratung bezeichnen
die Kommissionen mit Stimmenmehrheit den oder
die Berichterstatter. In wichtigen Fällen erfolgt die
Berichterstattung in zwei Sprachen; sie kann durch
einen gedruckten Bericht ersetzt werden (Art. 71).

Sobald die Kommission zur Berichterstattung be-
reit ist, hat sie dem Präsidenten des Rates davon
Kenntnis zu geben.

Art. 54. Die Kommissionen können zu ihren Be-
ratungen Sekretäre beiziehen, die gleichzeitig die
Uebersetzungen besorgen.

Art. 55. Der Kommissionspräsident stimmt bei
der Abstimmung mit.

Art. 56. Notwendig werdende Ergänzungen in
Kommissionen sind beförderlichst vorzunehmen.

Art. 57. Der Präsident wacht darüber, dass die
Kommissionen ihre Arbeit tunlichst beschleunigen.
Er ist befugt, vor Sessionsbeginn die Kommissionen
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zu bezeichnen, die ihre Berichterstattung bis zur
Sessionseröffnung bereitzuhalten laben.

VI. Beratung.
A. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 58. Die Mitglieder, die zu einem in Beratung
hegenden Gegenstande sprechen wollen, haben sich
bei dem Präsidenten zu melden. Die Meldung zum
Worte kann erst nach Eröffnung der Beratung statt-
finden. Kein Mitglied darf sprechen, ohne das Wort
erhalten zu haben.

Art. 59. Die Berichterstatter der Kommissionen
erhalten zuerst das Wort. Sodann sprechen die Mit-
glieder der Kommissionen, insofern sie besondere
Antriige zut stellen haben. Hierauf wird die Diskus-
sion eröffnet.

Art. 60. Nach Eröffnung der Diskussion erteilt
der Präsident das Wort in der Reihenfolge der An-
meldungen.

Mit Ausnahme der Vertreter des Bundesrates und
der Berichterstatter darf niemand mehr als zweimal
in derselben Sache sprechen.

Art. 61. Es ist stets gestattet, das Wort. zu be-
gehren, um die Beachtung des Reglements zu ver-
langen, Ordnungsantrüge zu stellen oder auf eine
persönliche Bemerkung zu antworten.

Art. 62. Wünscht der Präsident sich an der Be-
ratung zu beteiligen, so hat er die Leitung der Ver-
handlungen dem Vizepräsidenten zu übergeben.

Art. 63. Die Mitglieder sprechen stehend an
ihren Plätzen. Für die Berichterstatter stehen be-
sondere Plätze zur Verfügung.
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Art. 64. Die Redner sollen sich an den Gegen-
stand der Beratung halten. Entfernt sich ein Red-
ner allzusehr vom Gegenstande der Beratung, so
soll ihn der Präsident zur Sache mahnen: bleibt eine
zweimalige Mahnung erfolglos, so ist der Rat anza-
fragen, ob dem Redner für die fernere Verhandlung
das Wort entzogen werden solle; der Rat ent-
scheidet hierüber sofort ohne Diskussion.

Die Redner sollen Wiederholungen vermeiden.
Wird diese Vorschrift nicht beachtet, so wird sinn-
gemäss nach Absatz 1 verfahren.

Art. 65. In der Regel darf ein Redner nicht
länger als dreissig Minuten sprechen; für die Ein-
räumung einer längere Redezeit bei besonders
wichtigen Geschäften bedarf es eines Beschlusses
des Rates.

Art. 66. Wird während der Beratung ein Ord-
nungsantrag gestellt, so wird die Beratung in der
Hauptsache bis zur Erledigung des Ordnungsan-
trages unterbrochen.

Art. 67. Wird eine Motion oder ein Postulat
weder vom Bundesrate noch von einem Mitgliede
des Rates bekämpft, so dürfen nur der erste Unter-
zeichner und der Bundesrat .das Wort ergreifen.

Art. 68. Wenn das Wort nicht mehr verlangt ,
wird, erklärt der Präsident die Beratung für ge-
schlossen. Nach Schluss der Beratung darf das Wort
nicht mehr erteilt werden.

Art. 69. Nachdem sämtliche gedruckten und
ausgeteilten Anträge begründet worden sind, die '.
Fraktionen Gelegenheit zur Darlegung ihrer An-
sichten gehabt und drei Redner über den zu be-
ratenden Gegenstand gesprochen haben, befragt der i
Präsident von sich aus den Rat Tiber den Schluss
der Beratung.
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Die Beratung wird geschlossen, wenn zwei Drit-
tel der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder
dies beschliessen.

Wird der Antrag auf Schluss der Beratung ab-
gelehnt, so kann der Präsident Tiber diesen Antrag
von neuem abstimmen lassen, sobald es ihm tunlich
erscheint.

B. Kommissionsvorlagen.

Art. 70. In der Regel wird zuerst die Eintretens-
frage behandelt und alsdann zur artikel- oder ab-
schnittweisen Beratung übergegangen.

Art. 71. Die Kommission erstattet ihren Bericht
mündlich oder schriftlich (Art. 53).

Art. 72. Stimmen die Anträge der Kommission
mit denen des Bundesrates oder des Ständerates
ùberein, so soll sich in der Regel, sofern in der
Kommission keine Meinungsverschiedenheiten be-
stehen, die mündliche Berichterstattung auf die
Stellung des Antrages beschränken. Der Antrag
kann auch schriftlich gestellt werden und wird in
diesem Falle vom Präsidenten dem Rate zur Kennt-
nis gebracht. Es wird sofort die Diskussion er-
öffnet.

Art. 73. Jedes Mitglied hat das Recht, Abiinde-
rungs-, Zusatz- oder Streichungsanträge zu stellen.
Sie sind dem Präsidenten schriftlich einzureichen
und müssen auf Verlangen der Kommission an diese
zur Vorberatung gewiesen werden.

Art. 74. Nach Schluss der artikel- oder ab-
schnittweisen Beratung kann jedes Mitglied bean-
tragen, auf einzelne bestimmt zu bezeichnende Ar-
tikel oder Abschnitte zurückzukommen. Eine kurze
Begründung des Wiedererwiigungsantrages und eines
Gegenantrages ist gestattet; der Rat entscheidet
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ohne weitere Diskussion. Wird der Antrag ange-
nommen, so wird der betreffende Artikel oder Ab-
schnitt nochmals beraten.

Art. 75. Nach Schluss der Beratung kann der
Rat die Vorlage zur Revision und Bereinigung des
Textes an die Kommission zurückweisen. Die Riick-
weisung muss erfolgen, wenn die Kommission es
verlangt.

Wenn nichts anderes beschlossen wird, gehen die
Entwürfe zu Bundesgesetzen oder allgemein ver-
bindlichen Bundesbeschlüssen an die Redaktions-
kommission (Art. 8 des Bundesgesetzes über den
Geschäftsverkehr).

Art. 76. Ueber jede Vorlage findet nach Schluss
der Beratung eine Gesamtabstimmung und nach Be-
gleichung allfülliger Differenzen mit dem Ständerat
sowie endgültiger Bereinigung der Redaktion eine
Schlussabstimmung statt.

VII. Abstimmungen.
Art. 77. Vor der Abstimmung gibt der Präsi-

dent eine kurze Uebersicht über die gestellten An-
träge und legt dem Rate seine Vorschläge über die
Fragestellung und die Reihenfolge der Fragen für
die Abstimmung vor. Allfällige Einwendungen ge-
gen diese Vorschläge werden sofort erledigt.

Art. 78. Die Unterabänderungsanträge sind vor
den Abänderungsanträgen und diese vor den Haupt-
anträgen zur Abstimmung zu bringen.

Sind mehr als zwei Hauptanträge gestellt wor-
den, so werden sie nebeneinander zur Abstimmung
gebracht, wobei jedes Mitglied nur für einen dersel-
ben stimmen darf. Hat keiner die absolute Mehrheit
der Stimmenden erhalten, so wird darüber abge-
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stimmt, welcher von den zwei Anträgen, die am we-
nigsten Stimmen auf sich vereinigt haben, aus der
Abstimmung zu fallen habe. Sodann wird in glei-
cher Weise zwischen den iihrigbleibenden Anträgen
abgestimmt, bis einer die absolute Mehrheit erhält.

Art. 79. Ist eine Abstimmungsfrage teilbar, so
muss getrennt abgestimmt werden, wenn dies von
einem Ratsmitglied verlangt wird. Bei zusammen-
gesetzten Anträgen. soll stets über die einzelnen
Teile abgestimmt werden.

Art. 80. Kein Mitglied kann zur Stimmabgabe
verhalten werden. Für die Berechnung des Mehrs
ist die Zahl der Stimmenden massgebend.

Art. 81. Die Stimmabgabe erfolgt durch Auf-
stehen oder unter \amensaufruf.

Art. 82. Die Stimmenzähler konstatieren bei jeder
Abstimmung Mehrheit oder Minderheit. Im Zweifels-
falle oder auf Verlangen zählen sie die Stimmen.
Bei Schlussabstimmungen muss dies geschehen.

Art. 83. Die Abstimmung findet unter Namens-
aufruf statt, sobald dies von dreissig Mitgliedern
verlangt oder vom Präsidenten angeordnet wird.

Der Präsident setzt den Wortlaut der Stimm-
abgabe fest; die Mitglieder antworten von ihren
Plätzen aus. Die Stimmabgabe oder Stimmenthal-
tung der einzelnen Mitglieder wird in das Protokoll
eingetragen. Als Stimmende dürfen nur die Mitglie-
der gezählt werden, die unmittelbar nach Verlesung
ihres Namens die Stimme abgegeben haben.

Art. 84. Der Präsident stimmt nicht mit. Bei
Stimmengleichheit fällt ihm der Stiehentscheid zu;
in diesem Falle kann er seine Stimmabgabe begriün-
den.
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VIII. Wahlen.
Art. 85. Die Wahlen werden schriftlich und ge-

heim nach dem Grundsatze des absoluten

Die Stimmenzähler und die Kommissionen, deren
Wahl dem Rate obliegt, werden nach dem Listen-
skrutinium gewählt.

Bei Berechnung des absoluten Meters fallen leere
und ungültige Stimmzettel ausser Betracht.

Art. 86. Von den Stimmenzählern werden für
jeden Wahlgang Stimmzettel mit besonderer Farbe
und besonderem Aufdruck an die Mitglieder aus-
geteilt. Die Zahl der ausgeteilten und eingelangten
Stimmzettel wird von den Stimmenzählern festge-
stellt und vom Präsidenten dem Rate zur Kenntnis
gebracht: nach dieser Mitteilung dürfen keine wei-
tern Stimmzettel angenommen werden. Uebersteigt
die Zahl der eingelangten die der ausgeteilten
Stimmzettel, so wird der Wahlgang als nichtig er-
klärt, und es hat ein neuer stattzufinden.

Art. 87. Das von den Stimmenzählern ermittelte
Wahlergebnis wird vom Präsidenten dem Rate ver-
kündet.

Art. 88. Die beiden ersten Wahlgänge sind ganz-
licli frei. Nach dem zweiten Wahlgange dürfen
keine neuen Kandidaten in die Wahl kommen.

Im dritten und in den folgenden Wahlgängen
fallen der oder die Kandidaten aus der Wahl, die
die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt haben.
Sollten in einem Wahlgang ein Kandidat das rela-
tive Mehr, alle übrigen aber eine gleiche, geringere
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet eine besondere
Abstimmung darüber, welcher von diesen Kandi-
daten aus der Wahl zu fallen hat. In diesem Wahl-
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gang ist auf den Stimmzettel der Name des Kandi-
daten zu setzen, der aus der Wahl fallen soll.

Ar t. 89. Verteilen sich in zwei aufeinander-
folgenden Wahlgängen die Stimmen gleichmässig
auf mehr als zwei Kandidaten, so wird der, der aus
der Wahl fallen soll, durch das Los bezeichnet.

Art. 90. Bleiben nur zwei Kandidaten in der
Wahl, und erhalten sie in zwei aufeinanderfolgenden
Wahlgängen die gleiche Stimmenzahl, so wird durch
das Los entschieden, welcher von beiden gewählt ist.

Art. 91. Der Präsident beteiligt sich bei den
Wahlen wie jedes andere Mitglied; ihm fällt die
Ziehung des Loses zu.

Art. 92. Durch die Vornahme der Wahlen soll
die Beratung der übrigen Geschäfte keine Verzöge-
rung erleiden.

IX. Schlussbestimmung.
Dieses Reglement tritt an Stelle des Reglemen-

Tes vom 5. Juni 1903. Es tritt sofort in Kraft.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, den 17. Dezember 1920.

Der Präsident:
Garbani -Nerini.

Der Protokollführer:
Steiger.

13
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X.
Geschäftsreglement des Ständerats.

(Vom 14. Dezember 1927.)

Erster Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Der Nationalrat und der Stiinderat ver-
sammeln sich zur ersten Abteilung der ordentlichen
Session der Bundesversammlung am ersten Montag
des Monats Dezember, zur zweiten Abteilung der-
selben Session am ersten Montag des Monats Juni
des folgenden Jahres.

Sie werden ausserordentlich einberufen durch
-Beschluss des Bundesrates oder wenn ein Viertel
der Mitglieder des Nationalrates oder fünf Kantone
es verlangen.

Art. 2. Die Mitglieder des Ständerates werden
zu jeder Versammlung durch Einladungsschreiben
des Bundesrates einberufen. Vor Beginn jeder Ta-
gung wird ihnen das Verzeichnis aller bei den eid-
genössischen Kammern hüngigen Geschäfte zuge-
stellt.

Art. 3. Der Stiinderat nimmt Kenntnis von den
Mitteilungen der Kantone über die Wahlen in den
Ständerat. Die neugewählten Mitglieder werden so-
dann durch Ableistung des Eides oder des Gelöb-
nisses in Pflicht genommen.
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Die vom Protokollführer zu verlesende Eides-
oder Gelöbnisformel lautet:

«Ich schwöre vor Gott dem Allmächtigen, l die Ver
«Ich gelobe, 	 I

fassung und Gesetze des Bundes treu zu halten, die
Einheit, Kraft und Ehre der schweizerischen Nation
zu wahren, die Unabhängigkeit des Vaterlandes, die
Freiheit und die Rechte des Volkes und der Bürger
zu schützen und zu schirmen, sowie alle mir über-
tragenen Pflichten gewissenhaft zu erfüllen."

Nach Verlesung der Formel, die der Rat stehend
anhört, sprechen die neugewühlten Mitglieder mit
erhobener Rechten die Worte: „Ich schwöre es" oder
..Ich gelobe es."

Ein Mitglied, das Eid oder Gelöbnis verweigert,
darf an den Verhandlungen nicht teilnehmen.

Solange die Mitglieder des Rates ihr Mandat
ohne Unterbrechung beibehalten, sind sie bei ihrer
Wiederwahl von der Leistung des Eides oder Ge-
löbnisses enthoben.

Art. 4. Für die erste Sitzung einer Tagung wird
die Eröffnungsstunde im Einladungsschreiben fest-
gesetzt. Im übrigen beginnen in der Regel die
Sitzungen in der Zeit vom 1. Mai bis 31. Oktober
um 8 Uhr, in der Zeit vom 1. November bis 30. April
um 9 Uhr.

Art. 5. Die Mitglieder sind verpflichtet, den
Sitzungen des Rates regelmässig beizuwohnen. Wenn
sie verhindert sind, so müssen sie den Präsidenten
davon in Kenntnis setzen.

Art. 6. Zur Fassung gültiger Beschlüsse und zur
Vornahme von Wahlen ist die Anwesenheit von
mindestens dreiundzwanzig Mitgliedern des Rates
erforderlich.
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Art. 7. Beim Beginn jeder einzelnen Sitzung
findet der Namensaufruf statt.

Die Namen der Abwesenden werden im Protokoll
vorgemerkt.

Zur Feststellung der Beschlussfähigkeit des Ra-
tes kann der Vorsitzende auch während einer Sit-
zung einen Namensaufruf anordnen.

Art. B. Die Mitglieder wohnen den Sitzungen in
dunkler Kleidung bei.

Zweiter Abschnitt.

Bureau.

Art. 9. Der Rat wählt bei Beginn jeder ordent-
lichen Session aus seiner Mitte einen Präsidenten,
einen Vizepräsidenten und zwei Stimmenzähler.

Wird die Stelle des Präsidenten oder Vizeprä-
sidenten vor Beginn der zweiten Abteilung der or-
dentlichen Session frei, so findet eine Neuwahl statt.
Stimmenzähler werden sofort. ersetzt.

Aus den Abgeordneten desjenigen Kantons. aus
welchem für eine ordentliche Session der Präsident
gewählt worden ist, kann für die nächstfolgende
ordentliche Session weder der Präsident noch der
Vizepräsident gewählt werden.

Abgeordnete des gleichen Kantons können nicht
während zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden or-
dentlichen Sessionen die Stelle eines Vizepräsiden-
ten bekleiden.

Art. 10. Der Präsident, der Vizepräsident und
die zwei Stimmenzähler bilden das Bureau.

Bei Wahlen und Abstimmungen im Bureau zählt
bei Stimmengleichheit die Stimme des Präsidenten
doppelt.
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Art. 11. Vor Beginn jeder Session versammelt
der Präsident das Bureau zur Festsetzung der Liste
der zur Behandlung in der Session vorgesehenen Ge-
schäfte und der Reihenfolge ihrer Beratung.

Der Präsident wird sich mit dem Nationalrats-
präsidenten hierüber verständigen.

Die Vorschläge des Bureaus, sowie die Tages-
ordnung der ersten Sitzung werden den Mitgliedern
des Rates vor Beginn der Session zugestellt.

Art. 12. Der Präsident wacht über die genaue
Befolgung des Reglementes und über die Ordnung
und den Anstand in der Versammlung.

Art. 13. Der Präsident gibt von sämtlichen an
den Ständerat gerichteten Schreiben und Eingaben
der Versammlung im Laufe der Sitzung oder spate-
stens in der ersten Sitzung nach deren Empfang
Kenntnis.

Art. 14. Am Schlusse jeder Sitzung zeigt der
Präsident die Tagesordnung der folgenden an; sie
wird an die Mitglieder des Rates ausgeteilt und im
Sitzungssaal angeschlagen.

Von Zeit zu Zeit gibt der Präsident dem Rat
einen Ueberblick über den Stand der Geschäfte.

Art. 15. Der Präsident hat' dafür zu sorgen, dass
vor jeder Session einzelne Kommissionen sich ver-
sammeln und ihre Berichte und Anträge vorbereiten,
so dass bei Beginn der ersten Sitzung genügend
spruchreife Traktanden vorliegen.

Art. 16. Der Vizepräsident übt die Verrichtungen
des Präsidenten aus, wenn dieser hieran verhin-
dert ist.

Art. 17. Wenn der Präsident und der Vizepräsi-
dent an .der Geschäftsleitung verhindert sind, so hat
der abgetretene Präsident, allenfalls dessen unmit-



— 203 —

telbarer Vorgänger im Amt, als stellvertretender
Präsident zu amten.

Art. 18. Die Stimmenzähler ermitteln das Ergeb-
nis jeder Abstimmung. Der Präsident teilt es der
Versammlung mit.

Art. 19. Zwischen den Tagungen sorgt der Prä-
sident für die Vertretung des Rates und in dring-
lichen Fällen bestellt das Bureau Kommissionen zur
Vorberatung von Geschäften.

Dritter Abschnitt.

Kanzlei.
Art. 20. Als Protokollführer amtet der Bundes-

kanzler oder einer seiner Stellvertreter. Ihm wird
ein Uebersetzer beigegeben, der vom Bundesrat be-
stellt wird.

Die Bundeskanzlei besorgt die Kanzleigeschäfte
beim Ständerat gemäss Art. 6 des Bundesgesetzes
betreffend die Organisation der Bundeskanzlei. Sie
sorgt für die Bedienung des Rates und der Kommis-
sionen durch die nötige Zahl von \Veibeln.

Art. 21. Für jede Sitzung wird ein Protokoll in
deutscher und französischer Sprache geführt. Es soll
alle Verhandlungen der Sitzung erwähnen und die
Beratungsgegenstände, sowie alle Anträge mit kur-
zer wesentlicher Motivierung, die gefassten Ent-
scheidungen und, sofern Zählung stattgefunden hat,
auch die Stimmenzahl enthalten.

Wenn der Rat beschliesst, die Verhandlungen
Tiber andere Gegenstände als Bundesgesetze und all-
gemein verbindliche Bundesbeschlüsse stenogra-
phisch aufzunehmen, so bestimmt er gleichzeitig, eh
die Uebertragung des Stenogramms in das stenogra-
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phische Bulletin aufgenommen oder lediglich dem
Protokoll beigefügt werden soll. In allen Fällen, wo
die Verhandlungen stenographisch aufgenommen
werden, ist im Protokoll hierauf zu verweisen; im
Protokoll werden dann nur die zur Abstimmuno . ge-
langenden Anträge und das Ergebnis der Abstim-
mungen vorgemerkt.

Art. 22. Jedem Redner ist die Uebertragung des
Stenogramms während einer kurzen Frist zur An-
bringung stilistischer Verbesserungen zur Verfügung
zu stellen.

Art. 23. Das Bureau erledigt befürderlich An-
stände über die Richtigkeit der Uebertragung des
Stenogramms.

Art. 24. Das Protokoll jeder Sitzung soll wah-
rend des folgenden Tages im Sitzungssaale aufliegen.
Einsprachen sind während der Dauer der Auflage
anzubringen; bei Nichtberücksichtigung durch den
Protokollführer entscheidet über die Einsprachen
das Bureau unter Vorbehalt der Berufung an den
Rat.

Die Protokollberichtigungen künnen sich nur auf
die Fassung, auf Irrtümer oder Auslassungen bezie-
hen. Niemals darf unter dem Vorgeben einer Pro-
tokollberichtigung eine Schlussnahme des Rates ge-
ä ndert werden.

Nach Ablauf der Auflagefrist und Erledigung der
Einsprachen wird das Protokoll vom Präsidenten
und Protokollführer als genehmigt unterzeichnet.

Art. 25. Das Protokoll der letzten Sitzung einer
Session wird ohne vorgängige Auflage vom Präsi-
denten genehmigt.

Art. 26. Soweit die Verlesung von Aktenstücken
angeordnet wird, erfolgt sie durch den Protokoll-
führer oder den Uebersetzer. Die Berichte und An-
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träge der Kommissionen werden von den Bericht-
erstattern vorgetragen.

Art. 27. Alle in einer der drei Nationalsprachen
gestellten Anträge werden der Versammlung in
deutscher und französischer Sprache mitgeteilt.

Vierter Abschnitt.

Oeffentlichkeit der Verhandlungen.

Art. 28. Die Sitzungen des Ständerates sind in
der Regel öffentlich.

Art. 29. Den Zuhörern stehen Tribünen zur Ver-
fügung. Sie haben sich ruhio . zu verhalten und jede
Aeusserung von Beifall und Missbilligung zu unter-
lassen.

\Ver dieser Vorschrift zuwiderhandelt, kann auf
Befehl des Präsidenten entfernt werden.

Art. 30. Den Vertretern der Presse sind beson-
dere 'fribiinen eingeräumt. Die Zulassung zur Jour-
nalistentribüne ist an den Besitz einer Ausweiskarte
geknüpft, die von der Journalistenorganisation aus-
gestellt wird. Im Falle von Meinungsverschieden-
heiten Tiber die Gewährung oder den Entzug der
Karte entscheidet das Bureau des Rates.

Die zur Veröffentlichung geeigneten Druck-
sachen werden den Vertretern der Presse zugestellt.

Art. 31. Entsteht Unordnung oder Lärm auf den
Tribünen, so lässt sie der Präsident nach erfolgloser
Mahnung räumen. Die Sitzung wird unterbrochen,
bis der Befehl vollzogen ist.

Art. 32, Ein Antrag auf geheime Beratung kommt
nur dann zur Behandlung, wenn er von fünf Mitglie-
dern des Rates unterstützt oder vom Bundesrate ge-
stellt wird.
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Art. 33. Vor der Beratung über die Frage, ob
eine geheime Sitzung zu halten sei, haben sich die
Zuhörer und die Vertreter der Presse zu entfernen.
Wird geheime Beratung beschlossen, so sind die Mit-
glieder verpflichtet, über die Verhandlungen Still-
schweigen zu beobachten.

Fünfter Abschnitt.

Gegenstände der Beratung.

Art. 34. Die Beratungsgegenstände gelangen an
den Ständerat:

1. durch Ausübung des Vorschlagsrechtes (Ini-
tiative) gemäss Art. 93 der Bundesverfassung;

2. durch Botschaften oder Berichte des Bundes-
rates;

3. durch Motionen, Postulate oder Interpellatio-
nen;

4. durch Mitteilungen des Nationalrates;
5. durch Beschwerden oder Petitionen.
Art. 35. Vorschläge der Kantone gemäss Art. 93.

Abs. 2, der Bundesverfassung, sowie Beschwerden
werden erst nach vorgängiger Berichterstattung des
Bundesrates behandelt.
• Art. 36. Die Botschaften und Berichte des Bun-
desrates werden, falls nicht aus besondern Gründen,
z. B. wegen Dringlichkeit, sofortiges Eintreten be-
schlossen wird, an Kommissionen gewiesen und erst
auf Grund ihrer Berichterstattung in Beratung ge-
zogen.

Art. 37. Motionen sind Anträge, die den Bundes-
rat beauftragen, einen Gesetzes- oder Beschlusses-
entwurf vorzulegen, oder die ihm sonst verbindliche
Weisungen erteilen.
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Postulate sind Anträge, die den Bundesrat ein-
laden, Bericht zu erstatten oder Anträge zu stellen.

Die erheblich erklärten Motionen werden dem
Nationalrate überwiesen.

Art. 38. Motionen und Postulate sind schriftlich
und unterzeichnet dem Präsidenten einzureichen, der
sie dem Rate zur Kenntnis bringt.

Sie werden in einer spiitern Sitzung behandelt.
sofern nicht der Rat mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Anwesenden sofortige Behandlung be-
schliesst.

Stehen Motionen oder Postulate mit einem bei
den Räten anhängigen Beratungsgegenstand in Zu-
sammenhang, so sind sie in der Regel mit diesem zu
erledigen und gleich gewöh nlichen Anträgen zu be-
handeln.

Art. 39. Jedes Ratsmitglied ist befugt, vom Bun-
desrate über jeden die Angelegenheiten des Bundes
betreffenden Gegenstand durch Interpellation Aus-
kunft zu verlangen.

Art. 40. Interpellationen sind dem Präsidenten
schriftlich und unterzeichnet einzureichen und müs-
sen durch mindestens drei Mitglieder des Rates
unterstützt sein. Der Präsident gibt dem Rate und
dem Bundesrate von der Interpellation Kenntnis und
bringt, falls der Bundesrat nicht die sofortige Be-
antwortung vorzieht, (lie Verhandlung auf die Tages-
ordnung einer der nächsten Sitzungen.

Der Interpellant begründet seine Interpellation,
die vom Vertreter des Bundesrates beantwortet
wird. Der Interpellant kann hierauf erklären, ob er
durch die erhaltene Auskunft befriedigt sei oder
nicht. Eine weitere Diskussion findet nur statt.
wenn dies vom Rate beschlossen wird.
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Sechster Abschnitt.
Kommissionen.

Art. 41. Der Rat bestimmt auf Antrag des Präsi-
denten die Zahl der Mitglieder der Kommissionen.
Vorbehalten bleibt Art. 29 des Bundesgesetzes vom
9. Oktober 1902 über den Geschäftsverkehr zwischen
den Räten.

Art. 42 1). In der ersten Dezembertagung jeder
Legislaturperiode wählt der Rat für die Dauer der
Legislaturperiode folgende ständige Kommissionen:

1. die Finanzkommission;
2. die Kommission für Zolltarif und Handelsver-

träge;
3. die Alkoholkommission;
4. die Eisenbahnkonzessionskommission;
5. die Bundesbahnkommission;
6. die Petitionskommission.
Auch andere Kommissionen können für die ganze

Dauer der Legislaturperiode bestellt werden.
Kein Mitglied des Rates darf ein und derselben

ständigen Kommission mit Ausnahme der Kommis-
sion für Zolltarif und Handelsverträge länger als
sechs Jahre ununterbrochen angehören.

Die aus einer ständigen Kommission auf Grund
von Abs. 3 ausscheidenden Mitglieder sind während
drei Jahren nicht wieder wählbar.

Art. 43. Im übrigen bestellt der Rat die Kom-
missionen entweder selber durch geheime Wahl oder
er überlässt ihre Bestellung dem Bureau.

Bei allen Kommissionswahlen wird zuerst die
Kommission gewählt, nachher in besonderem Wahl-
gang aus den Gewählten der Präsident. Die Finanz-
kommission bezeichnet ihren Präsidenten selbst.

') Abgeändert durch Beschluss von 7. Dezember 1928 (AS. 44, 813).
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Wenn das Bureau die Kommission bestellt, so ist
das erstbezeichnete Mitglied Präsident der Kommis-
sion.

Art. 44. Treten zwischen zwei Tagungen Mit-
glieder einer vom Rate gewählten Kommission aus.
und erweist sich der Zusammentritt dieser Kommis-
sion vor Beginn einer neuen Session als dringlich,
so wird das Bureau die Ergänzung der Kommission
lind, sofern eines der austretenden Mitglieder Präsi-
dent der Kommission war, die Neubestellung des
Präsidiums vornehmen.

Art. 45. Bei Abstimmungen stimmt der Präsident
der Kommission mit. Ergibt sich Stimmengleichheit,
so zählt die Stimme des Präsidenten doppelt.

Art. 40. Die Kommissionen können zu ihren Be-
ratungen Sekretäre beiziehen, die gleichzeitig die
Uebersetzungen besorgen.

Art. 47. Die Kommissionen bezeichnen den oder
die Berichterstatter.

Sobald die Kommission zur Berichterstattung be-
reit ist, hat sie dem Präsidenten des Rates hiervon
Kenntnis zu geben.

Die Kommissionsanträge sollen in der Regel vor
der Verhandlung den Mitgliedern des Rates zuge-
stellt werden.

Siebenter Abschnitt.

Beratung.
Art. 48. Die Mitglieder, die zu einem in Be-

ratung liegenden Gegenstande sprechen wollen, ha-
ben sich bei dem Präsidenten zu melden. Die MeI-
dnng zum Worte kann erst nach Eröffnung der Be-

14
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ratung stattfinden. Kein Mitglied darf sprechen,
ohne das Wort erhalten zu haben.

Art. 49. Die Berichterstatter der Kommissionen
erhalten zuerst das Wort, sodann die Mitglieder der
Kommissionen, und hierauf wird die allgemeine Bc
ratung eröffnet.

Art. 50. Der Präsident erteilt das Wort in der
Reihenfolge der Anmeldungen.

Das Wort ist ausserhalb der Reihenfolge zu er-
teilen, wenn ein Mitglied des Rates die Beachtung
des Reglements verlangt, einen Ordnungsantrag stel-
len oder auf eine persönliche Bemerkung antworten
will. Ist ein Ordnungsantrag gestellt, so wird die
Beratung in der Hauptsache bis zur Erledigung des
Ordnungsantrages unterbrochen.

Art. 51. Wünscht der Präsident sich an der Be-
ratung zu beteiligen, so hat er vom Vizepräsidenten
das Wort zu verlangen, der dies dem Rat zur Kennt-
nis bringt und ihm der Reihenfolge nach das Wort
urteilt. Während der Präsident spricht, führt der
Vizepräsident den Vorsitz.

Art. 52. Entfernt sich ein Redner allzusehr vom
Gegenstande der Beratung, so soll ihn der Präsident
zur Sache mahnen. -

Art. 53. Wenn das Wort nicht mehr verlangt
wird, erklärt der Präsident die Beratung für ge-
schlossen. Nach Schluss der Beratung darf das
Wort nicht mehr erteilt werden.

Art. 54. Wenn ein Redner den parlamentarischen
Anstand verletzt, namentlich wenn er sich beleidi-
gende Aeusserungen erlaubt, so hat ihn der Präsi-
dent zur Ordnung zu rufen. Erhebt der Redner
Einsprache gegen den Ordnungsruf, so entscheidet
der Rat.
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Art. 55. Bei Kommissionsvorlagen wird in der
Regel zunächst die Eintretensfrage behandelt. Ist
das Eintreten beschlossen, so folgt die artikelweise
Beratung, sofern der Rat nicht beschliesst, die Vor-
lage abschnittweise oder in ihrer Gesamtheit zu be-
raten.

Art. 56. Jedes Mitglied hat das Recht. Abände-
rungs-, Zusatz- oder Streichungsantrüge zu stellen.
Sie sind dem Präsidenten schriftlich einzureichen.

Art. 57. Nach Schluss der artikel- oder abschnitt-
weisen Beratung kann jedes Mitglied beantragen,
auf einzelne bestimmt zu bezeichnende Artikel oder
Abschnitte zurückzukommen. Eine kurze Begrün-
dung des Wiedererwägungsantrages und eines Ge-
genantrages ist gestattet; der Rat entscheidet ohne
weitere Diskussion. Wird der Antrag angenommen,
so wird der betreffende Artikel oder Abschnitt noch-
mals beraten.

Art. 58. Nach Schluss der Beratung kann der
Rat die Vorlage zur Revision und Bereinigung des
Textes an die Kommission zurückweisen. Dies muss
geschehen, wenn die Kommission es verlangt.

Art. 59. Hat eine artikel- oder abschnittweise
Beratung stattgefunden, so wird nach deren Be-
endigung über das Ganze abgestimmt.

Die Mitglieder des Rates sind berechtigt, vor die-
ser Abstimmung ihre Stimmabgabe oder ihre Stimm-
enthaltung kurz zu begründen.

Art. 60. Bei Beratung der Differenzen zwischen
beiden Räten wird nur Tiber die einzelnen Diffe-
renzen entschieden; eine Abstimmung Tiber das
Ganze findet nicht statt.

Art. 61. Nach Schluss der Beratung in beiden
Ritten gehen die Gesetze und allgemein verbind-
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lichen Beschlüsse, sofern die Räte■ nichts anderes be-
schliessen, an die Redaktionskommission. Diese hat
den endgültigen deutschen und französischen Wort-
laut festzustellen, insbesondere die beiden Texte in
Uebereinstimmung zu bringen und Widersprüche for-
maler Art mit bestehenden Gesetzen zu beseitigen.
Zu sachlichen Aenderungen an den Schlussnahmen
der Räte ist sie nicht befugt.

Art. 62. Der bereinigte Wortlaut geht sodann an
die beiden Räte zurück. Wird er von diesen über-
einstimmend gutgeheissen, so findet in jedem Rat
noch eine Schlussabstimmung statt.

Bei dieser Abstimmung findet Art. 59, Abs. 2,
ebenfalls Anwendung.

Achter Abschnitt.

Abstimmungen.
Art. 63. Vor der Abstimmung gibt der Präsident

eine kurze Uebersicht über die gestellten Anträge
und legt dem Rat seine Vorschläge über die Frage-
stellung und die Reihenfolge der Fragen für die Ab-
stimmung vor. Anfällige Einwendungen gegen diese
Vorschläge werden sofort èrledigt.

Art. 64. Die Unterabiinderungsantriige sind vor
den Abänderungsanträgen und diese vor den Haupt-
antrügen zur Abstimmung zu bringen.

Sind mehr als zwei Hauptanträge gestellt wor-
den, so werden sie nebeneinander zur Abstimmung
gebracht, wobei jedes Mitglied nur für einen stim-
men darf. Hat keiner die absolute Mehrheit der
Stimmenden erhalten, so wird darüber abgestimmt,
welcher von den zwei Anträgen, die am wenigsten
Stimmen auf sich vereinigt haben, aus der Abstim-
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mung zu fallen habe. Sodann wird in gleicher Weise
zwischen den iibrigbleibenden Anträgen abgestimmt.
bis einer die absolute Mehrheit erhält.

Art. 65. Ist eine Abstimmungsfrage teilbar, so
muss getrennt abgestimmt werden, wenn dies von
einem Mitgliede des Rates verlangt wird. Bei zu-
sammengesetzten Anträgen soll stets über die ein-
zelnen Teile abgestimmt werden.

Art. 66. Kein Mitglied kann zur Stimmabgabe
verhalten werden. Für die Berechnung des Mehrs ist
die Zahl der Stimmenden massgebend.

Art. 67. Die Stimmabgabe erfolgt durch Hand-
aufheben.

Art. 68. Die Stimmenzähler stellen bei jeder Ab-
stimmung die Zahl der Stimmen fest. -

Das Gegenmehr ist aufzunehmen, wenn der Prä-
sident es anordnet oder wenn es von einem Mit-
gliede verlangt wird.

- Art. 69. Die Abstimmung findet unter Namens-
aufruf statt, wenn mindestens zehn Mitglieder es ver-
langen.

Der Präsident setzt den Wortlaut der Stimm-
abgabe fest; die Mitglieder antworten von ihren
Plätzen aus. Die Stimmabgabe oder Stimmenthal-
tung der einzelnen Mitglieder wird im Protokoll ver-
merkt. Als Stimmende dürfen nur die Mitglieder ge-
zahlt werden, die unmittelbar nach Verlesung ihres
Namens die Stimme abgegeben haben.

Art. 70. Der Präsident stimmt nicht mit. Bei
Stimmengleichheit fällt ihm der Stichentscheid zu;
in diesem Falle kann er seine Stimmabgabe begrün-
den.
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Neunter Abschnitt.
Wahlen.

Art. 71. Die Wahlen werden schriftlich und ge-
heim nach dem Grundsatze des absoluten Mehrs vor-
genommen.

Die Kommissionen, deren Wahl dem Rate ob-
liegt, werden nach dem Listenskrutinium gewählt.

Bei Berechnung des absoluten Mehrs fallen leere
und ungültige Stimmzettel ausser Betracht.

Art. 72. Von den Stimmenzählern werden für
jeden Wahlgang Stimmzettel mit besonderer Farbe
und besonderem Aufdruck an die Mitglieder aus-
geteilt. Die Zahl der ausgeteilten und eingelangten
Stimmzettel wird von de n Stimmenzählern fest-
gestellt, vom Präsidenten dem Rate zur Kenntnis
gebracht und im Protokoll vermerkt; nach dieser
Mitteilung dürfen keine weitern Stimmzettel ange-
nommen werden. Uebersteigt die Zahl der eingelang-
ten die der ausgeteilten Stimmzettel, so wird der
Wahlgang als nichtig erklärt. und es hat ein neuer
stattzufinden.

Art. 73. Das Wahlergebnis wird vom Präsiden-
ten dem Rate verkündet.

Art. 74. Die beiden erstèn - Wahlgiinge sind gänz-
lich frei. Nach dem zweiten Wahlgang dürfen keine
neuen Kandidaten in die Wahl kommen.

Im dritten und in den folgenden Wahlgiingen
fallen der oder die Kandidaten aus der Wahl, die
die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt haben.
Sollten in einen Wahlgang ein Kandidat das rela-
tive Mehr, alle übrigen aber eine gleiche, geringere
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet eine besondere
Abstimmung darüber, welcher von diesen Kandi-
daten aus der Wahl zu fallen hat. In diesem Wahl-
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gang ist auf den Stimmzettel der Name des Kandi-
daten zu setzen, der aus der Wahl fallen soll.

Art. 75. Verteilen sich in zwei aufeinanderfol-
genden Wahlgängen die Stimmen gleichmässig auf
mehr als zwei Kandidaten, so wird der, der aus der
Wahl fallen soll, durch das Los bezeichnet.

Art. 76. Bleiben mir zwei Kandidaten in der
Wahl, und erhalten sie in zwei aufeinanderfolgenden
Wahlgängen die gleiche Stimmenzahl, so wird durch
das Los entschieden, welcher von beiden gewählt ist.

Art. 77. Der Präsident beteiligt sich bei den
Wahlen; ihm fällt die Ziehung des Loses zu.

Zehnter Abschnitt.
Uebergangsbestimmung.

Art. 78. Bei der Neubestellung der ständigen
Kommissionen findet Art. 42, Abs. 3. in der Weise
Anwendung, dass den Mitgliedern solcher Kommis-
sionen die Jahre angerechnet werden, während wel-
cher sic unmittelbar vor der neuen Legislaturperiode
der Kommission angehört haben.

Elfter Abschnitt.
Schlussbestimmung.

Art. 79. Dieses Reglement ersetzt dasjenige vom
27.  März 1903; es tritt auf 1. Januar 1928 in Kraft.

Also beschlossen vom Ständerat,
B e r n, den 14. Dezember 1927.

Der Präsident:
Dr. Emile Savoy.

Der Protokollführer:
Kæslin.
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Kommissionsantrage 26.
- Mitteilung an die Ver-

sammlung in deutscher
und französischer Spra-
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- Streichungsanträge 56.
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Anträge.
- Zusammengesetzte An-

träge, Teilung 65.
- Zusatzanträge 56.
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tung 55.
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48.
- Oeffentlichkeit 28.
- Ordnungsbestimmungen.

Vgl. dort.
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nen zur Revision und
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- Schluss der Beratung
53.
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- Ueberweisung der Vor-

lage an die Itedaktions-
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- Unterbrechung der Be-
ratung 50.
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Bureau. 9 bis 19.
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sidenten 10.
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sionen 19, 43.
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sung 30,
Wahl 9.
Zusammensetzung 10.

Vgl. auch Geschäfts-
verzeichnis.
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Eisenbahnkonzessionskom-
mission 42.
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chung 12.
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Tagungen 19.
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einigten 	 Bundesver -
sammlung (Geschäfts -
verkehrsgesetz) 41.
Mitglieder. 	 Ersetzung
zwischen den Tagungen
4.1.

- - \Vorlerteilung 49.
- Zahl 41.
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Vgl. Ordnungsbestim-
mungen.

Ordnungsantrag. Vgl. An-
träge.

Ordnungsbestimmungen.
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32, 33.
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Handhabung 12.
— Mahnung zur Sache 52.
— Ordnung: auf den Zuhö-

rertribünen 29, 31, 33.
— — in der Versammlung

12.
— Ordnungsruf 54.
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Ordnungsbestimmungen.
- - Einspracht 5-1.
- Unterbrechung der Sit-

zung wegen Unordnung
und Lärms 31.

Ordnungsruf. Vgl. Ord-
nungsbestimmungen.

Persönliche Bemerkung.
- Antwort auf - 50.
Petitionen 34.
Petitionskommission 42.
Plenarsitzungen. Vgl. Sit-

zungen.
Postulate.

Begriffsbestimmung 37.
Behandlung: im allge-
meinen 38.
- in Verbindung mit

einem andern Bern-
tun.gsgegenstand 38.

Beratungsgegenstand
- 34.

Einreichung 38.
Vgl. auch: Anträge.

räsident.
Abstimmungen: Ergeb-
nis, Bekanntgabe 18.
- Erläuterung der An-

träge 63.
- Festsetzung des

Wortlauts der Stimm-
abgabe bei nament-
licher Abstimmung 69.

-- im Bureau. Stimm-
abgabe 10.

- Stichentscheid bei
Stimmengleichheit 70.

Präsident.
- Bekanntgabe von Schrei-

ben und Eingaben an
den Bat 13.

- Beteiligung an der Be-
ratung 51.

- Beteiligung an denWah-
len 77.

- Erläuterung der An-
träge 63.

- Geschäftsreglement.
Handhabung 12.

- Geschäftsverzeichnis:
Festsetzung 11.
- Verständigung mit

dem Nationalratsprä-
sidenten 11.

- MIitgliederzahl der Iíom-
missionen. Antrag 41.

- Ordnung: in der Ver-
sammlung 12.

- - auf den Tribünen 31,
33.

- Protokoll: Unterzeich-
nung 21.

- - der letzten Sessions-
sitzung, Genehmi-
gung 25.

- Schreiben und Eingaben
an den Rat. Bekannt-
gabe 13.

- Stellvertretung 16, 17,
51.

- Tagesordnung. Bekannt-
gabe 14.

- Ueberblick Tiber den
Stand der Geschäfte 14.
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Präsident.
- Vorbereitung der Ge-

schäfte durch die Kom-
missionen 15.

- Vertretung des Rats
zwischen den Tagungen
19.

- Wahl 9.
- Wahlen: Stimmabgabe

77.
- - Ziehung des Loses

77.
- Wahlergebnisse. Mittei-

lung 73.
- Worterteilung 50.
- Zuhörertribünen. Auf-

rechterhaltung der Ord-
nung 29, 31.

Presse.
- Tribünen 30.
- - Räumung 31, 33.
- - Zulassung 30.
- Zustellung von Druck-

sachen 30.
Protokoll.
- Auflage 24.
- Berichtigungen 24.
- Einsprachen 2-4.

Führung 20, 21.
- Genehmigung 24.
- - des Protokolls vom

letzten Sessionstag 25.
- Inhalt 21, 69, 72.
- Stenographisches

Protokoll 21.
Uebersetzung 21.
Unterzeichnung 24.

Protokollführer. 20.
- Unterzeichnung des

Protokolls 24.
- Verlesung von Akten-

stücken 26.

Quorum. Vgl. Beschluss-
fähigkeit.

Redaktionskommission. 61.
Redeordnung.

Berichterstatter 49.
- Kommissionsmitglieder

49.
Meldung zum Wort -18.
Präsident. 	 Beteiligung
an der Beratung 51.
Worterteilung 48, 49, 50.
- ausser der Reihen-

folge 50.
Vgl. auch: Ordnungs-
bestimmungen; Redner.

Redner.
- Einsprache gegen den

Ordnungsruf 51.
- Wiedergabe der Reden.

Berichtigung 22.
- - Entscheid über An-

stände 23.
gl. auch: Abstim-

mungen; Ordnungs-
bestimmungen; Rede-
ordnung.

Sehlussbestimnnmg. 78.
Schreiben und Eingaben. 13.
Schweigepflicht. 33.
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Sekretäre.
Beiziehung zu Kommis-
sionssitzungen 46.

Sessionen.
- ordentliche 1.
- ausserordentliche 1.
Sitzungen.
- Abwesenheit, Verhinde-

rung, Anzeige an den
Präsidenten 5.

- Einladungsschreiben 2,
4.

- Eröffnungssitzung 1, 4.
- Eröffnungsstunde 4.
- Geheime Beratung 32,

33.
Kleidung, dunkle 8,

- Oeffentlichkeit 28.
- Unterbrechung bei Un-

ordnung oder Lärm 31.
- Verpflichtung, den Sit-

zungen beizuwohnen 5.
Vgl. auch: Ordnungsbc-
stimmungen; 	 Presse;
Zuhörer.

Sitzungsprotokolle. 	 Vgl.
Protokolle.

Ständige Kommissionen.
Vgl. Kommissionen.

Stenogramm. 21, 22.
- Anstände Tiber die Rich-

tigkeit 23.
Stenographische Aufnahme

der Verhandlungen. 21.
Stenographisches Bulletin.

21.
Stiehentscheid. 70.
Stimmabgabe. 67.

Stimmengleichheit. 	 Stich-
entscheid. 70.

Stimmenmehrheit, Berech-
nung. 66.

Stimmenthaltung. 59.
Stimmenzähler.
- Abstimmungen. 	 Fest-

stellung der Stimmen-
zahl 68.

- Austeilung der Stimm-
zettel. 72.

- Ermittlung des Abstim-
mungsergebnisses 18.

- Wahl 9.
Vgl. auch: Bureau; Ge-

schäftsverzeichnis.
Stimmzettel. 71, 72.

Tagesordnung,
- Anschlag, 	 Austeilung,

Bekanntgabe am Schluss
jeder Sitzung 14.

- der ersten Sitzung. Zu-
stellung an die Mitglie-
der 11.

Tagungen.
- ordentliche 1.
- ausserordentliche 1.
Traktandenliste. Vgl. Ge-

schüf tsverzeichnis.
Tribiinen. Vgl. Presse; Zu-

hörer.

L"ebergangsbestiuunung 78.
Uebersetzer.
- Bestellung 20.
- Verlesung von Akten-

stücken 26.
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Verhandlungen.
Oeffentlichkeit 28 bis 33.
VgL auch: Beratungen.

Vizepräsident.
— Vertretung: des Präsi-

denten 16, 51.
— — des Vizepräsidenten

17.
— Wahl 9.

Vgl. auch: Bureau.
Vorlagen. Vgl. Beratung;

Berichte; Botschaften;Ge-
genstände der Beratung.

Vorschläge der Kantone.
34, 35.

Vorschlagsrecht. 34.

Wahlen. 71-77.
— Absolutes Mehr, Be-

rechnung, Grundsatz 71.
— Entscheidung durch das

Los 75, 76.
— — Ziehung des Loses

durch den Präsiden-
ten 77.

— Listenwahl 71.

Wahlen.
— Präsident: Beteiligung

bei Wahlen im Bureau
10.

— — Beteiligung bei Wah-
len im Rat 77.

— des Bureaus 9.
— der Kommissionen 19,

42, 43, 71.
— des Präsidenten 9.
— Wahlergebnis. Verkün-

dung 73.
— Wahlgänge, mehr als

zwei, Ausschaltung von
Kandidaten 74.

— — Nichtigkeit 72.
Wahlen in den Ständerat.
— Mitteilungen der Kan-

tone 2.
Zuhörer.
- Ordnungsbestimmungen

29,
- Tribünen 29.
— — Räumung bei Unord-

nung oder Lärm 31.
— — Räumung bei gehei-

mer Beratung 33.
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XI.
Wahlreglement

für die Schweizerische Bundesversammlung.
(Vom 27. Januar 1859.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaf t,
in vereinigter Sitzung der beiden Räte nach

Art. 80 (nun 92) der Bundesverfassung,
beschliesst

folgendes Wahlreglement für die vereinigten Räte:
Art. 1. Das Wahlbureau besteht aus dem Prä-

sidenten, den vier I) Stimmenzählern des Nationalrates
lind den zwei Stimmenzählern des Ständerates.

Art. 2 2). 	
Die Wahl des Bundesrates und des Bundesge-

richtes 3) soll den Mitgliedern jeweilen drei Tage vor
der Wahlverhandlung selbst schriftlich angezeigt
Nverden.

Die Wahl von Kommissionen kann dem Bureau
iibertragen werden.

Art. 3 bis 14 2). 	
Also beschlossen von der schweiz. Bundesver-

sammlung,
B e r n, den 27. Januar 1859.

Der Präsident: Stehlin.
Der Protokollführer: Schiess.

Das Geschäftsreglement des Nationalrates von 1903 hat die Zahl de!
Stimmenzähler auf acht erhöht.

9 Seit Inkrafttreten des Bundesgesetzes vom 9. Oktober1902 über den
Geschäftsverkehr zwischen den eidg. Räten IArt.15: vgl. Seite 159) wird das
bei den Beratungen und Wahlen zu beobachtende Verfahren durch das Ge-
sch äftsreglement de s Nationalrates bestimmt. Die Art. 2, Abs. 1, und 3 bis
14 sind also ausser Kraft.

9 Gemäss Bundesgesetz von 13. Juni 1911 über die Kranken- und Un-
fallversicherung wählt die Bundesversammlung überdies das Eidgenössische
Versicherungsgericht.

15
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XII.
Reglement

iiber
den Verkehr der Bundeskanzlei mit den Kom-

missionen und Mitgliedern der
eidgenössischen Räte.
(Vom 5. November 1903.)

Der schweizerische Bundesrat,
in Ausführung von Art. 19, Alinea 3, des Bundes-

gesetzes über den Geschäftsverkehr, vom 9. Oktober
1902 (AS. n. F. 19, 386),

beschliesst:
§ 1. Der Aktenverkehr zwischen den Depar-

tementen und der Bundesversammlung geschieht
ausschliesslich durch Vermittlung des Drucksachen-
bureaus der Bundeskanzlei 1), welches eine besondere
Kontrolle darüber zu führen hat.

Für den Aktenverkehr gelten folgende nähere
Vorschriften:

A. Verkehr der Departemente mit dem Drucksachen-
bureau.

§ 2. Für die Bundesversammlung bestimmte Ak-
ten sind jeweilen in einem Dossier vereinigt, nume-
riert und mit einem Aktenverzeichnis versehen deal
Drucksachenbureau der Bundeskanzlei gegen Emp-

*) Die in diesem Reglement dem Drucksachenbureau der Bundeskanzlei
zugeschiedenen Arbeiten werden seit der Schaffung des Sekretariates der
Bundesversammlung von diesem besorgt.
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fangsbescheinigung zu übergeben. Das Verzeichnis
ist nach einem auf dem Drucksachenbureau erhält-
lichen Formular in zwei von dem betreffenden De-
partementschef zu unterzeichnenden Doppeln aus-
zufertigen, wovon das eine dem Dossier aufgeklebt
wird, das andere auf dem Departement verbleibt.

Wichtige Aktenstücke sind nicht
im Original, sondern bloss in Ab-
schrift. vorzulegen.

Pläne, die nicht in die Dossiers eingefügt wer-
den können, sind von den Departementen, unter
Kenntnisgabe an das Drucksachenbureau, welches
die Kommissionen verständigen wird, in dem betref-
fenden Kommissionszimmer oder einem andern hier-
für geeigneten Lokale aufzulegen resp. anzuschlagen
und nach Erledigung des Geschäftes, wiederum unter
Mitteilung an das Drucksachenbureau. von den De-
partementen selbst zuriickzuziehen.

§ 3. Bestehen für ein Geschäft keine besondern
Akten, so ist hiervon dem Drucksachenbureau von
dem betreffenden Departemente Mitteilung zu ma-

-chen.
§ 4. Nach Schluss der Session revidiert das

Drucksachenbureau sämtliche Akten. Diejenigen der
erledigten Geschäfte werden unter Mitwirkung der
Registratur der Bundeskanzlei ausgeschieden und je
nach ihrer Zugehörigkeit der Registratur der Bun-
deskanzlei oder den Departementen zugestellt, an
letztere gegen Quittung. Die Dossiers zu pendenten
Geschäften bleiben auf dem Drucksachenbureau in
Verwahrung.

Wünscht ein Departement die Akten eines Ge-
schäftes unmittelbar nach dessen Erledigung zurück-
zuerhalten, so hat es dies dem Drucksachenbureau
anzuzeigen.
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Die Abschiebung der Akten soll jeweilen eine
Woche nach Schluss der Session beendet sein.

B. Verkehr des Drucksachenbureaus mit der
Bundesversammlung.

5. Das Drucksachenbureau stellt die Akten, so-
bald tunlich, der Kommission desjenigen Rates zu,
bei welchem das betreffende Geschäft anhängig ist.

§ 6. Sobald eine Beschlussfassung erfolgt ist, hat
das Drucksachenbureau den betreffenden Dossier
beim Berichterstatter der Kommission zu erheben.
Es sorgt für sofortige Ilerbeischaffu ng allfällig man-
gelnder Aktenstücke.

Falls der Beschluss des andern Rates noch aus-
steht, so ist der Dossier spätestens am zw•eitfolgen-
den Tage der Kommission dieses Rates zuzustellen:
ist das Geschäft von beiden Räten erledigt, so gelten
die Bestimmungen des § 4 hiervor.

7. In allen auf den Aktenverkehr bezüglichen
Angelegenheiten sind die Mitglieder der Bundesver-
sammlung ausschliesslich an das Drucksachenbureau
zu weisen, welches anfällige Anfragen, Begehren um
Aktenergänzung etc. an die Departemente vermit-
teln wird.

B. Durch dieses Reglement werden die Bestim-
mungen betreffend den Aktènverkehr der Bundes-
versammlung, vom 10. November 1893, aufgehoben.

Bern, den 5. November 1903.
Im Namen des schweiz. Bundesrates,

Der Bundespräsident:
Deucher.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:
Ringier.
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XIII.
Regulativ

für die
Finanzkommissionen der eidgenössischen Räte.

(Vom 22. November 1907.)

Die Finanzkommissionen der eidgenössischen
Piite haben in bezug auf ihre Tätigkeit und ihren
Geschäftsverkehr mit der gemeinsamen Finanzdele-
gation der eidgenössischen Räte auf Grund der Art.
25 und 26 des Bundesgesetzes vom 9. Oktober 1902
über den Geschäftsverkehr zwischen Nationalrat,
Ständerat und Bundesrat und unter Aufhebung des
Regulativs vorn 17. April 1903 folgendes Regulativ
erlasssen:

Art. 1. Den Kommissionen liegt die Vorberatung
`der Voranschläge, Nachtragskreditbegehren und
Staatsrechnungen und die Berichterstattung hierüber
an die eidgenössischen Räte ob; die Ueberweisung
anderer Beratungsgegenstände an die Finanzkom-
missionen von seiten der Rate ist vorbehalten.

In den Geschäftskreis der Kommissionen fallen
nicht die Voranschläge und die Rechnungen der
Bundesbahnverwaltung und der Alkoholverwaltung.

Die Erstbehandlung der bimdesrätlichen Vor-
lagen durch die Kommissionen richtet sich nach der
Prioritätsverteilung in den Räten.

Art. 2. Jede Kommission wühlt für die Dauer
ihrer Amtsperiode einen Präsidenten und einen Vize-
präsidenten.
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Für denselben Zeitraum wählt jede Kommission
drei Mitglieder und drei Suppleanten in die gemein-
same Finanzdelegation.

Art. 3. Die Kommissionen gliedern sich je in
drei Sektionen; die einzelnen Abschnitte des Vor-
anschlages beziehungsweise der Staatsrechnung wer-
den nach Departementen und Kapiteln möglichst
gleichmässig in drei Abteilungen geteilt und jeder
der drei Sektionen eine zur Vorberatung zugewiesen.

Art. 4. Jede Kommission kann der Finanzdele-
gation spezielle Aufträge zur Untersuchung einzelner
Fragen, welche den Staatshaushalt betreffen, er-
teilen.

Art. 5. Ueber die Beratungen der Kommissionen
wird vom Sekretär der Finanzdelegation Protokoll
geführt.

Art. 6. Die Kommissionen nehmen anlässlich der
Behandlung des Voranschlag-es den Jahresbericht
der Finanzdelegation über deren Tätigkeit entgegen.

Bern, den 22. November 1907.

Namens der Finanzkommissiou
des Nationalrates:

A. Eugster.

Bern, den 22. November 1907.

Namens der Finanzkommission
des Ständerates:

Leumann.
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XIV.
Regulativ

für die
gemeinsame Finanzdelegation der

eidgenössischen Räte.
(Vom 25. September 1907.)

Die gemeinsame Finanzdelegation der eidgenös-
sischen Räte hat auf Grund der Art. 25 und 26 des
Bundesgesetzes vom 9. Oktober 1902 über den Ge-
schäftsverkehr zwischen Nationalrat. Ständerat und
Bundesrat und unter Aufhebung des Regulativs voni
17. April 1903 in bezug auf ihre Tätigkeit folgendes
Regulativ für die gemeinsame Finanzdelegation er-
lassen:

Art. 1. Der Finanzdelegation liegt die nähere
Prüfung und Ueberwachung des eidgenössischen Fi-
nanzhaushaltes, mit Ausschluss der Bundesbahnver-
waltung und der Alkoholverwaltung, ob.

Art. 2. Die Delegation bezeichnet aus ihrer Mitte
`je ein Mitglied des Nationalrates und ein Mitglied
des Ständerates zur Leitung der Geschäfte während
der dreijährigen Amtsdauer. Die Gewählten wech-
seln als Präsident und Vizepräsident jährlich ab; als
Präsident funktioniert jeweilen das Mitglied des Ra-
tes, dem die Priorität für die Behandlung des Vor-
anschlages zukommt.

Das Amtsjahr der Finanzdelegation beginnt mit
dem 1. Oktober und dauert bis 30. September des
folgenden Jahres, bzw. bis zur Neukonstituierung.

Art. 3. Ein Beamter des Finanzdepartementes
wird der Delegation im Einverständnis mit ihr vom
Finanzdepartemente zur Besorgung des Sekretaria-
tes zur Verfügung gestellt.
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Der Sekretär führt das Protokoll in den Sitzun-
gen der Delegation und besorgt die Ausfertigun
ihrer Schreiben.

Art. 4. Die Delegation gliedert sich in Sektionen
von je zwei Mitgliedern (ein Mitglied der national-
rötlichen und ein Mitglied der ständerätlichen Fi-
nanzkommission); die Suppleanten werden in glei-
cher Weise den einzelnen Sektionen zugewiesen.

Bei Verhinderung eines Mitgliedes wird vom
Präsidenten ein Suppleant desselben Rates und der
entsprechenden Sektion einberufen, und im Falle der
Verhinderung des entsprechenden Suppleanten ein
anderes Mitglied der Finanzkommission des betref-
fenden Rates.

Art. 5. Die Delegation versammelt sich viertel-
jährlich, und zwar in der Regel am zweiten Montag
des zweiten Monats des Kalenderquartals zu einer
dreitägigen Sitzung. Ausserordentliche Sitzungen
werden nach Bedürfnis angeordnet.

Art. 6. Die Delegation hat die Voranschläge und
die Staatsrechnungen einer regelmässigen und ein-
lässlichen Prüfung zu unterziehen. Im fernem übt
sie die Prüfung und Ueberwachung des eidgenössi-
schen Finanzhaushaltes (Art. 26 des Bundesgesetzes
über den Geschäftsverkehr) aus durch Revisionen des
Rechnungswesens der einzelnen Verwaltungen, wo-
bei ein angemessener Turnus zu beobachten ist,  und
durch Einsicht in die Revisionsprotokolle der eid-
genössischen Finanzkontrolle.

Art. 7. Die Arbeit der Delegation vollzieht sich
in erster Linie durch die Sektionen. Dieselben ver-
kehren nach ihrer Wahl direkt mit den Vorstehern
der Departemente, mit der Finanzkontrolle oder mit
den Chefs der Abteilungen der Departemente. Sie
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sind befugt, zu den Revisionen Beamte der Finanz-
kontrolle zuzuziehen.

Art. B. Die Sektionen berichten über ihren Be-
fund an die Delegation und stellen ihre Anträge
Tiber die weitere Behandlung.

Die Delegation behandelt die Sektionsberichte;
sie gibt von dem Befunde der Sektionen deni Fi-
nanzdepartemente und dem betreffenden Departe-
mente, eventuell auch dem Bundesrate Kenntnis und
begleitet ihre Mitteilungen  nötigenfalls mit ihren
Bemerkungen und Anträgen.

Art. 9. Handelt es sich uni Angelegenheiten, wel-
che den Räten vorliegen, so stellt die Delegation
ihre Anträge an die Finanzkommissionen.

Art. 10. Die Delegation kann auch Vorlagen des
Bundesrates an die Räte, ebenso Motionen, welche in
den Räten gestellt sind, in Beratung ziehen und ihre
Ansichtsäusserung oder ihre Anträge schriftlich oder
mündlich dem Bundesrate, den Finanzkommissionen
Oder den Kommissionen der Räte zur Kenntnis brin-
gen.

Art. 11. Für die Mitglieder der Delegation, wie
auch für deren Sekretär, für die zu den Arbeiten der
Delegation zugezogenen Bundesbeamten und für all-
füllig berufene Sachverständige besteht nach aussen
die Pflicht zur Verschwiegenheit in bezug auf alle
Wahrnehmungen.

Art. 12. Die Delegation erstattet über ihre Tä-
tigkeit alljährlich anlässlich der Behandlung des
Voranschlages Bericht an die Finanzkommissionen;
der Bericht ist im Bundesblatte zu veröffentlichen.

Bern, den 25. September 1907.
Namens der Finanzdelegatiou.

Der Präsident:
Leumann.
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XV.
Regulativ

der
ständigen Alkoholkommissionen des National-

und Ständerates und deren Delegation.
(Vom 10. Juli 1903.)

1. Die ständigen Alkoholkommissionen tagen in
der Regel vereinigt.

Bei den gemeinsamen Sitzungen haben Wahlen
immer, Abstimmungen bloss auf ausdrückliches Ver-
langen eines Mitgliedes nach Kommissionen getrennt
zu erfolgen.

2. Ordentlicherweise finden jeweils zwei gemein-
same Sitzungen statt, eine erste behufs Behandlung
des Geschäftsberichtes und der Rechnung und eine
zweite innerhalb den der Dezembersession voran-
gehenden zwei Monaten behufs Behandlung des
Voranschlages.')

3. Die gemeinsamen Sitzungen werden von dem
Präsidenten der Kommission desjenigen Rates gelei
tet, welchem in dem betreffenden Jahre die Priori-
tät für die Behandlung des Geschäftsberichtes der
Alkoholverwaltung zusteht. Ueber die Verhandlun-
gen und Beschlüsse wird ein summarisches Protokoll
geführt. Als Protokollführer amtet in der Regel der
Direktor der Alkoholverwaltung.

t) Ziffer 2 wurde an der gemeinsamen Sitzung der Alkoholkommissionen Tont
26./27. August 1924 wie obenstehend redigiert.
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4. Die ständigen Alkoholkommissionen wählen aus
ihrer Mitte bei .Beginn jeder Amtsperiode und für
die Dauer derselben eine Delegation, in welche jede
Kommission 3 Mitglieder abordnet und welche sich
selbst konstituiert. Delegationsmitglieder, welche
Während einer Amtsperiode ausscheiden, werden für
den liest derselben durch ihre Wahlbehürde ersetzt.

Mit Bezug auf Aufgabe und Geschäftsgang der
Delegation gelten die Bestimmungen der Ziffern 5
his 9 hiernach.

5. Die Aufgabe der Delegation besteht in der
Prüfung von Budget und Rechnung, in der Ueber-
Wacl nng• der gesamten Geschäftsführung der Alko-
holverwaltung (mit Ausschluss der Verwendung des
Alkoholzehntels) und in der daherigen Berichterstat-
tung an die ständigen Alkoholkommissionen. Zur
einlässlichen Prüfung der Rechnung bestellen die
ständigen Alkoholkommissionen alljährlich überdies
einen viergliedrigen Revisionsausschuss, in welchen
jede Kommission 2 Mitglieder abordnet.

6. Die Delegation hat das unbedingte und jeder-
zeitige Recht der Einsichtnahme in das Rechnungs-
wesen und in die Korrespondenz. Sie kann zu ihren
Beratungen den Direktor und den Adjunkten der
Alkoholverwaltung beiziehen. Für besondere Prü-
fungen und Untersuchungen ist ihr ausserdem das
nötige Personal zur Verfügung zu stellen: auch kann
sie zur Abklärung von Verhältnissen, deren Beur-
teilung spezielle Fachkenntnisse erfordert, das Gut-
achten von Sachverständigen einholen.

7. Die Delegation versammelt sich ordentlicher-
'weise einmal vierteljährlich, ausserordentlich nach
Bedürfnis. Bei Beschlussfassungen entscheidet die
Mehrheit der stimmenden Mitglieder. Der Präsident
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stimmt nicht mit, gibt jedoch bei Stimmengleichheit
den Stichentscheid.

B. Das Protokoll der Delegierten wird in der Re-
gel durch den Direktor der Alkoholverwaltung ge-
führt.

9. Bezüglich der Tätigkeit in der Delegation be-
steht für die Mitglieder, wie für die beigezogenen
Beamten oder Sachverständigen die Pflicht zur Ver-
schwiegenheit.

10. Die Alkoholverwaltung hat der Delegation
gedruckte Quartalberichte iiber den ganzen Ge-
schäftsgang (mit Ausschluss der die Verwendung
des Alkoholzehntels betreffenden Angelegenheiten)
vorzulegen. Die Berichterstattung erfolgt nach nach-
verzeichneten Kapiteln:

a) Gesetzgebung;
b) Aufsicht und Verwaltung;
c) Inländische Produktion;
d) Einkauf ausländischer gebrannter Wasser;-
e) Monopolverkauf;
f) _Monopolgebühren auf Qualitätsspirituosen;

g) Ausfuhr;
h) Privathandel;
il Strafbestimmungen:
k) Budget und Rechnung;
1) Bauten;

m) Verschiedenes.
11. Die Quartalberichte der Alkoholverwaltung

sowie die Protokolle der ständigen Alkoholkommis.
sionen und der Delegation sind nach erfolgtes
Drucklegung sofort sämtlichen Mitgliedern der stein.
digen Alkoholkommissionen und dem Chef des eid.
genössischen Finanzdepartements zu übermitteln.
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XVI.
Reglement

für die

Geschäftsprüfungskommission des
Nationalrates.

(Vom 21. Februar 1924.)

Die Geschäftsprüfungskommission des National-
rates gibt sich unter Hinweis auf

Art. 85, Ziff. 11, und Art. 102, Ziff. 16, der Bun-
desverfassung,

Art. 23 des Bundesgesetzes vom 9. Oktober 1902
über den Geschäftsverkehr zwischen National-
rat, Ständerat und Bundesrat und

Art. 50 des Geschäftsreglementes des National-
rates folgendes Reglement:

Art. 1. Die Geschäftsprüfungskommission hat
alljährlich die Geschäftsführung des Bundesrates,
des Bundesgerichts und des Eidgenössischen Ver

-sicherungsgerichts zu prüfen.

Art. 2. Die Geschäftsprüfungskommission teilt
sich in Sektionen. Jeder Sektion wird in der Regel
der Verwaltungskreis eines Departements zur Vor-
priifung zugeschieden.
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Die Vorprüfung des Geschäftsberichts des Bun
desgerichts und des Eidgenössischen Versicherungs
Berichts fällt der Sektion zu. die über die Geschäfts
führung des Justiz- und Polizeidepartements zu be
richten hat.

Jede Sektion berichtet der Gesamtkommission ii
der Regel schriftlich über ihren Befund. Die Anträg
oder Anregungen müssen der Kommission imme1
schriftlich vorgelegt werden. Diese bespricht  di
Referate, nimmt, wenn nötig. weitere, ergänzend0
Untersuchungen vor und formuliert endgültig di
Anträge und Anregungen.

Art. 3. Die Geschäftsprüfungskommission sol
den Mitgliedern des Bundesrates Gelegenheit geben
sich in ihrer Mitte über die im Verlauf der Verhand
lungen aufgeworfenen Fragen und über die zu steh
lenden Anträge auszusprechen.

Die Geschäftsprüfungskommission und ihre Sek
tionen sind jederzeit berechtigt, vorn Bundesrat
von den einzelnen Departementsvorstehern und, un1
ter Anzeige an diese, von ihren Dienstabteilunge
sowie vom Bundesgericht und vorn Eidgenössische
Versicherungsgericht die erforderlich scheinende
Aufschlüsse einzuholen.

Ebenso kann die Geschäftspriìfumgskommmissio
zur Abklärung von Verhältnissen, deren Beurteilun
besondere Fachkenntnisse erfordern, nach vorange
gangener Mitteilung an den Departementsvorsteher
das schriftliche oder mündliche Gutachten von Sich'
verständigen, die nicht Bundesbeamte sind. einhole

Art. 4. Die Amtsdauer der Geschäftsprüfungs+
kommission fällt mit der des \ationalrates.

Die Zuteilung der Departemente wird jedes Jah^
neu vorgenommen, ohne dass damit notwendiger
weise ein Wechsel verbunden sein m uss.
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Die Geschäftsprüfungskommission ist beschluss-
fähig, wenn mehr als die Milfte ihrer Mitglieder an-
wesend ist.

1 Der Präsident stimmt mit. Bei gleichgeteilten
Stimmen zählt seine Stimme doppelt.

Art. 5. Die Kommissionsreisen sind auf das Not-
; wendigste zu beschränken (Art. 51 des Geschäfts-
reglements).

, Notwendige Besichtigungen sind in der Regel
von der Gesamtkommission oder, mit Genehmigung
des Kommissionspräsidenten, von den Sektionen
vorzunehmen.

Art. G. Der Sekretär der Bundesversammlung
führt das Sekretariat der Gescliäftsprüfungskonunis-
Slon.

lieber die Verhandlungen der Kommission wird
ein substantielles Protokoll geführt. Dieses soll
Jedem Kommissionsmitglied und überdies nach er-
folgter Genehmi gung dem Präsidenten des National-
', rates und den Mitgliedern des Bundesrates zuge-
stellt werden.

1
'^ Art. 7. Nach Schluss ihrer Beratungen stellt die
;Geschäftsprüfungskommission die endgültige Red-
;rierliste auf. die dem Präsidenten des Rates mitzu-
teilen ist.

Die kurz gefassten Berichte der Referenten sollen
; i1 Rate in der Regel mündlich vorgetragen werden.

Die Referate sollen sieh auf kritische oder er-
; ganzende Bemerkungen und Anregungen beschrän-
ken.

Auch einer Minderheit bleibt es unbenommen. ab-
;weichende Anregungen oder Anträge im Rat nach
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vorheriger Behandlung in der Kommission zu be-
gründen.

Vor der Beschlussfassung über Postulate und
Anregungen, die in den Geschäftskreis einer ander n
Kommission übergreifen, soll die Geschüftsprüfungs -
kommission mit dieser sich zu verständigen suchen .

Art. B. Die Geschäftsprüfungskommission wir d
dem Rate jeweilen den Druck des Verhandlungs
berichts im stenographischen Bulletin beantragen.

B e r n, den 21. Februar 192-1.

Der Präsident
der Geschäftsprüfungskommission

des \ationalrates:
Dr. Hoffmann.
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XVII.
Bundesgesetz

über
die Organisation der Bundesverwaltung.

(Vom 26. März 1914.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

über die Reorganisation der Bundesverwaltung vom
13. März 1913,

beschliesst:

I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 1. Amtssitz des Bundesrates, seiner Departe-

inente und der Bundeskanzlei ist die Stadt Bern.
Die Mitglieder des Bundesrates, der Bundes-

kanzler, die beiden Vizekanzler, sowie die Chefs der
in Bern befindlichen Abteilungen der Bundesver-
waltung- haben in Bern zu wohnen.

Mit Bezug auf den Wohnort der übrigen Bundes-
beamten trifft der Bundesrat nötigenfalls die den
Bedürfnissen der Verwaltung entsprechenden Ver-
fügungen.

Art. 2. Blutsverwandte und Verschwiigerte, in
gerader Linie unbeschränkt und in der Seitenlinie
his und mit dem vierten Grade, Ehemänner von
Schwestern, sowie durch Adoption verbundene Per-

16
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sonen können nicht gleichzeitig Mitglieder des Bun-
desrates sein.

Ein solches Verwandtschaftsverhältnis darf aucb
nicht zwischen einem Mitgliede des Bundesrates und
dem Kanzler oder den Vizekanzlern, noch zwischen
einem Mitgliede des Bundesrates und dessen Departe-
mentssekretür oder den Abteilungschefs seines De-
pa rtements bestehen.

Wer durch Eingebung einer Ehe in ein solches
Verhältnis tritt, verzichtet damit auf seine Stelle.

Art. 3. Die Mitglieder des Bundesrates, der
Kanzler der Eidgenossenschaft und die Vizekanzler
dürfen keine andere Beamtung, sei es im Dienste
der Eidgenossenschaft, sei es in einem Kantone, be-
kleiden, noch irgend einen andern Beruf oder ein
Gewerbe betreiben oder durch dritte Personen be-
treiben lassen. Sie dürfen dem Verwaltungsrate oder
der Direktion einer Erwerbsgesellschaft nicht ange-
hören.

Art. 4. Die. Verhandlungen des Bundesrates sind
nicht öffentlich.

Art. 5. Die Verhandlungen des Bundesrates wer-
den vom Bundespriisidenten, wenn dieser verhindert
ist, vom Vizepriisidenten, und wenn auch dieser ver-
hindert ist, von dem Mitgliede geleitet, das am Ling-
sten im Amte steht.

Die Kangordnung der Mitglieder bestimmt sich
nach deni Zeitpunkte der ersten Wahl.

Art. 6. Den Sitzungen des Bundesrates wohnen
der Kanzler und ein Vizekanzler bei. Sie führen das
Protokoll und sorgen für Mitteilung der gefassten
Beschlüsse.

Ist der Kanzler verhindert, so wird er durch
einen der Vizekanzler, und wenn auch diese verhin-
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dert sind, durch einen mit Zustimmung des Präsi-
denten voni Kanzler zu bezeichnenden Beamten der
Bundeskanzlei vertreten.

Art. 7. Der Bundesrat fasst seine Beschlüsse in
offener Abstimmung.

Der Entscheid wird mit Stimmenmehrheit ge-
fasst; doch muss ein Beschluss, um gültig zu sein,
die Stimmen von wenigstens drei Mitgliedern auf
sich vereinigt haben.

Zur Zurücknahme eines gefassten Beschlusses
werden die Stimmen von vier Mitgliedern gefordert.

Der Präsident stimmt mit. Bei gleichgeteilten
Stimmen zählt seine Stimme doppelt.

Art. B. Bei Wahlen entscheidet die absolute
Mehrheit der Anwesenden. Ausnahmsweise kann der
Bundesrat bei Wahlen schriftliche Abstimmung be-
schliessen.

Art. 9. In deni über die Verhandlungen des
Bundesrates zu fiihrenden Protokolle sollen die an-
wesenden und die abwesenden Mitglieder des Bun-
desrates verzeichnet werden.
- Das Protokoll soll die gestellten Antrüge ent-
halten und das Verhältnis der Stimmen zu denselben
angeben.

In jeder Sitzung des Bundesrates legt der Kanzler
ein Verzeichnis der seit der letzten Sitzung den
Departementen überwiesenen Eingaben auf.

Art. 10. Kein Mitglied soll ohne Entschuldigung
einer Sitzung des Bundesrates fernbleiben.

Urlaub für die Dauer einer Woche kann das
Präsidium erteilen; für längern Urlaub ist die Zu-
stimmung des Bundesrates erforderlich.

Art. 11. Bei Verhandlungen. an welchen ein
Mitglied selbst oder ein mit ihm im Sinne von Art. 2
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Verwandter oder Verschwägerter persönliches Inter-
esse hat, ist das betreffende Mitglied zum Austritt
verpflichtet.

Art. 12. Die vom Bundesrate ausgehenden Er-
lasse werden, im Namen der Behörde, von dem
Bundespräsidenten und dem Kanzler oder im Falle
der Verhinderung von deren Stellvertretern unter-
zeichnet.

Der Kanzler kann vom Bundesrat ermächtigt
werden, gewisse Schriftstücke allein zu unter-
zeichnen.

Art. 13. Die Wahl der Beamten und ständigen
Angestellten des Bundes erfolgt nach vorher er-
gangener öffentlicher Ausschreibung. Vorbehalten
sind die Ernennung und Beförderung der Instruk-
tionsoffiziere.

Il. Bundespräsident.
Art. 1.1. Der Bundespräsident vertritt die Eid-

genossenschaft im Innern und nach aussen.
Art. 13. Dem Bundespräsidenten liegt die Leitung

der Geschäfte des Bundesrates und die Vorprüfung
der von den Departementen an den Bundesrat ge-
langenden Geschäfte ob.

Der Bundespräsident beaufsichtigt den Gang der
gesamten Bundesverwaltung und sorgt für die be-
förderliche Erledigung der den Departementen zu-
gewiesenen Geschäfte.

Art. 16. Dringliche Geschäfte des Bundesrates
können in seinem Namen durch Verfügung des
Präsidenten erledigt werden. Sie sind dem Bundes-
rate zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen.

Der Bundesrat ist befugt, den Präsidenten zu
ermächtigen, Geschäfte von mehr formeller Art oder
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von untergeordneter Bedeutung in seinem Namen
durch Prüsidialverffigung zu erledigen.

Art. 17. Dem Bundespräsidenten ist die Bundes-
kanzlei zugeteilt.

Art. 18. Der Bundespräsident leitet das Departe-
ment, las ihm übertragen ist.

III. Bundeskanzler und Bundeskanzlei.
Art. 19. Der Bundeskanzler unterstützt den Bun-

despräsidenten bei der Erledigung der Präsidial-
geschäfte.

Art. 20. Der Bundeskanzler ist der Vorsteher der
Bundeskanzlei.

Für den Bundesrat bestimmte Antrüge des Bun-
deskanzlers sind von diesem dem Bundespräsidenten
vorzulegen, tier sie mit seinem Befund und Antrage
deal Bundesrat unterbreitet.

Art. 21. Die Vizekanzler sind die Stellvertreter
des Kanzlers. Sie sind gleichzeitig Sekretäre des
Bundesrates und nach dem Kanzler die obersten
Beamten der 13undeska nzlei.

Ein Vizekanzler lint insbesondere die französische
Fassung der vom Bundesrat ausgehenden Erlasse
zu iiberwachen.

Art. 22 1). Der Bundeskanzlei liegen insbeson-
dere ob:

1. die Besorgung der Kanzleigeschäfte bei der
Bundesversammlung l ind beim Bundesrate;

l) Durch Bundesbe.c hluse rom 19. Februar 1926 betreffend die Aufteilung
der Geschäfte der Innerpolitirhen Abteilung (AS. 42. 31) wurden ferner an die
Bundeskanzlei übertragen:
1. die Vorbereitung und Vollziehung der Genette über eidgenissixhe Wahlen

und Abstimmungen:
- . die Vorbereitung der Gesetze und Erlasse über Organisation der Buudrerer-

waltung.
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2. die Eröffnung, Registratur und Weiterleitung
der an den Bundesrat gerichteten Eingaben,
die. Registratur und Spedition der vom Bun-
desrate ausgehenden Sendungen;

3. der Uebersetzungsdienst, soweit er nicht den
Departementen obliegt;

4. die Organisation und Ueberwachung des steno-
graphischen Dienstes der Bundesversammlng;

5. die herausgabe des Bundesblattes und der
amtlichen Sammlung der Bundesgesetze und
Verordnungen;

6. die Verwaltung der Drucksachen;
7. die Organisation der eidgenössischen Wahlen

und Abstimmungen, die Entgegennahme und
Veröffentlichung der Wahl- und Abstimmungs-
resultate;

8. die Materialverwaltnng der Bundesverwaltung:
J. die Organisation und Ueberwachung des Wei

-beldienstes.

IV. Departemente.

1. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 23 1). Die Geschäfte des Bundesrates wer-

den nach Departementen unter die einzelnen Mit-
glieder verteilt. Der Entscheid über die Geschäfte
geht vom Bundesrate aus.

Die durch Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das
Bundesgericht weiterziehbaren Geschäfte sind an
Mittelinstanzen zur selbständigen Erledigung über-
tragen. Die den Mittelinstanzen übergeordneten Ver-

') Abgeänderter Artikel (Geeeta vom 11. Juni 1928, Art. 50; siehe Seite 287).
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aaltungsbellörden sind von der Entscheidungsbefug-
nis ausgeschlossen.

Andere Geschäfte können durch Verordnung des
Bundesrates an Mittelinstanzen zur selbständigen
Erledigung übertragen werden; in diesen Fällen ist
gegen den Entscheid der Mittelinstanz dieBeschwerde
auf dein ordentlichen Instauzwege bis an den Bun-
desrat zulässig.

Mittelinstanzen sind die Departemente oder, so-
weit es der Bundesrat auf dem Verordnungswege
verftigt, den Departementen untergeordnete Amts-
stellen, sowie die Bundeskanzlei.

Durch Verordnung des Bundesrates wird be-
stimmt, ob die Mittelinstanz als erste oder als Be-
schwerdeinstanz entscheidet.

Art. 23bia 1). Auf Beschwerden, die von Departe-
menten oder ihnen untergeordneten Amtsstellen zu
beurteilen und gegen Entscheide eidgenössischer
Amtsstellen gerichtet sind, finden die Art. 24, 25,
27 und 28 des Bundesgesetzes Tiber die eidgenös-
sische Verwaltungs- und Disziplinargerichtsbarkeit

-sinngemässe Anwendung.
Art. 24. Kompetenzfragen zwischen den Departe-

menten entscheidet der Bundesrat.
Fällt ein Geschäft in den Bereich mehrerer De-

partemente, so werden diese alle zum Berichte auf-
gefordert. Der Bundesrat bezeichnet das Departe-
ment, das den Hauptbericht erstatten soll.

Art. 25. Für die Vorberatung der Zollgesetz-
gebung, der Zolltarife und der Handelsverträge wird
aus der Mitte des Bundesrates ein ständiger Aus-
schuss gebildet, bestehend aus den Vorstehern des

Neuer Artikel (Genet: rom 11. ]uni 1928. Art. 50; riehe Seite 287).
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politischen Departements, des Finanz- und Zoll'
departements und des Volkswirtschaftsdepartements

Ebenso wird für die Vorberatung wichtiger Eisen
bahnfragen ein ständiger Ausschuss gebildet aus de►
Vorstehern des Eisenbahndepartements. des poi1-
tischen Departements und des Finanz- und Zoll-
departements.

Der Bundesrat kann auch für die Vorberatung
weiterer Geschäfte, die eine besondere Wichtigkeit
und allgemeine Bedeutung haben. Ausschüsse aus
seiner Mitte bestellen.

Art. 2G. Der Bundesrat verteilt zu Beginn der
Amtsperiode und nach Ersatzwahlen die Departe-
mente auf seine Mitglieder. Jedes Mitglied des Bun-
desrates ist gehalten, die Leitung des ihm zuge-
teilten Departementes zu übernehmen.

Für die Fälle von Verhinderung wird für jeden
Departementsvorsteher ein Stellvertreter bezeichnet.

Art. 27. Zur Abänderung der durch dieses Gesetz
bestimmten Verteilung der Geschäfte auf die De-
partemente bedarf es eines Beschlusses der Bundes-
versammlung.

Aenderungen mit Bezug auf die Aufgaben der
Dienstabteilungen innerhalb der Departemente ist
der Bundesrat ermächtigt, von sich aus vorzu-
nehmen.

Art. 28. Es werden folgende Departemente ge-
bildet:

1. das politische Departement;
2. das Departement des Innern;
3. das Justiz- und Polizeidepartement;
4. das Militärdepartement;
5. das Finanz- und Zolldepartement;
G. das Volkswirtschaftsdepartement;
7. das Post- und Eisenbahndepartement.
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2. Verteilung der Geschäfte auf die Departemente.

Politisches Departement.

Art. 29. In den Geschäftsbereich des p o 1 i -
tischen Departementes fallen:

1. Abteilung für Auswärtiges 1).
1. Wahrung der Unabhängigkeit. Neutralität und

Sicherheit der Eidgenossenschaft und Ordnung
ihrer völkerrechtlichen Beziehungen.

2. Schweizerische Gesandtschaften und Konsulate
sowie Erlass der bezüglichen Instruktionen.

Fremde Gesandtschaften und Konsulate.
3. Vorbereitung und, soweit sie dem Departement

übertragen wird, Besorgung der auswärtigen
Angelegenheiten.

Information des Bundesrates über politische
Begebenheiten im Auslande.

Periodische Berichterstattung an den Bun-
desrat über den Gang der auswärtigen Ange-
legenheiten.

4. Vorbereitung der Verträge mit dem Auslande
in Verbindung mit den im einzelnen Falle be-
teiligten Departementen; Verkehr mit den aus-
wärtigen Regierungen und deren Vertretern in
Vertragsangelegenheiten.

Vermittlung des amtlichen Verkehrs zwi-
schen Kantonen und auswärtigen Staatsregie-
rungen; Prüfung von Verträgen, welche die
Kantone von sich aus mit ausländischen Be-
hörden abzuschliessen befugt sind.

t) Ferner wurde an die Abteilung für Auswhrtiges übertragen: 1. durch Ver-

ordnung von 3. Dezember 1923 (AS. 39. 434), die Unterstützung der notleiden-
den Schweizer im Gebiete der russischen Sovietrepubliken, ihre Ileimnahme und
die erste Hilfeleistung an sie nach ihrer Heimkehr in die Schweiz; 2. durch
Bundesbeschluss vom 19. Februar 1926 betreffend Aufteilung der Geschïfte der
1 nnerpolitischen Abteilung (AS. 42, 31) das Auswanderungswesen.
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5. Schutz schweizerischer Landesangehöriger und
Wahrung schweizerischer Interessen dem Aus-
lande gegenüber; schweizerische Vereine und
Anstalten im Auslande.

G. Ueberwachung und Regulierung der Grenzver-
hältnisse im Auslande.

7. Internationale Aemter, unter Mitwirkung der
beteiligten Departemente geit Bezug auf fach-
technische Fragen.

11. Innerpolitische Abteilung. i)

111. Handelsabteilung. 2 )

1. Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen
aller Erwerbsgruppen gegenüber dem Aus-
lande; insbesondere Förderung des Handels
und des Absatzes der schweizerischen Produk-
tion im Auslande.

2. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung, bei der
Aufstellung der Zolltarife und bei der Vor-
bereitung, sowie beine Abschlusse von Han-
delsvertriigeli.

3. Anstünde im internationalen Handelsverkehr.
4. Internationale Ausstellungen, mit Ausnahme

der Kunst: und Schulausstellungen.
5. Redaktion und Herausgabe des Handelsamts-

blattes.	 .

G. Patenttaxen der Handelsreisenden.
Departement des Innern 3 )

Art. 30. In den Geschäftskreis des Depar-
tements  des Innern fallen:

t) Aufgehoben durch Bundesbeschluss vom 19. Februar 1926 (AS. 42, 31).
Siehe die Fussnoten auf S. 245, 249 und 255.

t) An das Volkswirtschaftsdepartement tübertragrn durch Bundesbeschluss
vom 3. Oktober 1923 (AS. 39, 345). Die llandelsabteilung wurde durch BRB.
vom 13. November 1923 (AS. 39, 417) auch mit der Erledigung der Sekretariat.-
geschkfte dieses Departements betraut.

t) Siehe Bemerkung auf Seite 264.
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Begutachtung von4. Entwürfen betreffend die

1.

O .

11. Oberbauinspektorat.
Wasserbaupolizei nach Massgabe von Art. 24
der Bundesverfassung.
Ueberwachung der Ausführung und Unterhal-
tung der Gewüsserkorrektionen, Strassen und
anderen öffentlichen, vom Bunde finanziell
unterstützten Bauwerken; Begutachtung der
Projekte; Inspektionen vom Bunde unterstütz-
ter Werke; Abrechnung und Anweisung der
Bundesbeiträge; Inspektionen betreffend den
Unterhalt vom Bunde unterstützter Werke.
Begutachtung von Entwürfen für Brücken
über Gewässer, die mit Bundesbeitrag korri-
giert worden sind.

Binnenscliiffahrt.
Begutachtun g- betreffend
I'oststrassen.

den Unterhalt der
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1. Abteilung für Kultur, Wissenschaft und Kunst.
1. Bundesarchiv; Landesbibliothek; Zentralbib-

liothek; Landesmuseum; andere historische
und Kunstsammlungen.
Eidgenössische technische Hochschule und
ihre Annexanstalten; eidgenössische meteoro-
logische Zentralanstalt.

3. Unterrichtswesen nach Massgabe der Art. 27
und 27bis der Bundesverfassung.

4. Pflege der Kunst; Sorge für Erhaltung vater-
ländischer Altertümer und historischer Kunst-
denkmäler.

5. Stiftungen, die dem Departemente zur Ver-
waltung zugewiesen werden.

(i. Unterstützung der Kulturbestrebungen von
Vereinen und Privaten.

2.
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li. Vorbereitung von Vertrügen mit denn Aus
lande auf diesen Gebieten, in Verbindung mit
dem politischen Departemente; Ueberwachuu t
der Ausführung der Vertrüge.

111. Direktion der eidgenössischen Bauten.
1. Unterhalt der eidgenössischen Gehhode; Uni

bauten und Erweiterungsbauten: Neubauten.
2. Unterhalt der Strassen. Wege, Brücken. Fluss.

strecken, Büche und Wasserleitungen auf der
Liegenschaften des Bundes; Neuanlagen.

3. Versicherung der eidgenössischen Gebümle ge .

gen Brandschaden.
4. Beschaffung und Unterhalt des Mobiliars fiii

die eidgenössische Zentralverwaltung; Ver
sicherung des Mobiliars.

5. Hausdienst in den Gebäuden. in denen Abtei
lungen der Zentralverwaltung in Bern unter
gebracht sind; Gürtnerdienst bei den Geb;iu.
den der Zentralverwaltung.

(i. Unterbringung der Bureaux der Zentralver
verwaltung.

1V Eidgenössische Inspektion für Forstwesen, Jagd
und Fischerei.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Bundes.
gesetze über Forstwesen, Jagd und Fischerei:
Begutachtung der kantonalen Gesetzgebungen.

2. Begutachtung von Gesuchen um Bundesbei
trüge an die Kosten von Aufforstungen, Vere
bauungen und Weganlagen: Aufsicht über die
Ausführung und den Unterhalt vom Bunde
unterstützter Werke; Abrechnung und Aus-
Henning der Bundesbeitriige.
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3. Vorbereitung von Vertrügen mit dem Aus-
lande über Fischerei und Vogelschutz, in Ver

-bindung mit dem politischen Departemente;
Ueberwachung ihrer Vollziehung..

V. Abteilung für Wasserwirtschaft.
1. 1?rllebungen über die Verhältnisse der schwei-

zerischen Gewässer unter dem Gesichtspunkte
der Schadensabwendung und ihrer \utzbar-
machttnr für Gewinnung von AVasserkriften
und für die Schiffahrt.
Technische und wirtschaftliche Vorbereitung
der Nutzbarmachnnr der Gewässer: Vorberei-
tung und Vollziehung der Gesetze über  Was-
serwirtschaft: Vorbereitung von Verträgen
mit dem A ilslande, in Verbindung mit dem
politischen Departemente, und Ueberwachung
ihrer Vollziehung.

3. Vorbereitung, und Vollziehung, der Vorschrif-
ten über die Abgabe von Wasserkräften in
das Ausland.

Justiz- und Polizeidepartement.

Ar t. 31. In den Geschüftskreis des Just i z -
tt nd Polizcidepartenlents fallen:

1. Justizabteilii nt. I )

1. Vorbereitung der zivil-, straf- und prozess-
rechtlichen Gesetze des Bundes.

2. Gewährleistung der Kantonsverfassungen; Ge-
nehmigung von kantonalen Gesetzen und Ver-
ordnungen, die der Ueberpriifung der Bundes-

g,) Die Ziffern 1 ?, 13 und 11 sind neu. Sie Ixt reffen die Gee.-hàfte. die bei Erlassdea 
Gesetzes dem Grundbuchamt übertragen s.arrn, das durch Bundeogeset: Som

9 • Februar 1923 (AS. 39. 13 7 ) aufgehoben ..erde.
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behürden unterliegen und in den Geschäfts
bereich des Departements fallen.

3. Prüfung der Verträge (Konkordate) unter de i
Kantonen: Vorbereitung der Verträge mit aus'
wärtigen Staaten, soweit es sich um Ahkoml
men zivil-, straf- oder prozessreclitlichen In
halts handelt. in Verbindung mit dem poli
tischen Departemente, und Ueberwachung ihre
Vollziehung.

4. Aufsicht über das Zivilstandswesen und Aus ^
tausch von Zivilstandsakten.

5. Aufsicht Tiber das Handelsregister.
6. Beschwerden betreffend:

a) das Jesuitenverbot (Art. 51 BV);
b) die Begriibnisplätze (Art. 53, Absatz 2, 11V)

d)	
1

das schweizerische Zivitrecht, soweit si
nicht grundbuchrechtlicher Natur sind.

7. Mitbericht über die dem Bundesrate gelte
Verfügungen eines Departements eingereichte
Beschwerden. sofern damit nicht ein andere
Departement beauftragt wird.

3. Begutachtung von Rechtsfragen zuhanden arl'
derer Verwaltungsstellen.

9. Ausführung der internationalen zivil- und pro
zessrechtlichen Uebereinkünfte mit Ausnahm
des Reclitshilfeverfahrens.

10. Verlassenschaftssachen und Erteilung vo
Rechtsauskunft an Vertreter der Schweiz i
Ausland oder des Auslandes-in der Schweiz.

11. Vollziehung der bundesgerichtlichen Urteile.
12. Vorbereitung und Vollziehung der Bunde.

Besetze iiher Grundbuch und Vermessung.

t ) Durch I3undesnlsbeschluss vom 1. Juli 1919 (AS. 33, 31 9 an die I"
zeiableilung übertragen. (Vgl. Fussnote S. 235).
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13. Aufsicht über die Anlegung und Führung des
Grundbuches, sowie über die Durchführung
und Nachfiihrung der Vermessung in den Kan-
tonen.

14. Beschwerden aus Grundbuch- und Vermes-
sungsrecht.

11. Polizeiabteilung.')
1. Prüfung und Behandlung der Auslieferungs-

angelegenheiten, sowie Ueberwachung der
Vollziehung der von der Schweiz oder vont
Ausland bewilligten Auslieferungen; Veranlas-
sung von Strafverfolgungen. die an Stelle der
Auslieferungen treten.

2. Behandlung der Heimschaffungen, der Unter-
stützungsfülle und des Uebernahmeverkehrs
mit dem Ausland.

3. Vermittlung der Rechtshilfe.

') An diese Abteilung wurden ferner übertragen:
1. durch Bundesratsbeschluss vom 1. Juli 1919 (A S. 35. 513), die

früher unter )ustizableilung, Ziff.6, lit. c, aufgeführten Gesclafte, narr.
litt die Anstande, herrührend aus Bestimmungen von Staatsvertragen,
die sich auf Niederlassung und Freizügigkeit beziehen ;

2. durch Bundesratsbeschluss vorn 3. Dezember 1923 (AS. 39, 4341,
die Elilfelcistung an unverschuldet noticidende Schweizer in allen aus.
landisdhen Staaten, ausgenommen das Gebiet der russischen Soviet.
republiken, ihrcIicimnahme und die erste Hilfeleistung an sie nadt ihrer
Heimkehr in die Sdiweiz ; ferner seit Auflösung der Inncrpolitisdhen
Abteilung, die Hilfeleistung an alle zurückgekehrten Auslandschweizer.

3. durch Bundesbeschluss vorn 19. Februar 1420 betreffend die Auf.
leilung der Gesdhafte der lnncrpolitischcn Abteilung (AS. 42,311:
a) Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über das Schweizer.

bürgerrecht, sowie Ober die politischen und bürgerlichen Redtte der
schweizerischen Niedergelassenen und Aufenthaitcr; Einbürgerung
von Auslandcrn ; Optionsangelegenheiten.

bi Interkantonalc Armenpflege ; Aufsicht Ober die Verpflegung und Be.
erdigung armer Angehöriger eines Kantons, die in einem andern
Kantone erkranken oder sterben.

e) Ordnung der Grenz. und Gehictsverhaltnissc der Kantone unter sich,
soweit hierin nicht das Bundesgericht zustandig ist;

4. durdt Bundesratsbeschluss vorn 23. \harz 1J2t (AS. 42, 2171, die
neitragsleistung an den Unterhalt bedürftiger kranker Russen.
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4. Polizeitransportwesen.
5. Ueberwachung der nichtpolitischen Fremden-

polizei; Einbürgerung von Heimatlosen.
6. Erkennungsdienst; Fiihrung eines Zentralstra-

fenregister und herausgabe des schweize-
rischen Polizeianzeigers.

7. Vollziehung der auf Grund des Bundesstraf-
rechts von eidgenössischen oder kantonalen 1
Gerichten ausgefiillten Strafurteile.

B. Prüfung der Vertr:ige (Konkordate) unter den
Kantonen über den Uebernahmeverkehr, die
Auslieferung und die Rechtshilfe in Straf- i
sachen.

9. Vorbereitung der Vertriige mit dem Auslande, ,
betreffend die Niederlassung. Glas Unter-
stützungswesen, den Uebernahmeverkehr, die
Auslieferung und die Rechtshilfe in Zivil- und !,
Strafsachen, in Verbindung mit dem politi
sehen Departemente, und Ueberwachung ihrer
Vollziehung.

10. Vorbereitung und Vollziehung der Bundes-
gesetze über Gegenstiinde des Polizeiwesens.

11. Automobil- und Fahrradverkehr.
Ill. Bundesanwaltschaft.

1. Vorbereitung und Anwendung der Gesetze des
Bundes auf dem Gebiete des Strafrechts und
des Strafprozessrechtes.

2. Antragstellung über Aufrechterhaltung und
Ruhe und Ordnung im Innern.

3. Handhabung der politischen Fremdenpolizei;
Antragstellung betreffend die vom Bundesrat
zu verfügenden Ausweisungen. 1 )

Durch Bundcsratsbesdiluss vom 25. November 1919 (AS. a, 96?)
wurde ferner der Bundcsanaaltsthaft die Vollziehung der vorn Bundes ,

rat verfügten Ausweisungen zugewiesen.
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4. Behandlung von Begnadigungsgesuchen. so-
weit diese nicht militärgerichtliche Urteile be-
treffen.

IV. Versicherungsamt.
1. Aufsicht über den Geschäftsbetrieb von kon-

zessionierten Privatunternehmungen im Ge-
biete des Versicherungswesens.

2. Vorbereitung der Bundesgesetzgebung über
das private Versicherungswesen.

3. Mitwirkung bei der Gesetzgebung auf anderen
Gebieten der Versicherung.

V. Amt für geistiges Eigentum.
1. Vorbereitung und Vollziehung der Bundes-

gesetzgebuug :

a) über die Erfindungspatente;
b) über den Schutz der Fabrik- und Handels-

marken, der Ilerkunftsbezeichnungen von
Waren und der gewerblichen Auszeichnun-
gen;

c) über die gewerblichen Muster und Modelle:
d) über das Urheberrecht an Werken der Li-

teratur und Kunst.
2. Vorbereitung der Verträge mit auswärtigen

Staaten Tiber diese Rechtsgebiete. in Verbin-
dung mit dem politischen Departemente, und
Ueberwachung ihrer Vollziehung.

Militärdepartement.
Art. 32. Deni Militärdepartement liegt

die Vorprüfung und die Besorgung der das Militär-
.Wesen beschlagenden Geschäfte ob. Dazu gehüren
flach Massgabe der Militärorganisation insbesondere:

1. Militärische Gebietseinteilung.
2. Militärisches Kontrollwesen.
3. Aushebung.

17
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4. Organisation des Heeres.
5. Ernennung, Beförderung, Versetzung und Ent-

lassung von Offizieren; Besetzung von Kom-
mandostellen; Enthebung vom Kommando.

6. Ausschliessung von Wehrmännern von der  Er-
füllung- der Dienstpflicht.

7. Ausbildung des Heeres:
a) Vorunterricht:

Turnunterricht der männlichen Jugend im
schulpflichtigen Alter:

Militärischer Vorunterricht nach Ablauf
der obligatorischen Schulzeit;

b) Instruktion der Wehrmänner:
Instruktionskorps;
Ausbildung der Rekruten, Unteroffiziere

und Offiziere, der Stäbe und Truppen in
Schulen und Kursen;

Schiesswesen (Schiesspflicht, Unterstützung
der Schiessvereine, Veranstaltung von
Schützenmeisterkursen);

Unterstützung der freiwilligen militärischen
Ausbildung;

Militärwissenschaftliche Abteilung der eid-
genössischen Technischen Hochschule.

B. Bewaffnung und persönliche Ausrüstung,
Korpsausrüstung und übriges Kriegsmaterial.
insbesondere:

Anschaffung und Herstellung von Material
(Militärwerkstätten);

Verwaltung des Materials;
Inspektion der in Händen der Wehrmänner

befindlichen Ausrüstung.
9. Besoldung, Verpflegung und Unterkunft der

Truppen.
10. Militärjustiz.
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11. Landesbefestigung.
12. Landestopographie.
13. Organisation der Kriegsbereitschaft, insbeson-

dere:
Vorbereitung der Mobilisation des Heeres;
Anschaffung von Vorräten für die Armee;
Ergänzung des Heeres;
Vorbereitung der Anlage und Zerstörung

von Bauten;
Vorbereitende Massnahmen des Territorial-

dienstes und für den Kriegsbetrieb der
Verkehrsanstalten.

14. Atilitürversicherung.
15. Militürpflichtersatz. 1 )
16. Beitragsleistung an die Stellvertretungskosten

der als Unteroffiziere oder Offiziere Dienst lei-
stenden Lehrer.

17. Beitragsleistung an die Unterstützungskosten
der Angehörigen Dienst leistender Wehrmän-
ner.

18. Pulververwaltung.
19. Ueberwachung der Vollziehung der Militiir-

organisation in den Kantonen.
Es bestehen nach Massgabe der Art. 168-184

der Militürorganisation vom 12. April 1907 folgende
Abteilungen des Milit;irdepartementes:

die Generalstabsabteilung.
die Abteilung für Infanterie,
die Abteilung für Kavallerie,
die Abteilung für Art il lerie,
die Abteilung für Genie,
die Abteilung für das Festungswesen, 2)

tl Durch Budgetbeachlues vom 21. Dezember 1916 (BBI. 1916 IV S. 638)
und Bundeeratabeachlüsse vom 22. Januar 1918 (AS. 34, 121) und 20. August 1924
(AS.40, 385) nunmehr an das Finanzdepartement (eidg. Steuerverwaltung) übertragen.

Durch Bundearatebeschlusa vom 19. Juni 1925 (AS. 41, 431) nunmehr
mit der Abteilung für Artillerie vereinigt.
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die Abteilung für Sanität,
die Abteilung für Veterinärwesen,
das Oberkriegskommissariat.
die kriegstechnische Abteilung,
die Kriegsmaterialverwaltung,
die Abteilung für Landestopographie,
die Pferderegieanstalt.

Finanz- und Zolldepartement. t)
Art. 33.. In den Geschäftskreis des Finanz-

und Zolldepartements fallen:
L Finanzverwaltung.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze
über das Finanzwesen des Bundes. •

2. Verwaltung der eidgenössischen Finanzen und
Spezialfonds.

3. Verwaltung der eidgenössischen Liegenschaf-
ten, soweit nicht andere Departemente damit
beauftragt sind.

4. Vorbereitung von Anleihen.
5. Aufstellung des Entwurfes zum jährlichen

Voranschlag und der Entwürfe zu den Nach-
tragskreditbegehren.

t t Durch Bundesratsbeschluss vom 22. Januar 1918 (AS. 34, 121), abge-
ändert durch denjenigen vom 20. August 1924 (AS. 40, 385) wurde dem Finanz-
departement als neue Abteilung die eidg. Steuerverwaltung angegliedert, in deren
Geschäftskreis fallen:
1. Die Erhebung der Militärsteuer;
2. die Erhebung der eidg. Stempelabgaben;
3. die Erhebung der neuen ausserordentlichen Kriegssteuer;
4. die Durchführung der dem Bunde durch das BG. betr. Lotterien und gewerbs-

massige Wetten übertragenen Aufgaben;
5. die Steuerstatistik;
6. die Begutachtung aller den Bund berührenden Steuerfragen und die Vorberei-

tung und Durchführung von neuen Steuermassnahmen des Bandes, soweit
damit nicht andere Verwaltungsabteilungen betraut werden.

Ferner wurden an das Finanzdepartement übertragen :

a) durch das Bundesgesetz vom 30. September 1919 (AS. 36, 752), die Geschäfts-
führung der Versicherungskasse für die eidg. Beamten, Angestellten und Arbeiter;

b) durch das Bundesgesetz über das Dienstverhältnis der Bundesbeamten vom
30.Juni 1927 (AS. 43, 439), das eidg. Personalamt. Dieser Amtsstelle liegt
das Studium und die Begutachtung aller das Personal betreffenden Fragen ob.
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6. Aufstellung der Staatsrechnung.
7. Aufsicht über das Kassen- und Rechnungs-

wesen der Eidgenossenschaft.
8. Mitwirkung und Aufsicht des Bundes bei der

Verwaltung der schweizerischen Nationalbank.
9. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze

über das Münzwesen: eidgenössische Münze
und Herstellung von Postwertzeichen.

10. Vorbereitung der Verträge mit dem Auslande
über das Münzwesen, in Verbindung mit dem
politischen Departemente; Ueberwachung ihrer
Vollziehung.

11. Zollverwaltung.
1. Vollziehung der gesamten Bundesgesetzgebung

und der Vertrüge mit. dem Auslande über das
Zollwesen, namentlich:
a) die Organisation und Verwaltung des Zoll-

wesens;
b) das Tarifwesen, die Aufstellung des Ge-

brauchstarifs und des amtlichen Waren-
verzeichnisses;

c) die Statistik des Warenverkehrs der
Schweiz mit dem Auslande;

d) das Rechnungswesen;
e) die Grenzbewachung.

2. Vollziehung der übrigen Bundesgesetzgebung,
insoweit für deren Anwendung die Mitwirkung
des Zolldienstes nötig ist.

3. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung. bei der
Aufstellung der Zolltarife und bei 4ler Vor-
bereitung, sowie beim Abschlusse von Han-
delsvertriigen.

111. Alkoholverwaltung.
1. Durchführung des Alkoholmonopols.
2. Vorbereitung der Alkoholgesetzgebung und
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Begutachtung der in das Gebiet des Alkohol-
wesens fallenden Fragen.

3. Aufsicht über die Ausführung von Art. 32bis.
letzter Absatz, der Bundesverfassung (Alko-
holzehntel).

IV. Statistisches Bureau.
1. Bevölkerungs- 	 und	 Sanitätsstatistik	 der

Schweiz.
2. Erhebungen Tiber Gegenstände und Fragen so-

zialer, volkswirtschaftlicher und polizeilicher
Natur, soweit solche Erhebungen nicht durch
besondere Erlasse andern Departementen oder
Abteilungen zugewiesen sind.

3. Verkehr mit den statistischen Aemtern und
Fachkreisen des In- und Auslandes.

V. Amt für Mass und Gewicht.
Vorbereitung und Vollziehung der Bundesgesetz-

gebung über Mass und Gewicht.
VI. Amt für Gold- und Silberwaren.

Kontrollierung und Garantie des Feingehalts der
Gold- und Silberwaren und Aufsicht über den Han-
del mit Gold- und Silberabfällen 1); Vorbereitung von

Gesetzesvorlagen über diese Materie.

Volkswirtschaftsdepa rtement. 2)
Art. 34. In den Geschäftskreis des V o 1 k s -

wirtschaftsdepartements fallen:
t) Diese Befugnisse wurden durch die Bundesratsbeschlüsse vom 13. März

191 ú (AS. 32, 85) und 2. Februar 1917 (AS. 33, 35) auf die Platinwaren und
Platinabfälle ausgedehnt.

2 ) Durch Bundesbeschluss vom B. Oktober 1920 (AS. 37, 49) wurde dem
Volkswirtschaftsdepartement als neue Abteilung das eidg. Arbeitsamt angegliedert,
in dessen Geschäftskreis fallen:
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I. Abteilung für Industrie und Gewerbe.
1. Förderung von Industrie und Gewerbe.
2. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze

Tiber Industrie und Gewerbe.
3. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung, bei Auf-

stellung der Zolltarife und bei der Vorbe-
reitung, sowie beim Abschlusse von Handels-
verträgen.

4. Schweizerische Ausstellungen.
5. Förderung der beruflichen Bildung (indu-

strielles, gewerbliches, kaufmännisches und
hauswirtschaftliches Bildungswesen); Vorbe-
reitung weiterer Gesetzgebung.

G. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über
das Arbeitsverhältnis und den Arbeiterschutz.

7. Vorbereitung von Verträgen mit dem Auslands
über Arbeiterschutz, in Verbindung mit deni
politischen Departemente; Ueberwachung ihrer
Vollziehung.

3. Mitwirkung bei der Unfallversicherung in
fabrik- und gewerbepolizeilicher Hinsicht.

9. Förderung des Arbeitsnachweises und weitere
Gesetzgebung zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit.

H. Bundesamt für Sozialversicherung.
1. Vorbereitung und Vollziehung des Gesetzes

Tiber die Kranken- und Unfallversicherung, so-
weit diese der Bundesverwaltung obliegt.

1. die Erforschung der Arbeitacerhältnisse und Arbeitsbedingungen in Heimarbeit.
Industrie, Gewerbe und Handel, die Feststellung der Kosten der Lebenshaltung
und die Beobachtung des A rbeitsmarkts;

2. die Vorbereitung gesetzgeberischer Erlasse auf dem Gebiete des Arbeitsrechte•
und die Mitwirkung bei ihrer Durchführung;

3. die Vorbereitung und Durchführung von Erlassen und Massnahmen über Ar-
beitsnachweie und Arbeitslosigkeit;

4. die Bearbeitung der aus der Zugehörigkeit der Schweiz zur internationalen
Arbeitsorganisation entstehenden Aufgaben.

( siehe ferner Bemerkung 2 auf Seite 250.)
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2. Vorarbeiten auf andern Gebieten der Sozial-
versicherung.

3. Vorbereitung von Verträgen mit dem Au--
lande auf diesem Gebiete, in Verbindung mit
dem politischen Departemente; Ueberwachnn_'
ihrer Vollziehung.

Ill. Gesundheitsamt 1 ).
1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über

das öffentliche Gesundheitswesen.
2. Schweizerisches Maturitäts- und Medizinalprii-

fungswesen; schweizerisches Medizinalpersonal.
3. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über

die Lebensmittelpolizei, den Verkehr mit
Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen,
das Verbot von Kunstwein und Kunstmost
und das Absinthverbot.

4. Vorbereitung von Verträgen mit denn Aus-
lande auf diesen Gebieten, in Verbindung mit
dem politischen Departemente; Ueberwachung .

ihrer Vollziehung.
IV. Abteilung für Landwirtschaft.

1. Förderung der Landwirtschaft.
2. Vorbereitung und Vollziehung der landwirt-

schaftlichen Gesetzgebung.
3. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung, bei Auf-

stellung von Zolltarifen und bei der Vorbe-
reitung, sowie beim Abschlusse von Handels-
verträgen.

4. Mitwirkung bei der Vorbereitung der Gesetz-
gebung über Tierkrankheiten und polizeiliche
Massregeln gegen Tierseuchen, sowie über den
Verkehr mit Lebensmitteln, soweit landwirt-
schaftliche Erzeugnisse in Betracht fallen.

t) Durch 1lunJesbeschluns vom 17. Februar 1921 (AS. 37. 137) nunmehr
dem Departement des Innern zugeteilt.
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5. Landwirtschaftliche Berufsbildung.
G. Landwirtschaftliche Versuchs- und Unter-

suchungsanstalten.
7. Hengsten- und Fohlendepot.

V. Veterinüranit.
1. Vorbereitung und Vollziehung der Bundesge-

setze Tiber Tierlcrankheiten und polizeiliche
Massregeln gegen Tierseuchen.
Organisation und Beaufsichtigung des grenz-
tierürztlichen Dienstes, der Untersuchung von
Tieren und Fleisch an der Grenze; Vollziehung
der Lebensmittelgesetze, soweit das Schlach-
ten, die Fleischschau und der Verkehr mit
Fleisch und Fleischwaren in Betracht füllt:
Mitwirkung bei Vorbereitung der Lebensmittel-
gesetzgebung, soweit die erwähnten Aufgaben
in Betracht fallen.

3. Vorbereitung von Verträgen mit dem Auslande
auf diesen Gebieten, in Verbindung mit dem
politischen Departemente; Ueberwachung ihrer
Vollziehung.

Post- und Eisenbahndepartement.
Art. 35. In den Geschüftskreis des P o s t- u n  ^l

Lisenballndepartements fallen:
I. Eisenbahnabteilung. 1)

1. Vorbereitung der Gesetzgebung betreffend die
Eisenbahnen. die Dampfschiffahrt und andere
öffentliche 'l'ransportanstalten, die der eid-
genOssischen Gesetzgebung unterstellt sind.
und Vollziehung derselben.

Durdi die Bundcsratsbcsthleisse vom 2:.lanuar 1920 (AS.:e,
171, Art. 4, Abs. 4) und vom 9. März 1920 111111. 1921 11 82$1 wurde ein
eid,. Lunarnl l;esdiaffen und dem Post. und Eiscnbahndcparttment als
neue Sektion der Eisenbahnabtciluny angegliedert. Diesem Amte lieht
die Behandlung der Geschäfte betreffend dem zivilen Luftverkehr ob.
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2. Erteilung, Aenderung und Entziehung von
Konzessionen für Eisenbahn- und Dampf-
schiffahrtsunternehmungen. sowie für andere
öffentliche Transportanstalten, die einer Kon-
zession von seiten des Bundes bedürfen; Auf-
sicht über diese Unternehmungen. ')

3. Vorbereitung von Verträgen mit dem Artstande
auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens, in Ver-
bindung mit dem politischen Departemente;
Ueberwachung ihrer Vollziehung.

4. Expropriationsangelegenheiten und Verpfän-
dung von Eisenbahnen; Betriebs- und Pacht-
verträge.

5. Genehmigung von Statuten und Finanzaus-
weisen; Behandlung der Pläne und Kostenvor-
anschläge für Bauausführungen und Anschaf-
fungen; Genehmigung der Dienstreglemente
und der Betriebs- und Anschlussverträge der
verschiedenen Transportanstalten; Aufsicht
über die Ausführung der genehmigten Vor-
lagen.

6. Aufsicht über das Rechnungswesen der Eisen-
bahn- und übrigen konzessionierten Transport-
unternehmungen; Kontrolle von Bau und Be-
trieb ;	 Betriebsgefährdungen ;	 Zugsverspä-
tungen; Bahnpolizei.

7. Prüfung und Genehmigung der Fahrpläne.
B. Tarifwesen.	 -

9. Hilfskassen.
10. Rückkauf und Bau von Eisenbahnen durch

den Bund.
11. Verkehr mit den Bundesbahnen; Behandlung

der Geschäfte, die nach der Gesetzgebung Tiber

Siehe Bernerkune auf S.267.
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die Bundesbahnen in die Kompetenz und den
Pflichtenkreis der politischen Behörden fallen.

Insbesondere: Vorbereitung der Gesetz-
gebung; Prüfung und Weiterleitung des Vor-
anschlages, des Geschifftsberichtes und der
Rechnungen der Bundesbahnen; Mitwirkung
bei Anleihensoperationen; Vorlagen betreffend
die dem Bundesrate zustehenden Wahlen in
den Verwaltungsrat, die Generaldirektion, die
Kreisdirektionen und die Kreiseisenbahnrfite.

12. Aufsicht über die Starkstromanlagen und Ver-
kehr mit dem Inspektorate für Starkstrom-
anlagen.

Il. Post rerwultun . 1 ;

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze
über das Postwesen.

2. Oberaufsicht über den gesamten Postdienst
und Leitune. desselben; Abschluss bezüglicher
Vertrüge; das Personelle der Postverwaltung;
Errichtung neuer Postbureaux und Postab-
lageu.

3. Antragstellung für die Errichtung von Post-
gebuinden und deren Unterhalt, sowie fifr
Miete und Einrichtung von Gebäuden und
Rifumlichkeiten.

4. Einführung, Aenderung oder Abschafftmg von
Postwertzeichen.

5. Taxen und Gebühren; Portofreiheit.
6. Postclleck- und Giroverkehr.

Durch Bundesratsbesdduss (Verordnung über die Konzes.io•
n'erung von Unternchmungen für die Beförderung von Personen und
deren Gepack) vom B. Pebruar 1P16 (AS. 32.21) wurde ferner an die
Postverwaltung übertragen die Konzessionierung und Beaufsichtigung der
A utomobilunternehmungen für gewerbsmassige Personenbeförderung.
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7. Vorbereitung der Postverträge mit dem Au.
lande, in Verbindung mit dem politischen I)e
partemente.

lll. Telegraphen- und Teleplumverwaltungen.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze übe
das Telegraphen- und Telephonwesen.

2. Oberaufsicht über den Telegraphen- und Tele
phondienst und Leitunn. desselben: Abschluss
bezüglicher Vertrüge; das Personelle der Tel
graphen- und Telephonverwaltung; Errichtun;
neuer Telegraphen- und Telephonbureaux.

3. Antragstellung für Errichtung von Gebäude
für die Telegraphen- und Telephonverwaltun;
und deren Unterhalt, sowie für Miete und Ein t
richttt; von Gebäuden und Hüunilichkeiten. •

1. 'fasen und Gebühren.
5. Vorbereitung der Telegraphen- und Telephon-

vertrüge mit dem Auslande, in Verbindung
mit dem politischen Departemente.

6. Erteilung von Konzessionen ffir Schwach•
Stromleitungen.

Art. 3G. Neue Geschäftszweige und Geschäfte ,

die in der vorstehenden Verteilung nicht erwähnt
sind, werden vom Bundesrate dem ihrer Art an
meisten entsprechenden Departemente zugeteilt
unter Kenntnisgabe an die Bundesversammlung.

V. Dienstabteilungen.

Art. 37. An der Spitze jeder Dienstabteilung
steht ein Chef oder Direktor, der dem Departement'
vorsteher unmittelbar unterstellt ist.
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Die Abteilungschefs leiten im Ilahnieu der be-
stehenden Vorschriften und des jährlichen Voran-
schlages die Geschäfte ihrer Abteilung. Sie sind ver-
antwortlich für die Erfüllung der ihrer Abteilung
zufallenden Aufgaben und für die Ausführung der
ihnen erteilten Aufträge.

Die Abteilungschefs unterzeichnen die von ihnen
ausgehende Korrespondenz und die von ihnen ge-
troffenen Verfügungen, unter Angabe des Departe-
ments und der Abteilung.

Art. 38. Die Abteilungschefs sind befugt. Fiber die
'on ihnen zu behandelnden Geschäfte mit andern
eideenüssischen Amtsstellen, mit kantonalen Beliiir-
ilen und mit Korporationen, Gesellschaften oder PH-

' vitten in direkten Verkehr zu treten.

Art. 39. Der Bundesrat erlässt, i4oweit ein Be-
dürfnis besteht, besondere Dienstreglemente für die
einzelnen Abteilungen und trifft für eine wirksame
Kontrolle des Geschüftsgauges die nötigen Ver-
fÜgnngen.

_ Mit Bezug auf die schweizerischen Bundesbah-
nen, die Post- und Telegraphenverwaltung und die
Zollverwaltung, sowie die eidgenössischen itegie-
betriebe werden die für diese Verwaltungszweige be-
stehenden besondern Vorschriften vorbehalten.

VI. Schlussbestimmungen.

Art. 40. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung
dieses Gesetzes beauftragt. Er erlässt die hierfür
erforderlichen Vorschriften.

Art. 11. Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt.
auf den dieses Gesetz in Kraft tritt.
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Art. 42. Durch dieses Gesetz werden aufgehoben
die Bundesbeschlüsse vom 21. August 1878 und vori
28. Juni 1893 betreffend die Organisation und de l]
Geschäftsgang des Bundesrates; ferner alle übrige '
mit diesem Gesetze im Widerspruch stehenden Be
Stimmungen.

Art. 43. Die personelle Organisation der Departe
mente, sowie der Bundeskanzlei und die Einreihung
der einzelnen Beamtungen in die Besoldungsklasse[
des Besoldungsgesetzes erfolgen durch die Bunde s
gesetzgebung. Einstweilen bleiben die bestehender
Organisationsgesetze der Departemente in Kraft
Der Bundesrat ist jedoch ermächtigt, vorläufig die
jenigen Veränderungen in der Zuteilung der Beamte
vorzunehmen, die durch dieses Gesetz notwendiì
werden.

Also beschlossen vom Nationalrate,

B e r n, den 24. März 1914.

Der Präsident: Dr. A. von Planta.
Der Protokollfiihrer: Schatzmann.

Also beschlossen vom Ständerate,

B e r n. den 26. März 1914.

Der Präsident: Dr. Eugène Richard.
Der Protokolifiihrer: David.

In Kraft getreten am 1. Januar 1915.
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XVIII.

Bundesgesetz
über

die eidgenössische Verwaltungs- und
Disziplinarrechtspflege.

(Vom 11. Juni 1928.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
in Ausführung der Artikel 103 und ll4bis der

Bundesverfassung, nach Einsicht einer Botschaft des
Bundesrates vom 27. 1lfiirz 1925,

beschliesst:

Erster Abschnitt.

Verwaltungsrechtspflege.
1. Verwaltungsrechtspflege durch das Bundesgericht.

1. Allgemeine Bestimmungen.

Art. I. Die eidgenössische Verwaltungsgerichts-
barkeit wird nach Massgabe der Bestimmungen die-
es Gesetzes dem Bundesgericht übertragen.

Art. 2. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird von
der Staats- und verwaltungsrechtlichen Abteilung
des Bundesgerichts ausgeübt.

Das Bundesgericht kann durch Reglement ver-
v4altungsrechtliche Sachen, die mit zivilrechtlichen



— 272 —

Verhältnissen zusammenhängen, den Zivilahteilungen
übertragen.

In gleicher Weise kann es verwaltungsrecht-
liche Sachen aus dem Dienstverhältnis der Bundes-
beamten der Kammer für Beamtensacheii zuweisen.

Art. 3. Die allgemeinen Bestimmungen des Bun-
desgesetzes über die Organisation der Bundesrechts-
pflege vorn 22. März 1S93/25. Juni 1921 sind auf die
Verwaltungsgerichtsbarkeit anwendbar.

2. Das Bundesgericht als Beschwerdeinstanz.

Art. 4. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist
zulässig:

a) gegen Entscheide über bundesrechtliche Ab-
gaben;

b) gegen Entscheide der Bundesverwaltung über
öffentlich-rechtliche Kautionen:

e) gegen die im Anhang zu diesem Gesetze auf-
gezählten Entscheide.

Art. 5. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist
zulässig sowohl gegen Entscheide über die Entrich-
tung oder die Rückerstattung bundesrechtlicher Ab-
,aben als auch gegen Entscheide Tiber die Abgabe-
pflicht oder Abgabefreiheit.

Zu den Entscheiden über bundesrechtliche Ab-
gaben gehören namentlich solche über:

a) Militürpflichtersatz:
b) neue ausserordentliche Kriegssteuer, inbegrif•

fen Sicherstellungen. Aachsteuern und Steuer•
bussen, nach Massgabe des Ihnn lesbeschlusse-
über die neue ausserordentliche Kriegssteuer:

c) Stempelabgaben:
d) Konzessionsgebühren:
e) Post-, Telegraphen- und Telephontaxen.
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Entscheide fiber Beschwerdekosten können nur
in Verbindung mit der Hauptsache durch Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde angefochten werden.

Art. 6. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist
zulässig gegen Entscheide über Ansprüche auf Lei-
stung oder Rückerstattung öffentlich-rechtlicher
Kaut ionen.

Zu den Entscheiden fiber öffentlich-rechtliche
Kautionen gebären namentlich solche über:

a) Kautionen der Versicherungsgesellschaften;
b) Kautionen der Auswanderungsagenturen;
e) Kautionen gemäss den gesetzlichen Bestim-

nnuugen über das Verfahren bei Uebertretung
fiskalischer Bundesgesetze.

Art. 7. Die Verwaltungsgeriehtsbeschwerde ist
unzulässig:

a) gegen kantonale Entscheide, deren \Veiterzie-
hung an eine Bundesbehörde bundesrechtlich
ausgeschlossen ist;

b) gegen Entscheide, die an die eidgenössische
Zollrekurskommission weitergezogen werden
können;

c) gegen Entscheide über Ansprüche aus dem
Tarif-, Tax-, Gebühren- und Transportwesen
der Bundesbahnen.

Art. B. Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde
können nur angefochten werden:

a) Entscheide der Departemente des Bundesrates
oder anderer eidgenössischer Amtsstellen in
den ihnen zur selbständigen Erledigung über-
tragenen Sachen;

b) Entscheide der letzten kantonalen Instanz.
Art. 9. Zur Erhebung der Verwaltungsgerichts-

beschwerde ist berechtigt, wer in dem angefoch-
Is
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tener Entscheide als Partei beteiligt war oder durch
ihn in seinen Rechten verletzt worden ist.

Gegen Entscheide, die von der letzten kanto-
nalen Instanz erlassen worden sind. kann auch der
Bundesrat Beschwerde erheben. Er kann anordnen,
dass ihm derartige Entscheide sofort, nachdem sie
erlassen worden sind, von den Kantonen unentgelt-
lich mitgeteilt werden.

Art. 10. Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde
kann der Beschwerdeführer nur geltend machen, der
Entscheid beruhe auf einer Verletzung von Bundes-
recht. Das Bundesrecht ist verletzt, wenn ein in
einer eidgenössischen Vorschrift ausdrücklich aus-
gesprochener oder aus derselben sich ergebender
Rechtsgrundsatz nicht oder weniger richtig ange-
wendet worden ist. Jede unrichtige rechtliche Be-
urteilung einer Tatsache ist als Rechtsverletzung
anzusehen.

In Kriegs- und Militärsachen jedoch kann sich
die Beschwerde überdies darauf stützen, dass durch
den angefochtenen Entscheid die dem Steuerpflich-
tigen auferlegte Steuerleistung offensichtlich unrich-
tig berechnet worden sei.

Art. 11. Bei der Prüfung der Beschwerde kann
das -Bundesgericht von sich • aus oder auf Begehren
des Beschwerdeführers prüfen. ob der angefoclltew
Entscheid auf einer unrichtigen oder unvollstän-
digen Feststellung des Sachverhalts beruht.

Art. 12. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde hat
keine aufschiebende Wirkung, soweit nicht gegentei -

lige bundesrechtliche Vorschriften bestehen oder so-
weit sie ihr nicht durch vorsorgliche Verfügung des
Präsidenten der zuständigen Abteilung oder Kam-
mer des Bundesgerichts verliehen wird.
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Art. 13. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist
innert dreissig Tagen beim Bundesgericht einzurei-
chen. Auf das Verfahren sind im übrigen die für die
staatsrechtliche Beschwerde geltenden Bestimmun-
gen der Art. 178, Ziff. 3. 183 bis 188. 194. 195 und
221 des Bundesgesetzes über die Organisation der
Bundesrechtspflege anzuwenden.

Art. 14. Die Beschwerde gegen einen kantona-
len Entscheid ist in dreifacher Ausfertigung einzu-
reichen.

Sie ist dem Bundesrate zur allfülligen Ver-
nehmlassung. mitzuteilen, sofern sie.sich nicht sofort
als unzulässig oder unbegründet darstellt.

Das Urteil ist in allen Füllen dem Bundesrate
in vollstündiger Ausfertigung zu übermitteln.

Art. 15. Die Verhandlungen und Beratungen des
Bundesgerichts über Beschwerden in Kriegs- und
1filitiir teuersachen sind nicht öffentlich, jedoch dür-
fen ihnen die Parteien und deren Vertreter beiwoh-
nen.

Art. 16. Das Bundesgericht darf nicht über
die Rechtsbegehren der Parteien hinausgehen, aus-
genommen bei Kriegssteuersachen. Es ist nicht an
die Begründung der Rechtsbegehren der Parteien
gebunden.

liebt es den Entscheid auf, so entscheidet es
selber in der Sache oder weist die Angelegenheit
Zur neuen Entscheidung an die Vorinstanz zurück.

3. Das Bundesgericht als einzige Instanz.
Art. 17, Das Bundesgericht urteilt als einzige

fnstanz über in der Bundesgesetzgebung, begründete
streitige vermögensrechtliche Ansprüche des Bun-
`les oder gegen den Bund aus öffentlichem Recht.
1- 11 diesen Ausbrüchen gehören insbesondere:
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a) Streitigkeiten aus dem Bundesbeamtenverhält•
nis, inbegriffen Streitigkeiten über Leistungen
einer Versicherungskasse des Bundes;

b) Fälle der Haftung für Unfälle infolge militüri-
seher Uebungen;

c) Streitigkeiten zwischen Bund und Kantonen
über deren Anteil am Abgabenertrag.

Vorbehalten sind die Kompetenzen der Bun
desversammlung und der ausserhalb der Bundesver-

waltung stehenden, endgültig urteilenden Instanzen•

Art. 18. Das Bundesgericht beurteilt ferner als
einzige Instanz: •

a) Anstiinde über eine durch das Bundesrech '
vorgesehene Befreiung, von kantonalen Abga•
ben oder Beschränkung kantonaler Abgaben:

b) Anstände zwischen Kantonen iiber den  \fili
türpflichtersatz. die Kriegssteuer und des
Rückgriff für Beiträge an Seuchenschiiden;

c) die in Art. 50. Ziff. 1 his 4, 14 und 15. des Bun
desgesetzes über die Organisation der Bunde&
rechtspflege genannten Streitigkeiten;

d) die in Art. 52 des nämlichen Gesetzes bezeicb
neten Streitigkeiten, sofern sie überwiegen ,

verwaltungsrechtlicher Natur sind;
e) andere verwaltungsrechtliche Streitigkeiten

die ihm durch Bundesgesetze zur ausschlies ^
lichen Erledigung zugewiesen sind.

Art. 19. Von der Beurteilung durch das Bunde'
Bericht gemäss Art. 17 sind ausgeschlossen:

a) die nach Art. 4 vom Bundesgericht als BE
schwerdeinstanz zu beurteilenden AnsprücllE
sowie alle Entscheide über Beschwerdekosten

b) die Ansprüche aus dem Tarif-. Tax-, Gebüh
ren- und Transportwesen der Bundeshahnet
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c) die Ansprüche auf Beiträge oder Zuwendun-
gen des Bundes in irgendwelcher Form.

Art. 20. Eine Verordnung des Bundesrates kann
bestimmen, dass eine gegen den Bund gerichtete
Klage beim Bundesgericht erst erhoben werden darf.
nachdem eine bestimmte Verwaltungsinstanz zum
Anspruch Stellung genommen hat.

Art. 21. Das Bundesgericht darf nicht über die
Ilechtsbegehren der Parteien hinausgehen. Es ist
rieht an deren Begriindung gebunden.

Im übrigen sind auf das Verfahren die für die
staatsrechtliche .Beschwerde geltenden Bestimmun-
en der Art. 183 bis 188. 19-1.195 mid 221 des Bun-

desgesetzes fiber die Organisation der Bundes_rechts-
ldlege anzuwenden.

11. Verwaltungsrechtspflege durch den Bundesrat.
1. Der Bundesrat als Beschwerdeinstanz.

Art. 22. Die Verwaltungsbeschwerde an den Bun-
'lesrat ist zulässig:

_a) gegen Entscheide der Departemente des Bun-
desrates;

b) gegen Entscheide der Generaldirektion der
Bundesbahnen. soweit die Weiterziehung an
den Bundesrat ausdrücklich vorgesehen ist:

e) gegen Entscheide von ausserhalb der Bundes-
verwaltung stehenden, nicht endgültig urtei-
lenden eidgeniissischen Instanzen;

d) gegen Entscheide der letzten kantonalen
Instanz in den in Art. 189, Abs. 1. 2 und 4.
des Bundesgesetzes über die Organisation der
Bundesrechtspflege genannten Füllen.

Art. 23. Die Verwaltungsbeschwerde ist unzu-
b•
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a) wenn das Bundesgericht oder das eidgenös -

sische Versicherungsgericht zuständig ist;
b) gegen kantonale Entscheide, deren Weiter-

ziehung an eine Bundesbehörde bundesrecht -

lich ausgeschlossen ist;
c) gegen Entscheide, die das eidgenössische Mili-

tärdepartement im Bereiche seiner Kommando -

gewalt oder als Beschwerdeinstanz im Be-
reiche seiner militärischen Disziplinargewalt
erlässt;

d) wegen Verletzung privatrechtlicher oder straf-
rechtlicher Vorschriften des Bundesrecht
durch kantonale Entscheide.

Art. 24. Mit der Verwaltungsbeschwerde kann
geltend gemacht werden, der Entscheid beruhe auf
einer Verletzung von Bundesrecht oder auf einer un-
richtigen oder unvollständigen Feststellung des
Sachverhalts.

Entscheide eidgenössischer Amtsstellen können
auch wegen Unangemessenheit angefochten werden.

Art. 23. Die Beschwerde hat keine aufschiebende
Wirkung, soweit nicht gegenteilige bundesrechtliche
Vorschriften bestehen oder soweit sie ihr nicht durch
vorsorgliche Verfügung des Bundesrates verliehen
wird.

Art. 26. Das eidgenössische Justiz- und Polizei -

departement besorgt die Instruktion der Beschwerde
Ist die Beschwerde gegen einen Entscheid diese`
Departements gerichtet, so betraut der BundespriisI
dent ein anderes Departement mit dieser Aufgabe.

Das instruierende Departement stellt Antrag ai
den Bundesrat.

Art. 27. Die Verwaltungsbeschwerde ist innet
dreissig Tagen beim Bundesrat einzureichen. Auf,
das Verfahren sind im übrigen die für die staats'
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rechtliche Beschwerde geltenden Bestimmungen der
Art. 178, Ziff. 3, 184, 186, 187, Abs. 1, 194 und 221
des Bundesgesetzes über die Organisation der Bun-
desrechtspflege anzuwenden.

Der Bundesrat kann durch Verordnung ergiin-
zenBle Vorschriften Tiber das Verfahren aufstellen.

Art. 28. Der Beschwerdeentscheid des Bundes-
rates ist mit der Ausfiillung vollziehbar.

Art. 29. Der Beschwerdeentscheid des Bundes-
rates kann innert dreissig Tagen nach der Mitteilung
an die Bundesversammlung weitergezogen werden:

a) in den in Art. 189, Abs. 1 und 4. des Bundes-
gesetzes über die Organisation der Bundes-
rechtspflege genannten Fallen:

b) wenn ein Bundesgesetz die Weiterziehung vor-
sieht.

Wird der Entscheid weitergezogen, so kann der
Bundesrat den Vollzug durch vorsorgliche Verfügung
aufschieben.

2. Der Bundesrat als einzige oder erste Instanz.

Art. 30. Die Beurteilung der durch die Bundes-
gesetzgebung dem Bundesrate als einziger oder erster
Instanz zugewiesenen Verwaltungsstreitigkeiten wird
Vom sachlich zuständigen Departement vorbereitet.
Der Entscheid geht.vom Bundesrate aus.

Auf das Verfahren sind im übrigen die für die
staatsrechtliche Beschwerde geltenden Bestimmungen
der Art. 184, 186 187, Abs. 1. 194, Abs. 2, und 221
des Bundesgesetzes über die Organisation der Bun-
desrechtspflege anzuwenden.

Der Bundesrat kann durch Verordnung er-
giinzende Vorschriften über das Verfahren aufstellen.
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Art. 31. Der vom Bundesrate als einziger oder

erster Instanz erlassene Entscheid ist mit der Aus-
fällung vollziehbar.

Hat der Bundesrat als erste Instanz geurteilt,
so kann sein Entscheid innert dreissig Taben naen
der Mitteilung weitergezogen werden. Der Vollzug
des weitergezogenen Entscheides kann vom Bundes-
rat durch vorsorgliche Verfügung aufgeschoben
werden.

III. Verwaltungsrechtspflege
durch die Zollrekurskommission.

Art. 32. Die Zollrekurskommission urteilt end-
gültig über Beschwerden gegen Entscheide der Ober-
zolldirektion, wenn es sieh um Festsetzung eines
Zollbetrages handelt.

Die Zollgesetzgebung regelt die Organisation der
Rekurskommission und das Verfahren.

Zweiter Abschnitt.

Disziplinarrechtspflege.
I. Disziplinarrechtspflege durch das Bundesgericht.
Art. 33. Die eidgenössische Disziplinargerichts-

barkeit wird nach Massgabe der Bestimmungen
dieses Gesetzes dem Bundesgericht übertragen.

Sie wird von der Kammer für Beamtensachen
ausgeübt.

Art. 34. Die Beschwerde an die Kammer für
Beamtensachen ist zulässig gegen Verfügungen,
durch die ein Bundesbeamter während der Amts-
dauer wegen Verletzung seiner Dienstpflichten ent-
lassen oder in das provisorische Dienstverhältnis
versetzt wird.
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Den Beamten des Bundesgerichts steht die Be-

schwerde nicht zu.
Art. 35. Die Beschwerde ist binnen dreissig Tagen

nach der Eröffnung der Verfügung schriftlich der
Kammer für Beamtensachen einzureichen und soil
die Antriige des Beschwerdefiihrers. die Begründung
und die Angabe der Beweismittel enthalten.

Art. 3G. Die Beschwerde hat keine aufschiebende
Wirkung, soweit sie ihr nicht durch vorsorgliche
Verfügung des Präsidenten der Kammer für Beam-
tensachen verliehen wird. Vor dem Erlass einer stil-
eben Verfügung sind die Parteien zur Vernehm-
lassung einzuladen.

Art. 37.. Der Instruktionsrichter teilt die Be-
schwerde der Bundesverwaltung mit und setzt ihr
eine Frist zur Beantwortung und Angabe der Be-
weismittel.

Die Antwort der Bundesverwaltung wird dem
Beschwerdeführer mitgeteilt.

Der Instruktionsrichter ordnet die - zur Auf-
klärung des Sachverhalts erforderlichen Beweisauf-
nahmen an. Er kann sie entweder selbst vornehmen
Oder durch die zuständigen Bundes- oder Kantons-
behörden vornehmen lassen. Die Bestimmungen des
Bundeszivilprozesses finden dabei sinngemässe An-
wendung.

Der Beschwerdeführer wird zu den Beweis-
aufnahmen mit dem Bemerken vorgeladen. dass
diese, wenn er unentschuldigt ausbleibt, in seiner Ab-
wesenheit durchgeführt werden.

Art. 38. Die Bundesverwaltung, der Beschwerde-
führer und sein Rechtsvertreter sind befugt, vor der
Schlussverhandlung die Akten einzusehen.

Art. 39. Der Beschwerdeführer wird zur Schluss-
verhandlung mit dem Bemerken vorgeladen, dass die
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Verhandlung, wenn er unentschuldigt ausbleibt, iii
seiner Abwesenheit durchgeführt wird.

In der Schlussverhandlung wird dem Vertreter
der Bundesverwaltung, dem Beschwerdefiihrer und
dessen Rechtsvertreter Gelegenheit zum mündlichen
Vortrag gegeben.

Die Beratungen der Kammer für Beamtensachen
sind nicht öffentlich.

Art. 40. Hält die Kammer für Beamtensachen
die Entlassung für nicht gerechtfertigt, so bestimmt
sie die dafür zu leistende Entschädigung. Sie kann
die Wiederanstellung des Beamten anordnen.

Hält die Kammer die Versetzung in das provi-
sorische Dienstverhältnis für nicht gerechtfertigt, so
liebt sie diese Verfügung auf.

Wenn die Kammer die Beschwerde gutheisst
und findet, dass eine mildere Disziplinarstrafe aus-
zusprechen ist, so kann sie auf diese Strafe erkennen
oder die Angelegenheit zur neuen Entscheidung an
die Vorinstanz zurückweisen.

Art. 41. Auf die Revision der Entscheide der
Kammer für Beamtensachen sind die Art. 93 bis 9S
des Bundesgesetzes über die Organisation der Bun-
desrechtspflege anzuwenden.

Art. 42. Wird die angefochtene Verfügung als
nicht gerechtfertigt befunden, so ist dem Beschwerde-
fiihrer eine Prozessentschädigung zuzusprechen.

Wird die Beschwerde zuriickgezogen oder die
angefochtene Verfügung als gerechtfertigt befunden,
so sind dem Beschwerdefiihrer die in Art. 214 des
Bundesgesetzes über die Organisation der Bundes-
rechtspflege genannten Kosten ganz oder teilweise
:a ufzuerlegen.

Im übrigen sind die Kosten des Verfahrens von
der Gerichtskasse zu tragen.
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H. Disziplinarkommissionen.

Art. -13. Für die Behandlung von Disziplinar-
fällen, welche Bundesbeamte oder ständig beschäf-
tigte, aber nicht auf Amtsdauer gewählte Personen
betreffen, sind Disziplinarkommissionen zu bilden.
Der Bundesrat bestimmt, ob und in welchen Fällen
den Disziplinarkommissionen als Beschwerdeinstanz
entscheidende Befugnisse zustehen.

.rede Disziplinarkommission besteht aus einem
Präsidenten und zwei Mitgliedern, die auf Amtsdauer
zu wählen sind. Der Präsident und ein Mitglied wer-
den vom Bundesrat gewählt, das andere Mitglied
vom Personal. Der Präsident darf nicht der Bundes-
verwaltung angehören.

Eine Verordnung des Bundesrates bezeichnet
die zuständigen Kommissionen und regelt das Ver-
fahren.

Verweis und Busse bis und mit fünf Franken
dürfen von den Kommissionen nicht behandelt wer-
den.

Dritter Abschnitt.

Schluss- und Uebergangsbestimmungen.
Art. 9-1. Als Entscheide im Sinne dieses Gesetzes

gelten auch Verfügungen.
Art. Die auf Geldzahlung oder Sicherheits-

leistung gerichteten, rechtskräftigen Entscheide der
eidgenössischen Verwaltungsinstanzen stehen voll-
streckbaren Gerichtsurteilen im Sinne von Art. 80
des Schuldbetreibungs- uni Konkursgesetzes gleich.

Art. 46. Die eidgenössische Alkoholverwaltun_
gilt im Sinne diese Gesetzes als Abteilung der Bun-
desverwaltun.;.
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Art. 47. Bis zum Erlass eines neuen Verwal-
tungsreglements für die schweizerische Armee ist der
Bundesrat berechtigt, zur endgültigen Entscheidung
iiber Ansprüche des Bundes oder gegen den Buu d ,
die sich auf die Militürorganisation stützen, ausser-
halb der Bundesverwaltung stehende Instanzen ein-
zusetzen.

Ausgenommen sind jedoch die Anspriiche aus
Tötung oder Verletzung von Zivilpersonen infolge
militärischer Uebungen.

Art. 48. Kantonale Administrativstreitigkeiten, die
dem eidgenössischen Verwaltungsgericht in Anwen-
dung von Art. 114bis, Abs. 4, der Bundesverfassung
zugewiesen werden, sind vom Bundesgericht in dem
für die Ver valtungsgerichtsbeschwerde vorgesehenen
Verfahren zu erledigen, insoweit der Genehmigungs-
beschluss der Bundesversammlung nicht anders be-
stimmt.

Art. 49. Das Bundesgesetz über die Organisation
der Bundesrechtspflege vom 22. März 1893/25. Juni
1921 erfährt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
folgende Aenderungen:

a) Die Art. 1, 16, 17, 19 und 25 erhalten die
Fassung:

«Art. 1. Das Bundesgericht besteht aus 26 bis 28
Mitgliedern und 9 Ersatzmännern.

Mitglieder und Ersatzmänner werden con der
Bundesversammlung gewählt. Bei der Wahl soll
darauf Bedacht genommen werden, (lass alle drei
Nationalsprachen vertreten seien.'

«Art. 16. Das Bundesgericht bestellt aus seiner
Mitte für die Dauer von zwei Jahren, berechnet vom
1. Januar an, drei Abteilungen, von denen die erste
hauptsächlich die staats- und .verwaltungsrechtlichen,
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die beiden andern vornehmlich dig zivilrechtlichen
Sachen zu erledigen haben. Innerhalb der staats-
und verwaltungsrechtlichen Abteilung können zwei
Kammern gebildet werden, von denen die eine haupt-
sächlich die staatsrechtlichen und die andere haupt-
sächlich die verwaltungsrechtlichen Sachen erledigt.
Das Bundesgericht bestimmt die Organisation dieser
Abteilungen und Kammern.

Auf denselben Zeitpunkt und für clie nämliche
Amtsdauer wählt es die aus drei Mitgliedern be-
stehende Schuldbetreibutgs- und Konkurskammer
zur Erledigung der ih»? als Aufsichtsbehörde im
Schuldbetreibuugs- und Konkurstresen zufallenden
Geschäfte und die aus fünf Mitgliedern zusammen-
gesetzte Kammer für Beamtensachen.

In gleicher Weise bestellt das Bundesgericht seine
Straf gerichtsbehürden.»

«Art. 17. Soweit es Geschäfte betrifft, die einer
Abteilung (Kammer) zufallen. hat überall, wo das
Gesetz vom Bundesgericht oder dessen Präsidenten
spricht, diese Abteilung (Kammer) oder ihr Präsi-
dent zu handeln.

Vorbehalten bleibt der Erlass von Verordnungen.
Reglementen und Kreisschreiben (Art. 23, Ziffer 4).'

«Art. 19. Der Präsident und der Vizepräsident
des Bundesgerichts führen den Vorsitz in den Abtei-
lnrtgen, die das Bundesgericht bestimmt.

Das Bundesgericht ernennt für die Dauer von
zwei Jahren, berechnet von? 1. Januar an. den Vor-
sitzenden der verbleibenden Abteiltrug und die Vor-
sitzenden seiner Kammern und St rafgerichtsbehör-
den. Ausgenommen sind die Kriminalkammer und
das Butdesstrafyericht, deren Präsident rom Bun-
desyericht für jeden. Straf fall bezeichnet wird.»
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«Art. 25. Bei den Beratungen und Abstimmun-
gen in den Abteilungen des Bundesgerichts haben je
7 Richter mitzuwirken.

Bei verwaltungsrechtlichen Sachen und bei
staatsrechtlichen Beschwerden über kantonale Ver-
fügungen wegen Verletzung von Art. 4 der Bundes-
verfassung genügt die Mitwirkung von 5 Mitglie-
dern.

Die Sch uldbetreibungs- und Konkurskammer sowie
die eidgenössischen Strafgerichtsbehörden müssen
vollzählig besetzt sein.»

b) Art. 87 erhält den Zusatz:
«3. wegen Verletzung von Gerichtsstandsbestim-

mungen des eidgenössischen Rechts.»
c) Art. 178, Ziffer 3, erhält die Fassung:
«3. Die Beschwerde ist binnen dreissig Tagen,,

von der Eröffnung der Mitteilung der Verfügung
oder des Erlasses an gerechnet, dein Bundesgericht
schriftlich einzureichen und soll die Anträge des Be-
schwerdeführers sowie deren Begründung enthalten..>

d) Art. 186 erhält die Fassung:
«Der Instruktionsrichter ordnet die zur Aufklä-

rung des Sachverhalts erforderlichen Beweisauf nah-
men an. Er kann sie selbst vornehmen oder durch
die zuständigen Bundes- oder Kantonsbehörden vor-
nehmen lassen.»

e) In Art. 189, Abs. 2, werden die Worte: «oder
von der Bundesversammlung» gestrichen.

f) Dem Art. 194 wird als dritter Absatz bei-
gefiigt:

«Soweit eine dein Bundesgericht eingereichte Be-
schwerde in die Zuständigkeit des Bundesrates fällt
oder umgekehrt, ist sie von Amtes wegen an die
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zustüudige Bundesbehörde abzugeben. 1st in diesen
Füllen die Beschwerde bei der unzuständigen Behörde
rechtzeitig eingereicht worden, so gilt die Be-
schwerdef rist als eingehalten.»

g) Die Art. 179, 190, 191, 192, 193 und 196, Abs.
1 und 2, werden aufgehoben.

h) Art. 221, Abs. 2, erhält die Fassung:
«Das Bundesgericht kann Ausnahmen machen in

Fällen wo die ,Anhebung oder Veranlassung des
Streites oder die Art der Prozessführung es recht-
fertigt oder wo ein vermögensrechtliches Interesse
in Frage steht. Die Gerichtsgebühr darf indessen
500 Fr: nicht übersteigen.»

Art. 50. Das Bundesgesetz über die Organisation
der Bundesverwaltung vom 2G. März 1914 erfährt
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes folgende Aen-
derungen:

a) Art. 23 erhält die Fassung:
«Die Geschäfte des Bundesrates werden nach De-

partementen unter die einzelnen Mitglieder verteilt.
Der Entscheid über die Geschäfte geht vom Bundes-
rate aus.

Die durch Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das
Bundesgericht weiterziehbaren Geschüf te sind an
Mittelinstanzen zur selbständigen Erledigung über-
tragen. Die den Mittelinstanzen übergeordneten Ver-
waltungsbehörden sind von der Entscheidungsbefug-
nis ausgeschlossen.

Andere Geschäfte können durch Verordnung des
Bundesrates an Mittelinstanzen zur selbständigen
Erledigung übertragen werden; in diesen Füllen ist
gegen den Entscheid der Mittelinstanz die Be-
schwerde auf dein ordentlichen Instanzenwege bis an
den Bundesrat zulässig.
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.Mittelinstanzen sind die Departemente oder, so-
weit es der Bundesrat auf dem Verordnungswege
verfügt, den Departementen untergeordnete Amts-
stellen, sowie die Bundeskanzlei.

Durch Verordnung des Bundesrates wird be-'
stimmt, ob die Mittelinstanz als erste oder als Be-
schwerdeinstanz entscheidet.»

• b) Es wird ein neuer Art. 23bis eingefügt:
«Auf Beschwerden, die von Departementen oder

ihnen untergeordneten Amtsstellen zu beurteilen und
gegen Entscheide eidgenössischer Amtsstellen ge-
richtet sind, finden die Art. 24, 2.5, 27 und 28 des
Bundesgesetzes über die eidgenössische Verwaltungs-
und Disziplinargerichtsbarkeit sinngemässe Anwen-
dung.»

Art. M. Das Bundesgesetz über die Stempel-
abgaben vom 4. Oktober 1917 erfährt mit dem In-
krafttreten dieses Gesetzes folgende Aenderungen:

a) Die Art. 8 und 62 erhalten die Fassung:
«Art. B. Die eidgenössische Steuerverwaltung

trifft von sich aus oder auf Antrag des Abgabe-
pflichtigen die Entscheide, welche (lie Erhebung der
Stempelabgaben nötig macht.

Sie ist befugt, zur Ermittlung der tatsächlichen
und rechtlichen Verhältnisse vom Abgabepflichtigen
alle Auskünfte und Belege zu verlangen, die für die
Abgabepflicht und die Bemessung der Abgabe we-
sentlich sind.

Die Entscheide der eidgenössischen Steuerverwal-
tung werden durch eingeschriebenen Brief eröffnet.
Sie sollen eine Begründung und eine Rechtsmittel-
belehrung enthalten.

Gegen die Entscheide der eidgenössischen Steuer-
verwaltung kann binnen dreissig Tagen seit der
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Eröffnung Einsprache erhoben werden. Die Ein-
sprache ist schriftlich bei der eidgenössischen Steuer-
verwaltung einzureichen; diese hat die Sache erneut
zu prüfen und limert dreissig Tagen einen. neuen
Entscheid zu treffen.

Gegen die Einspracheentscheide der eidgenössi-
schen Steuerrerwaltung ist die Verwaltrigsgerichts-
beschwerde nach Massgabe des Bundesgesetzes über
die eidgenössische Verwaltungs- und Disziplinar-
rechtspflege zulässig.»

«Art. 62. 1)ie in den Art. 52 bis 54 dieses Ge-
setzes vorgesehenen Strafen werden auf administra-
tivem Wege durch die eidgenössische Steuerverwal-
tang verhängt.

Das Verfahren richtet sich unter Vorbehalt der
in Art. G2bis und 63 enthaltenen Abweichungen nach
den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 30. Juni
1849 betreffend das Verfahren bei Uebertretungen
fiskalischer un(l polizeilicher Bundesgesetze.»

b) Es wird ein neuer Art. G2bis eingefügt:
«Art. 62bis. Erhebt der Beschuldigte Anspruch

auf den in Art. 12, Abs. 1, des Bundesgesetzes vorn
30. Juni 1849 vorgesehenen Nachlass der Geldstrafe,
so hat er sich der Strafverfiigung vor der Eröffnung
°bnie Vorbehalt zu unterziehen.

Erhebt der Beschuldigte Anspruch auf den in
Art. 12, Abs. 2, (les Bundesgesetzes vom 30. Juni
1849 vorgesehenen Nachlass der Geldstrafe. so  hat
er binnen acht Tagen seit der Eröffnung der Straf-
V'erfügung die Busse zu bezahlen oder sicherzustel-
len.

Will sich der Beschuldigte der Strafcerfiigung
eicht unterziehen, so hat er binnen acht Tagen seit
ihrer Eröffnung bei der eidgenössischen Ste.uerver-
l•eltung Einsprache zu erheben und gerichtliche Be-

19
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Urteilung zu verlangen. TVird (lie Einsprache recht-
zeitig erhoben, so werden unter Vorbehalt von Art.
63, Abs. 2 und 3, die Akten durch Vermittlung der
Bundesanwaltschaft dem zuständigen Strafgericht
überwiesen (Art. 16 des Bundesgesetzes über das
Verfahren bei Uebertretungen fiskalischer und poli-
zeilicher Bundesgesetze; Art. 125, Abs. 3, des Bun-
desgesetzes über die Organisation der Bundesrechts-
pflege).lege).

Erhebt der Beschuldigte innert nützlicher Frist
keine Einsprache, so erwächst die eröffnete Straf-
verfügung unter Vorbehalt von Art. 63, Abs. 2 und
3, in Rechtskraft und wird vollstreckbar.»

c) Art. 63 erhält die Fassung:
«Art. 63. Wird eine Geldstrafe wegen Nichtent-

richtung oder wegen nur teilweiser Entrichtung der
Abgabe verhängt, so kann der Beschuldigte unbe-
schadet seines Einspruches im Strafpunkte die Ab-
gabepflicht durch Einsprache bei der Steuerverwal-
tung (Art. 8, Abs. 4) bestreiten.

Wird gegen den Eins pracheentscheid über die
Abgabepflicht Verwaltungsgerichtsbeschwerde erho-
ben (Art. 8, Abs. 5), so unterbleibt bis zu ihrer Ent-
scheidung die Ueberweisung an das zuständige
Strafgericht (Art. 62bis, Abs. 3) oder die Vollstrek-
kung der Busse (Art. 62bis, Abs. 4).

Stellt der Beschwerdeentscheid fest, dass der Ab-
gabeanspruch der Steuerverwaltung nicht begriin-
det ist, so fällt die Bussenverfügung dahin; schützt
er den Abgabeanspruch nur zum Teil, so erlässt die
eidgenössische Steuerverwaltung eine neue Strafver-
fügung.

Der Beschwerdeentscheid ist für den Strafrichter
verbindlich.»

Art. 52. Alle diesem Gesetze widersprechenden
Bestimmungen sind aufgehoben.
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Namentlich treten ausser Kraft die Bestimmun-
gen des Bundesbeschlusses betreffend die neue aus-
serordentliche Kriegssteuer vom 28. September 1920
über Organisation, Zustiindigkeit und Verfahren der
eidgenössischen Kriegssteuerrekurskommission; vor-
behalten bleibt ihre Anwendung auf Beschwerden
gegen die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ge-
troffenen Entscheide. Das bisher durch die eidge-
nössische Rekurskommission bezeichnete Mitglied
der Kommission zur Entscheidung der Gesuche um
Erlass der Kriegssteuer wird künftig vom Bundes-
gericht bezeichnet.

Art. 53. Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Gesetzes.

Art. 54. Der - Verwaltungsgerichtsbeschwerde
an das Bundesgericht unterliegen die seit dem In-
krafttreten dieses Gesetzes erlassenen Entscheide.

Bei Entscheiden, die vor dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes ergangen sind, läuft die Frist für den
staatsrechtlichen Rekurs an das Bundesgericht oder
für die Verwaltungsbeschwerde an den Bundesrat,
sofern sie nicht schon vorher nach bisherigem Recht
zu Ende gegangen ist, spktestens am dreissigsten
rage nach dem Inkrafttreten ab.

Anhang.
Der Anfechtung durch Verwaltungsgerichts-

beschwerde im Sinne von Art. 4, lit. c, dieses Ge-
setzes unterliegen:

Entscheide des eidgenössischen Amtes für gei-
stiges Eigentum in Patentsachen, in Muster- und
Modellsachen und in Markensachen, sowie Ent-
scheide des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepar-
tements iiber Löschung einer Marke von Amtes we-
gen,
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Entscheide des eidgenössischen Amtes für das
Handelsregister und der kantonalen Aufsichtsbehör-
den in Handelsregistersachen,

Entscheide der kantonalen Aufsichtsbehörden
in Zivilstands-. Güterrechtsregister-, Viehverschrei-
bungs-, Grundbuch- und Schiffsregistersachen.

II.
Entscheide der Alkoholverwaltung über den

Umfang des Alkoholmonopols,
Entscheide der eidgenössischen ^ülitirverwal

tung Tiber den Umfang (les Pulverregals.
III. •

Der Entzug des Patentes zum Betriebe einer
Auswanderungsagentur oder der. Genehmigung zur
Anstellung von Unteragenten,

der Entzug des Grundbuchgeometerpatentes,
der Entzug des Probiererdiploms für die Kon-

trolle von Gold- und Silberwaren,
der Entzug der Ermächtigung zum Handel mit

Gold-, Silber- und Platinabfällen oder zum Beruf als
Handelsprobierer,

der Entzug eines Brennloses oder einer Bewil-
ligung zur Verwendung von Industriesprit,

der Entzug - der Bewilligung zur Herstellung
und zum Vertrieb von Betiiubungsmitteln,

der Entzug der Bewilligung zur Fabrikation von
Ziindliölzchen.

IV.•
Entscheide des eidgenössischen Departements

des Innern und der kantonalen Aufsichtsbehörden
über die Zugehörigkeit der Stiftungen zum Gemein
Wesen und über die Umwandlung von Stiftungen.

Vr .

Entscheide des eidgenössischen Departements de.
Innern oder der kantonalen Aufsichtsbehörden über
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die Bildung von Genossenschaften. über den Beitritt
zu Genossenschaften und über die Rechtsverhült-
nisse der Genossenschafter nach dem Bundesgesetz
Tiber die Nutzbarmachung der «'asserkräfte (Art. 33,
Abs. 3, Art. 35, Abs. 2, Art. 3G und 37).

VI.
Entscheide des eidgenössischen Justiz- und

Polizeidepartements und der kantonalen Behörden
über den bundesrechtlichen Begriff der Spielbank,

kantonale Entscheide über den bundesrecht-
lichen Begriff der Lotterie, der Tombola und der ge-
meinnützigen Lotterie.

VII.
Entscheide des eidgenössischen Justiz- und

Polizeidepartements oder des Versicherungsamtes
auf Grund des Versicherungsaufsichts- und des Kau-
tionsgesetzes, mit Ausnahme der Verweigerung der
Bewilligung zum Betriebe eines Versicherungsunter-
nehmens.

Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist insbe-
sondere zulässig:

a) gegen Entscheide Tiber die Kouzessionspflicht
von Versicherungsunternehmungen,

b) gegen die Aufforderung an eine Versiche-
rungsgesellschaft zur Sanierung unter An-
drohung der Kautionsverwertung oder des
Konzessionsentzuges,

c) gegen den Entzug der Ermächtigung zum
Betriebe eines privaten Versicherungsunter-
nehmens,

d) gegen Entscheide über die Verwendung der
Kaution einer ausländischen Versicherungs-
gesellschaft, über die Liquidation einer in--
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ländischen Versicherungsgesellschaft oder Tiber
die Kautionsabsonderung aus der Konkurs-
masse,

e) gegen die Erteilung oder Verweigerung der
Zustimmung zur freiwilligen Uebertragung des
Versicherungsbestandes und Verfügung über
die Kaution,

f) gegen das Verlangen der Abberufung des Ge-
neralbevollmlichtigten einer Versicherungs-
gesellschaft und gegen die Verweigerung der
Genehmigung seiner Vollmacht.

VIII.
Entscheide der kantonalen Rekurskommission

über die gestützt auf den Bundesbeschluss befreffend
die neue ausserordentliche Kriegssteuer verhängten
Ordnungsbussen, die den Betrag von hundert Fran-
ken übersteigen.

Ix.
Entscheide der Oberzolldirektion aus dem Ge-

biete des Gesetzes und der Verordnungen Tiber das
Zollwesen. Ausgenommen sind alle Strafen wegen
Zollvergehen und die Ordnungsbussen, die den Be-
trag von hundert Franken nicht übersteigen.

1.
Entscheide der Abteilung für Industrie und Ge-

werbe fiber die Unterstellung unter das Fabrikgesetz,
sowie über die Unterstellung unter das Bundesgesetz
fiber die Beschäftigung der jugendlichen und weib-
lichen Personen in den Gewerben,

kantonale Entscheide aus Art. 80 des Fabrik-
gesetzes.
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XI.
Entscheide des Bundesamtes für Sozialversiche-

rung über die Unterstellung unter die Unfallver-
sicherung.

XII.
Entscheide des Postdepartements und Entscheide

der Oberpost- und Obertelegraphendirektion, die an
das Departement nicht weiterziehbar sind, über An-
sprüche, die sich stützen auf:

a) das Postverkehrsgesetz oder das Telegraphen-
und Telephonverkehrsgesetz,

b) die zugehörigen Vollziehungsverordnungen,
c) die in Art. 67, Abs. 2, des Postverkehrsge-

setzes und in Art. 46, Abs. 2, des Telegraphen-
und Telephonverkehrsgesetzes erwähnten, an
die Anstaltsbenützer gerichteten Ausführungs-
bestimmungen.

Ausgenommen sind die Haftpflichtfälle und die
Straffiille.

Also beschlossen vom Ständerate,

B e r n, den 8. Juni 1928.

Der Präsident: Dr. Emile Savoy.

Der Protokollführer: Leimgruber.

Also beschlossen vom Nationalrate,

B e r n, den 11. Juni 1928.

Der Präsident: R. Minger.
Der Protokollführer: F. von Ernst.

In Kraft getreten am 1. Januar 1929.
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XIX.
Bundesgesetz

über
die Verantwortlichkeit der eidgenössischen

Behörden und Beamten.
(Vom 9. Dezember 1850.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft.
in Ausführung des Art. 110 (jetzt 117) der Bun-

desverfassung von 1848;
nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrates.

beschliesst:

A. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 1. Verbrechen oder Vergehen, welche von

Mitgliedern des National- und Ständerates bezüglich
auf ihre Stellung verübt werden, fallen unter Vor-
behalt des Art. 17 in das Gebiet der allgemeinen eid-
genössischen Strafgesetze.

Für Uebertretung der Reglemente werden sie
nach Massgabe derselben von der betreffenden Be-
hörde disziplinarisch behandelt. Hingegen sind die
Mitglieder des National- und Ständerates für iln'
Votum in der Behörde nicht verantwortlich. und es
kann nie eine hierauf beziigliche Klage erhoben
werden.
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Art. 2. Die Mitglieder der eidgenössischen voll-
ziehenden und richterlichen Behörden, sowie die
übrigen Beamten sind für ihre amtliche Geschäfts-
führung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ver-
antwortlich. Dasselbe ist der Fall bei allen Personen.
welche entweder provisorisch ein Amt bekleiden oder
eine vorübergehende amtliche Funktion übernehmen.

Art. 3. Bis zum Beweise des Gegenteils wird die
Teilnahme der einzelnen Mitglieder an den Amts-
handlungen einer Behörde priisumiert.

Die einzelnen Mitglieder haften für den verur-
sachten Schaden nicht solidarisch, sondern für ihr
Betreffnis.

Sofern die einzelnen Mitglieder den Schaden
nicht ersetzen können, so hat der Bund zu ent-
schädigen.

Art. 4. Die Verantwortlichkeit wird begründet
durch Verübung von Verbrechen und Vergehen in
der Amtsführung, sowie durch Uebertretung der Bun-
desverfassung, Bundesgesetze oder Reglemente.

Art. 5. Die Verantwortlichkeit kann diszipli-
narische Verfügungen. Zivilklage und Kriniinalklage
zur Folge haben.

Art. G. Das eidgenössische Strafgesetz bestimmt
den Tatbestand der Verbrechen und Vergehen der
Beamten und setzt die Strafen fest (Art. 107 der
Bundesverfassung von 18-18) 1). Dieses :gilt jedoch
nur insofern, als die eidgenössischen Militürstraf-
;'esetze nicht zur Anwendung kommen.

Art. 7. Die Zivilklage auf Schadenersatz setzt
Voraus:

1. eine rechtswidrige Handlung oder Unterlassung
im Sinne des Art. 4;

2. einen dadurch verursachten positiven Schalen.

t) In der Bnndesterfaseung son 1874 fehlt ein entsprechender Artikel.
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Art. B. Das Gesetz über das Verfahren in Straf-
sachen wird bestimmen, inwiefern den Beschädigten
das Recht der Invention im Strafprozesse zu ge-
statten ist.

Art. 9. Die Verjährung bei der Kriminalklage
tritt innert der Frist ein, welche das eidgenössische
Strafgesetz überhaupt für Verbrechen und Ver-
gehen festsetzen wird.

Art. 10. Für die Eidgenossenschaft verjährt die
Zivilklage:

1. innert einem Jahre, nachdem die Behörde,
welche über Erhebung der Klage zu entschei-
den hat (Art. 32 und 42) von der Schädigung
Kenntnis erhalten;

2. innert sechs Monaten von der Schlussnahme
auf Erhebung der Klage an gerechnet, jedoch

3. in dem Falle, wo gleichzeitig eine Kriminal-
klage beschlossen wurde, drei Monate nach
dem Endurteil im Strafprozess.

Art. 11. Eine von Privaten oder Korporationen
gegen Beamte gerichtete Zivilklage verjährt:

1. wenn der Beschädigte von dem Zeitpunkte an,
wo er von der Schädigung Kenntnis erhalten,
seine Klage innert Jahresfrist nicht beim Bun-
desrat hängig macht (Art. 43);

2. innert drei Monaten von der Zeit an, wo der
Bundesrat seine Zustimmung zur Klaganhebung
erteilte oder verweigerte.

Sollte innert den bezeichneten Fristen gegen die
betreffenden Beamten ein den Tatbestand der Zivil-
klage beschlagender Kriminalprozess hängig sein, so
wird die Zeit seiner Dauer von der Schlussnahme
iiber die Anklage bis zum Endurteil bei den Ver-
jährungsfristen nicht berechnet.
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Art. 12. Die Verjährung von Zivilklagen für die
Eidgenossenschaft, für Privaten oder Korporationen
erfolgt jedenfalls nach fünf Jahren vom Eintritt des
Schadens an gerechnet.

Art. 13. Die Kautionen der Beamten dürfen erst
dann aushingegeben werden, wenn seit dem Tode
oder Rücktritte derselben alle in diesem Gesetzes-
abschnitte (Art. 10 bis 12) bezeichneten Verjährungs-
fristen abgelaufen sind und keine Klage angebracht
wurde.

Art. 14. Wenn ein eidgenössischer Beamter durch
Behörden eines Kantons strafrechtlich verfolgt wird
und behauptet, dass er die fragliche Handlung kraft
seiner amtlichen Stellung angeordnet oder begangen
habe, so ist derselbe anzuhalten, sich unverzüglich
an den Bundesrat zu wenden. Zwischen diesem und
der betreffenden Kantonsregierung wird nun die
Frage erörtert, ob die Strafkompetenz des Blindes
und das Verfahren nach Massgabe dieses Gesetzes,
Oder die Strafkompetenz des Kantons und die An-
wendung seiner Gesetze begründet sei. Beim Wider-
spruch überweist der Bundesrat diesen Konflikt,
nach Art. 74, Ziffer 17, der Bundesverfassung von
1848, an die Bundesversammlung 1).

Inzwischen ist jedes Verfahren gegen den Beam-
ten suspendiert, mit Ausnahme der nötigen Sicher-
heitsmassregeln, welche die betreffende Kantons-
regierung entweder in ihrem Interesse, oder, auf Be-
gehren des Bundesrates, im Interesse des Bundes zu
Verfügen hat.

Art. 15. Dasselbe Verfahren tritt ein, wenn ein
eidgenössischer Beamter durch eine und dieselbe

9 Gemäss Art. 113, Ziff. 1. der Bundesverfassung von 1874 ist nunmehr das
Bundesgericht zur Behandlung derartiger Konflikte zuständig.
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Handlung nach Art. 4 oder 6 dieses Gesetzes ver-
antwortlich wird und zugleich ein kantonales Straf-
gesetz übertritt. liier entscheidet beim Widerspreche
des Bundesrates und der Kantonsregierung die Bun-
desversamnilung 1) in dem Sinne. dass die überwie-
gende und schwerere Uebertretung die Kompetenz
begründen und die leichtere nur als Schärfungsgrund
in Betracht kommen soll.

Art. 16. Wenn ein eidgenössischer Beamter gleich-
zeitig durch verschiedene Handlungen sowohl Bun-
desgesetze (nach Art. 4 und 6). als auch kantonale
Strafgesetze übertritt, so wird er dem Bunde und
den Kantonen strafrechtlich verantwortlich.

Die Reihenfolge des beidseitigen Verfahrens ge-
gen denselben wird durch das erste Einschreiten
(Prävention) bestimmt. Diejenige Behörde, welcher
die spätere 'Verfolgung zufällt, darf indessen von der
andern die angemessenen Sicherheitsmassregeln ver-
langen.

B. Einzelne Bestimmungen über das Verfahren.

I. Betreffend die Mitglieder des
National- und Ständerates.

Art. 17. Wenn Mitglieder des National- und
Ständerates eines Verbrechens oder Vergehens be-
ziiglich auf ihre amtliche Stellung (Art. 1) ange-
schuldigt werden, so kann nur durch Beschluss der
Bundesversammlung auf die in den Art. 20 bis 2.
bezeichnete Art eine gerichtliche Verfolgung ein-
treten. In solchen Fällen steht demjenigen Rate,
welchem das betreffende Mitglied angehört, die
Priorität der Behandlung zu.

9 Siehe Bemerkung Seite 299.
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lt. Betreffend die von der Bundesver-
sammlung ge ülilten Behörden uni

B e a ni t e n.

Art. 18. Die von der Bundesversammlung g'
«üldteu Behörden und Beamten sind derselben nach
Lnhalt dieses Gesetzes verantwortlich. Nur sie kann
eine gerichtliche Verfolgung derselben wegen Amts-
handlungen oder Unterlassungen, die sicli auf die
amtliche Stellung beziehen, beschliessen, und es sind
daher alle derartigen Klagen gegen jene Behörden
oder Beamten an die Bundesversammlung zu rich-
ten.

Art. 19. Der Bundesrat ist verpflichtet, die Bun-
desversammlung einzuberufen, wenn einzelne seiner
Mitglieder in ihrer amtlichen Stellung ein Verbre-
eben oder Vergehen verüben sollten, und eine Sit-
zung nicht innerhalb eines Monates bevorsteht. Auch
das Bundesgericht ist verpflichtet, von Verbrechen
Oder Vergehen seiner Mitglieder oder Ersatzmänner
dem Bundesrate sofort Kenntnis zu geben. Dieser
hat der Bundesversammlung bei ihrer niichsten Sit-
zung den Fall vorzulegen.

Art. 20. In diesen Fiillcn, oder wenn in den Itü-
ten der Bundesversammlung ein Antrag auf Krimi-
nalklage gestellt oder eine Beschwerde eingereicht
wink (lie eine solche zur Folge haben kann, ist vor
allem den beteiligten Personen davon Kenntnis zu
geben un d zur Behandlung der Vorfrage über die
Erhehiichkcit Tagfahrt anzusetzen. Die Entschei-
dung darüber erfolgt erst nach Anhörung der allfül-
ligcn mündlichen oder schriftlichen Erkliirun_ren der
Beteili,ten.

Art. 21. AV -cini der National- oder Ständerat sich
für ilie Nichterheblichkcit des Antrages oder der
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Beschwerde ausspricht und bei diesem Beschlusse
beharrt, so ist der Gegenstand erledigt.

Art. 22. Haben sich beide Behörden für die Er-
heblichkeit erklärt, so bestellt jede durch das Los
eine Kommission zur nähern Untersuchung der Sa-
che. Diese Kommission ist verpflichtet, den Betei-
ligten Gelegenheit zur Verteidigung zu geben und
von. Amtes wegen diejenigen Akten herbeizuschaf-
f en, welche zur Aufklärung des Gegenstandes erfor-
derlich sind.

Art. 23. Die Anträge der Kommission sind auf
folgende Momente zu richten:

a) entweder der Klage keine weitere Folge zu
geben;

b) oder den Beschluss aufzuheben, welcher den
Gegenstand der Beschwerde bildet;

c) oder eine Mahnung an die fehlbaren Beamten
zu erlassen:

41) oder eine Zivil- oder Kriminalklage zu erhe-
ben.

Diese Anträge können einzeln gestellt oder auch
der zweite und dritte, sowie der zweite und vierte
verbunden werden.

Art. 24. Die Verhandlungen über den Kommis-
sionsbericht können erst nach Ablauf von minde-
stens sechs Tagen nach der ersten Beratung (Art.
20) stattfinden, und es ist auch für den Beteiligten
schriftliche oder mündliche Verteidigung zu gestat-
ten.

Dem Beteiligten ist wenigstens 24 Stunden vor
der Verhandlung Einsicht in den Kommissional-
bericht zu gewähren.

Art. 25. Wird von beiden Räten die Anhebung
einer Kriminalklage beschlossen, so ist dèr Gegen-
stand an das Bundesgericht zu überweisen. Durch
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diese l' Entscheid werden die angeklagten Beamten
suspendiert, und die Bundesversammlung hat sofort
Ersatzmänner zu wählen.

Art. 26. Im Falle einer Ueberweisung an das
Bundesgericht sind diejenigen Mitglieder und Er-
satzmänner desselben, welche zugleich Mitglieder
des National- oder Ständerates 1) sind, bei dem Bun-
desgerichte im Ausstand.

Art. 27. Die Bundesversammlung wählt in ver-
einigter Sitzung einen besonderen Staatsanwalt und
so viele ausserordentliche Ersatzmänner des Bundes-
gerichtes, als erforderlich sind, um die Rekusations-
fragen und nötigenfalls die Hauptsache selbst zu
beurteilen. Sie beeidigt diese Beamten. 2 )

Art. 28. Bei diesen Wahlen ist zugleich Rück-
sicht zu nehmen auf die Art. 56 und 57 des Gesetzes
vom 5. Juni 18-19 2) über die Organisation der Bun-
desrechtspflege, betreffend Unfähigkeit zum Richter-
amt und Ablehnungsgründe. Auch dürfen keine Per-
sonen gewählt werden. welche von der Behörde ab-
hängen, deren Mitglieder angeklagt sind.

Art. 29. Sollten alle Mitglieder des Bundesgerich-
tes angeklagt werden, so wählt die Bundesversamm-
lung für diesen Fall ein besonderes Gericht. nach
Massgabe der Art. 27 und 28. Diesem kommen alle
Attribute des Bundesgerichtes zu.

Art. 30. Das Verfahren bei dem Bundesgerichte
ist durch das Gesetz Tiber die Organisation der Bun-
desrechtspflege und durch den Strafprozess vorge-
schrieben.

Gemäss Art. 108, Ziff. 2, der Bundesverfassung von 1874 können Mitglieder
der Bundesversammlung nicht gleichzeitig dem Bundesgericht angehören.

°> Das Verfahren ist gegenwärtig durch Art. 32 des Bundesgesetzes über
die Organisation der Bundesrechtspflege geregelt.

') Jetzt Art. 27 und folgende des Gesetzes von 1893,1921.
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Art. 31. Das Urteil ist dem Bundesrate zu Ilan-
den der Bundesversammlung mitzuteilen. Lautet
dasselbe auf Freisprechung, so treten die suspendier-
ten Beamten sofort wieder in ihre gesetzlichen Funk-
tionen ein. Im Falle der Verurteilung hat der Bun-
desrat für die Vollziehung zu sorgen.

Art. 32. Jede gegen die von der Bundesver-
sammlung gewählten Beamten gerichtete und auf
deren rechtswidrige Amtsführung gestützte Zivil-
klage ist zuerst bei der Bundesversammlung anzu-
bringen, woselbst das in den Art. 20 bis 23 be-
zeichnete Verfahren stattfindet.

Art. 33. Beschliessen die beiden Mite, es sei der
Klage Folge zu geben. so wird dieselbe dem Bun-
desgerichte zur Behandlung nach den Vorschriften
des Zivilprozesses überwiesen. lm entgegengesetz-
ten Falle steht die Eidgenossenschaft für den Beam-
ten ein, und es ist der klagenden Partei unbenom-
men, ihre Entschüdigungsforderunn gegen sie zo
richten.

Art. 34. Wenn die Bundesversammlung die
Ueberweisung einer Zivilklage an das Bundesgericht
beschliesst, so wählt und beeidigt sie die infolge des
Art. 27 erforderliche Anzahl von ausserordentlichen
Ersatzmiinnern; auch kann sie, insofern der Prozess
das Interesse der Bundeskasse beschlägt, entweder
selbst einen Anwalt bestellen oder den Bundesrat
damit beauftragen.

Art. 35. Will die klagende Partei nach Abwei-
sung ihrer Klage durch (lie Bundesversammlung dcu
Zivilprozess gegen die Eidgenossenschaft fortsetzen,
so sollen die Mitglieder des Gerichtes, welche zu-
gleich Mitglieder des National- oder Ständerates
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sind, austreten t). An deren Stelle sind ausserordent-
liche Ersatzmänner zu wählen.

Art. 36. In Beziehung auf sämtliche ßichter gel-
ten die Art. 56 und 57 des Gesetzes vom 5..luni
1849 2) über die Organisation der Bundesrechts-
pflege.

III. Betreffend die übrigen eidgenös-
sischen Beamten.

Art. 37 bis 39 ... •
Art. 40. Verbrechen oder schwere Gesetzesüber-

tretungen von Beamten, insofern dieselben durch die
eidgenössische Kriminalstrafgesetzgebung vorgese-
hen sind, hat der Bundesrat dem Bundesgerichte zu
überweisen. Mit dieser Verfügung ist die Suspen-
sion zu verbinden, welche bis zum gerichtlichen Ur-
teile fortdauert.

Art. 41. Kriminalklage gegen Beamte über ihre
amtlichen Funktionen sind beim Bundesrate anzu-
bringen, und können nur durch Beschluss desselben
heim Bundesgerichte anhängig gemacht werden.

Verweigert der Bundesrat die Ueberveisung der
Klage an das Bundesgericht, so steht dem Kläger
die Beschwerdeführung über diese Verfügung bei
der Bundesversammlung zu. (Art. 74, Ziffer 15, der
Bundesverfassung von 1848.) 3 )

Art. 42. Der Bundesrat ist verpflichtet, im In-
teresse der Bundeskasse gegen fehlbare Beamte auch
Zivilklagen zu erheben, wenn deren Bedingungen
vorhanden sind (Art. 7).

t) Diese Bestimmung besieht sich nur noch auf die Ersatarichter. Siehe
Bemerkung 1 auf Seite 303.

') Siehe Bemerkung 3 auf Seite 303.
') Nach dieser Bestimmung hatten die gesetzgebenden Rite bei Klagen der

Bürger oder der Kantone gegen Beschlüsse oder Massnahmen des Bundesrate-
entscheiden. In der Bundesverfassung von 1874 fehlt eine entsprechende Be-

s timmung.
20
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Art. 43. Alle Zivilklagen, weiche von anderer
Seite gegen Beamte wegen gesetzwidriger Amtsfüh-
rung erhoben werden, sind zunächst beim Bundes-
rate anzubringen.

Verweigert dieser seine Zustimmung, so kann der
Kläger den beklagten Beamten auf dem Zivilwege
belangen, sofern er vorerst für die entspringenden
Kosten eine vom Bundesgerichte zu bestimmende
Kaution geleistet hat.

Art. 44. Dieses Gesetz tritt mit denn 1. Januar
1851 in Kraft.

Der Bundesrat ist mit der Vollziehung ht•auf-
tragt.

Also beschlossen vom schweizerischen National-
rate,

Bern, den 7. Dezember 1850.

Der Präsident: Dr. Kern.
Der Sekretär: Schiess.

Also beschlossén vom schweizerischen Stände-
rate,

Bern, den 9. Dezember 1850.

Der Präsident: J. Rüttimann.
Der Sekretär: N. von Moos.
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XX.
Bundesgesetz

fiber

die politischen und polizeilichen Garantien
zugunsten der Eidgenossenschaft.

(Vom 23. Dezember 1851_

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossen-

schaft,
in Ausführung und weiterer Anwendung ihres

Beschlusses vom 27. November 1848,

beschliesst:

Art. 1. Gegen die Mitglieder des National- und
tünderates kann wiihrend der Dauer der Versamm-

lung eine polizeiliche oder gerichtliche Verfolgung
wegen Verbrechen oder Vergehen, welche sich nicht
auf ihre amtliche Stellung beziehen, nur mit Zu-
stimmung der Behörde, welcher sie angehören, statt-
findcu,

Gegen die Mitglieder des Bundesrates. sowie ge-
gen den Kanzler der Eidgenossenschaft, und gegen
eidgenössische Heprüsentanten oder Konuuissarien ist
eine solche Verfolgung nur mit Zustimmung des
Bundesrates zulässig.
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Ueber die Verweigerung der Zustimmung kann
in obgedachten Füllen bei der vereinigten Bundes-
versammlung Beschwerde geführt werden.

Wenn beschlossen wird, der Klage Folge zu ge-
ben, so geschieht die Ueberweisung an die Anklage-
kammer des Bundesgerichts oder in unbedeutenden
Fällen an die Gerichte des Kantons. in welchem die
eingeklagte Handlung begangen wurde. Die Gesetze
dieses Kantons sind (mit Vorbehalt des Art. 10-1,
jetzt Art. 112, der Bundesverfassung) unter beiden
Voraussetzungen für die Beurteilung massgebend.

Ueber die auf die amtliche Stellung bezüglichen
rechtswidrigen Handlungen enthält das Bundes-
gesetz über die Verantwortlichkeit der eidgenössi-
schen Beamten vom 9. Dezember 1850 die erforder-
lichen Bestimmungen.

Art. 2. Ueberdies darf keine der im Art. I be-
zeichneten Personen ohne Bewilligung derjenigen
Behörde, welche nach Art. 1 über Anhebung der Un-
tersuchung entscheidet, verhaftet werden.

Wird eine solche bei der Verübung eines Ver-
brechens auf frischer Tat betroffen, so kann die Poli-
zeigewalt sich derselben zuhanden der Bundes-
behörde versichern, die über die Fortdauer der Haft
zu entscheiden hat.

Art. 3. Wer ausser dem im vorhergehenden Ar-
tikel bezeichneten Falle wissentlich eine der dort
benannten Personen ohne Bewilligung der zustän-
digen Bundesbehörde verhaftet, macht sich. auch
wenn er dazu den Befehl seiner Oberbehörden erhal-
ten hat, eines Vergehens schuldig. Ebenso macht
sich derjenige Beamte eines Vergehens schuldig.
welcher den Verhaftsbefehl erteilt hat.
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Art. 4. Verbrechen gegen die Personen der Mit-
glieder des Bundesrates und des eidgenössischen
Kanzlers gehören in die Kompetenz des Bundes-
gerichtes.

Dasselbe gilt hinsichtlich derjenigen Verbrechen,
welche gegen die Mitglieder der Bundesversamm-
lung, des Bundesgerichts und der Jury, sowie gegen
die Bundesanwalte und Verhörrichter oder gegen
eidgenössische Heprüsentanten oder Komnrissarien
verübt wenden, w'ühreud diese Beamten im wirk-
lichen Dienste des Bundes sich befinden.

Art. 3. Die Mitglieder des Bundesrates und der
eidgenössische Kanzler behalten ihr politisches und
bürgerliches Domizil in denjenigen Kantonen bei. in
welchen sie verbürgert sind. Besitzen dieselben in
mehreren Kantonen das Bürgerrecht, so sind sie mit
Beziehung auf Art. 84, (jetzt Art. 96) der Bundes-
verfassung als demjenigen Kantone angehörig zu
betrachten, in welchem sie zur Zeit der Wahl ihren
Wohnsitz hatten. und. in Ermangelung des Wohn-
sitzes in einem dieser Kantone, als demjenigen an-
gehörig, in welchem das Bürgerrecht das ältere ist.
Sie bleiben unter der Rohheit und der Gesetzgebung
des betreffenden Kantons, soweit ihre Eigenschaft
als Privatpersonen in Frage kommt. Dieser Grund-
satz bezieht sich jedoch nicht auf den Besitz von
Liegenschaften und auf die indirekten Steuern.

Art. O 1)  

Art. 7. Die Bundeskasse und alle unter der Ver-
waltung des Bundes stehenden Fonds, sowie die-
jenigen Liegenschaften, Anstalten und Materialien,

r^ Dieser Artikel i-t dur.h .t ' Itunde.getorU som 30. Juni 192: über das
Dienstvrrhiltnis der 1tonde.brsmreo (A9. 43, 43Q) aufgehoben.
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selche unmittelbar für Bundeszwecke bestimmt sind.
dürfen von den Kantonen nicht mit einer direkten
Steuer belegt werden.

Art. B. Die Kantone sind für das Eigentum der
Eidgenossenschaft verantwortlich. sofern dasselbe
durch Störung der öffentlichen Ordnung in ihrem
Innern beschädigt oder entfremdet wird.

Art. 9. Wenn der Bundesrat wegen öffentlicher
Unruhen die Sicherheit der Bundesbehörden am Buu-
(lessitze für gefährdet erachtet, so ist er, abgesehen
von andern verfassungsmässigen Sicherheitsmass-
regeln berechtigt, seine eigenen Sitzungen an einen
andern Ort zu verlegen und auch die Bundesver-
sammlung an den gleichen Ort einzuberufen.

Art. 10. Sollte, infolge von Aufruhr oder anderer
Gewalttat, der Bundesrat ausser Stande sein, zu han-
deln, so ist der Präsident des NationalratesOder bei
dessen Behinderung der Präsident des Ständerates
verpflichtet, sofort die beiden gesetzgebenden Rate
in einem beliebigen Kantone zu versammeln.

Art. 11. Die zum Gebrauche der Bundesbehörden
bestimmten Gebäude stehen unter der unmittelbaren
Polizei derselben.

Während der Sit zungen der Bundesversammlung
übt jeder Rat die Polizei in seinem Sitzungslokale
aus.

Art. 12. Alle Konflikte, welche über die Anwen-
dung dieses Gesetzes entstehen, gehören zur Kom-
petenz der vereinigten Bundesversammlung,. Allfäl
lig erforderliche provisorische Verfiigungen hat der
Bundesrat zu erlassen.

Art. 13. Dieses Gesetz ünssert seine Wirksamkeit
vom 27. November 1848 an.
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Für die Zeit vor Erlassung desselben haben die
eidgenössischen Beamten und Angestellten am Bun-
dessitze für ihre Besoldung keine direkten Steuern
an den Kanton oder die Stadt Bern zu bezahlen.

Der Bundesrat ist mit der Vollziehung beauf-
tragt.

Also beschlossen voni .schweizerischen Stünde-
rate,

Bern, den 23. Dezember 1851.
Im Namen desselben:

Der Präsident:
C. Kappeler.

Der Protokollführer:
N. von Moos.

Also beschlossen vom schweizerischen National-
rate,

Bern, den 23. Dezember 1851.
Im Namen desselben:

Der Präsident:
Trog.

Der Protokollfihrer:
Schiess.
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XXI.
Auszug
aus dem

Bundesgesetz vom 22. März 1893 25. Juni 1921
über die Organisation der

Bundesrechtspflege.

I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 1 1). Das Bundesgericht besteht aus 2G his

28 Mitgliedern und 9 Ersatzmännern.
Mitglieder und Ersatzmänner werden von der

Bundesversammlung gewählt. Bei der Wahl soll da-
rauf Bedacht genommen werden, bass alle drei Na-
tionalsprachen vertreten seien.

Art. 2. In das Bundesgericht kann jeder Schwei-
zerbürger gewählt werden, der in den Nationalrat
wählbar ist.

Die Mitglieder der Bundesversammlung und des
Bundesrates und die von diesen Behörden gewähl-
ten Beamten können nicht gleichzeitig Mitglieder
des Bundesgerichtes sein (Art. 108 der Bundesver-
fassung).

Art. 3. Die Mitglieder des Bundesgerichtes dür-
fen keine andere Beamtung, sei es im Dienste der
Eidgenossenschaft, sei es in einem Kanton, beklei-

s) Abgeinderter Artiki4 (ßunde+.geseu runt 11. Juni 1928, siehe Stitt. 2:1)•
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den, noch irgend einen andern Beruf oder ein Ge-
werbe betreiben (Art. 108 der Bundesverfassung).

Sie dürfen auch nicht bei Vereinigungen oder
Anstalten, welche einen Erwerb bezwecken, die Stel-
lung von Direktoren oder von Mitgliedern der Ver-
waltung, des Vorstandes oder des Aufsichtsrates ein-
nehmen.

Art. 4. Die Amtsdauer der Mitglieder und Er-
satzmänner des Bundesgerichtes beträgt sechs Jahre.

Ledig gewordene Stellen werden bei der nächst-
folgenden Session der Bundesversammlung für den
Rest der Amtsdauer wieder besetzt.

Art. 5. Der Präsident und der Vizepräsident des
Bundesgerichtes werden von der Bundesversamm-
l u ng aus den Mitgliedern desselben auf zwei Jahre
gewählt.

Art. 12. Blutsverwandte und Verschwägerte, in
auf- und absteigender Linie unbeschränkt und in der
Seitenlinie bis und mit dem vierten Grade. Ehe-
männer von Schwestern. sowie durch Adoption ver-
bundene Personen können nicht gleichzeitig das
Amt eines Mitgliedes, Ersatzmannes oder Kanzlei-
beamten des Bundesgerichtes, eines eidgenössischen
Untersuchungsrichters, des Generalanwalts oder
eines sonstigen Vertreters der Bundesa uwaltschaft
bekleiden.

Der Schriftführer eines eidgenössischen Unter-
suchungsrichters darf weder zu diesem noch zu dem
Vertreter der Bundesanwaltschaft in einem der an-
geführten Ausschlussverhültnisse stehen.

\Ver durch Eingebung einer Ehe in ein solches
Verhältnis tritt. verzichtet damit auf seine Stelle.
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Art. 13. Die Beamten der Bundesrechtspflege
werden vor ihrem erstmaligen Amtsantritt auf ge
treue Pflichterfüllung beeidigt.

Die Mitglieder und Ersatzmänner des Bundes-
gerichtes leisten den Eid vor der Bundesversamm-
lung oder, im Verhinderungsfalle, vor dem Bundes-
gerichte in der ersten Gerichtssitzuug, der sie bei-
wohnen.

Die Gerichtsschreiber, die Sekretäre. die Unter-
suchungsrichter und deren Schriftführer werden
durch das Bundesgericht beeidigt. Das Bundesge-
richt ist indessen befugt, die Beeidigung der Unter-
suchungsrichter und ihrer Schriftführer einer anderen
Bundesbeamtung oder einer kantonalen Amtsstelle
zu übertragen.

Der Generalanwalt und die übrigen Vertreter der
Bundesanwaltschaft leisten den Eid vor dem Bundes- i

rate.
Beamte, denen ihre Ueberzeugung die Leistung

eines Eides nicht gestattet. können an Stelle des-
selben ein Randgelübde ablegen.

IV. Staatsrechtspflege.

Art. 175. Das Bundesgericht beurteilt als Staats-
gerichtshof:

1. Kompetenzkonflikte zwischen Bundesbehörden
einerseits und Kantonalbehörden anderseits;

2. Streitigkeiten staatsrechtlicher Natur zwischen
Kantonen;

3. Beschwerden betreffend Verletzung verfas-

sungsmüssiger Rechte der Bürger, sowie
solche von Privaten wegen Verletzung von
Konkordaten und Staatsvertriigen.
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Vorbehalten sind die in Art. 189 bezeichneten
staatsrechtlichen Streitigkeiten. -

In allen diesen Fallen sind jedoch die von der
Bundesversammlung erlassenen Gesetze und allge-
mein verbindlichen Beschlüsse, sowie die von ihr
genehmigten Staatsvertriige für das Bundesgericht
massgebend (Art. 113 der Bundesverfassung).

Art. 176. Das Bundesgericht hat Kompetenzkou-
flikte nach Art. 175, Ziff. 1, auch dann zu entschei-
den, wenn seine eigene Kompetenz von einer Kan-
tonsbehörde streitig gemacht wird.

Art. 177. Die Zuständigkeit des Bundesgerichtes
zur Entscheidung staatsrechtlicher Streitigkeiten
zwischen Kantonen (Art. 175, Ziff. 2) ist begründet.
wenn eine Kantonsregierung seinen Entscheid au-
ruft.

Zu diesen Streitigkeiten gehören insbesondere
Grenzstreitigkeiten zwischen Kantonen. Kompetenz-
fragen zwischen den Behörden verschiedener Kan-
tone und Anstände betreffend die Anwendung inter-
kantonaler Verträge, sofern nicht ausschliesslich die
Verletzung von Interessen oder Rechtsansprüchen
von Privaten in Frage steht.
- Art. 178. Die Beschwerdefülirung beim Bundes-

gerichte wegen Verletzung verfassungsmässiger
Rechte und wegen Verletzung von Konkordaten und
andern Verkommuissen unter den Kantonen oder
von Staatsverträgen mit denn Ausland (Art. 175.
Ziff. 3) ist nach Massgabe nachstehender Bestim-
mungen zulässig:

1. die Beschwerde kann nur gegen kantonale
Verfiigungen und Erlasse gerichtet werden;

2. das Recht zur Beschwerdefiihrung steht Mir-
gern (Privaten) und Korporationen beziiglich
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solcher Rechtsverletzungen zu, welche sie
durch allgemein verbindliche oder sie persön-
lich betreffende Verfiigungen oder Erlasse er-
litten haben;

3 t). die Beschwerde ist binnen dreissig Tagen,
von der Eröffnung oder Mitteilung der Ver-
fügung oder des Erlasses an gerechnet. dem
Bundesgerichte schriftlich einzureichen und
soll die Antriige des Beschwerdeführers, so-
wie deren Begründung enthalten.

Art. 179. Vom Bundesgerichte als Staatsgerichts-
hof sind Steuerstreitigkeiten zwischen Bund und
Kantonen zu beurteilen, wenn von dem einen oder
andern Teile sein Entscheid angerufen wird.

Art. 180. Das Bundesgericht beurteilt nach dein
für staatsrechtliche Beschwerden vorgeschriebenen
Verfahren:

1. Streitigkeiten über die Zuliissigkeit eines Ver-
zichtes auf das Schweizerbürgerrecht (Art. S
des Bundesgesetzes betreffend die Erwerbung
des Schweizerbürgerrechts und den Verzieht
auf dasselbe, vom 25. Juni 1903);

2. Streitigkeiten zwischen dem Bundesrate umu 1
einer Eisenbahngesellschaft über die Aufstel-
lung der Jahresbilanz der Gesellschaft (Art. 12-
1G und 20 des Bundesgesetzes über das Rech -
nungswesen der Eisenbahnen vom 27. :Uri
189G);

3. Streitigkeiten zwischen Kantonen über die
Anwendung des Bundesgesetzes betreffend die
zivilrechtlichen Verhältnisse der Niedergelas -
senen und Aufenthalter vom 25. ,Juni 1891:

Abgeinderte Bestimmung (Bundesgesetz sum 11. )uni, 1928 siehe Seile 2711.
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1. Streitigkeiten zwischen den Vormundschafts-
behörden verschiedener Kantone fiber die in
Art. 377 und 378 des ZGB geregelten Befug-
nisse und Obliegenheiten;

5. Beschwerden betreffend die politische Stimm-
berechtigung der Bürger und betreffend kan-
tonale Wahlen und Abstimmungen. auf Grund
sämtlicher einschlägiger Bestimmungen des
kantonalen Verfassungsrechtes und des Bun-
desrechtes;

6. Beschwerden über d ie Verweigerung des
Armenrechtes wegen Verletzung der Bestim-
mungen des Art. 6, Ziff. 1, des Bundesgesetzes
betreffend die Ausdehnung der Haftpflicht
vom 26. April 1887, und des Art. 22, Ziff. _'.
des Bundesgesetzes betreffend die Haftpflicht
der Eisenbahn- und Dampfschiffwrternehmun-
gen und der Post, vom 28. März 1905.

Art. 181. Das Bundesgericht entscheidet über
Einsprachen gegen Auslieferungsbegehren fremder
Staaten auf (Irrein des Bundesgesetzes bet reffend hie
Auslieferung gegenüber dem Aaslande vom 22. Ja-
nuar 1892, nach Massgabe der Artikel 23 und 24 des
genannten Gesetzes.

Art. 182. Wegen Verletzung privatrechtlicher
Oder strafrechtlicher Vorschriften des eidgenössischen
Rechts durch Entscheide von Kantonsbehörden kann
eine staatsrechtliche Beschwerde beim Bundesge-
richte nicht erhoben werden.

Vorbehalten bleibt die staatsrechtliche Beschwerde
Wegen Verletzung von Bestimmungen der Staatsver-
trage, soweit die kantonalbehördlichen Entschei-
'lungen nicht mittelst der in den Bestimmungen
'fieses Gesetzes fiber die Zivilrechtspflege und die
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Strafrechtspflege vorgesehenen Rechtsmittel anfecht-
bar sind.

:1r1. 189. Der Beurteilung des Bundesrates
(Art. 102, Ziff. 2, und Art. 113, Abs. 2, der Bundes-
verfassung) oder der Bundesversammlung (Art. 85, 1

Ziff. 12, der Bundesverfassung) sind unterstellt die
Beschwerden, welche sich auf die nachstehenden Be-
stimmungen der Bundesverfassung oder die ent-
sprechenden Bestimmungen der Kantonsverfassungen
beziehen:

1. Art. 18, Abs. 3. der Bundesverfassung betref-
fend unentgeltliche Ausrüstung der Wehr-
münner;

2. Art. 27, Abs. 2 und 3, der Bundesverfassun g

betreffend das Schulwesen der Kantone;
3. Art. 51 der Bundesverfassung betreffend daS

Jesuitenverbot:
4. Art. 53, Abs. 2, der Bundesverfassung betref•

fend Begräbnispliitze.
1) Vom Bundesrat sind überdies zu erledigen Be•

schwerden betreffend die Anwendung der auf Grund
der Bundesverfassung erlassenen Bundesgesetze, so.
weit nicht diese Gesetze selbst oder die gesetzlichen
Bestimmungen über die Organisation der Bundes -

rechtspflege abweichende Vorschriften enthalten.
Der Rechtsprechung des Bundesgerichts bleiben

indessen in allen Fiillen die Gerichtsstandsfragen vor-
behalten.

Endlich sind vom Bundesrate oder von der Bu ll -

desversammlung zu behandeln: Anstiinde, herriihrcn' 1

aus denjenigen Bestimmungen der Staatsverträge mit
tlem Auslande, welche sich auf Il:unlels- und Zotl -

').4bgelnderte Bestimmung (DundesVheti , om 11. Juni 1928, siehe Seite 2714



— 319 —

verhältnisse, Patentgebtihren, Freizügigkeit, Nieder-
lassung und Befreiung vom 1lilitiirpflichtersatz be-
ziehen.

Art. 19-1. \Venn eine Beschwerde gleichzeitig beila
Bundesgerichte und beim Bundesrate erhoben wird
oder wenn bei einer dieser Behörden Zweifel darüber
bestellen, ob die Beurteilung einer ihr eingereichten
Beschwerde in ihre eigene Zuständigkeit oder in die
der andern Behörde falle, so soll vor der Entschei-
dung ein Meinungsaustausch über die Kompetenz-
frage zwischen den beiden Behörden stattfinden.

Die Bundesbehörde, welche in der Hauptsache
kompetent ist, hat auch alle Vor- und Zwischen-
fragen zu erledigen.

1) Soweit eine dem Bundesgericht eingereichte
Beschwerde in die Zuständigkeit des Bundesrates
fallt oder umgekehrt, ist sie von Amtes wegen an
die zuständige Bundesbehörde abzugeben. Ist in die-
Sen Füllen die Beschwerde bei der unzustiindigen
Behörde rechtzeitig eingereicht worden. so gilt die
Beschwerdefrist als eingehalten.

Art. 195. Die staatsrechtlichen Entscheidungen
des Bundesgerichts werden mit der Ausfüllung
rechtskräftig und vollziehbar.

Art. 196   ).
Die staatsrechtlichen Entscheidungen der Bundes-

versammlung werden mit der Ausfüllung rechtskräf-
tig lind vollziehbar.

'I Ve tter Absatz (Bundesgesetz vom 11. )uni 1928, siehe Seite 271).
r^ Absätze 1 um' 2 aufgehoben durch Bundesgesetz vom 11. Juni 1928.
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XXII.
Bundesgesetz

betreffend
die Taggelder und Reiseentschädigungen des

Nationalrates und der Kommissionen
der eidgenössischen Räte.

(Vom 6. Oktober 193.)

Die Bundesversammlunb
der schweizerischen Eidgenossen-

schaf t.

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates
vom 3. April 1922,

beschliesst:

I. Taggelder.

Art. 1. ' Die Mitglieder des Nationalrates he
ziehen für jeden Tag ihrer Anwesenheit hei der ,

Sitzungen des Bates ein Taggeld von dreissig Fran
ken. Sie beziehen dieses Taggebl auch für die Tagt
der Unterbrechung der parlamentarischen Arbeit
über das Wochenende (Samstag und Sonntag), so -

fe rn sie beim Schlussappell der Woche anwesend
sind und an Sitzungen des Nationalrates in der'
darauffolgenden Woche teilnehmen.
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2 Die Mitglieder der Kommissionen des National-
rates und des Stiinderates erhalten die nämliche Ent-
schädigung für jeden Tag ihrer Anwesenheit bei den
Kommissionssitzungen.

Art. 2. Finden am nämlichen Tage Sitzungen
verschiedener eidgenössischer Behörden oder Amts-
stellen statt, so haben Mitglieder des Nationalrates
und der Kommissionen der Rute, die  an mehr als
einer Sitzung teilnehmen, gleichwohl nur auf ein
Taggeld, und zwar auf das höhere, Anspruch.

Art. 3. Ist ein Mitglied des Natioualrates oder
einer Kommission der Bäte genötigt. seinen \Wolun-
ort schon am Tage vor der Sitzung zu verlassen, um
rechtzeitig zu Beginn derselben am Sitzungsorte ein-
zutreffen, so ist ihm das Taggeld auch für den Vor-
tag auszurichten. Dasselbe gilt für den Tag un-
mittelbar nach der Sitzung, wenn ein Mitglied erst
an diesem Tage seinen Wohnort erreichen kann.

Art. t . Erkrankt ein Mitglied des \ationalrates
während einer Tagung der Bundesversammlung oder
ein Mitglied der eidgenössischen Räte während einer
Kommissionssitzung, an der es ausserhalb seines
Wohnortes teilnimmt, so ist ihm das Taggeld bis und
mit dem Zeitpunktauszurichten, wo sein Gesund-

- lnejtszustand ihm gestattet. nach Hause zurückzu-
kehren.

11. Reiseentschädigungen.
Art. 5 1 Die Mitglieder des Aationalrates be-

ziehen für jede Session eine einmalige Reiseent-
schadigung von fünfzig Rappen für den Kilometer
sowohl für die Ifinreise an Uten Sitzungsort als auch
für die Rückreise an den Wohnort; für die Kom-
missionssitzungen betrügt die Kilometerentschädi-
gung dreissjg Mappen.

2 1
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2 Fiir die Ermittlung der Entfernungen ist der
eidgenössische Distanzenzeiger massgebend.

3 Bruchteile von einem Franken fallen bei der
Festsetzung von Entschädigungen ausser Betracht.

Art. 6. 1 Finden am nämlichen Orte, am gleichen
oder am darauffolgenden Tage, Sitzungen verschie-
dener eidgenössischer Behörden oder Amtsstellen
statt, so erhalten die Mitglieder des Nationalrates
und der Kommissionen der Ritte, die an mehr als
einer Sitzung teilnehmen, die Reiseentschädigung
nur einmal.

2 Finden Sitzungen verschiedener eidgenössischer
Behörden oder Amtsstellen am gleichen oder am
darauffolgenden Tage, aber nicht am nämlichen Orte
statt, so erhalten die Mitglieder des Nationalrates
und der Kommissionen der Räte. die an mehr als
einer Sitzung teilnehmen, die Reiseentschädigung
vom Wohnorte zum ersten Sitzungsorte, von diesem
zum zweiten und allfälligen weiteren Sitzungsorten
und vom letzten Sitzungsorte zum Wohnorte.

Ill. Gemeinsame Bestimmungen betreffend Taggelder
und Reiseentschädigungen.

Art. 7. Besondere Veranstaltungen. wie Augen-
scheine und Feierlichkeiten. an denen Mitglieder des
Nationalrates oder der Kommissionen der Ritte in
amtlicher Eigenschaft teilzunehmen haben, sind hin-
sichtlich der Ausrichtung der Taggelder und Reise-
entschädigungen wie Kommissionssitzungen zu be-
handeln.

IV. Schlussbestimmungen.
Art. B. Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes

werden alle damit in Widerspruch stehenden Be-
stimmungen in Bundesgesetzen, Bundesbeschlüssen,
Verordnungen und Reglementen aufgehoben.
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Art. 9. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung
dieses Gesetzes beauftragt und setzt den Beginn der
Wirksamkeit desselben fest.

Also beschlossen vom \ationairate,

B e r n, den G. Oktober 1923.

Der Präsident: J. Jenny.

Der Protokollfiihrer: F. v. Ernst.

Also beschlossen vom Ständerate.

B e r n, den G. Oktober 1923.

Der Präsident: Böhi.
- Der Protokollfiihrer: Kfeslin.

In Kraft getreten am 1. Februar 1924.
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XXIII.
Vorschriften über die Portofreiheit.

Auszug aus dem Bundesgesetz vom
2. Oktober 1924 über den

Postverkehr.

Postverkehrsgesetz.)

Art. 38. 1. Von der Entrichtung der Posttaxen
sind befreit:

a) Die eidgenössischen Räte für ausgehende Sen-
dungen, die Mitglieder der Kommissionen der
Bundesversammlung für den amtlichen Akten-
wechsel unter sich und mit den Bundesbehör-
den, sowie die Mitglieder der Bundesversamm-
lung und deren Kommissionen, wenn sie sich
am Sitzungsort befinden, während der Dauer
der Sitzungen für aus- und eingehende Sen-
dungen.

2 	

3. Die unter Abs. 1 bewiliigte Portofreiheit er-
streckt sich nur auf Sendungen, die das Gewicht von
23 Kilogramm nicht übersteigen, keine Wertangabe
tragen und nicht zur Einschreibung aufgegeben wer-
den. Der Bundesrat ist befugt, in einzelnen Fällen
die Gewichtsgrenze der portofreien Sendungen aus-
zudehnen.

1) AS. 41. 329.
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Auszug aus der Vollziehungsverordnung I
vom 8 , Juni 1925 zum Postverkehrsgesetz ')

Portofreiheit der Mitglieder von Behörden
und Kommissionen.

Art. 121. 1. Die Mitglieder von Behörden der Eid-
genossenschaft, der Kantone, der Bezirke, Kreise
und Gemeinden, sowie von Aufsichtsbehörden der
öffentlichen Schulen und die Kirchenvorstände
(Art. 38 des Gesetzes) können Akten in Amtssachen
(Art. 39 des Gesetzes) unter sich portofrei versen-
den. Sie geniessen ferner Portofreiheit für die amt-
lichen Mitteilungen, wie Einladungen zu Sitzungen,
Empfangsanzeigen u. s. w., die sie mit. dem Präsi-
denten, dem Bureau, Direktor, Vorsteher u. s. w.
wechseln. Für andere amtliche Mitteilungen unter
sich können die einzelnen Mitglieder von Behörden
keine Portofreiheit beanspruchen.

2. Bei Kommissionen, die von einer eidgenössi-
schen, kantonalen, Bezirks-, Kreis-, Gemeinde-. Schuh
aufsichts- oder Kirchenbehörde innerhalb oder ausser-
halb dieser Behörde bestellt werden, geniesst ihr
Vorstand für die Sendungen an die Wahlbehörde
und an die Mitglieder mit. Bezug auf den Geschiifts-
kreis der Kommission Portofreiheit. Die Mitglieder
der Kommission können ihre Sendungen an den Vor-
stand für diesen Geschiiftskreis ebenfalls portofrei
befördern. Sie geniessen ausserdem Portofreiheit für
den amtlichen Aktenwechsel unter sich. Für andere
Sendungen haben sie keinen Anspruch auf Porto-
freiheit.

Allgemeine Formvorschriften.
Art. 123. Sendungen, für die Portofreiheit bean-

sprucht wird, müssen auf der Adresseite die nötigen
Angaben tragen, damit die Postverwaltung die Be-

') AS. 41, 353.
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rechtigung anhand der Vorschriften und des Ver-
zeichnisses der portofreiheitsberechtigten Behörden
und Amtsstellen prüfen kann, und zwar:

a) Behörden, Amtsstellen und Kommissionen.
denen Portofreiheit für ausgehende Sendungen
zukommt, müssen auf der Adresse die Stelle,
die Portofreiheit beansprucht, genau bezeich-
nen; die blosse Angabe des Namens oder des
Titels des Stelleinhabers genügt nicht. Jede
Sendung muss ausserdem mit der deutlichen
Aufschrift «Amtssache» oder «Amtlichz ver-
sehen sein;

b) Mitglieder der Bundesversammlung und deren
Kommissionen haben auf der Adresse der von
ihnen ausgehenden Sendungen ihren Namen
und das Amt (Nationalrat, Ständerat, Mit-
glied der nationalrötlichen Kommission usw.).
vermöge dessen sie die Portofreiheit in An-
spruch nehmen, anzugeben. Auf den ein-
gehenden Sendungen soll das Amt ebenfalls
angegeben sein.

Als portofrei aufgegebene Sendungen, bei denen
die Formvorschriften nicht erfüllt sind und die nicht
zurückgegeben werden können, werden in gleicher
Weise taxiert und behandelt wie solche, bei denen
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Portofrei-
heit unberechtigterweise beansprucht wird (Art. 43
des Gesetzes).

Ausnahmen von der Gewichtsgrenze.
Art. 124. Auf Grund von Art. 38, Abs. 3, des Ge-'

setzes wird die Gewichtsgrenze von 2% Kg. erhöht
auf:

c) 20 Kg. für den Aktenwechsel der Mitglieder'
der eidgenössischen Kommissionen;
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